
Übernahmevertrag 

zum Städtebaulichen Vertrag 

zum Bebauungsplan Bahrenfeld 62 vom 16.11.2013 

zwischen der 

nachfolgend 

nachfolgend 

Freien und Hansestadt Hamburg 

vertreten durch das Bezirksamt Altona, dieses vertreten durch 

die Bezirksamtsleiterin Dr. Liane Melzer, diese vertreten durch 

den Dezernenten für Wirtschaft, Bauen und Umwelt Johannes 

Gerdeimann und den Leiter des Fachamtes Stadt- und 

Landschaftsplanung Frank Conrad, Platz der Republik 1, 22765 

Hamburg 

„Hamburg“ genannt 

und der 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

vertreten durch ihre einzelvertretungsberechtigte persönlich 

haftende Gesellschafterin die Verwaltungsgesellschaft 

Stahltwiete 13-21 GmbH, diese vertreten durch die 

„Bauträgerin“ genannt 

sowie der 

Werkhof 2 Bahrenfeld Projektgesellschaft mbH & Co. KG 

vertreten durch ihre einzelvertretungsberechtigte persönlich 

haftende Gesellschafterin die Achtzehnte PMB Management 

GmbH, diese vertreten durch ihre Geschäftsführer. Herrn  

nachfolgend Eintretende“ genannt 



Präambel 

Zwischen Hamburg und der Bauträgerin wurde unter dem te.H.ZOIS ein städtebaulicher 

Vertrag zum Bebauungsplan Bahrenfeld 62 -nachfolgend „Städtebaulicher Vertrag“ genannt- 

geschlossen. Die Bauträgerin war zum Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung Eigentümerin 

der Flurstücke 5190, 5191,5192, 5193, 1923 und 2601 (teilweise) der Gemarkung Ottensen, 

verzeichnet im Grundbuch von Ottensen, Blatt 6124 der Gemarkung Ottensen. Der 

städtebauliche Vertrag dient der Realisierung eines Wohnungs- und Gewerbebauprojekts auf 

den vorbezeichneten Grundstücken. 

Die Bauträgerin hat der Eintretenden das Flurstück 5190 der Gemarkung Ottensen (nach 

erfolgter Teilung nun Flurstücke 5395 und 5396 der Gemarkung Ottensen) Grundbuchblatt 

6124 mit notariellem Kaufvertrag vom 23.12.2016 (Urkundenrolle-Nr. 2327/2016 VH) 

verkauft (vgl. Anlage 2 des Vertrages). 

Mit dieser Vereinbarung regeln die Parteien die Übernahme der Verpflichtungen aus dem 

städtebaulichen Vertrag durch die Eintretende und treffen darüber hinaus ergänzende 

Regelungen. 

Der Eintretenden ist der Inhalt des städtebaulichen Vertrages nebst Anlagen bekannt. Der 

städtebauliche Vertrag und seine Anlagen sind dieser Vereinbarung als Anlage 1 beigefügt. 

§1 

Übernahme der Vertragspflichten 

(1) Hamburg, die Bauträgerin und die Eintretende sind sich darüber einig, dass sämtliche 

Regelungen und Vereinbarungen des städtebaulichen Vertrages unverändert 

fortgelten, sofern sie nicht durch diese Vereinbarung modifiziert bzw. geändert 

werden. 

Die Eintretende tritt in sämtliche Rechte und Pflichten der Bauträgerin aus dem 

städtebaulichen Vertrag ein. Betrifft eine Regelung des städtebaulichen Vertrages 

nicht den Gewerbebaustein 1 (Gl; Gebäude 3) und den Gewerbebaustein 2 (G2; 

Gebäude 2) gemäß Anlage 4 zum städtebaulichen Vertrag (vgl. Anlage 1 dieses 

Vertrages), greift diese Regelung gegenüber der Eintretenden nicht. 
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(2) Hamburg stimmt hiermit der Übertragung der Rechte und Verpflichtungen von der 

Bauträgerin auf die Eintretende gemäß § 7 des städtebaulichen Vertrages zu. 

(3) Die Eintretende wird insbesondere auf folgende Rechte und Pflichten des 

städtebaulichen Vertrages hingewiesen: 

■ die Bauverpflichtung für Gewerbe gemäß § 2 Abs. 1 

■ die Gestaltungsverpflichtung für Fassaden gemäß § 2 Abs. 3 und 4 

■ die Verpflichtung zur Einhaltung der lichten Deckenhöhe gemäß § 2 Abs. 5 

■ die Verpflichtung zur Einhaltung der Mietpreisbindung für den Zeitraum von zehn 

Jahren gemäß § 2 Abs. 14 

■ die Verpflichtung zur Einhaltung der Nutzungsbeschränkungen gemäß § 2 Abs. 

16 

■ die Duldungsverpflichtung hinsichtlich der Immissionen der benachbarten 

Flurstücke 2756, 2757, 2758, 5034 (Stahltwiete 14-16) gemäß § 2 Abs. 19 

■ die Übernahme eines Teils der Bürgschaft von 1.000.000,- Euro gemäß § 5 Abs. 

1 lit. c) zur Absicherung der Vertragsstrafe nach § 6; die Freigabe der Bürgschaft 

richtet sich nach § 5 Abs. 2 lit. c), zweiter Spiegelstrich und dritter Spiegelstrich 

■ die Übernahme der Vertragsstrafenverpflichtung gemäß § 6 bei Nichteinhaltung 

der von der Eintretenden übernommenen Verpflichtungen 

■ die Beschränkungen zur Weiterveräußerung gemäß § 7. 

(4) Die Bauträgerin wird im Verhältnis zu Hamburg einerseits hinsichtlich ihrer 

Verpflichtungen aus dem städtebaulichen Vertrag bezüglich der Gewerbebausteine 1 

und 2 frei und kann andererseits aus dem städtebaulichen Vertrag keinerlei 

Ansprüche mehr in Bezug auf die Gewerbebausteine 1 und 2 gegenüber Hamburg 

geltend machen. 

§2 

Umsetzungsverpflichtungen und Geschossfläche 

(1) In Abänderung des § 2 Abs. 1 des städtebaulichen Vertrages verpflichtet sich die 

Eintretende für den in Anlage 4 des städtebaulichen Vertrages gekennzeichneten 

Gewerbebaustein 2 zu folgenden Umsetzungsfristen: 

a) Einreichung eines vollständigen und 

genehmigungsfähigen Bauantrages bis zum 31.12.2017 
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b) Beginn des Bauvorhabens 

(einschließlich der Begrünungsmaßnahmen) spätestens 6 Monate nach 

Erteilung der Baugeneh- 

migung 

c) Fertigstellung des Bauvorhabens 

(Hochbaumaßnahmen) spätestens 24 Monate 

nach Baubeginn 

(2) Hamburg und die Eintretende sind sich darüber einig, dass die Umsetzungsvorgabe 

mit mindestens 7.370 m^ Geschossfläche, an Stelle der bisher unter § 2 Absatz 1 des 

städtebaulichen Vertrages vereinbarten 2.000 m^ Geschossfläche, für den 

Gewerbebaustein 2 gilt. 

(3) Hamburg und die Eintretende sind sich einig, dass das Bauvorhaben unabhängig von 

seiner Finanzierung und Vorvermarktung umzusetzen ist. 

§3 

Vermietung 

(1) Unter Bezugnahme auf § 2 Abs. 14 des städtebaulichen Vertrages ist die Eintretende 

verpflichtet, im jeweiligen Mietvertrag festzuhalten, dass der Mieter verpflichtet ist, 

gegenüber eventuellen Untermietern ebenfalls höchstens die mit ihm als Mieter 

vereinbarte Miete zu vereinbaren. 

(2) Hamburg und die Eintretende sind sich ferner darüber einig, dass Hamburg und die 

Hamburger Wirtschaftsförderung an der gewerblichen Belegung der 2.000 m^ 

mietpreisgebundenen Geschossfläche von insgesamt 7.370 m^ Geschossfläche ein 

Vorschlagsrecht hinsichtlich der Benennung potentieller Mieter hat. Die Entscheidung 

über den Mieter obliegt jedoch der Eintretenden. 

§4 

Sicherheit 

(1) Die Parteien sind sich darüber einig, dass sich die durch die Bauträgerin gemäß § 5 

Abs. 1 lit. c) des städtebaulichen Vertrages gestellte Bürgschaft in Höhe von 

1.000.000,- Euro bereits auf 700.000,- Euro reduziert hat, da die erste Tranche 
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gemäß der Regelung in § 5 Absatz 2 c) erster Spiegelstrich des städtebaulichen 

Vertrages bereits durch Hamburg freigegeben wurde. 

(2) Nunmehr kann die Bürgschaft nach § 5 Absatz 1 c) des städtebaulichen Vertrages in 

der reduzierten Höhe von 700.000,- Euro durch die Eintretende gestellt werden. 

Abweichend von § 5 Absatz 1 Satz 1 des städtebaulichen Vertrages sind sich 

Hamburg und die Eintretende einig, dass die von der Eintretenden zu leistende 

Bürgschaft nach § 5 Absatz 1 c) des städtebaulichen Vertrages zum Zeitpunkt der 

Vertragsunterzeichnung durch Hamburg dem Bezirksamt Altona, Fachamt Stadt- und 

Landschaftsplanung vorliegen muss. 

Die Bürgschaft der Bauträgerin betreffend § 5 Absatz 1 c) des städtebaulichen 

Vertrages ist dieser Zug um Zug zurückzugeben, sobald die Eintretende eine 

Bürgschaft gemäß der Vorgaben des § 5 des städtebaulichen Vertrages eingereicht 

hat. 

§5 

Verkehrskonzept 

§ 2 Abs. 7 des städtebaulichen Vertrages in Verbindung mit dem Verkehrskonzept 

der Anlage 10 zum städtebaulichen Vertrag (vgl. Anlage 1) sieht derzeit vor, dass die 

Zufahrt zur Tiefgarage Gewerbe über die Stahltwiete und die Ausfahrt aus der 

Tiefgarage Gewerbe über den Celsiusweg erfolgt. Die Umsetzung dieses Konzeptes 

vor der Fertigstellung des Gewerbebausteins 1 wäre mit erheblichen Kosten 

verbunden. Deshalb wird das Verkehrskonzept einvernehmlich dahingehend 

geändert, dass Zu- und Ausfahrten der Tiefgarage Gewerbe bis zur Fertigstellung des 

Gewerbebausteins 1 ausschließlich über die Stahltwiete erfolgen dürfen. Die 

Errichtung der Wendekehre im Celsiusweg ist von dieser Abweichung ausdrücklich 

nicht betroffen. 

§6 

Sofortige Vollstreckung 
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Die Eintretende unterwirft sich zur Durchsetzung, der ihr nach dieser Vereinbarung 

und dem städtebaulichen Vertrag auferlegten Verpflichtungen, insbesondere zur 

Durchsetzung der vereinbarten Vertragsstrafen, der sofortigen Voilstreckung nach § 

61 Hamburgisches Verwaltungsverfahrensgesetz vom 09.11.1977 (HmbGVBI. S. 

333, 402) in Verbindung mit dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz vom 04.12.2012 

(HmbGVBI. 2012, S. 510) in der jeweils geltenden Fassung. 
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§7 

Veröffentlichungsklausel 

(1) Dieser Vertrag unterliegt dem Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG) und wird 

nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG im Informationsregister veröffentlicht 

werden. Zudem kann er Gegenstand von Auskunftsanträgen nach dem HmbTG sein. 

(2) Dieser Vertrag wird erst einen Monat nach seiner Veröffentlichung im 

Informationsregister wirksam (§ 10 Abs. 2 HmbTG). 

Die FHH kann binnen dieses Monats nach Veröffentlichung des Vertrags im 

Informationsregister vom Vertrag zurücktreten, wenn der FHH nach der 

Veröffentlichung des Vertrages von ihr nicht zu vertretende Tatsachen bekannt 

werden, die sie, wären sie schon zuvor bekannt gewesen, dazu veranlasst hätten, 

einen solchen Vertrag nicht zu schließen, und ein Festhalten am Vertrag für Hamburg 

unzumutbar ist. 

(3) Für durch die Verletzung eines Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses bei der 

Veröffentlichung im Informationsregister oder Herausgabe auf Antrag nach dem 

HmbTG entstehende Schäden haftet die FHH nur bei Vorsatz oder grober 

Fahrlässigkeit. 

(4) Die FHH verpflichtet sich, unmittelbar nach Abschluss dieses Vertrages das 

Verfahren zur Veröffentlichung in dem Transparenzportal einzuleiten. 

§8 

Schluss bestimmungen 

(1) Mündliche Nebenabsprachen sind nicht getroffen worden. Änderungen und 

Ergänzungen dieses Vertrages, einschließlich dieser Regelung, bedürfen zu ihrer 

Rechtswirksamkeit der Schriftform, sofern nicht durch Gesetz eine andere Form 

vorgeschrieben ist. 

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam oder 

undurchführbar sein oder werden, so bleiben die übrigen Bestimmungen davon 

unberührt. Dies gilt auch für wesentliche oder grundlegende Bestimmungen dieses 

Vertrages. Die Parteien verpflichten sich, anstelle der unwirksamen Bestimmung eine 

andere zulässige Regelung zu treffen, die dem rechtlich gewollten Ergebnis und dem 

wirtschaftlich erstrebten Erfolg am nächsten kommt.. Gleiches gilt für den Fall, dass 

der Vertrag eine Lücke haben sollte. 
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(3) Für die Vertragsanpassung und Kündigung dieses Vertrages giit im Übrigen § 60 

Hamburgisches Verwaitungsverfahrensgesetz. 

(4) Die Parteien sind sich darüber einig, dass mit diesem Vertrag keine Verpflichtungen 

zur Übertragung oder zum Erwerb des Eigentums an Grundstücken begründet 

werden und deshalb eine notarielle Beurkundung nicht erforderlich ist. Die Parteien 

verpflichten sich, sich bei der Durchführung dieses Vertrages nicht auf die fehlende 

Beurkundung zu berufen und ihre gegenseitigen Leistungspflichten gegebenenfalls 

so zu erfüllen, als sei der Vertrag beurkundet. 

(5) Gerichtsstand beider Parteien für alle aus diesem Vertrag herzuleitenden Ansprüche 

ist Hamburg. 

Bezirksamt Altona, 

Leitung des Dezernats für Wirtschaft, 

Bauen und Umwelt 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 

GmbH & Co. KG 

Dezernat für Wirtschaft, Bauen und Umwelt, 

Leitung des Fachamtes Stadt- und 

Landschaftsplanung 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13 -21 

GmbH & Co. KG 
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Hamburg, den 22 .^yf. 
Hamburg, den. 

Bezirksamt Altona, Rechtsamt, 

Referentin für Rechtsangelegenheiten 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 

GmbH & Co. KG 

[R. W, 2o >1 

Werkhof 2 Bahrenfeld Projektgesellschaft 

GmbH & Co. KG 

Anlagen 

Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan Bahrenfeld 62 vom 16.11.2013 Anlage 1 

Notarieller Kaufvertrag über das Flurstück 5190 (nach Teilung 5395 und 5396) Anlage 2 

Grundbuchauszug aus dem Grundbuch des Amtsgerichts Hamburg-Altona, 

Ottensen Blatt 6124 vom 10.03.2017 Anlage 3 
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Stand 06.11.2013 

Städtebaulicher Vertrag 

zum 

Bebauungsplan Bahrenfeld 62 

zwischen der Freie und Hansestadt Hamburg, 

vertreten durch das Bezirksamt Altona, 

Platz der Republik 1,22765 Hamburg 

nachfolgend ,Hamburg“ genannt 

und der 

Projektgeseflschaft Stahltwiete 13-21 GmbH & Co. KG, 

Lange Straße 1a, 18055 Rostock 

vertreten durch die Verwaltungsgesellschaft Stahltwiete 13- 

21 GmbH 

nachfolgend Bauträgerin“ genannt 

wird gemäß § 11 BauGB folgender städtebaulicher Vertrag abgeschlossen: 



2 

Präambel 

Das Plangebiet soll baulich umstrukturiert und aufgewertet werden. Dabei soll die bereits heute 

bestehende funktionale Gliederung des Baublocks mit einer gewerblichen Nutzung im Norden 

und einer Wohnnutzung im Süden beibehalten werden. Im Zentrum des Baublocks sollen ein 

Mischgebiet und eine öffentlich zugängliche Quartiersgasse entstehen. Weiterhin ist die Herstel- 

lung von privaten und öffentlichen Freiflächen sowie zweier Tiefgaragen beabsichtigt. Mit die- 

sem Vertrag soll für Teilflächen des Plangebiets ergänzend die Umsetzung der städtebaulichen 

Zielsetzungen, die nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans sind, geregelt werden. 

(1) Der Städtebauliche Vertrag dient der Realisierung eines Wohnungs- und Gewerbebau- 

projekts auf den Flurstücken 5190, 5191, 5192, 5193, 1923 und 2601 (teilweise) der 

Gemarkung Ottensen im Geltungsbereich des Bebauungsplans Bahrenfeld 62. Der Gel- 

tungsbereich des städtebaulichen Vertrags umfasst die im als Anlage 1 betgefügten La- 

geplan umgrenzten Flächen. Die Flurstücke 5190 bis 5193 entsprechen in der Anlage 1 

den Flurstücken 1917, 1918, 1920, 2870, 2954 und 4928. 

(2) Die Bauträgerin beabsichtigt, dort Wohngebäude mit etwa 128 Wohnungen und einer 

Bruttogeschossfläche von etwa 15.000 m^, ein Hybridgebäude mit einer Bruttogeschoss- 

fläche von etwa 10.000 m^ sowie Gewerbegebäude mit einer Bruttogeschossfläche von 

etwa 17.800 m^ zu errichten. 

(3) Die Bauträgerin Ist Eigentümerin der Flurstücke 5190, 5191,5192, 5193, 1923 und 2601 

(teilweise) der Gemarkung Ottensen, verzeichnet im Grundbuch von Ottensen, Blatt 

6124 der Gemarkung Ottensen. Die Bauträgerin beabsichtigt, das Flurstück 1921 (ehe- 

maliger Recyclinghof der Stadtreinigung Hamburg) von der Freien und Hansestadt 

Hamburg zu kaufen. 

(4) Für das Vertragsgebiet wird derzeit ein Bebauungsplanverfahren (Bebauungsplan Bah- 

rendfeld 62) durchgeführt. Das Planverfahren wurde durch den Aufstellungsbeschluss 

AI/12 vom 7. Mai 2012 (Amtl. Anz. S. 818) eingeleitet. Die Öffentliche Plandiskussion 

hat am 7. April 2010 stattgefunden. Die Festsetzungen sind aus dem Bebauungsplan- 

entwurf Bahrenfeid 62 in der Fassung nach dem Arbeitskreis II (Anlage 3) ersichtlich. 

§ 1 Vertragszweck 
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(5) Bestandteile des städtebaulichen Vertrags sind 

a) Flurkarte mit Abgrenzung des Vertragsgebietes im Maßstab 1 :1000 {Anlage 1) 

b) Auszug aus dem Grundbuch (Anlage 2} 

c) Bebauungsplanentwurf Bahrenfeld 62 im Maßstab 1 : 1000, Verordnung und Be- 

gründung mit Stand nach dem Arbeitskreis II vom 14.10,2013 (Anlage 3) 

d) Plan mit Darstellung der Gebäude, für die Umsetzungsfristen und Mietpreisober- 

grenzen vereinbart werden (Anlage 4) 

e) Plan zur Fassadengestaltung für die geplanten Wohngebäude, des Gewerbebaus G 

2 sowie des Hybridgebäudes (Anlage 5) 

f) Freiflächenplan für das Vertragsgebiet (Anlage 6) 

g) Übersichtskarte öffentliche Durchwegung einschließlich Kostenschätzung für die 

Herstellung der Quartiersgasse (Anlage 7) 

h) Freiflächenkonzept für den Spielplatz auf dem Flurstück 1967 der Gemarkung 

Ottensen (Anlage 8) 

i) Plan mit Lage der geplanten Kindertagesstätte (Anlage 9) 

j) Erschließungskonzept {Anlage 10) 

k) Schailabsorbierende Gestaltung der Fassaden entlang der Stahttwiete nördlich der 

Quartiersgasse (Anlage 11} 

l) Lageplan (Anlage 12) 

m) Darstellung der Deckenhöhe des Hybridgebäudes und der Gewerbebauten im Erd- 

geschoss (Anlage 13) 

n) Darstellung der Grundrissstrukturen für die Wohngebäude (Anlage 14) 

(6) Der städtebauliche Vertrag dient der Realisierung des Bauvorhabens nach Maßgabe der 

verbindlichen bauleitplanerischen Festsetzungen. Den Vertragspartnern ist dabei be- 

kannt und bewusst, dass sich der Inhalt und die Aufstellung des Bebauungsplans sowie 

die Durchführung des Bebauungsplanverfahrens nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

richten und von Entscheidungen der plangebenden Gremien abhängen. Ein Rechtsan- 

spruch auf die Aufstellung eines entsprechenden Bebauungsplans besteht nicht, auch 

stellt die in diesem Vertrag genannte Absicht der Aufstellung eines Bebauungsplans kei- 

ne Zusage eines derartigen Ergebnisses dar (§ 1 Absatz 3 Satz 2 BauGB). 

(7) Der Vertrag ersetzt nicht die darüber hinaus nach gesetzlichen Bestimmungen durch die 

Bauträgerin zu beantragenden notwendigen Erlaubnisse und Genehmigungen. 
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§2 

Besondere Umsetzungsverpflichtungen der Bauträgerin 

(Realisierung des Vorhabens) 

Umsetzungsvorgaben 

(1) Die Bauträgerin verpflichtet sich für die in Anlage 4 gekennzeichneten Gebäude zu folgen- 

den Umsetzungsfristen: 

Einreichung eines 

vollständigen und 

genehmigungsfähigen 

Bauantrages 

Beginn des Bauvorhabens 

(einschließlich der 

Begrünungsmaßnahmen) 

Fertigstellung des Vorha- 

bens (Hochbaumaßnahmen} 

mit „(1)“ bezeichnete Ge- 

bäude im Mischgebiet 

(Hybridgebäude) 

spätestens 1 Monat, nach- 

dem der Bauträgerin vom 

Bezirksamt Altona der Pla- 

nungsstand nach § 33 Ab- 

satz 1 BauGB bezüglich des 

Bebauungsplanentwurts 

schriftlich mitgeteiit wurde 

spätestens 12 Monate 

nach Erteilung der Bauge- 

nehmigung 

spätestens 24 Monate 

nach Baubeginn 

mindestens 2.000 m^ Ge- 

schossfläche des mit „(2)“ 

bezeichneten Gebäudes im 

Gewerbegebiet 

spätestens 36 Monate, 

nachdem der Bauträgerin 

vom Bezirksamt Attona der 

Planungsstand bezüglich 

des Bebauungsplanentwurfs 

nach § 33 Absatz 1 BauGB 

schriftlich mitgeteiit wurde 

spätestens 6 Monate nach 

Fertigstellung des mit „(1)“ 

bezeichneten Gebäudes 

(Hybridgebäude) 

spätestens 24 Monate nach 

Baubeginn 

(2) Nicht von der Bauträgerin zu vertretende Umstände (z. B. Wetter, Streik, höhere Gewalt), 

die zu Zeitverzögerungen führen, verlängern die Fristen entsprechend. Dies gilt auch dann, 

falls mit den baulichen Maßnahmen nicht begonnen werden darf oder sie nach Baubeginn 

unterbrochen werden müssen, weil die Baugenehmigung und/oder der Bebauungsplan mit 

Mitteln des vorläufigen Rechtschutzes (gerichtliche Eil-Anträge) angegriffen wurde. In den 

vorgenannten Fällen verlängern sich die Fristen um den Zeitraum, währenddessen die Er- 

füllung der vertraglichen Pflichten der Bauträgerin gehemmt war, zuzüglich eines ange- 

messenen Zeitraums (höchstens sechs Monate) für die Wiederaufnahme der Baumaß- 

nahmen. Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Falle des Vorliegens solcher oder eines 

der genannten Umstände sich über die daraus entstehende Lage zu verständigen mit dem 

Ziel, schnellstmöglich eine Einigung über die eingetretene Problemlage zu erreichen. 

iv 
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Anforderungen an die Gebäude 

(3) Die Bauträgerin verpflichtet sich, im Vertragsgebiet die Gestaltung der Fassaden der 

Wohngebäude, des Hybridgebäudes und des mit „(2)“ bezeichneten Gebäudes im Gewer- 

begebiet (Anlage 4) entsprechend der Anlage 5 vorzunehmen. Abweichungen bei der Ge- 

staltung der Fassaden sind im Einvernehmen mit Hamburg möglich. Das Einvernehmen gilt 

als hergestellt, wenn Hamburg (Bezirksamt Altona, Fachamt Stadt- und Landschaftspia- 

nung) der Abweichung schriftlich zugestimmt hat, 

(4) Die Bauträgerin verpflichtet sich, die Gestaltung der Fassaden der Gewerbebauten mit 

Hamburg abzustimmen. Die Abstimmung gilt als erfolgt, wenn Hamburg (Bezirksamt Al- 

tona, Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung) der Gestaltung der Fassaden schriftlich zu- 

gestimmt hat. Wenn die Abstimmung nicht erfolgt ist, gelten die Bauantragsunterlagen als 

nicht vollständig eingereicht. 

(5) Die Bauträgerin verpflichtet sich, die Erdgeschosse des Hybridgebäudes und der nördlich 

davon geplanten Gewerbebauten mit einer lichten Deckenhöhe von mindestens 5,5 m (sie- 

he Anlage 13) zu errichten. 

(6) Die Bauträgerin verpflichtet sich, für die geplanten Wohngebäude südlich der in Anlage 7 

rot schraffierten Quartiersgasse folgende Wohnungsgrößen mit mindestens folgendem An- 

teil am Wohnungsmix vorzusehen: 

1-/2-Zimmer-Wohnung: 20% 

3- Zimmer-Wohnung: 20 % 

4- /5-Zimmer- Wohnung: 20 % 

Die Grundrissstrukturen und der Wohnungsmix sind entsprechend der Darstellung in 

Anlage 14 umzusetzen. 

(7) Die Zu- und Ausfahrten der Tiefgaragen sind entsprechend des in Anlage 10 dargesteliten 

Erschließungskonzepts anzuordnen. 

(8) Die Bauträgerin verpflichtet sich, im engen zeitlichen Zusammenhang (spätestens innerhalb 

eines Jahres seit der Fertigstellung der Wohngebäude) mit der Realisierung der Wohnge- 

bäude eine Kindertageseinrichtung an dem in Anlage 9 dargestellten Ort, jedoch ohne die 

Erstausstattung, auf ihre Kosten herzustellen. Grundlage für den Bau der Kindertagesetn- 

hchtung sind die Richtlinien für Bau und Ausrüstung von Kindergärten der Unfatlkasse Nord 

sowie die Richtlinien für den Betrieb von Kindertageseinrichtungen der Behörde für Arbeit, 

Herstellung einer Kindertagesstätte 
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Soziales, Familie und Integration der Stadt Hamburg (BASF!). Die Bauträgerin wird die 

Ausführungsplanung mit der zuständigen Abteilung der BASF! abstimmen. Die Kinderta- 

geseinrichtung soii für eine ganztägige Betreuung von etwa 60 Kindern entsprechend den 

Anforderungen der BASF! - Abteilung Kindertagesbetreuung - hergerichtet und der Betrieb 

durch die Vermietung oder den Verkauf an einen von der Bauträgerin auszuwählenden, 

geeigneten Träger, der an der Planung zu beteiligen ist, gesichert werden. Geeignet im 

vorgenannten Sinne ist der Betreiber, wenn er die Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 des 

Hamburgischen Kinderbetreuungsgesetzes erfüllt. Bei der Auswahl des Trägers als Mieter 

oder Käufer ist ebenfalls die zuständige Abteilung der BASFI vor Abschluss des Kaufver- 

trages bzw. des Mietvertrages anzuhören. Für den Fall, dass die Bauträgerin mit dem Trä- 

ger der vorgenannten Einrichtung einen Mietvertrag abschließt, sollte die Mietdauer 15 Jah- 

re mit Verlängerungsoption (zweimal um jeweils 5 Jahre) betragen, sofern der Mieter dies 

wünscht. Der Mietzins soll den Rahmen der jeweils geltenden Bestimmungen zur Finanzie- 

rung der Kindertagesbetreuung nicht überschreiten. 

Hamburg verpflichtet sich, bei Bereitstellung entsprechender Geldmittel durch die Bauträge- 

rin nach Maßgabe von § 2 Abs. (10) dieses Vertrags auf deren Kosten eine Aufwertung des 

öffentlichen Spielplatzes im Sinne der vorgenannten Vorschrift durchzuführen (zu veranlas- 

sen), wenn die Bauträgerin die nachfolgend aufgeführten und von ihr übernommenen Ver- 

pflichtungen zeitgerecht erfüllt. Der Zustand des Spielplatzes und dessen Nutzbarkeit sind 

für die Genehmigung der Kita von Bedeutung. Die Durchführung der Aufwertung soll so ko- 

ordiniert werden, dass die Aufwertung des Spielplatzes möglichst zeitgleich mit dem Hyb- 

ridgebäude fertig gestellt ist, vorausgesetzt die Bauträgerin hat die nachfolgenden Bedin- 

gungen erfüllt: 

Sie zahlt die unter § 2 Abs. (10) aufgeführten Mittel, und zwar zunächst den 

an Hamburg, gutgeschrieben auf dessen unter § 2 Abs. (10) angegebenes Konto. Unter 

dieser Voraussetzung kann die „rechtzeitige“ Umsetzung der Aufwertung des Spielplatzes 

im Zusammenhang mit der Fertigstellung des Hybridgebäudes erreicht werden. 
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Herrichtung von Freiflächen 

(9) Die Bauträgerin verpflichtet sich, im Vertragsgebiet auf ihre Kosten zusätzlich zu den im 

Bebauungsplan festgesetzten Begrünungsmaßnahmen gemäß des Freiflächenplans (An- 

lage 6) die Außenanlagen entsprechend des Baufortschrittes herzustellen. Die Durchfüh- 

rung der Maßnahmen muss In der jeweils auf die Fertigstellung der Gebäude folgenden 

Vegetationsperiode vorgenommen werden. Die Grünflächen sind von der Bauträgerin dau- 

erhaft zu unterhalten. 

(10) a) Die Bauträgerin beabsichtigt, den nahegelegenen öffentlichen Spielplatz am Celsiusweg 

(Flurstück 1967 der Gemarkung Ottensen, Gesamtfläche 2.735 qm) als Außenspielfläche 

für die zu bauende Kindertagesstätte (siehe § 2, Herstellung einer Kindertagesstätte') zu 

nutzen. Hamburg verpflichtet sich, bei Bereitstellung entsprechender Geldmittel durch die 

Bauträgerin auf deren Kosten eine Aufwertung des öffentlichen Spielplatzes durchzuführen. 

Anderenfalls verpflichtet sich Hamburg, die von der Bauträgerin gezahlte Summe innerhalb 

eines Monats zurückzuzahien. Zur Absicherung der Zahlung der vorgenannten Kosten in 

von durch 

die Bauträgerin hat diese Hamburg innerhalb von zwei Monaten nach Erteilung der Bauge- 

nehmigung für das Hybridgebäude eine auf diesen Betrag ausgestellte qualifizierte selbst- 

schuldnerische Bürgschaft einer deutschen Bank (Kreditinstitut) entsprechend den Vorga- 

ben (Qualifizierung) des § 5 Abs. 1 dieses Vertrages für den ersten Bauabschnitt, als Si- 

cherheit zur Verfügung zu steilen. 

Ein erster Teilbetrag in Höhe von^^^^^^^^B>rutto ist spätestens entsprechend der 

Fäliigkeitsregelung von § 2 Abs. (8) am 31. März 2014 fällig. Hamburg wird mit diesem Be- 

trag die notwendigen Vor- und Nebenarbeiten zur baulichen Grunderneuerung (Öffentlich- 

keitsbeteiligung, Boden- und Kampfmittetuntersuchung, Freiraumplanung) anstoßen. Ham- 

burg wird die Bürgschaft innerhalb von einem Monat nach Eingang der von der Bauträgerin 

zu leistenden Teilzahlung um den vorgenannten Betrag entsprechend einer Vorlage der 

Bauträgerin reduzieren. Dementsprechend erfolgt bezüglich der Bürgschaft eine Teilfreiga- 

be. 

Der zweite Teilbetrag in Höhe von brutto ist spätestens bis zum 2. Januar 

2015, zur Zahlung entsprechend der Regelung von § 2 Abs. (8) dieses Vertrages an Ham- 

burg fällig. Hamburg wird die Bürgschaft innerhalb von einem Monat nach Eingang der von 

der Bauträgerin zu leistenden zweiten Teilzahlung an die Bauträgerin zurückgeben. Die je- 

weiligen Beträge sind unter Angabe des unten genannten Kassenzeichens an Hamburg zu 

überweisen. 
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Bankverbindung: Kto-Inhaber: FHH 

BLZ: 

Kto-Nr.; 

Kassenzeichen; 

200 00 00 

20 00 15 82 

113 082 000 9404 

Hamburg ist bereit, der Bauträgerin für die geplante Kindertagestätte ein entsprechendes 

Nutzungsrecht (im Sinne von § 2 Abs. 8 des Vertrages .Herstellung einer Kindertagesstät- 

te') einzuräumen. Eine offizielle Anerkennung der Spielptatzflächen als Außenbereich der 

Kindertagesstätte kann aber erst und nur im Rahmen der Erteilung der Betriebserlaubnis 

für die Kindertagesstätte erfolgen. Die Nutzung/Nutzbarkeit des öffentlichen Spielplatzes 

durch die Allgemeinheit muss weiterhin gewährleistet bleiben, 

b) Die Bauträgerin beteiligt sich darüber hinaus anteilig an den Unterhaltungs- und Ab- 

schreibungskosten für die Spielplatz-Flächen des Kleinkinderbereiches (ca. 1/3 der Ge- 

samtfläche). Hierfür wird ein Betrag in Höhe von brutto, entspre- 

chend den nachstehend angegebenen Zahlungsmodalitäten, zu zahlen an Hamburg, für 

einen Zeitraum von mindestens 15 Jahren fällig. Sofern die Kita länger als 15 Jahre be- 

steht, ist dieser Betrag weiterhin jährlich an Hamburg bis zur Einstellung des Betriebs zu 

zahlen. Der Betrag ist jeweils bis zum 15. Februar des Jahres, erstmalig im Februar 2016 

unter Angabe des Kassenzeichens an Hamburg zu überweisen, vorausgesetzt Hamburg 

hat die unter vorstehender lit. a) genannte Aufwertung des öffentlichen Spielplatzes durch- 

geführt. Sofern die geforderte Zahlung für die Unterhaltungs- und Abschreibungskosten 

nicht fristgerecht eingehen, erlischt das nach § 2 (1) a gewährte Nutzungsrecht. 

Bankverbindung: wie vor 

Kassenzeichen: 113 082 001 1235 

Diese Verpflichtung kann die Bauträgerin an den Betreiber der Kindertagesstätte übertra- 

gen, sofern die Bauträgerin die jährlichen Zahlungen an Hamburg vertraglich sichergestellt 

hat. Die Höhe der zu zahlenden Unterhaltungskosten kann gemäß Preissteigerungsindex 

durch Hamburg laufend angepasst werden. 

Sollte der Betreiber der Kita trotz Mahnung und Fristsetzung nicht an Hamburg zahlen, 

bleibt die Bauträgerin gegenüber Hamburg für den Zeitraum bis 2031 nach Maßgabe der 

tatsächlichen Unterhaltungserfordernisse/Verpflichtungen von Hamburg zahlungsverpflich- 

tet. 
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Quartiersgasse 

(11) Die Bauträgerin verpflichtet sich, auf ihre Kosten die in Anlage 7 rot schraffierte Quartiers- 

gasse (Teil des Flurstücks 5191), die durch den Bebauungsplan Bahrenfeld 62 mit einem 

Gehrecht belastet wird, anzulegen, dauerhaft zu unterhalten und der Öffentlichkeit zugäng- 

lich zu machen. Die Verkehrssicherungspflicht liegt beim Eigentümer. Die Fertigstellung der 

Quartiersgasse erfolgt spätestens im Zuge der Herstellung der Außenanlagen des in Anla- 

ge 4 mit „(1)“ bezeichneten Gebäudes (Hybridgebäude). Ferner verpflichtet sich die Bau- 

trägerin, eine Beleuchtung der Quartiersgasse nach den Anforderungen der DIN EN 13201 

entsprechend der Beleuchtungssituation E2 sicherzustellen und durch geeignete Maßnah- 

men (wie z.B. das Aufstellen von Pollern) die Befahrung der Quartiersgasse durch Kfz- 

Verkehr mit Ausnahme für Anlieferungs-, Rettungs- und Versorgungsfahrzeuge zu unter- 

binden. Gegenüber Personen, die sich auf den öffentlich zugänglichen Flächen in einer 

Weise verhalten, die zu einer nicht unerheblichen Störung der übrigen Grundstücksnutzun- 

gen führen (z.B. durch die Abgabe lautstarker Äußerungen, den übermäßigen Alkoholge- 

nuss, das Urinieren, das Nächtigen auf den Freiflächen, das Prostituieren und sonstig er- 

heblich belästigende Verhaltensweisen) sollte nach Möglichkeit in geeigneter Weise vom 

Hausrecht Gebrauch gemacht werden. Dies gilt auch für solche Tätigkeiten und Handlun- 

gen die auch auf öffentlichem Grund den Einsatz der Polizei rechtfertigen würden. 

(12) Die Bauträgerin verpflichtet sich, die auf den Grundstücken der Bauträgerin eventuell vor- 

handenen Bodenbelastungen entsprechend der fachlichen Vorgaben Hamburgs zu beseiti- 

gen, falls die vorgesehene Nutzung dies erfordert. 

(13) Die im Vertragsgebiet geplanten Wohngebäude dürfen erst dann zum Zwecke einer Wohn- 

nutzung an Käufer oder Mieter übergeben werden, wenn das in Anlage 4 mit „(1)“ bezeich- 

nete Gebäude (Hybridgebäude) als geschlossener (Roh-)Rohbaukörper (einschließlich 

Fenstereinbau) fertig gestellt ist. 

(14) Die Bauträgerin oder ihr Rechtsnachfolger gemäß § 7 verpflichtet sich, in dem in Anlage 4 

mit „(2)“ (Gewerbebaustein 2) gekennzeichneten Gebäude für einen Zeitraum von 10 Jah- 

ren ab Fertigstellung des Gebäudes mindestens 1.000 m^ Bruttogeschossfläche an Nutzer 

zu einer Nettokaltmiete von € 6,50/m^ und weitere mindestens 1.000 m^ Bruttogeschossftä- 

che an Nutzer zu einer Nettokaltmiete von € 7,80/m^ zu überlassen. Ferner verpflichtet sich 

die Bauträgerin, in dem in Anlage 4 mit „(3)“ gekennzeichneten Gebäude (Gewerbebau- 

stein 1) für einen Zeitraum von 10 Jahren ab Fertigstellung des Gebäudes mindestens 

1.400 m^ Bruttogeschossfläche an Nutzer zu einer Nettokaltmiete von € 6,50/m^ und in 

dem mit „(4)“ gekennzeichneten Gebäude (Gewerbebaustein 3) mindestens 1.300 m^ Brut- 

Sonstige weitere Verpflichtungen der Bauträgerin/Vereinbarungen 
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togeschossfiäche an Nutzer zu einer Nettokaitmiete von € 8,20/m^ zu überlassen. Diese 

Regelung enthält keine Bauverpflichtung, da die Realisierung des in Anlage 4 mit „(3)“ ge- 

kennzeichneten Gebäudes {Gewerbebaustein 1) unter dem Vorbehalt des Ankaufs des 

Grundstücks durch die Bauträgerin von Hamburg steht und die Realisierung des in Anlage 

4 mit „(4)“ gekennzeichneten Gebäudes (Gewerbebaustein 3) erst nach Aufgabe der der- 

zeit dort stattfindenden Wohnnutzung erfolgen kann. 

(15) Die Bauträgerin verpflichtet sich, durch geeignete Maßnahmen die Ableitmenge des im 

Vertragsgebiet anfallenden Regenwassers auf 30l/s je ha zu begrenzen. 

(16) a) Die Bauträgerin verpflichtet sich, einer Bauiasteintragung zuzustimmen, durch die si- 

chergestellt wird, dass in dem in Anlage 4 mit „(2)“ (Gewerbe bau stein 2) gekennzeichneten 

Gebäude nachts alle Gebäudeöffnungen an der Ostfassade geschlossen zu halten sind 

und eine Nachtanlieferung nur durch Lieferfahrzeuge ohne Druckluftbremse und nur durch 

Hand ohne technische Hilfsmittel wie z.B. einem Gabelstapler, Hubwagen, Minischlepper, 

Transportwegen etc. erfolgt. 

b) Die Bauträgerin und ihre Rechtsnachfolger verpflichten sich, in die jeweiligen Kauf- und 

Miet- und sonstigen Nutzungsverträge mit den Gewerbemietern und sonstigen Nutzern der 

Gewerbeeinheiten eine Regelung aufzunehmen, die die Jeweiligen Gewerbemieter und 

sonstigen Nutzer der Gewerbeeinheiten zu den unter § (16) a aufgeführten Verhaltenswei- 

se bzw. zur Unterlassung bestimmter Verhaltensweisen verpflichtet. Die Bauträgerin wird 

die Erwerber, Mieter und sonstigen Nutzer der Gewerbeeinheiten vertraglich verpflichten, in 

gleicher Weise mit ihren jeweiligen Mietern, Untermietern und sonstigen Nutzern die vor- 

stehende Regelung in den Mietverträgen bzw. Nutzungsverträgen zu vereinbaren und ihren 

jeweiligen Rechtsnachfolgern diese Verpflichtung mit entsprechender Weiterübertragungs- 

verpflichtung aufzuerlegen. 

(17) a) Die zur Fällung vorgesehenen Straßenbäume sind durch eine Werterstattung von der 

Bauträgerin auszugleichen. Hierfür ist durch die Bauträgerin ein Sachwertgutachten (Wer- 

termittlung nach der Methode Koch) bei einem vereidigten Sachverständigen für Bäume zu 

beauftragen und Hamburg zur Zustimmung vorzuiegen. Nach Zustimmung durch Hamburg 

ist der ermittelte Betrag von der Bauträgerin an Hamburg zu zahlen. Hierzu ist ein Kassen- 

zeichen von Hamburg schriftlich abzufordern. Die Fällung der Bäume darf erst nach erfolg- 

ter Zahlung und nach Erteilung der Baugenehmigung erfolgen. Die Bauträgerin darf die 

Baumfällungen und genehmigten Schnittmaßnahmen an weiteren Bäumen nur im Zeitraum 

zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar eines Jahres durchführen. Nach der Fäl- 



11 

iung der Bäume sind umgehend die Stubben zu roden und die Oberfläche verkehrssicher in 

Abstimmung mit Hamburg herzustellen. 

b) Die Bauträgerin hat vor Erteilung der Baugenehmigung ein Gutachten eines vereidigten 

Sachverständigen für Bäume zur Genehmigung durch Hamburg vorzulegen, in dem die 

Schutzmaßnahmen für die an das Bauvorhaben angrenzenden Straßenbäume {insbeson- 

dere für die im Straßenraum befindliche Eiche an der Westseite der Stahltwiete unmittelbar 

südlich der geplanten Quartiersgasse, die in Folge der Baumaßnahme aufgeastet werden 

muss) während der Bauphase ausgearbeitet sind, um einen dauerhaften Erhalt der Bäume 

zu gewährleisten. Das Gutachten Ist in vollem Umfang umzusetzen. Dies ist durch Beauf- 

tragung eines vereidigten Sachverständigen durch die Bauträgerin zur Überwachung der 

Vorgaben während der gesamten Bauphase sicherzustellen. 

c) Schäden an baubedingt beeinträchtigten Straßenbäumen sind durch eine Werterstattung 

auszugleichen. Hierfür ist vor Baubeginn durch die Bauträgerin ein Sachwertgutachten 

(Wertermittlung nach der Methode Koch) bei einem vereidigten Sachverständigen für Bäu- 

me zu beauftragen und Hamburg zur Zustimmung vorzulegen. Im Rahmen des Gutachtens 

sind alle baubedingten Schnittmaßnahmen, die einen Schaden oder Teilschaden für Ham- 

burg beinhalten, zu berücksichtigen. Nach Zustimmung von Hamburg ist der im Gutachten 

ermittelte Betrag von der Bauträgerin unaufgefordert, nach schriftlicher Anforderung eines 

Kassenzeichens bei der Landeshauptkasse Hamburg einzuzahlen. 

Bankverbindung: 

(18) Durchführung und Kostentragung der aufgrund des Vorhabens erforderlichen Erschlie- 

ßungsmaßnahmen werden in einem gesonderten Vertrag {Erschließungsvertrag) zwischen 

Hamburg (Bezirksamt Altona, Fachamt Management des öffentiichen Raums) und der Bau- 

trägerin oder, soweit in einfacherer Weise regelbar, im Rahmen der Baugenehmigung ge- 

regelt. Die Bauträgerin erklärt sich schon jetzt damit einverstanden, die zusätzlichen Kos- 

ten, die für ein Sicherheitsaudit entstehen, zu übernehmen. 

(19) 1.) Die Bauträgerin als Grundeigentümerin verpflichtet sich zur Duldung der nachstehend 

bezeichneten Immissionen. Die Bauträgerin verzichtet - gegenwärtig und zukünftig und mit 

Wirkung für ihre Rechtsnachfolger im Eigentum - darauf, Abwehrmaßnahmen und Ansprü- 

che nach dem bürgerlichen Recht, insbesondere gemäß § 1004 BGB in Verbindung mit § 

Kto-Inhaber: 

BLZ: 

Kto-Nr.: 

200 00 00 

20 00 15 82 

FHH 
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906 BGB bezüglich der Immissionen eines gewerblichen Betriebs (Stahltwiete 14 - 16, 

Flurstücke 2756, 2757, 2758, 5034) sowie nach öffentlich-rechtiichen Vorschriften, insbe- 

sondere den Immissionsschutzgesetzen im Hinblick auf Beeinträchtigungen, die durch die- 

sen Betrieb verursacht werden (insbesondere Geräuschbelästigung), geltend zu machen, 

soweit diese Immissionen an dem zur Lärmquelle nächstgelegenen Immissionsort inner- 

halb des Vertragsgebiets nachts einen Dauerschallpege! von 65 dB(A) nicht überschreiten. 

2. ) Ersatzansprüche der Bauträgerin und ihrer Rechtsnachfolger im Eigentum gegen Ham- 

burg und den Betreiber des gewerblichen Betriebs und deren jeweilige Rechtsnachfolger 

aufgrund der von dem Betrieb ausgehenden Immissionen im vorgenannten Rahmen sind 

ausgeschlossen. 

3. ) Die vorstehende Regelung zu Ziffer 1. und 2. gelten für das diesem städtebaulichen 

Vertrag zu Grunde liegende Vorhaben oder in der Größenordnung vergleichbare Vorhaben 

oder vergleichbare Planungen einschließlich Umstrukturierungen anstelle des Vorhabens. 

Dies gilt jedoch nur, wenn und soweit diese Vorhaben, künftige Umstrukturierungen und 

Erweiterungen des gewerblichen Betriebs durch öffentlich-rechtliche Genehmigungen, etwa 

dazu ergangene Auflagen oder sonstige Nebenbestimmungen der jeweils zuständigen Be- 

hörden zugelassen bzw. genehmigt sind und der jeweilige Umfang des Betriebs sich un- 

eingeschränkt in dem sich daraus ergebenden zulässigen Rahmen hält. 

4. ) Die Bauträgerin und ihre Rechtsnachfolger verpflichten sich, in die jeweiligen Miet- und 

sonstigen Nutzungsverträge mit den Mietern und sonstigen Nutzern der Wohnungen und 

sonstigen Wohngebäude eine Regelung aufzunehmen, wonach den Mietern/Nutzern be- 

kannt ist, dass sich die von ihnen innegehaitene Wohnung/Anlage auf einem Grundstück 

befindet, dass sich in unmittelbarer Nähe eines gewerblichen Betriebs mit Nachtbetrieb be- 

findet, was mit Immissionen verbunden ist. In der Regelung mit den Mietern und sonstigen 

Nutzern ist zu vereinbaren, dass Ansprüche - gleich welcher Art - bezüglich der Immissio- 

nen durch diesen Gewerbebetrieb ausgeschlossen sind. Dies gilt auch für genehmigte Er- 

weiterungen und Umstrukturierungen des Gewerbebetriebs im Sinne der vorstehenden Zif- 

fer 3. Die Bauträgerin wird die Erwerber, Mieter und sonstigen Nutzer der Wohnungen, Ge- 

bäude und sonstigen Baulichkeiten im Zusammenhang mit der Wohnnutzung vertraglich 

verpflichten, in gleicher Weise mit ihren jeweiligen Mietern, Untermietern und sonstigen 

Nutzern die vorstehende Regelung in den Mietverträgen bzw. Nutzungsverträgen zu ver- 

einbaren und ihren jeweiligen Rechtsnachfolgern diese Verpflichtung mit entsprechender 

Weiterübertragungsverpflichtung aufzuerlegen. 
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5. ) Zugunsten des Eigentümers der Flurstücke 2756, 2757, 2758 und 5034 (herrschendes 

Grundstück) und zu Lasten der Flurstücke 5191, 5192 und 5193 (dienende Grundstücke) 

ist in das Grundbuch der dienenden Grundstücke einzutragen, und zwar an rangbereiter 

Stelle: 

„Die jeweiligen Eigentümer der Grundstücke 5191, 5192 und 5193 nehmen unter Rück- 

sichtnahme auf die in der Nutzungsmischung des Quartiers begründete Nähe von Wohnen 

und Gewerbe dauerhaft davon Abstand (Duldungsrecht), rechtlich gegen den gewerblichen 

Betrieb auf den Flurstücken 2756, 2757, 2758 und 5034 aufgrund von Lärmbeeinträchti- 

gungen vorzugehen, wenn an der Fassade der Gebäude der jeweiligen Eigentümer des 

dienenden Grundstückes ein Lärmpegel von 65 dB (A) nicht überschritten wird. Sofern 

durch Gesetz, Verwaltungsakt oder öffentlich-rechtlichen Vertrag zukünftig ein geringerer 

zulässiger Lärmpegel festgelegt wird, gilt der herabgesetzte Wert." 

6. ) Eine Entschädigung wird für die Eintragung der vorstehenden beschränkt persönlichen 

Dienstbarkeit nicht gewährt. Alle mit der Bestellung und Eintragung der beschränkt persön- 

lichen Dienstbarkeit verbundenen Kosten trägt die Bauträgerin. 

7. ) Für den Fall, dass die Bauträgerin ihr Rücktrittsrecht gemäß § 8 Absatz 3 ausübt, ver- 

pflichtet sich Hamburg, innerhalb von einem Monat die Bewilligung zur Löschung der be- 

schränkt Persönlichen Dienstbarkeit zu erteilen. 

(1) Die Bauträgerin übernimmt auf ihre Kosten die Verwaltung, den Betrieb und die Unterhal- 

tung sowie die Verkehrssicherung für die in ihrem Eigentum befindliche Quartiersgasse (in 

Anlage 7 rot schraffiert). Sie hält alle Aniagenteile in einem ordnungsgemäßen und ver- 

kehrssicheren Zustand. 

(2) Die Bauträgerin haftet für die ordnungsgemäße Erfüllung der übernommenen Verpflichtun- 

gen. Sie hält Hamburg von allen Ansprüchen frei, die ein Dritter aus Nichtbeachtung der im 

vorstehenden Absatz 1 und der in § 2 Absatz 11 genannten Verpflichtungen stellen kann. 

Die Bauträgerin hat sicherzustellen, dass zur Deckung eines etwaigen Schadens ein 

Versicherungsschutz in Form einer Grundstückshaftpflicht in angemessener und ausrei- 

chender Höhe besteht. Der Versicherungsschutz ist bei Bauantragsstellung nachzuwei- 

§3 

Haftung/Versicherung 

sen. 
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§4 

Beschränkte persönliche Dienstbarkeiten 

Zur dinglichen Sicherung der in § 2 Absatz 11 genannten Verpflichtungen bestellt die Bauträgerin 

zugunsten Hamburgs auf ihre Kosten an rangbereiter Steile eine beschränkte persönliche Dienst- 

barkeit im Grundbuch der Gemarkung Ottensen zu Lasten des Flurstücks 5191 folgenden Inhalts: 

Die Bauträgerin verpflichtet sich, den nach den Regelungen des Bebauungsplans Bahrenfeld 

62 in der Fassung vom 14.10.2013 mit einem Gehrecht zu belastende Fläche {nach § 2 Abs. 

11, Anlage 7) auf ihre Kosten herzustellen, in einem ordnungsgemäßen und verkehrssicheren 

Zustand zu halten und instand zu halten. 

Die Ausübung der Dienstbarkeit kann seitens der Berechtigten Dritten übertragen werden. 

§5 

Sicherheiten 

(1) Zur Sicherung der Erfüllung der Verpflichtungen der Bauträgerin aus diesem Vertrag hinter- 

legt (durch Übergabe der Original-Bankbürgschaftsurkunden an A/D4/G10) sie zu Gunsten 

Hamburgs vor der Erreichung der Vorweggenehmigungsreife gemäß § 33 Abs. 1 BauGB 

(Beschluss der Bezirksversammlung zur Feststellung des Bebauungsplans Bahrenfeld 62) 

beim Dezernat für Wirtschaft, Bauen und Umwelt (A/D4/G10) unter Berücksichtigung der im 

nachfolgenden lit. a) gemäß § 2 Abs. 10 aufgeführten zeitlichen Abweichung folgende Si- 

cherheiten in Form von entsprechenden drei Original-Bankbürgschaftsurkunden: 

a) eine unbefristete, unwiderrufliche, selbstschuldnerische und unbedingte Bankbürgschaft 

auf erstes Anfordern einer deutschen Geschäftsbank (eines deutschen Kreditinstituts) unter 

Ausschluss der Einreden der Anfechtung, der Aufrechnung und der Vorausklage nach den 

771 von 

zur Absicherung der Herstellungskosten für die Spielplatzfläche nach § 2 Abs. 

10, abweichend zu Abs. (1) innerhalb von 2 Monaten nach Erteilung der Baugenehmigung 

für das Hybridgebäude, 

b) eine unbefristete, unwiderrufliche, selbstschuldnerische und unbedingte Bankbürgschaft 

auf erstes Anfordern einer deutschen Geschäftsbank unter Ausschluss der Einreden der 

Anfechtung, der Aufrechnung und der Vorausklage nach den §§ 770, 771 BGB in Höhe 

von EUR 

I zur Absicherung der Herstellungskosten der Quartiersgasse nach § 2 Abs. 11, 
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c) eine unbefristete, unwiderrufliche, selbstschuldnerische und unbedingte Bankbürgschaft 

auf erstes Anfordern einer deutschen Geschäftsbank unter Ausschluss der Einreden der 

Anfechtung, der Aufrechnung und der Vorausklage nach den §§ 770, 771 BGB in Höhe von 

Vertragsstrafen 

§ 6 dieses Vertrages. 

Hamburg behält sich vor und ist berechtigt, die Bonität des Kreditinstituts, das für die Erfül- 

lung der Pflichten der Bauträgerin nach deren Willen im Rahmen dieses Vertrages für sie 

bürgen soll, zu überprüfen und in begründetem Falle als für die Bereitstellung der verein- 

barten Bürgschaften nicht geeignet abzulehnen. 

(2) Hamburg wird, sofern keine Inanspruchnahme durch Hamburg aufgrund eines Sicherungs- 

falls erfolgt (entsprechend § 5 Abs. (3) und (4) - nachfolgend - sowie § 6), die unter § 5 (1) 

a) bis c) aufgeführten Bürgschaften, wie folgt, freigeben : 

a) die Bürgschaft in Höhe von ^^^^^^^^|nach erfolgter Einzahlung der Kosten für die 

Herstellung der Spielplatzfläche durch die Bauträgerin gemäß § 2 Abs. 10, 

b) die Bürgschaft übeilBBHBBBiHinnerhalb von einem Monat nach gemäß nachfolgen- 

dem Absatz 3 erfolgter Bestätigung Hamburgs zur Fertigstellung der Quartiersgasse ge- 

mäß § 2 Abs. 11. 

c) die Bürgschaft überBHHHHHiP wird in vier Tranchen freigegeben: 

^^^^^^^^Innerhalb von einem Monat nach gemäß nachfolgendem Absatz 3 er- 

folgter Bestätigung Hamburgs zur Fertigstellung des Baukörpers des mit „(1)“ bezeich- 

neten Gebäudes im Mischgebiet (Hybridgebäude), für das nach § 2 Abs. 1 dieses Ver- 

trages eine Umsetzungsverpflichtung vereinbart wurde. 

- ^^^^^^^^Innerhalb von einem Monat nach gemäß nachfolgendem Absatz 3 er- 

folgter Bestätigung Hamburgs zur Fertigstellung des in Anlage 4 mit „(2)“ gekennzeich- 

neten Gebäudes (Gewerbebaustein 2). 

- ^^^^^^^^^nnerhalb von einem Monat wenn von 80% der Mietflächen des in An- 

lage 4 mit „(2)“ gekennzeichneten Gebäudes (Gewerbebaustein 2) die Erstvermietung 

erfolgt und gegenüber Hamburg durch Vorlage der Mietverträge nachgewiesen ist. 

(3) Hamburg ist in den oben aufgeführten Fällen 2b) und 2c) berechtigt, sich über die Erfüllung 

der jeweils relevanten Vertragspflichten durch die Bauträgerin vor der Freigabe selbst 

durch Fachleute Hamburgs Gewissheit über die vertragsgemäße Fertigstellung/Erfüllung 

der Pflichten zu verschaffen. Die Bauträgerin wird Hamburg die Möglichkeit einräumen, be- 

reits vor der Fertigstellung und unmittelbar nach der Fertigstellung der jeweiligen Gebäude 

eine Besichtigung durchzuführen, um sich einen Eindruck über die Vertragserfüllung ver- 

schaffen zu können. 
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Hamburg ist verpflichtet, sich innerhalb von 3 Wochen nach Fertigstellungsanzeige durch 

die Bauträgerin Gewissheit über die vertragsgemäße Fertigstellung/Erfüllung der Pflichten 

zu verschaffen oder dem Vorliegen der vertragsgemäßen Fertigstellung schriftlich unter 

Angabe entsprechender Gründe zu widersprechen. Im Falle des Widerspruchs Hamburgs 

sowie im Fall der Inanspruchnahme der Sicherheiten durch Hamburg wegen Vertragsver- 

letzungen durch die Bauträgerin hat die Bauträgerin keinen Anspruch auf Freigabe der Si- 

cherheiten. Nach erfolgter Beseitigung des Widerspruchsgrundes oder der von Hamburg 

nachvoilzogenen Erfüllung der (beanstandeten) Vertragspfiichten durch die Bauträgerin 

und entsprechender schriftlicher Anzeige gegenüber Hamburg, die Hamburg innerhalb ei- 

nes Monats auf ihre Richtigkeit zu überprüfen hat, hat Hamburg unverzüglich die vertrags- 

gemäße Fertigstellung schriftlich zu bestätigen und die Sicherheiten innerhalb von maximal 

einem Monat freizugeben, wenn der Widerspruchsgrund/die Vertragspflichtverletzung der 

Bauträgerin/ihrer Rechtsnachfolger nach dem Ergebnis der erfolgten Überprüfung Ham- 

burgs weggefallen ist. 

(4) Erfüllt die Bauträgerin die ihr nach diesem Vertrag obliegenden Verpflichtungen nicht oder 

nicht rechtzeitig bei Fälligkeit der Leistung, kann Hamburg die von ihr geleisteten Sicherhei- 

ten nach fruchtloser schriftlicher Aufforderung (Mahnung) zur Erfüllung der jeweiligen Ver- 

tragspflichten (insbesondere aus § 2 dieses Vertrages) unter Setzung einer angemessenen 

Erfüllungsfrist von in der Regel einem Monat in entsprechender Höhe in Anspruch nehmen 

und verwerten. Eine weitere Mahnung ist nach fruchtlosem Verstreichen der zuvor - mit 

der ersten Mahnung - gesetzten Frist nicht erforderlich. 

Hamburg soll zuvor die Vertragsstrafen gemäß § 6 gegenüber der Bauträgerin geltend ma- 

chen, deren Durchsetzung die gewährten Sicherheiten auch dienen. Die Inanspruchnahme 

der vorgenannten Sicherheiten durch Verwertung kann unter Einhaltung der zuvor genann- 

ten Voraussetzungen von Hamburg auch zur Durchsetzung der in § 6 genannten Vertrags- 

strafen bei Vorliegen der dort genannten Voraussetzungen erfolgen. 

Bei der Inanspruchnahme wird seitens Hamburgs nach Möglichkeit nach den Zwecken und 

entsprechenden Pflichten der Bauträgerin, deren Sicherung durch die Bürgschaftsgewäh- 

rung gegenüber Hamburg verfolgt wird, unterschieden. Die (Teil-) Rückgabe oder (Teil-) 

Freigabe von Sicherheiten im Sinne von § 5 Abs. (2) dieses Vertrages scheidet auch im 

Falle der Inanspruchnahme der Sicherheiten nach § 6 dieses Vertrages, der Geltendma- 

chung von Vertragsstrafen, aus. Erst nach entsprechender Erfüllung der Pflichten der Bau- 

trägerin aus diesem Vertrag hat Hamburg der Rückgabe/Freigabe der jeweiligen (verblei- 
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benden) Teil-Sicherheit (Bürgschaft) - gegebenenfalls des verbleibenden Rests der Si- 

cherheit - nachzukommen. 

Die Inanspruchnahme von Sicherheiten durch Hamburg kann nach Maßgabe der vorge- 

nannten Voraussetzungen auch im Falle der Verletzung der Pflicht zur Weiterübertragung 

von Pflichten der Bauträgerin durch die Bauträgerin im Falle der Veräußerung (Weiter- 

veräußerung) im Sinne von § 7 dieses Vertrages erfolgen. 

(1) Bei Nichteinhaltung der Pflichten aus diesem Vertrag kann Hamburg von der Bauträgerin 

die Zahlung von Vertragsstrafen verlangen. Zur Durchsetzung solcher Vertragsstrafen kann 

Hamburg auch auf die in § 5 dieses Vertrages aufgeführten Sicherheiten, die Bürgschaften, 

zugreifen. Eine solche Inanspruchnahme (Zugriff) durch Hamburg setzt aber eine vorherige 

einmalige schriftliche Aufforderung (Mahnung) Hamburgs zur Vertragserfüllung gegenüber 

der Bauträgerin voraus, die innerhalb angemessener Frist (im Regelfall ein Monat - ent- 

sprechend § 5 Abs. 4) fruchtlos verstrichen ist. Andere Maßnahmen werden dadurch nicht 

berührt. 

(2) Die Höhe der im Einzelfali verwirkten Vertragsstrafe bestimmt Hamburg nach der Schwere 

des Vertragsverstoßes, insbesondere nach dem Maß der Beeinträchtigung des öffentlichen 

Interesses und etwaigen durch den Vertragsverstoß erzielten Vorteilen, nach billigem Er- 

messen unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit. 

(3) Erfüllt die Bauträgerin insbesondere die aus § 2 dieses Vertrages obliegenden Verpflich- 

tungen nicht oder nicht fristgerecht, kann Hamburg von ihr unter Beachtung des Grundsat- 

zes der Verhältnismäßigkeit entsprechend den Verstößen mehrfach Vertragsstrafen von 

zu fordern. Dafür 

die in § 5 aufgeführten Sicherheiten sachbezogen und der Höhe entsprechend in Anspruch 

genommen werden. Andere Maßnahmen werden dadurch nicht berührt. 

Die Gesamthöhe der Vertragsstrafen ist auf einen Höchstbetrag i. H. v. 

(4) Der Vorhabenträger unterwirft sich zur Durchsetzung der in diesem Vertrag getroffenen 

Vereinbarungen der sofortigen Vollstreckung nach Maßgabe des Hamburgischen Verwal- 

tungsvollstreckungsgesetzes vom 13. März 1961 (Hamburgisches Gesetz- und Verord- 

§6 

Vertragsstrafen 

begrenzt. 
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nungsblatt Seiten 79, 136) in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit § 61 Ham- 

burgisches Verwaltungsverfahrensgesetz. 

(1) Veräußert die Bauträgehn ihr Grundstück ganz oder teilweise an Dritte oder bestellt sie 

Dritten Erbbaurechte an diesen Flächen, so ist sie vorbehaltlich der gemäß Absatz 2 zu er- 

teilenden Zustimmung Hamburgs berechtigt und verpflichtet, die sich auf die jeweils veräu- 

ßerte bzw. mit einem Erbbaurecht belastete Grundstücksfiäche (Teilfläche) beziehenden 

Rechte und Verpflichtungen aus diesem Vertrag mit schuldbefreiender Wirkung auf den 

oder die neuen Eigentümer/ Erbbauberechtigten zu übertragen und diese für den Fall der 

Weiterveräußerung entsprechend zu verpflichten. 

(2) Hamburg wird die Zustimmung zu der Übertragung der Rechte und Verpflichtungen ertei- 

len, wenn in der Person des Dritten kein wichtiger Grund für die Versagung der Zustim- 

mung, insbesondere der fehlenden wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit oder der Zugehörig- 

keit zur „organisierten Kriminalität“ (im Sinne des § 261 des Strafgesetzbuchs), vorliegt. 

Hamburg ist berechtigt, die Bonität des neuen Grundstückseigentümers zu prüfen und auf 

dieser Grundlage das Sicherungserfordernis neu zu bewerten. Unabhängig davon hat sich 

der Dritte in einer gesonderten Erklärung gegenüber Hamburg im Hinblick auf die Durch- 

setzung dieser Verpflichtungen der sofortigen Vollstreckung nach Maßgabe des Hamburgi- 

schen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung zu unterwer- 

fen. Sofern die Bauträgerin Eigentumswohnungen nach den Regelungen der Makler- und 

Bauträgerverordnung weiter veräußert, gilt die Zustimmung Hamburgs als erteilt, wenn die 

Erwerber gemäß nachfolgendem Absatz 5 zur Übernahme der Verpflichtungen verpflichtet 

werden. Die Bauträgerin führt dabei gegenüber Hamburg den Nachweis, dass die Ver- 

pflichtungen dieses Vertrages von der zu bildenden Wohnungseigentümergemeinschaft 

übernommen werden. 

(3) Mit Erteilung der Zustimmung gemäß Absatz 2 setzt sich dieser Vertrag mit allen Rechten 

und Verpflichtungen mit dem neuen Eigentümer/ Erbbauberechtigten fort. Im Falle einer 

Grundstücksteilung/ Teilveräußerung setzt sich dieser Vertrag im Hinblick auf die sich auf 

die jeweiligen Teiifiächen beziehenden Rechte und Verpflichtungen nur mit dem jeweiligen 

Eigentümer der Teiifläche fort. Eine gesamtschuldnerische Haftung der Eigentümer ver- 

schiedener Teilflächen entsteht nicht. 

§7 

Weiterveräußerung 
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(4) Die Bauträgerin ist verpflichtet, Hamburg schriftlich - einen Monat vor Vertragsabschluss - 

mitzuteilen, wenn sie beabsichtigt, die Grundstücke ganz oder teilweise an Dritte zu veräu- 

ßern oder Dritten Erbbaurechte an diesen Flächen zu bestellen, 

(5) Die Pflicht zur Weitergabe der durch diesen Vertrag gegenüber Hamburg übernommenen 

Pflichten gilt auch, sofern die Bauträgerin Eigentumswohnungen nach den Regelungen der 

Makler- und Bauträgerverordnung {oder unter sinngemäßer Anwendung von Regelungen 

der Makler- und Bauträgerverordnung) weiter veräußert. Die Weitergabeverpflichtung der 

Bauträgerin ist erfüllt, wenn sie diejenigen Verpflichtungen aus diesem Vertrag weitergibt, 

die sich auf den Zeitraum nach Fertigstellung des Bauvorhabens, Flächen für die Oberflä- 

chenentwässerung, Grün-, Spiel- und Freiflächen beziehen. Es handelt sich konkret um 

folgende Verpflichtungen, die an die Erwerber weiterzugeben sind: 

- Verwaltung, Betrieb, Unterhaltung und Verkehrssicherung des Entwässerungssys- 

tems (§§2(15), 3(1)) 

- Verwaltung, Betrieb, Unterhaltung und Verkehrssicherung der Frei- und Grünflächen 

2(9) VII, 3(1)) 

- Öffentliche Zugänglichkeit der Quartiersgasse einschließlich Verwaltung, Betrieb, 

Unterhaltung und Verkehrssicherung (§§ 2 (11), 3 (1)) 

- Ausreichende Versicherung der vorgenannten Verpflichtungen (§ 3 (3)). 

(1) Die §§ 8 bis 11 dieses Vertrags gelten mit der Unterzeichnung des Vertrages. Der übrige 

Vertrag steht unter der aufschiebenden Bedingung des Inkrafttretens des Bebauungsplans 

Bahrenfeld 62 oder der Erteilung einer Baugenehmigung (gegebenenfalls nach § 33 Abs. 1 

BauGB). 

(2) Wird der Bebauungsplan gegenüber dem Bebauungsplanentwurf (Anlage 3), wie er zurzeit 

des Vertragsschlusses vorliegt, in Punkten geändert, die Gegenstand dieses Vertrages 

(insbesondere nach § 1 dieses Vertrages) sind, werden die Vertragsparteien etwaig erfor- 

derliche (ergänzende) Vereinbarungen treffen, 

(3) Für den Fall, dass der Bebauungsplan Bahrenfeld 62 gegenüber dem Bebauungsplanent- 

wurf so wesentlich geändert wird, dass die Realisierung des Bebauungsplans nicht mehr 

wirtschaftlich erscheint, ist die Bauträgerin berechtigt, von diesem Vertrag zurückzutreten. 

§8 

Aufschiebende Wirkung 
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Der Rücktritt muss innerhalb von einem Monat nach Inkrafttreten des Bebauungsplans er- 

klärt werden. Ein etwaiger Rücktritt ist schriftlich gegenüber Hamburg (Fachamt Stadt- und 

Landschaftsplanung - Leiter - A/SL-L) zu erklären. 

nahmeansprüche nach den §§ 39 bis 44 des Baugesetzbuchs, insbesondere des § 40 des Bauge- 

setzbuchs. 

Die Bauträgerin trägt sämtliche im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Vertrages entste- 

henden Kosten einschließlich der Planungskosten. 

(1) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags sowie anderer Vereinbarungen, die den 

Inhalt des Vertrags berühren, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, sofern nicht 

durch Gesetz eine andere Form vorgeschrieben ist. 

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags ganz oder teilweise unwirksam sein, so 

bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame 

Bestimmungen durch andere zulässige Regelungen zu ersetzen, die dem erstrebten recht- 

lichen und wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmungen möglichst weitgehend 

entsprechen. 

(3) Die Vertragspartner sind darin einig, dass die hier getroffenen Vereinbarungen der Realisie- 

rung des bezeichneten Vorhabens dienen sollen. Sie verpflichten sich gegenseitig, diese 

Vereinbarungen, soweit erforderlich, mit Wohlwollen auszustatten und nach den Regeln 

über Treu und Glauben auszufüllen bzw. zu ergänzen. 

(4) Sollten bei der Durchführung des Vertrags ergänzende Bestimmungen notwendig werden, 

so verpflichten sich die Vertragspartner, die erforderlichen Vereinbarungen in dem Sinne zu 

treffen, in welchem sie bei Abschluss des Vertrags getroffen worden wären. Das Gleiche 

§9 

Ausschluss von Entschädigungs- und Übernahmeansprüchen 

Die Bauträgerin verzichtet hiermit gegenüber Hamburg auf etwaige Entschädigungs- und Über- 

§10 

Kostenübernahme 

§11 

Nebenbestimmungen 
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güt, wenn einzelne Bestimmungen dieses Vertrags späteren gesetzlichen Regelungen wi- 

dersprechen. 

(5) Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Hamburg. Es wird, soweit möglich, die Gei- 

tung/Anwendung deutschen Rechts vereinbart. 

(1) Hamburg darf die Leistungen der Bauträgerin oder der von der Bauträgerin beauftragten 

Dritten (Leistungsverfasser) für den vorgesehenen Bebauungsplan auch vor ihrer Veröf- 

fentlichung ohne dessen Mitwirkung und kostenfrei auf alle Nutzungsarten nutzen, nutzen 

lassen und ändern. Bei wesentlichen Änderungen wird Hamburg die Bauträgerin anhören. 

(2) Hamburg hat das Recht zur vollständigen oder auszugsweisen Erstveröffentlichung. Hat 

Hamburg die Leistungen nach Absatz 1 geändert, so bedarf die Nennung des Leistungs- 

verfassers dessen vorheriger Zustimmung. Der Leistungsverfasser bedarf zur Veröffent- 

lichung der vorherigen schriftlichen Zustimmung Hamburgs, das Hamburg nur versagen 

wird, wenn öffentliche Interessen entgegenstehen. 

(3) Eine Veröffentlichung gegenüber Dritten im Rahmen des Rechts auf öffentliche Zugäng- 

lichmachung gemäß des Hamburgischen Transparenzgesetzes ist durch Hamburg ohne 

besondere Zustimmung der Bauträgerin oder den von ihr beauftragten Dritten und ohne 

zusätzliche Kosten auf alle Nutzungsarten möglich und gerechtfertigt. Die Leistungen und 

Dokumentationen sind nach Möglichkeit entsprechend so vorzubereiten, dass keine ver- 

traulichen und unternehmensinternen Daten, die persönliche Belange berühren, erkennbar 

sind. 

(4) Der Bauträgerin ist bekannt, dass ihre Leistungen die Grundlage für ein amtliches Werk im 

Sinne von § 5 Absatz 2 des Urheberrechtsgesetzes darstellen, das im amtlichen Interesse 

zur allgemeinen Kenntnisnahme zu veröffentlichen ist. Mit der Veröffentlichung im Hambur- 

gischen Gesetz- und Verordnungsblatt gemäß § 10 Absatz 3 des Baugesetzbuchs über 

§12 

Urheberrecht 
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trägt die Bauträgern unwiderruflich die Nutzungsrechte in Bezug auf die Veröffentlichung 

im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt an Hamburg. Der urheberrechtliche 

Schutz zugunsten der Bauträgerin oder von ihr beauftragter Dritter entfällt. 

(5) Für den Fall, dass dieser und weitere zu schließende Verträge nach dem Hamburgischen 

Transparenzgesetzes zu veröffentlichen sind, erklärt sich die Bauträgerin mit einer entspre- 

chenden Veröffentlichung nach Maßgabe dieses Gesetzes bereits heute einverstanden. 

Bauen und Umwelt 

vertreten durch Herrn Jürgen Langbehn, 

den Leiter des Fachamtes für 

Verbraucherschutz, Gewerbe und Um- 

welt 

Bezirksamt Altona, Bezirksamtsleiterin Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 

GmbH &Co. KG 

Bezirksamt Altona, 

Leitung des Dezernats Wirtschaft, 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 

GmbH &Co. KG 

Hamburg, den 7-, //. 2s>/7> 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 

GmbH &Co. KG 
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Amtsgericht Hamburg-altona GrunCtttUCh VOh Ottensen Bond Blatt 4 0 9 9 Bestandsverzeichnis 
Laufende 
Nummer 

der 
Grund- 
stCicke 

Bisherige 
laufende 
Nummer 
d. Grund- 

stücke 
1 

Bezeichnung der Grundstücke und der mit denn Eigentum verbundenen Rechte 
Gemarkung 

O/ermessungsbe^rk) Flur 
Karte 

Flurstück 
Uegerv 
schofts- buch 

c/d 
Wlrtschaftsorl und Lage 

GröSe 

ha 

O t tens en Freifläche 

1,2 Ottensen 

StresemannstraSe 
Celsiusweg 

Gebäude- und Freifläche, Wohnen 
Celsiusweg 1, i, 5 

Freifläche 
Stresemannetraße 
Celsiusweg 
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■| ^ 

imb Suf^vclbungcn 
|or taufen^tn 

S^ammer 
üi 

^ur läüffnVn 
Stummtr 

bA 
<Snmb|t{!,{ff 

% /S- ■ 

-^'-' ’f </»w 

AnscMteRander CInIragimgjsiBUTn pasperrl 
bn HlnUich auf nBchfolgando Elniragung 

-#a 
Ala.v^ ■_ ‘ 

7PW V 
BeataiulBangftben berlohtlgt auf Grund dar 
Durehsotirlft des Beatandsblattea des blegen- 
sohaftsboehee an 1, April l95g.y/ 
If' y(cCt^. 

B*8taixl«aiigab*ii berlehtlgt anT Grwia da* 
A^su|e9 aus den y*r»nderuj^iis*o^e 1» Kr. 

5^ *1^21. 6*pt#*ftor IS 
tf-V,trtfl 

■ 
Dis BeatendsBOgabsa sind nach der Portrohruvg^ 
Mitteilung VOM J2,59ptemb0r 1973*JK 6j/7B*blrleh' 
tigt an IJ.^ezeabar 1976 .Dezaabsi 

Dte OberefnsMtnmunö dfl» 
»tebenden hihalts d'^ses Bfr 
ilandsveTZelchnfssas (dIesoT 
Abteilung) mit dem blaharigen 
Inhelt wird bescheinigt. ! 
Hamburg, den ’’8. ftprll 

AnsohtleSonder ElntragungsTauin igaspem 
Im Hinblick eul nechlolgende Eintragung 

Oi‘,en.-#'’'Blatt4D99 

(t:> 



Amtsgericht Hamburg-Altona GfUnCtbUCh VOI1 Ottensen Barrd Blatt 4 0 3 9 Bestandsverzeichnis 
Bestand und Zuschreibungen Abschreibungen 

Zur 
lfd. Nr. 

d. Grund- 
stöcke 

Zur 
lfd. Nr. 

d. Grund- stücke 

Nr, 2 von Blatt 4100 hierher übertragenj der 
Nr, 1 als Bestandteil zugeschrieben und mit 
dieser unter Nr. 3 neu eingetragen am 
01.06,2010. 

Siegfried 

BVZ/A 2 
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mit 

Iflufml* 
9lunimn 

kt 
Qlnhd^imjtn 

k. 

3 

4^^nUi^ j~^ 

ßigentfimer 

//(?■ 

3tüAAAi^-<.Ci^ 303-t^A{^. ~ 

^>l-*.,flruiifl*ttlokitIgfntümarln führt luTolg* EhJ« 
■DhllfBiMig,^!) rftialll(nnBi>*ii 8 t » a p ««Aar 
Oruiut dar Btlrvtfurlcund^ daa staDdaeamt ae ttc* 
burg-BlBtiksnaae ToS'fiS^bruar 1956 Nr.49/56 
altiga^agan an 19fBaaem&i~ -■'" 

_Dlä Obere 
"eteti'wder 
atafidSva 
Abtallungl 
kihalt wIn 
Hamburg, 

COit^ 

An sc fl liefen der 
Im Hinblick «11 

164 

£oiifmh ThiininfT hr i2ninb]Hi{f( bn 
ww*'** 

/ 

nstlmmufi 
Inbetts 

ftelcbnlsse 
mit dam 

'(j beschelrf I 
den 6. 

Eintrag unp 
nachtol 

Önens« Bistt 

2(^ 

©lun&rafle beir Ginirafl«na 
o> 
05 

mf. 

3Ll^t4^C^ %yT-'^^ - 

V. ^ffw 

<f -rJ. 

g des WOO- 
dieses Ba- 
3 (dieser 
bisherigen 
gt 
Anrll 199i| 

sraum oespaiH 
isnda Eimtaaeng 

4099 



Amtsgericht Hamburg-Altona Grundbuch von Ott ens en Bond Blatt 4 0 99 Erste Abteilung 
LouTende 
Nummer 

der 
Ör^tra- 

gungen 
EigeniOmer 

Laufer^dö Nummer 
der Grundstücke 

Im Bestands- 
verrelchnls 

Grundlage derElnfragur^g 

1 3 

Projekhgesellschaft 
Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG^ Rostock 

Aufgrund der Auflassung vom 05-02,2010 
(ON 28) eingetragen am 38,04.2010. 

Bucbholz 

Aufgrund des Antrages vom 18.04.2010 
tDK 29) eingetragen am 01.05,2010. 

Siegfried 

AlE 2 
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mit 

Saufend« 
$Iumwr 

Uv 
Clrifra^ungnt 

IiuFrti(4 JJuinnrrT Nt NtraffinAi 
€TUtiK(l(i(ti hn IMar&N 

Saften «nti ^Jcf^iräntunflen W 
C^ 
CO 
CO 
<S 

-^- 

' ’/i^. 

p-wt«g»ÄT^ 

J^' 

  .^tiv.        
euf dem 

Die Hamburglsche ElectricltStB-Werlce AktlongBeellschaft lat berichtigt, Grundstück 
eine fepnwBrsiBlaitung, bestehend ofs Verlauf' und Rücklauflaltung, zu legen und zu betrei- 
ben. Eingetragen sm 2.1. Dejetirtiar 1992. 

Die Oherelnsllmmung des w 
•leTisnden Inhatts dIeBBs Ba- 
etandsverzelchnlBSBS (dloeer 
Abteilung} mit dem bisherigen 
Inhalt wird besohefnlgt,, ,„, 
H«*»s,«n &W“W 

tl2a^ 

AneetitleEendsr Elnlragungsraum gesperrt 
Im Hinblick euf nachlolgende Eintragung 

166 Ottensen Blatt4099 

r7^ 



Amtsgericht H a niii u r g - A Itona Grundbuchvon Ottensen Band Blatt 4 0 S 9 Zweite Abteilung 
Laufend« 
Nummer 

der EJntrO’ 
gungen 

Lfd. Nummer der 
betroffenen Grund- 
stücke Im Bestands- 

verzelchr>ls 
Losten und Beschränkungen 

1 

Eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechts der Hansestadt Hamburg auf Auflassung 
unter Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung vom 27.08,1938 zuerst 
eingetragen, am 23, September 1938 in Blatt 4100 und mit dem Flustück 2601 
hierher übertragen am 01.06.2010. 

Sieg fried 

A2E 2 
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göfq)unflen sötränöcnmflfn 
Swfcnit 
Sidinmff 

(KT 
5mI1< I 

WdftnM 
hr 

Sroiif I 

AnsotilleBondBr ElnlraguriDSfauir o»5p®’’' 
Im Hinblick eul rachloigendo ElnUBgung G«l68et)t> an 19«t>*zaBib«r 1966, 

Die OberelnsiImmunD des vo^ 
•tehencfen Inhalts dieses Be- 
•tandsvcrzelchnlsses (dieser 
Abteilung) trill dom bisherigen 
Inhalt wird bescheinigt. 
Hamburg, den 8» AdpH 193^ 

AnscWtfiÜfindfr Elnlragunpsrisum (jeBpertl 
Im Hinblick aul nachfelgcnda Eintragung 

Otiansen Blatt4099 

HD 



Amtsgericht Hamburg-Mtona Orundbudi von pttenaen Band Blatt 4039 Zweite Abteilung 

Lauf^ndA 
NuflKnsr 

d.SpdIrA f 

VAfänderungAn 
LaufondA 
Nurrnnar 

d.SpaltAl 

Löschurtgan 

’ r )ld -1 

Gelöscht am 15.04.1997, 

Gelöscht am' 26.04.2010. 

Buchholz 

_ "TlO 
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Srittü 

tdijfflitc 
Kawittn 

(ti 
CInlniaimatn 

§ijpo{&etcn, ©runiifcfculben, Sicnfenßmiben 

X4UfAllle 
Kiimmn 

br Mallain ^hraa Qninopdr 
1*1 IwltflnH* 

KTHl^nU 
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KV 
A 

»MSI.. 

Shimrar 
ta 

«Infrfljiffiäen 
§VPot^cten, ©rimfefc&ulkn, Sltntenf^iut&cti 

IcuTnllK 
Sy^rnn 

0runp1KI4« 
ta VkfTdtivs 

KTUfi^TllI 

«TanctsvenelchrslsseB (dieser 
Abteilung) mit dem bleharlgen 
Inhalt wird bescheinigt 
Hamburg, den ft Ap^fi ,gg^ 

ArwehHaflender Ontranunjsraum gsspeiil 
bn HInbllah auf naclilolgende Eintragung 

170 Ottensen B[att4099 



Amtsgericht Hasiburg-Äl tona Grundbuchvan Ottensen Sand Blatt 4099 Dritte Abteilung 
Loulende 
Mummer 

d«r 
flJilrci- 
flungen 

louferide Ntinmer 
der belastolen 
Grundstücke 

BestandsverzsrdinFs 
Hypotheken, Grundschuldan, RentenfCtiulden petrcg 

1 0 
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Amtsgericht namburg-Aitona Grurtdbuch von Ottens en Band Blatt 4 0 9 9 Dritte Abteilung 

Betrag Hypothekeri, Grundschuldenr Rentenachulden 
Laufende 
Nummer 

der 
EJntra- 

gungen 
1 

ioufende Nummer 
der belasteten 
Grundstücke Im 

Bestandsverzeichnis 

11 

A3E 4 
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®cranb«nmflcn £öf$«tiflffl 

Rufdit« 
ShmnuT 

t« 
S|p4R< t 

laufmbt 
Jflummn 

tfr 
S)Niiit 1 

^it«0 

K 

/ 

s 
5 a 

Dl« 
•tehenden 
-ttandsvei 
Abtettung) 
Inhalt wird 
Hamburg, 

ViU^ 

-tt ^tk*’*'**^ y; 

,rf 

iy^r 

rr-w I /.f€-ky*^n/^ 

9o,ooc,- 
Dautsoha Mark 

yJ- rPs.^'f9S9 

^hmf 

V«n nabenatehBRlaiii aeaantraebt lat di * 
PBBglatBta Tallbstrag Ton alabaotauai id 
Dautsohe Uark(Abl,tII Xr,5a Infolg 

artmdachuld litwr] an und aladann 

63.OO0.* 
Dautaoha Jkrk 

  E*£*5S_ 
untär^BüöfcÜEwä3luagTn'alna Oataatb]) ■ 
pothak für aln Darlabn ln glalofaar BS la 
ttntar indaruns dar Zln»-und Zahlungab 
dingungan mit das Zlnsan aalt dan u, 
SaplaaBar 1966 an dla BUfflUHöH! SPAS- 
GASSE von IB27 ln BlatikanMi phmburfff 
Bla&kenase,at)getrotan vordtn, gta»|*B'- 
pothak lat alt bla au la^lnafasaliilialb 

^ron Eundart JAhrllob au Ttrtlnaan an* 
aUB^iob alnea Jlbrllohan Vanreltuaga- 
fcoatanbaltragaa t« ^(alnhalbjaoa &n- 
dart^VBntar Baxugnafaaa auf dla ^ntra* 
gnnga^llllguiu yoa IS.Eaptanbap 19Ö 

MH am l9,Da(aabar 1966^ 

tiBeobungevor^rlcung gamBB {{ II63, 
1179 BflB -aui^Vtlr das Fall dar apfo 
tan Varalslgung\ für dla Eadburgar 
Eparotaae ron iB^ln BlankenaBa^Ham 
burgaBlankoneaa.alVBlkutlgarln daa 
Raonta Abt,III Kr,S^ Elinatrasas a'a 
19«^Mfflbar 19^, 

63,Ooa,--DM LBsahungsvamurkung; gewBß Beal^llgune 
7.aoa,—DU vo* gs.ßaptMbdr 197A für dan ;)ewai6enjl 

''äublgar d^a Postens 6 der Abteile 
III.SlHäejOTs.^ran eja 3o.Oktober 1974' 

ObBreltsilnifüuflg «Jes vw ■ 
Inhalts dieses Be 

ifzdiohnlsses (diese ’ 
nit dem bleherigei 

I leschstnlgl. 
(Bn 8,AtrlM99^ 

67.1100,--0m; 
Hlndestani f" 

2J.OOO,—1 
7.000TW) 

^fk 

OalbBont 
1961. 

6,PabrinT- 

We Obere' istFmmung des vw- 
atehk-nden Inhalts dieses Be- 
at.-. tverz richnlseos (dieser 
Ab evung) mit dem bisherigen 
IrihaH wird seschelnigt 
Hamburg,< en 'S- 199^ 

Ansehllefiopder 
Im Hlnbilch au 

ElelfanurtBSTflum gespetfl 
nachioigendo Eintragung 

/v 

169 

n> 



Amtsgericht Hamburg-AltoTia Grundbuch von Ottenser Bond Blatt 4 0 9 9 Dritte Abteilung 
VarCirnjiprvirven Lö&churKjen 

Laufende 
Wummer 

d. SpQlle 1 
5 

Laureride 
Nummer 

d. Spolfe 1 
Betrog Betrag 

A3V/L 2 
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Blot) Hr. 
■TS" 

Dieses Blatt lat bei der Umstellung auf EDV an die Stelle  ^ 
des Blattes Ottensen Blatt 6124 getreten. W 
Im blaherlgen Blatt enthaltene Rötungen sind schwars sichtbar. 
Fxelgegeben zum 23.07.1997. Bruhn m 

Amtsgerichf  ■ . -H^nibLirg;;Altona 

Grundbuch 

von 

Ottensen  

Band.: I..! 0 - Blatt,00 6.^ 12 4 

r 
asB3 Kalt Ist hei der Umetellung 
mäB § 70a GBVarr auf .das LoeabTalt- 
■undbuoh an dleSloHs doe bisberlgon 
alles mi1 der Bleichen Bezeichnung 
e I r e t o n . 
e Im blDherloor Blatl enlhallenen 
Hungen sind schwarz, Insbesondere 
a schwarze Unletal ralohung, aloht- 

SJuUßS'i 
ngelragen am 

LSh? 

~1 

L J 

GS 121 Giunijluirl^itnit Tflh^pnn  
G P}» fchonivr GmbH, OJignhnsfi'j/>Ao]r) - 9. 70 



Blatt „ JLIM 

Amtsgericht Hamburg -Altona 

Grundbuch 

von 

Ottensen 

Band 
16 0 

Blatt. MM 

biäBfis Blatt ist au die Stelle des weßeii Umstellung 
anr^MasohinaJW>Btrae“>'8 gasoblossenen ottansen 
Blatt jBOTy^J^ten.EingstragaD am 29.S8p^i*or 1561- 

Pie OberelnsHmtnung vor* 
Bletienden IntiaU® dieses Be* 
siandovenelohnlsses (dloser 
Abieiiung) mU dem blahafigan 
(nhali wird bescheinigt. 
Hamburg, (Jen 8. Juli 

Daj Gjvndtuchblalt mll den fiBlien ^j(. bla 
Ist BUS dem autgetrennlen festen Bartd Nr- 
(jeeQrundbucbea 

von Otleneen 

voIlBländlg hierher omgeheltetvrordea 

Hamburg, den 2Z.AFR-1985 
61 
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'■"24 Bestands 

Beiefchnung der Grundstücke und der mit dem Eigentum veebundenen Rechte 

GtniarltujiE | '5"!“*“' WiilsctiaflEarl und Lage 
(Ve nnes SU ngs 0 czirk) 

Größe Blirictigt Ijuhndr huifride Nücnnicr Nummer 
buemr Giiiflil Grund iCUch« itllckt h» ■   yin 

acb. B, Flui Flur« 
I MtV 
I 

lieg. U 1 bla 7 
.und 9 

eflÜBObt 

6157 1919 [Baupltttal glahltwlctB 
Rarienliuid 6 JSit 7 3B07 J?  DttaBBatt 

äSfil 10 5 alt 9 OttanuaB - 11917. Uor-und oebead ob« 
IS BIB 

K«0t von —fr  Ott* n B * n I 5acT - Baüplata) fitahltwlat* S6 G7 ar 
Hof- und UBbäUdefläche 

aurtanland {BfcUplatnl. 
BtSfiltwlTtti 

4386 LQia }tt*nein 
9 9 

tTof-dind 0*taud*f.lM«h«- 
13/lB und 

1917 
rare 15 1 3 Bit 11 ittanoan 

uid 12 
StrtenlMti] StaJiltwleta w =a 

69 Gabflude-und ProiriacbB 19 2869 
hlgtar CalBluayw. 13 287* 66 DB 

des vor* 
aes B i- 

(diesi r 
Bherlflt n 

3te Cb ir 
ilehefli i 
ita^d8^ I 
\bl9llu I 
Inhalt V 
tiDnibu 

61001 n I nmung < 
l^jlte dli 
tiilBsea 
t dBin b 
s sholntg 

K eo tnh 5 
s\ BrzGicti 1 
j 10) mit I 
V itd bes! 

iW Olden 

igperrt 
oguoa 

nl npunes aum g 
Bo;hlul0ords ©nl 

nlloBond är Elnl Anse 
Im lllnbUGl: bul 

O lensen 
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Amtsgerichf Hamburg-Altona GfUndbUCh VOH Ottensen Band Blatt £124 Besfondsveizeichnis 

Laufende 
Nummer 

der 
Grund- 
stücke 

Bisherige 
laufende 
Nummer 
d. Grund- 

stücke 

Bezeichnung der Grundstücke und der mit dem Bgentum verbundenen Rechte 
Gemarkung 

(Vermessungsbedrk) 
Karte 

Flur I Rurstück 

Uegen- 
schofts- 
buch 
c/d 

Wirtschaftsart und Lage 

Größe 

ha a m“ 
1 

14 

15 

16 

13 10 
mit 
11 
und 
12 

Ottensen 

Ottensen 

Ottensen 

Ottensen 

1920 

2954 

4928 

51 R 9 

5190 

5191 

5192 

5193 

Gebäude- und Freifläche, 
Verkehrs fläche 
Celsiusweg, Stahltwiete 21 

Gebäude- und Freifläche 
Celsxusweg 13 

Gebäude- und Freifläche 
Stahltwiete, südöstlich Celsiusweq 
15 

Gebäude- und Freifläche 
Celsiusweq 13, Stahltwiete 13, 15, 
19 , 21 

Gebäude- und Freifläche 
Celsiusweg, Stahltwiete 21 

Gebäude- und Freifläche 
Celsiusweg, Stahltwiete 19 

Gebäude- und Freifläche 
Celsiusweg 13 

Gebäude- und Freifläche 
Stahltwiete 13, 15 

3 9 

16 

24 

.A£. 

40 

42 

41 

22 

13 

8 3 

32 

_2^ 

37 

01 

33 

58 
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erzeictinis 

€3 ' 
Blatt .„0. i 

Bestand und Zn sc ti rc i b-u n ge n 
Ztir liuienden 

NuiMDbr 
df» 

Giundtllieke 

B>10 

11 

Kr.e.lO 1>«J ümBohrelbung <Joa Ottenoa 
Glatt 38OT »ÄB BaBtand olnsatragon w 
Septa^er VlTOl- " 

BeitaiidBaiigabBii berlobtlEt a«r ^fc**^*^*^»* 
^ssoees MB dam VBTttnderungBaBOöw^ 
^'1965 aiB'lO. April 1965, /f/Ci 

^0,11,% 
13 

Absch reSbungen 

ZufUufcnil. 
KUKIfflCT 

der 
Icrundstljcfci 

sEi'SO. April 1965, 
. "i 

,..«.•7,^^»^/ --H -r-r* 

MÄH! si’Ä^w 

' ■ ■*1^ 

Von Dttonson Blatt <5366 nach hier übertrage 
am l4. MBra 1969. 

von Hr. fl öBB Plttfetüok Sr. I919A srjB 
gt,:: 

13 ^ 'onirr,l3 ia* das Florstuclt «r,BBe>9 021qu J 
njf Blatt tö69 des crundbuohea von Ottan- 
jen übartragen ani 3,Nove*BBr 397f 

J 

VUM Ifvwc 

"Clll 

13 Die BestöBdaangaben sind naoh dar FertfUhr ügs 
eglttsllung vom 4 .DeBswber 1975 [PN 134/13! 
barloht gt am 29,Dsil6mber 1975 b, ' 

Oie Oberelnstlmmung dos vor* 
steTienden InhaHs dlsEBS Be- 
Dtandsvaizelobntsses (dieser 
Abteilung) mit dem blBherlflen 
toheliwIrdbeechB^I^Il^j 
Hamburg, den ' ' 

/75) 

Die OberBlnatlmmung des vor- 
alehentJen Inhalls dleees Be- 
Blandevenelohnlsees (dieser 
Ablellura) mH dem bisherigen 
Inhalt wird besehe! nigt. 
HBmburo,den 6. JulM99^ 

Ansehlleßontlor ElniragunnerBum nespem 
Im Hinblick aut nachtolgende ElnUagun[, 

Iburg, den J 

AneohiloftBmlDr ElfUfanungsraum goepem 
Im Hinblick aut nachfolnandc ElnUagüng 

ensen 8latt‘6l24 

63 



Amtsgericht Hamburg-Altana GfUnCtbUCh VOH Ottensen Band Blatt 612 4 Besfondsveizeichnis 

Zur 
lfd. Nr. 

d. Grund- 
sfücKe 

Bestand und Zuschreibungen Abschreibungen 
Zur 

lfd, Nr. 
d. Grund- 

sfüdte 

13,14, 
15,16 

13 

13 

Nr. 14 von Ottensen Blatt 4302, Mr.lS von 
Ottensen Blatt 6269 und Nr.16 von Ottensen 
Blatt 12935 hierher übertragen, der Nr. 13 als 
Bestandteil zugeschrieben und mit dieser unter 
Nr. 13 mit vermerkt am 22,os.2012, 

Korn 

Die Bestandsangaben - Größe - sind nach der 
Fortführungsmitteilung vom 03.06.2013 und 
5.6.2013 (Freie und Hansestadt Hamburg, Landes- 
betrieb Geoinformation und Vermessung, ON 98) 
berichtigt am 11.06.2013. 

Schröder 

Die Bestandsangaben sind nach der Fortführungs- 
mitteilung vom 03.09.2013 (Freie und Hansestadt 
Hamburg, Landesbetrieb Geoinformation und Ver- 
messung, ON 99) berichtigt am 12.09.2013. 

Schröder 

BVZ^A 2 
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Amtsgericht Harafcurg-Altona Grundbuch von Ottensen Band 160 BlaW 612^ Zweite Abteilung 

Laufende 
Nummer 

der 
Eintra- 
gungen 

Ud. Nummer der 
betroffenen Grurtd- 
stücfce Im Bestonds- 

vetaeldinls 

I 

1-5 

16 

losten unti Beschränkungen 

gelöscht 

Bel Umstellung des Blattes neu gefafll am 8, J uli 193^ 

%> 

■Der jeweilige Eigentümer des im Grundbuch von Ottensen Blatt 4729 eingetragenen 
Grundstücks ist berechtigt, den nördlich vor der Parzelle 3055/20 belegenen 
Geländestreifen des Grundbuchs von Ottensen Blatt 4210 in ungefähr gleicher Höhe 
wie die Parzelle 3055/20 in der Weise zu benutzen, dass alle Wagen, welche nach 
dem Grundstück des jeweiligen Eigentümers des im Grundbuch von Ottensen Bl.att 
4729 eingetragenen Grundstücks fahren oder von diesem kommen, über diesen 
Geländestreifen fahren dürfen. Der jeweilige Eigentümer dieses Geländestreifens 
ist verpflichtet, diesen zu pflastern und in diesem zustande auf seine Kosten zu 
unterhalten. Eingetragen zu Gunsten des jeweiligen Eigentümers des im Grundbuch 
von Ottensen Blatt 4729 eingetragenen Grundstücks am 30.05.1942 in Blatt 4213 
und mitübertragen auf Blatt 12935 am 24.06.2008 und mit Abschreibung des 
Bestandes übertragen auf Blatt 6124 am 22.08.2012. 

Korn 

Hamburg-Altona Ottensen 6124 • Geändert am 12.09.2013 • Abdruck vom 15.10.2013 • Seite 9 von 18 Seiten 

0
1
1
Ö

7
3
6
7

 



Amtsgericht Hamburg-Altona Grundbuch von Ottensen 

Veränderungen  

Band Blatt e 12 4 Zweite Abteilung 

 Löschungen  
Laufende 
Nummer 

d. Spalte 1 

Laufende 
Nummer 

d, Spalte 1 

6 7 

A2V/L 1 
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Amtsgericht Hamburg-Altona Grundbuch von Ottensen Blatt €124 Dritte Abteilung , Bold 

Laufende 
Nummer 

der 
Eintra- 

gungen 

Laufende Nummer 
der belasteten 
Grundstücke Im 

Bestandsverzeichnis 
Betrag Hypotheken, Grundschulden, Rentenschulden 

:) 

c) 

A3E 3 
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Amtsgeiicht Hamburg-Altona Grundbuch von Ottensen Bond Blatt S124 Dritte Abteilung 

Laufende 
Nummer 

der 
Eintra- 

gungen 

Laufende Nummer 
der betasteten 
Grundstöcke Im 

Bestandsverzeichnis 
Betrag Hypotheken, Grundschulden, Rentenschulden 

A3E 4 
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Amtsgericht Hamburg-Altona Grundbuch von Ottensen Bond Blatt 612 4 Dritte Abteilung ^ 

Laufende 
Nummer 

der 
antra- 

gungen 

Laufende Nummer 
derbelosfefen 
Gruidsföcke Im 

Bestandsverzeichnis 
Betrag Hypotheken, Grundschulden, Rentenschulden 

A3E 5 
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Abteilung 
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Amfsgeritht Haint)uig-Altona Grundbuch von Ottensen Band Blatt 6124 Dritte Abteilung 
Löfchungen Veränderungor 
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Nummer 

d.Spa^^e1 
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d.Spoltel 
Befrag Befrag 
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Amtsgericht Hamburg-AXtona GlUndbUCh VOR Ottensen Bond Blatt 6124 Dritte Abteilung 
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Nummer 

d, Spalte 1 
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Nummer 
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Betrag Betrag 
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Bebauungsplan Bahrenfeld 62 

Festsetzungen 

WA 

Ml 

GE 

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans 

Allgemeines Wohngebiet 

Mischgebiet 

Gewerbegebiet 

z.B. GRZ 1,0 Grundflächenzahl, als Höchstmaß 

z.B. GF 10.300 m^ Geschossfläche, als Höchstmaß 

Gebäudehöhe über NN als Höchstmaß Z.B. GH 45 

TH 45 

LH mind. 4,5 

Z.B. (A), (1) 

© 

0 

E 

“•—i— 

» • » » 

Traufhöhe über NN als Höchstmaß 

Baugrenze 

Durchfahrt. Luftgeschoss 

Straßenverkehrsfläche 

Straßenbegrenzungslinie 

Mit Gehrechten zu belastende Fläche 

Lichte Höhe als Mindestmaß 

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen 

Erhaltungsbereich 

sonstige Abgrenzung (siehe § 2) 

Besondere Festsetzung (siehe § 2) 

Anpflanzung von Einzelbäumen 

Erhaltung von Einzelbäumen 

Umgrenzung der Fläche für die Erhaltung 
von Bäumen und Sträuchern 

Kennzeichnungen 

X 

— o—o— 

G 

E 

Hinweise 

Vorhandene Gebäude 

Geländeoberfläche bezogen auf NN 

Vorhandene unterirdische Leitung 

Gas 

Elektrizität 

Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990 (Bundesgesetzblatt I Seite 133), zuletzt 
geändert am 22. April 1993 (Bundesgesetzblatt I Seiten 466, 479). 

Längenmaße und Höhenangaben in Metern. 

Der Kartenausschnitt (Digitale Stadtgrundkarte) entspricht für den Geltungsbereich des Bebauungsplans dem Stand vom 
Oktober 2012 
Zu diesem Bebauungsplan existiert ein städtebaulicher Vertrag. 

Ubersichtsplan M 1 ; 20.000 
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FREIE UND HANSESTADT HAMBURG 

Bebauungsplan Bahrenfeld 62 

Entwurf 

Maßstab 1; 1000 (im Original) 

Bezirk Altona Ortsteil 214 

BAUNULL = OKFF EG HAUS 1,2 und 3 = ±0,00 

Entspricht +24.65m üNN 

Alle Höhenkoten ohne die Angabe üNN beziehen sich auf ± 0.00 

± 0.00 = 24.65 m üNN 
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AtAla^l) 

PROJEKT: 

Quartiersentwicklung Stahltwiete 
Neubau von 128 Wohnungen mit Tiefgarage und einem hfybndgebäude In Hamburg • Bahrenfetd 
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Genehmigungsplanung 

Bebauungsplan Bahrenfeid 62 
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1  Grundlage und Verfahrensablauf 
Grundlage des Bebauungsplans ist das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 
23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 22. Juli 2011 
(BGBl. I S. 1509). In Erweiterung der städtebaulichen Festsetzungen enthält der Bebau- 
ungsplan naturschutzrechtliche Festsetzungen. 

Das Planverfahren wurde durch den Aufstellungsbeschluss AI/12 vom 07.05.2012 (Amtl. 
Anz. S. 818) eingeleitet. Die Bürgerbeteiligung mit öffentlicher Unterrichtung und Erörterung 
und die öffentliche Auslegung des Plans haben nach den Bekanntmachungen vom 16. März 
2010 und ... (Amtl. Anz. 2010, S. 514 und ... S....) stattgefunden. 

2  Anlass der Planung 
Das Plangebiet ist gegenwärtig trotz seiner vergleichsweise gut erschlossenen und gemes- 
sen an der Größe des Siedlungsraumes zentralen Lage durch eine geringe bauliche Dichte 
geprägt. Auch die teilweise abgängige und energetisch ungünstige Bausubstanz sowie die 
unökonomischen Flächenzuschnitte entsprechen nicht der guten Lagequalität. Durch eine 
bauliche Umstrukturierung sollen diese Mängel beseitigt und gleichzeitig das Piangebiet auf- 
gewertet werden. Dabei soll die bereits heute im Baublock bestehende kleinteilige Nut- 
zungsmischung beibehalten werden. Durch eine klare funktionale Gliederung mit einem Ge- 
werbegebiet im Norden, einem Mischgebiet im Zentrum sowie einem allgemeinen Wohnge- 
biet im Süden des Plangebiets sollen jedoch zukünftig Immissionskonflikte weitgehend ver- 
mieden werden. 

Das Erfordernis einer Neustrukturierung ergibt sich mit Ausnahme des Grundstücks Strese- 
mannstraße 340 (Flurstück 3085) und der geschlossenen Blockrandbebauung im Süden des 
Plangebiets nahezu für den gesamten Baublock. Der Grundeigentümer, der im Besitz eines 
Großteils der untergenutzten Flächen ist, hat im Einvernehmen mit dem Bezirksamt Altona 
und der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt einen zweistufigen städtebaulichen und 
hochbaulichen Realisierungswettbewerb für diesen Teilbereich ausgelobt, dessen Ergebnis 
die Grundlage für die Festsetzungen des Bebauungsplans bildet. Da die Realisierung des 
Konzepts nach bestehendem Planungsrecht nicht möglich ist, wird die Aufstellung eines Be- 
bauungsplans notwendig. 

3  Planerische Rahmenbedinqunqen 
3.1  Rechtlich beachtliche Tatbestände 
3.1.1  Flächennutzungsplan 
Der Flächennutzungsplan für die Freie und Hansestadt Hamburg in der Fassung der Neube- 
kanntmachung vom 22. Oktober 1997 (HambGVBI. S. 485) stellt für das Plangebiet gewerb- 
liche Baufläche sowie am Bahrenfelder Steindamm Wohnbaufläche dar. Die Stresemann- 
straße ist als sonstige Hauptverkehrsstraße dargestellt. 

3.1.2  Landschaftsproaramm 
Das Landschaftsprogramm für die Freie und Hansestadt Hamburg vom 14. Juli 1997 
(HambGVBI. S. 363) stellt für das Plangebiet das Milieu „Gewerbe / Industrie und Hafen" 
sowie nördlich des Bahrenfelder Steindamms „Verdichteter Stadtraum" dar. Als Milieuüber- 
greifende Funktionen werden im Landschaftsprogramm für das Plangebiet „Entwicklungsbe- 
reich Naturhaushalt" und „Verbessern der Freiraumversorgung vordringlich“ genannt. Der 
Celsiusweg ist zudem mit der westlich angrenzenden Grünanlage (Spielplatz) als grüne We- 
geverbindung dargestellt. Die Stresemannstraße ist als Hauptverkehrsstraße hervorgeho- 
ben. 

Die Karte Arten- und Biotopschutz stellt für das Plangebiet den Biotopentwicklungsraum „In- 
dustrie-, Gewerbe- und Hafenflächen“ dar. Ein Bereich nördlich des Bahrenfelder Stein- 
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damms ist als „Geschlossene und sonstige Bebauung mit sehr geringem Grünanteil“ darge- 
stellt. Die Stresemannstrafie wird als Hauptverkehrsstraße hervorgehoben. 

3.2 Andere rechtlich beachtliche Tatbestände 
3.2.1 Bestehende Bebauungspläne 
Im Plangebiet gilt der Baustufenplan Bahrenfeld, erneut festgestellt am 14.01.1955, der für 
den überwiegenden Bereich des Plangebiets Industriefläche ausweist, in der besonders ge- 
fährdende belästigende Betriebe sowie Betriebe gemäß § 16 der Reichsgewerbeordnung 
ausgeschlossen sind. Für die bestehende Wohnnutzung am Bahrenfelder Steindamm wird in 
der 1. Änderung des Baustufenplans Bahrenfeld, festgestellt am 07.12.1954, Mischgebiet in 
viergeschossiger und geschlossener Bauweise ausgewiesen. 

Der Teilbebauungsplan 84, festgestellt am 21.09.1954, sieht für die Stresemannstraße eine 
Verbreiterung der Straßenverkehrsfläche vor. Für den daran südlich angrenzenden Streifen 
wird festgesetzt, dass er von jeglicher Bebauung freizuhalten ist. 

3.2.2 Altlasten/ Altlastenverdächtiae Flächen/Kampfmittelverdacht 
Im Plangebiet befinden sich folgende Flächen, die im Hamburgischen Fachinformationssy- 
stem Bodenschutz/Altlasten geführt werden: 
- Stahltwiete 9-11 
- Stahltwiete 13-19 
- Stahltwiete 9-11 
- Stahltwiete 11-13 

Fläche 6036-069/01 
Fläche 6036-069/02 
Fläche 6036-069/03 
Fläche 6036-069/04 

Für diese Flächen wurden bereits orientierende Untersuchungen durchgeführt. Im Bereich 
der geplanten Wohnnutzung sind gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz im Bereich der vor- 
handenen Bodenauffüllungen Prüfwertüberschreitungen für das Schwermetall Blei festge- 
stellt worden. Wegen Schlackebeimengungen in der Bodenauffüllung und PAK-Belastungen 
ist bei Baumaßnahmen teilweise mit erhöhten Kosten für die Entsorgung des Bodenaushubs 
zu rechnen. 

Darüber hinaus befinden sich im Plangebiet auf folgenden Grundstücken Flächen, die im 
Fachinformationssystem als erledigt eingestuft sind: 
- Stresemannstraße 342 Fläche 6036-107/00 
- Celsiusweg 13 Fläche 6036-181/00 
- Celsiusweg 15 Fläche 6036-182/00 

Nach heutigem Kenntnisstand kann auf im Plangebiet das Vorhandensein von Kampfmitteln 
aus dem II. Weltkrieg nicht ausgeschlossen werden. Nach der Verordnung zur Verhütung 
von Schäden durch Kampfmittel (Kampfmittelverordnung) ist vor Eingriffen in den Baugrund 
die Kampfmittelfrage zu klären. Bei Bauvorhaben ist daher im Einzelnen bei der Behörde für 
Inneres und Sport. Feuerwehr. Gefahrenerkundung Kampfmittelverdacht abzufragen, ob ein 
Verdacht auf Kampfmittel besteht und ggf. weiter Maßnahmen erforderlich werden. 

3.2.3 Baumschutz 
Für den Geltungsbereich gilt die Baumschutzverordnung vom 17. September 1948 (Samm- 
lung des bereinigten hamburgischen Landesrechts I 791-i), zuletzt geändert am 11. Mai 2010 
(HmbGVBI. S. 350, 359, 369). 
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3.3 Andere planerisch beachtliche Tatbestände 
3.3.1  AltlastenuntersuchLm'.: 
Für die Verdachtsfläche 6036-069/02 im Plangebiet wurde 2004 eine gutachterliche Unter- 
suchung durchgeführt. Bodenbelastungen, die der vorgesehenen Nutzung des Plangebiets 
entgegenstehen, sind nicht ermittelt worden (vgl. auch Ziffer 4.2.4.1). 

3.3.2  Verkehrstechnische Stellungnahme 
Im Jahr 2010 wurde eine verkehrstechnische Stellungnahme mit Erschließungskonzept ein- 
schließlich Erhebung von Verkehrsmengendaten sowie Beurteilung der AbwickeIbarkeit des 
zukünftigen Verkehrs erarbeitet. Das Erschließungskonzept wurde 2012 und 2013 ergänzt. 

3.3.3  Schalltechnische Untersuchung 
Für das Plangebiet wurde 2013 ein lärmtechnisches Gutachten vorgelegt, das mehrere seit 
2010 durchgeführte lärmtechnische Untersuchungen zusammenfasst. 

3.3.4  Luftschadstoffe 
Im Jahr 2012 wurde für das Plangebiet ein Gutachten zur Luftschadstoffbelastung des Plan- 
gebiets erstellt. 

3.3.5  Bau mautachte rl iche Bestandsauf nah me 
Im Jahr 2010 wurde eine Erfassung und Zustandsbeschreibung der in den Baugebieten vor- 
handenen Bäume vorgenommen. Noch im geichen Jahr erfolgte eine Ergänzung der Be- 
standsaufnahme. Im Jahr 2012 erfolgte eine Bestandsaufnahme und Bewertung des von der 
Neubebauung des Plangebiets betroffenen Straßenbaumbestands. 

3.3.6  Artenschutzfachliche Betrachtung 
Für das Plangebiet wurde im Jahr 2010 eine artenschutzfachliche Betrachtung vorgenom- 
men. 

3.3.7  Verschattunosstudie 
Im Jahr 2013 wurde die Verschattung der Bestandsgebäude durch die geplanten Gebäude 
sowie die Verschattung der neuen Gebäude untereinander überprüft. 

3.4 Angaben zum Bestand 
Das Plangebiet befindet sich im Bezirk Altona im Stadtteil Bahrenfeid westlich des Bahnhofs 
Altona und nördlich der S-Bahn-Strecke, die den Bahnhof Altona mit Blankenese / Wedel 
verbindet (Linie S1). Die Entfernung zur Hamburger Innenstadt beträgt etwa 4,7 km, die Ent- 
fernung zum Bezirkszentrum um den Bahnhof Altona weniger als einen Kilometer. Das Plan- 
gebiet ist etwa 4,1 ha groß. 

Innerhalb des Geltungsbereichs herrscht eine heterogene Bebauungs- und Nutzungsstruktur 
vor. Der Süden des Plangebiets am Bahrenfelder Steindamm ist überwiegend durch Wohn- 
gebäude aus den 1920er Jahren geprägt. Besonders auffallend ist dabei die zurücksprin- 
gende Blockrandbebauung am Bahrenfelder Steindamm, die zum Celsiusweg hin durch ein 
abgerundetes Gebäude abgeschlossen wird. 

In Richtung Norden befinden sich diverse Gewerbebetriebe (u.a. eine Druckerei, ein Fuhrun- 
ternehmen, Dienstleistungsbetriebe etc.), die diesen Standort gewerblich nutzen. Die vorran- 
gig ein- bis zweigeschossigen Hallen unterschiedlichster Entstehungszeit bilden durch ihre 
Anordnung eine diffuse Innenhofstruktur mit engen Durchfahrten. Weiterhin ist eine Kinder- 
tagesstätte ansässig. Auf dem Flurstück 1921 befinden sich noch die Gebäude eines Recyc- 
linghofs der Hamburger Stadtreinigung, der diesen Standort bereits verlassen hat. Nördlich 
angrenzend zur Stresemannstraße hin ist ein viergeschossiges Wohngebäude vorhanden. 
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Der Nordosten des Plangebiets ist geprägt durch ein sechsgeschossiges Bürogebäude mit 
geneigter Fassaden an der Stresemannstralie, das in den Untergeschossen einen großflä- 
chigen Zweiradfachmarkt beherbergt und über eine Umfahrung zur Anlieferung sowie Stell- 
plätze verfügt. 

Neben dem Gebäude Celsiusweg 7 befindet sich eine Überwachungsnetzstation der Strom- 
netz Hamburg GmbH, die auch weiterhin für die Überwachung eines 110-kV-Erdkabels be- 
nötigt wird. Der Abschnitt des zur Überwachungsstation führenden Stromkabels, der sich 
nicht im Bereich der öffentlichen Straßenverkehrsfläche befindet, ist in der Planzeichnung 
gekennzeichnet. 

Das Umfeld des Plangebiets ist ebenfalls durch starke Kontraste geprägt. Südlich des Plan- 
gebiets sind überwiegend Wohnnutzungen sowie eine Schule und ein Kirchenbauwerk aus 
den 1950er Jahren vorhanden. Westlich des Plangebiets befinden sich Wohngebäude, ein 
Spielplatz sowie ein Schnellrestaurant. Nördlich der Stresemannstraße haben sich überwie- 
gend gewerbliche Nutzungen wie eine Autowaschanlage, eine Tankstelle sowie die Ver- 
kehrsdirektion der Hamburger Polizei etabliert. Östlich der Stahltwiete finden sich sechsge- 
schossige Wohngebäude und die ehemaligen Hallen des Ottenser Eisenwerkes (heute Phö- 
nixhof), die ausschließlich gewerbliche Nutzungen (vornehmlich kern- und mischgebietstypi- 
sche Dienstleistungsbetriebe, darunter auch ein Fernsehstudio) enthalten. 

Bedingt durch die Lage und Nutzungen in der Nachbarschaft wirken auf das Plangebiet 
Straßen- und Gewerbelärm ein. 

Das Plangebiet wird über die Stresemannstraße, den Bahrenfelder Steindamm, den 
Celsiusweg sowie die Stahltwiete erschlossen. Über die Stresemannstraße ist das Plange- 
biet an das hamburgische Hauptverkehrsstraßennetz angebunden. Der Celsiusweg ist der- 
zeit durch einen Wendehammer nach Norden hin begrenzt und nicht mit der Stresemann- 
straße verbunden. Die Stahltwiete ist als Einbahnstraße (in Richtung Süden) eingerichtet. 

Durch die Nähe zur Autobahnanschlussstelle Bahrenfeld besteht zugleich eine sehr gute 
Anbindung an das Autobahnnetz. Die Erschließung durch den ÖPNV ist von durchschnittli- 
cher Qualität. Die S-Bahnhaltestelle Bahrenfeld kann vom Plangebiet aus in etwa 15 Gehmi- 
nuten erreicht werden. Ferner wird das Plangebiet durch die Buslinien M2 am Bahrenfelder 
Steindamm (Haltestelle Bornkampsweg und Schützenstraße Süd), M3 an der Stresemann- 
straße (Haltestelle Bornkampsweg und Schützenstraße Mitte) und 288 im Bereich des Kno- 
tens Bahrenfelder Steindamm/Schützenstraße (Haltestelle Schützenstraße Süd) erschlos- 
sen. 

4 Umweltbericht 
4.1  Vorbemerkung 
Der Umweltbericht dient der Bündelung, sachgerechten Aufbereitung und Bewertung des 
gesamten umweltrelevanten Abwägungsmaterials auf der Grundlage geeigneter Daten und 
Untersuchungen. Die verwendeten Methoden sowie Details zu den Ausführungen im Um- 
weltbericht sind ebenso wie Kenntnislücken den verwendeten Quellen zu entnehmen. 

4.1.1  Kurzbeschreibung der Inhalte und Ziele der Planung 
Der Bebauungsplan Bahrenfeld 62 verfolgt das Ziel, durch eine bauliche Umstrukturierung 
eine standortgerechte bauliche Dichte, optimierte innere Erschließung und Verringerung der 
sich aus der kleinteiligen Funktionsmischung ergebenden Nutzungskonflikte zu erreichen. 
Dazu wird das Plangebiet durch die Ausweisung eines Gewerbegebiets, eines Mischgebiets 
und eines allgemeinen Wohngebiets funktional gegliedert und städtebaulich neu strukturiert. 
Durch die baukörperbezogene Ausweisung der überbaubaren Flächen wird das aus einem 
Wettbewerbsverfahren resultierende städtebauliche Konzept gesichert. Die Ausweisung der 
Grundflächenzahl sowie der zulässigen Geschossigkeit und Gebäudehöhen über Normal- 
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Null erfolgt differenziert und ist den Ausführungen im Kapitel 5 zu entnehmen. Es werden 
weiterhin Festsetzungen zum Lärmschutz, zur Einrichtung eines Gehrechts sowie zur Be- 
grünung getroffen. Ferner wird die Wohnbebauung im Süden des Plangebiets durch einen 
Erhaltungsbereich gesichert. 

4.1.2 Anderweitige Planunasmoalichkeiten fAlternatlven) und Verzicht auf die Planunu 
fNullvariante) 
Bezogen auf die vorgesehenen Ausweisungen ergeben sich im Wesentlichen zwei Pla- 
nungsalternativen: 

Variante 1: Ausweisung als Gewerbegebiet im Norden des Plangebiets und allgemei- 
nes Wohngebiet im Süden des Plangebiets 

- Variante 2: Ausweisung als Mischgebiet im gesamten Plangebiet 

Bei Umsetzung der Variante 1 müsste das Gewerbegebiet aufgrund der unmittelbaren 
Nachbarschaft zum allgemeinen Wohngebiet auf mischgebietsverträgliche Betriebe einge- 
schränkt werden. Dadurch könnten positive Auswirkungen hinsichtlich der Lärm- und Schad- 
stoffbetastung auftreten. Dies widerspricht allerdings dem Planungsziel, vor allem produzie- 
rendes Gewerbe anzusiedeln. 

Bei der Ausweisung eines Mischgebiets im gesamten Plangebiet müsste folglich die beste- 
hende Wohnnutzung die in Mischgebieten zulässigen Immissionsrichtwerte hinnehmen. Im 
Gegenzug sind dann lediglich nicht wesentlich störende Betriebe zulässig. Bei dieser Planva- 
riante bestünde die Gefahr einer Verdrängung der anteilig gewünschten gewerblichen Nut- 
zung und somit der Auflösung der bestehenden Nutzungsmischung. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass unter Berücksichtigung der Planungsziele alternative Aus- 
weisungen im Plangebiet nicht in Frage kommen. 

Für die Entwicklung des Städtebaus im Plangebiet erfolgte eine Alternativenprüfung im 
Rahmen des durchgeführten städte- und hochbaulichen Wettbewerbsverfahrens. Dabei wur- 
den Alternativen durch zwölf Architekturbüros bzw. Arbeitsgemeinschaften in der ersten Stu- 
fe und acht Planungsalternativen in der zweiten Stufe des Wettbewerbs zur Ausgestaltung 
des Baublocks erarbeitet. In der ersten Stufe unterschieden sich die Entwürfe zum Teil gra- 
vierend durch unterschiedliche Bauweisen und Baukörper. Für die zweite Stufe wurde ein 
Masterplan verabschiedet, der als Grundlage für alle weiterhin beteiligten Büros die Baufel- 
der für die Gebäude vorschrieb. Infolge dessen unterschieden sich die Entwürfe entspre- 
chend nur noch in Details, insbesondere im Hinblick auf die Ausgestaltung der Freiräume 
und die Durchlässigkeit des Quartiers. Hinsichtlich der Umweltauswirkungen sind die Alter- 
nativen aufgrund der Vorgaben als vergleichbar zu bewerten. 

Bei Nichtdurchführung des Bebauungsplans (Nullvariante) wird sich das Plangebiet vermut- 
lich wie folgt entwickeln: 

- Die ungeordneten und untergenutzten Gewerbeflächen bleiben erhalten. 
- Die Wohnbebauung am Bahrenfelder Steindamm wäre nicht durch die Ausweisung 

eines Erhaltungsbereichs geschützt. 
- Die vorhandenen Bäume im Piangebiet würden voraussichtlich erhalten bleiben. 
- Der ruhende Verkehr der Gewerbebetriebe würde voraussichtlich weiterhin oberir- 

disch untergebracht werden, so dass die daraus resultierende Gewerbelärmbela- 
stung erhalten bliebe. 
Es könnten aufgrund der planungsrechttichen Ausweisung keine weiteren Wohnun- 
gen geschaffen werden, um die steigende Nachfrage nach Wohnraum zu befriedigen. 

4.1.3 Standort und Untersuchungsraum 
Die Untersuchungsräume für die einzelnen Schutzgüter greifen nicht wesentlich über das 
Plangebiet des Bebauungsplans hinaus. Im Hinblick auf die Lärm- und Schadstoffbelastung 
ist auch die an das Plangebiet angrenzende Wohnnutzung zu betrachten. 

7 



4.1.4 Fachgutachten 
Die dem Bebauungsplan zugrunde liegenden Fachgutachten sind in Ziffer 3.3 aufgeführt. 

4.2 Bearbeitung der Schutzqüter einschlieRlich der Wechselwirkungen 
untereinander 

4.2.1  Schutzgut Luft einschließlich Lärm 
4.2.1.1 Bestandsbeschreibung 
Luftbelastung 
Aufgrund der erheblichen Verkehrsbelastung auf der Stresemannstraße und der hohen Ver- 
kehrsbelastung des Bahrenfelder Steindamms muss im Plangebiet im Nahbereich dieser 
Verkehrstrassen von einer erhöhten Luftschadstoffbelastung ausgegangen werden. 

Die höchsten Luftschadstoffbelastungen treten entlang der Stresemannstraße auf. Bezüglich 
der Stickstoffdioxidbelastung NO2 werden an der Fassaden des bestehenden Geschäftsge- 
bäudes 35 jug/m^ im Jahresmittei erreicht. An Fassadenabschnitten am Bahrenfelder Stein- 
damm beträgt die Schadstoffbelastung 32 /jg/m^. Entlang des Celsiuswegs und der Stahl- 
twiete ist die N02-Belastung wesentlich geringer. Abgesehen von den Kreuzungsbereichen 
zur Stresemannstraße werden auf Gehwegen und an den Häuserfassaden im Plangebiet 29 
/jg/m^ nicht mehr überschritten. Der Innenbereich im südlichen Plangebiet ist weitgehend von 
den Häusern entlang der Straßen abgeschirmt, so dass die Immissionsbelastung mit bis zu 
26 /yg/m^ nur wenig über der städtischen Hintergrundbelastung liegt. Das nordwestiiche 
Plangebiet ist weniger abgeschirmt und mit N02-Jahresmittein zwischen 26 und 30 ^g/m^ 
etwas höher, aber deutiich unter dem Grenzwert belastet. 

Die Immissionsbelastung mit Feinstaub (PM 10) ist, gemessen an den gültigen Grenzwerten, 
deutlich geringer. In den nutzungssensiblen Bereichen von Gehwegen und Häuserfassaden 
sind im Bestand entlang der Stresemannstraße Feinstaubkonzentrationen bis 26 pg/m^ er- 
mittelt worden. Im Bahrenfelder Steindamm werden an den Hausfassaden etwa 25 jugW im 
Jahresmittel berechnet. Entlang von Celsiusweg und Stahltwiete sowie im Innenbereich des 
Plangebiets liegt die prognostizierte Feinstaubbelastung nur um etwa 1 jug/m® über dem Ni- 
veau der städtischen Hintergrundkonzentration 

Die Immissionsbeiastung mit Feinstaub (PM 2,s) bleiben flächendeckend auf dem Niveau der 
Hintergrundbelastung. 

Lärmbelastung 
Auf das Plangebiet und dessen Umfeld wirken erhebliche Lärmimmissionen ein. So wirkt 
Verkehrslärm in erheblichem Maße sowohi von der im nördlichen Bereich des Plangebiets 
verlaufenden Stresemannstraße, als auch von dem am Südrand des Plangebiets verlaufen- 
den Bahrenfelder Steindamm ein. Entlang beider Straßen liegt die Verkehrslärmbelastung in 
einem Pegelbereich, ab dem eine Gesundheitsgefährdung nicht mehr ausgeschlossen wer- 
den kann. Entlang der Stresemannstraße ist an der Nordfassade des vorhandenen Ge- 
schäftshauses mit einer Verkehrsiärmbelastung bis etwa 71 dB(A) tags und 63 dB{A) nachts 
zu rechnen. Unmittelbar entlang des Bahrenfelder Steindamm beträgt die Verkehrsiärmbela- 
stung an der Südfassade eines vorhandenen Wohngebäudes bis 72 dB(A) tags und 65 
dB(A) nachts. Im Bahrenfelder Steindamm begründet sich die hohe Lärmbelastung auch aus 
dem zum Teil geringen Abstand der Wohnbebauung zur Fahrbahn und der teiiweise gege- 
benen Reflexionen. Entlang der Stahltwiete liegt die Verkehrslärmbelastung im mittleren Be- 
reich bei etwa 62 dB{A) tags und 55 dB(A) nachts. Im Celsiusweg ist die Lärmbelastung auf 
Höhe des Gebäudes Celsiusweg 15 ermittelt worden und beträgt hier 60 dB(A) tags und 53 
dB{A) nachts. 

Auf das Plangebiet und dessen Umfeld wirken zudem Gewerbelärmimmissionen ein. Diese 
Vorbelastung ergibt sich vornehmlich durch die Gewerbeflächen innerhalb des Plangebiets 
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sowie durch das Fernsehstudio und einen Gastronomiebetrieb im östlich des Plangebiets 
befindlichen Phönixhofgelände. 

4.2.1.2 Beschreibung der Umweltauswirkunaen der Planung 
Luftbelastung 
Durch die Planung wird gegenüber der Bestandssituation (nicht jedoch gegenüber den be- 
stehenden planungsrechtlichen Rahmenbedingungen) eine Nutzungsintensivierung ermög- 
licht. Dadurch kommt es zu einer Zunahme der Verkehrsbelastung, mit der auch eine Zu- 
nahme der Schadstoffbelastung einhergeht. Gemessen an der Vorbelastung kann diese Zu- 
nahme jedoch als nicht erheblich bewertet werden. 

In der Stahltwiete wird sich die N02-Belastung in Folge der Planung durch den Mehrverkehr 
und durch die weniger unterbrochene Randbebauung leicht erhöhen. An einigen Hausab- 
schnitten sind Jahresmittelwerte um 30 jug/m^ zu erwarten. Auch am Celsiusweg ist eine 
leichte Erhöung der insgesamt aber unkrtischen Werte festzusteilen. Dagegen wird die NO2- 
Belastung am Bahrenfelder Steindamm trotz geringfügiger Verkehrszunahme aufgrund ge- 
änderter Windströmungsverhältnisse leicht abnehmen. Im Innenbereich des Plangebiets än- 
dert sich praktisch nichts. Nur im nördlichen Bereich wird sich der Jahresmittelwert aufgrund 
der Lieferverkehre auf 28 /;g/m^ leicht erhöhen. Somit führt die geplante Bebauung in Ver- 
bindung mit den geänderten Verkehrsbedingungen sowohl zu einer leichten Zu- als auch 
Abnahme der N02-Belastung, jedoch nicht zu einer Überschreitung des gesetzlichen Grenz- 
werts. Insgesamt bleibt das Belastungsniveau am Bahrenfelder Steindamm und an der Stre- 
semannstraße hoch, an Celsiusweg und Stahltwiete mäßig erhöht und im Innenbereich nur 
leicht gegenüber der Hintergrundbelastung erhöht. 

Die PM 10-Konzentration nimmt in Folge der Planung nur entlang der Straßenzüge minimal 
zu, was jedoch angesichts des Ausgangsniveaus unbedenklich ist Im Blockinnenbereich ist 
praktisch keine Änderung gegenüber der Bestandssituation zu erwarten. Die Gesamtbela- 
stung bleibt weiterhin weit unter dem gesetzlichen Grenzwert. Die gilt auch für die PM 2,5- 
Konzentration, für die lediglich entlang der Stahltwiete eine leichte Zunahme der Belastung 
zu erwarten ist 

Die geplanten Neubauten werden nach dem aktuellen Stand der Technik gedämmt und be- 
heizt, so dass in Folge der Planung gegenüber der Bestandssituation mit einer Verringerung 

des CO^-Ausstoßes für die Gebäudewärme gerechnet werden kann. 

Lärmbelastung 
In Folge der planbedingten Zunahme der Verkehrsbelastung muss auch mit einer Zunahme 
der Verkehrslärmimmtssionen gerechnet werden. Diese liegt jedoch entlang der Strese- 
mannstraße. dem Bahrenfelder Steindamm sowie dem südlichen Abschnitt des Celsiuswegs, 
wo sich beidseitig der Straße eine lärmempfindliche Wohnnutzung befindet jeweils unter 
1 dB(A). Eine solche Lärmzunahme ist nicht wahrnehmbar und kann daher als nicht erheb- 
lich eingestuft werden. Zu einer stärkeren Zunahme der Verkehrslärmbelastung kommt es in 
Folge der Planung durch Mehrfachreflexion in der Stahltwiete. Unter Berücksichtigung der 
Minderungsmaßnahmen kann diese Zunahme abgeschwächt werden. 

Durch die in Folge der Planung zu erwartende bessere nutzungsbezogene Strukturierung 
des Baublocks kann eine Verringerung des Konfliktpotentials zwischen Wohnen und Gewer- 
be erwartet werden, weil die Bereiche, in denen eine Wohnnutzung unmittelbar an eine ge- 
werbliche Nutzung angrenzen kann, reduziert werden. 

9 



4.2.1.3 Beschreibung der Vermeidunas- und MinderungsmaBnahmen 
Zur Vermeidung der Verkehrs- und Gewerbelärmbelastung sowohl des Plangebiets als auch 
des unmittelbaren Umfelds sowie zur Sicherung gesunder Wohnverhältnisse sind folgende 
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen in die Planung eingeflossen: 

Entwicklung eines Erschließungskonzept für das Gewerbegebiet {siehe Ziffer 5.4), durch 
das die umliegende Wohnnutzung zukünftig weniger stark durch Lieferverkehr belastet 
wird (Regelung im städtebaulichen Vertrag) 
Festsetzung, dass der ruhende Verkehr in Tiefgaragen unterzubringen ist 
Ausschluss von stark verkehrsinduzierenden Betrieben (Tankstellen. Einzelhandel) 
Zulassung von Schank- und Speisewirtschaften im Mischgebiet nur als Ausnahme 
Ausschluss von Prostitutionsbetrieben und prostitutionsähnlichen Nutzungen mit dem 
daraus häufig resultierenden nächtlichen An- und Abfahrtverkehr 
Ausschluss geruchs- und luftbelastender Betriebe im Gewerbegebiet 
Ausschluss einer Wohnnutzung an der stark belasteten Stresemannstraße 
stringente nutzungsbezogene Gliederung des Plangebiets 
weitgehende Freihaltung der Quartiersgasse von Kfz-Verkehr 
Ausformung eines gut vor Lärmeintrag geschützten Blockinnenbereichs durch Auswei- 
sung der überbaubaren Flächen 
Festsetzung zum passiven Lärmschutz für Wohnungen und teilweise auch für woh- 
nungsbezogene Außenwohnbereiche 
Festsetzung zum passiven Lärmschutz für gewerbliche Aufenthaltsräume und Betriebs- 
wohnungen 

Durch diese Maßnahmen kann sichergestellt werden, dass die Lärmeinwirkungen minimiert 
werden. 

4.2.2 SchutZQUt Klima 
4.2.2.1 Bestandsbeschreibung 
Der Untersuchungsraum umfasst lediglich das Plangebiet, da bei der Nutzungsänderung von 
Gewerbe zu teilweise Wohnen nicht von Auswirkungen auf die Nachbarflächen durch lokal- 
klimatische Veränderungen ausgegangen werden muss. Die Niederschläge im atlantisch 
geprägten Untersuchungsbereich betragen im Jahresmittel 780 mm, die mittlere Lufttempe- 
ratur liegt im Juli bei ca. 17,5 "C und im Januar bei ca. 0,4 °C. 

Durch die zentrale innerstädtische Lage ist der Untersuchungsraum als Stadtklima zu cha- 
rakterisieren. Das Plangebiet wird gekennzeichnet durch großflächige Versiegelung, erhöhte 
Temperatur- und abgesenkte Luftfeuchte-Gradienten. Kaltluftschneisen finden sich weder im 
noch im unmittelbaren Umfeld des Plangebiets. 

4.2.2.2 Beschreibung der Umweltauswlrkunaen der Planung 
Der maximal mögliche Versiegelungsgrad im Plangebiet gegenüber dem Bestand wird durch 
die ermöglichten Tiefgaragen und die ausgewiesene überbaubare Fläche noch ansteigen 
(Erhöhung von ca. 86 % im Bestand auf ca. 95 % in der Planung). Weiterhin erfolgen Eingrif- 
fe in den vorhandenen Gehölzbestand. Durch den Bebauungsplan wird die lokalklimatische 
Situation jedoch nur geringfügig verändert. Gegenüber dem geltenden Planrecht, das für den 
überwiegenden Teil des Vorhabengebietes die Ansiedlung von Industrie ermöglicht, sind 
eindeutig Verbesserungen zu erwarten. 

4.2.2.3 Beschreibung der Vermeidunas- und Minderunasmaßnahmen 
Auf den Gebäuden und Tiefgaragen sind größtenteils extensive und intensive Dachbegrü- 
nungen vorgesehen. Ferner sind Erhaltungsgebote sowie Anpflanzgebote für Bäume ge- 
plant. Dadurch wird die Luftfeuchtigkeit erhöht, Temperaturextreme gemildert und Staub ge- 
bunden. Unter dem Aspekt der allgemeinen Klimaerwärmung werden hiermit lokalklimatisch 
im innerstädtischen Raum klimatische Extremsituationen mit negativen Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit gemindert. 
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Durch die Festsetzung zu erhaltender Bäume im Südwesten sowie im Gewerbegebiet wird 
ein lokal klimatisch vorteilhafter Siedlungsbereich mit großzügigen Gartenflächen und wert- 
vollem Baumbestand vor einer negativen Veränderung geschützt. 

Durch energetische Optimierung und Umsetzung der Wärmedämmstandards werden nach- 
teilige Effekte des Gebäudes auf das Lokalklima gering gehalten. 

Im Vergleich zwischen bisher gültigem und zukünftigem Planrecht ist nur eine leichte Erhö- 
hung des Versiegelungsgrades von 90 % auf 95 % zu erwarten. Durch die geplanten Begrü- 
nungen auf Tiefgaragen und Dachflächen werden Rückhalte- und Verdunstungsoberflächen 
für Regenwasser erhöht. Insgesamt kommt es daher voraussichtlich zu einer Verbesserung 
der lokalklimatischen Situation. 

4.2.3 Schutzaut Wasser 
4.2.3.1 Bestandsbeschreibung 
Der Untersuchungsraum umfasst das eigentliche Plangebiet. Oberflächengewässer sind 
nicht vorhanden. Bei Bohrsondierungen bis in einer Tiefe von 10 m wurde kein Grundwasser 
angetroffen. Das Gebiet wird von einer Sperrschicht aus Geschiebelehm/ -mergel unterla- 
gert. Es ist daher von gespannten Grundwasserverhältnissen auszugehen. Die Spiegelglei- 
chen des Hauptgrundwasserleiters werden bei ca. 15 m über NN vermutet. Es ist eine süd- 
lich bis südöstlich orientierte Grundwasserfließrichtung anzunehmen. Lediglich im Bereich 
Hinterhof Celsiusweg 13 wurde oberhalb des Geschiebemergels ein geringmächtiger ober- 
flächennaher Grundwasserleiter angetroffen, dessen Grundwasserspiegel bei ca. 20 m über 
NN lag. 

Der natürliche Wasserhaushalt ist durch die weitgehende Überbauung und Versiegelung im 
Bestand tiefgreifend gestört. Niederschlagswasser versickert lediglich im Bereich der Garten- 
flächen im Nord- und Südwesten der Wohnbebauung. Eine dezentrale oberflächennahe 
Rückhaltung von Regenwasser findet nicht statt. Der Abfluss erfolgt über die öffentlichen 
Mischwassersielleitungen. Durch den hohen Versiegelungsgrad der Gewerbeflächen hat das 
Gebiet kaum Bedeutung für die Grundwasserneubildung. 

4.2.3.2 Beschreibung der Umweltauswirkungen der Planung 
Die geplante Entwicklung des Plangebiets sieht eine Erhöhung des Versiegelungsgrades um 
maximal 9 % gegenüber dem Bestand vor. Die Bebauung mit den unversiegelten Gartenflä- 
chen im Südwesten bleibt erhalten. Große Flächen im neu strukturierten Bereich werden mit 
Tiefgaragen unterbaut. Auf den Dachflächen sind zusätzlich extensive Dachbegrünungen 
geplant. Insgesamt behält das Gebiet eine geringe Bedeutung für die Grundwasser- 
Neubildung. 

Das Schmutzwasser wird in die vorhandenen Mischwassersiele der umliegenden Straßen 
abgeleitet. Das Oberflächenwasser wird zunächst qualifiziert getrennt aufgefangen und 
ebenfalls in die vorhandenen Mischwassersiele eingeleitet, da eine Versickerung auf dem 
Gelände nach aktuellem Informationsstand nicht möglich ist und es keine Einleitstelle in ein 
Oberflächengewässer gibt. 

Durch die Planung werden gegebenenfalls Maßnahmen zur Regenrückhaltung und für den 
verzögerten Abfluss notwendig. Grundsätzliches Ziel der Stadt Hamburg ist die qualifizierte 
Trennung von Schmutz- und Regenwasser mit der Ableitung des unbelasteten Oberflächen- 
wassers in einen natürlichen Vorfluter. Die infrastrukturellen Voraussetzungen sind im Um- 
feld des Plangebiets derzeit jedoch nicht gegeben. 
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4.2.3.3 Beschreibung der Vermeidunas- und Minderunasmaßnahmen 
Die intensiven und extensiven Dachbegrünungen sowie die Begrünung der Tiefgaragen tra- 
gen zur Reduzierung bzw. Verzögerung des Oberflächenwasserabflusses und damit zur Ent- 
lastung der Einleitspitzen des Sielnetzes bei. Im Bereich des allgemeinen Wohngebiets sind 
aufgrund der Festsetzung der GRZ im geringfügigem Ausmaß nicht überbaubare Flächen 
mit Bodenanschluss vorhanden. 

Ferner wird für das geplante Neubauvorhaben ein Entwässerungskonzept erstellt, das eine 
verzögerte Einleitung des Regenwassers in die vorhandenen Mischsiele sicherstellt. Das 
Entwässerungskonzept wird im Rahmen des städtebaulichen Vertrags öffentlich-rechtlich 
gesichert. 

Für das Schutzgut Wasser sind keine als erheblich und nachteilig zu wertenden umweltrele- 
vanten Auswirkungen zu erwarten. 

Im Vergleich zwischen bisher gültigem und künftigem Planrecht ist nur eine leichte Erhöhung 
des Versiegelungsgrades von 90 % auf 95 % möglich. Durch die geplanten Begrünungen der 
Tiefgaragen und Dachflächen werden Rückhalteräume für Regenwasser jedoch um ca. 8 % 
der Gesamtfläche des Vorhabengebietes erhöht. Es kommt somit zu einer Minderung der 
Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser gegenüber dem gültigen Planrecht. 

4.2.4 Schutzout Boden 
4.2.4.1 Bestandsbeschreibung 
Der Untersuchungsraum umfasst das Plangebiet. Dieses ist weitgehend eben und fällt auf 
einer Länge von ca. 300 m um etwa 3 m nach Nordosten ab. Im Südwesten ist mit 24,9 m 
über NN das höchste Geländeniveau gegeben. An der Kreuzung Stahltwiete/ Stresemann- 
straße ist mit 21,8 m über NN das niedrigste Geländeniveau vorhanden. 

Im Bereich der Gewerbenutzung sind Bohrsondierungen vorgenommen worden. Danach ist 
das Gebiet von einer bindigen Schicht aus Geschiebelehm/ -mergel unterlagert. Die Mäch- 
tigkeit dieser bindigen Sperrschicht, die bis zu einer Tiefe von 10 m unter GOK aufgeschlos- 
sen wurde, beträgt mindestens 8-10 m. Darüber befinden sich in einer Stärke von ca. 0,6- 
1,95 m Auffüllungen, vor allem aus Sanden sowie Schotter, Schlacke, Bauschutt und Lehm. 
Im Plangebiet ist der natürliche Bodenkörper durch starke anthropogene Überformung somit 
stark beeinträchtigt bzw. zerstört. Ungefähr 86 % des Geltungsbereichs sind gegenwärtig 
versiegelt. Die Befestigung besteht Jeweils zur Hälfte aus Bebauung und Verkehrsflächen. 
Offene Bereiche in Form von gärtnerisch geprägten Freiflächen befinden sich im Außenbe- 
reich des Wohnhauses im Nordwesten des Piangebiets sowie im Blockinnenhof der Wohn- 
bebauung im Süden am Bahrenfelder Steindamm. Die straßenbegleitenden Seitenstreifen 
von Celsiusweg und Stahltwiete sind mit Grand befestigt und somit teilversiegelt. 

Durch den hohen Versiegelungsgrad und die anthropogenen Bodenauffüllungen weist das 
Plangebiet eine stark eingeschränkte Funktion für das Schutzgut Boden auf. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befanden sich Altlastverdachtsflächen, die aber 
vollständig beseitigt wurden oder nicht mehr als Altlast eingestuft werden. Wegen Schlacke- 
beimengungen in der Bodenauffüllung und PAK-Belastungen Ist bei Baumaßnahmen teilwei- 
se mit erhöhten Kosten für die Entsorgung des Bodenaushubs zu rechnen. 
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4.2.4.2 Beschreibung der Umweltauswirkunaen der Planung 
Durch die geplante Entwicklung des Piangebiets wird es zu einer Erhöhung des Versiege- 
lungsgrades von 86 % im Bestand auf 95 % entsprechend der Planung kommen. Große Flä- 
chen werden mit Tiefgaragen unterbaut. 

Die Blockrandbebauung am Bahrenfelder Steindamm einschließlich der begrünten Innenhöfe 
bleibt erhalten. 

Es wird davon ausgegangen, dass der Anteil der mit Grand befestigten straßenbegleitenden 
Seitenstreifen auch nach Neuordnung von Zufahrten ins Plangebiet annährend gleich bleibt 
und lediglich Verlagerungen stattfinden. 

4.2.4.3 Beschreibung der Vermeidunas- und Minderungsmaßnahmen 
Nicht überbaute Tiefgaragen sind mit einem mindestens 80 cm starken, durchwurzelbaren 
Substrataufbau zu versehen und zu begrünen {vgl. § 2 Nummer 24). Dachflächen werden zu 
einem großen Teil mit extensiven Begrünungen abgedeckt (vgl. § 2 Nummer 23). Auf diese 
Weise können diese Dachflächen - wenn auch nur bedingt - Funktionen eines natürlich ge- 
wachsenen Bodens übernehmen, wie Regenwasserrückhaltung, Verdunstung von Nieder- 
schlagswasser, Funktion als Lebensraum für Pflanzen und Tiere, Filterung von Regenwasser 
und Absorption von Bodenschadstoffen. Im Vergleich zwischen bisher gültigem und künfti- 
gem Planrecht ist eine leichte Erhöhung des Versiegelungsgrades von ca. 90 % auf 95 % zu 
erwarten. Durch die geplanten umfangreichen Begrünungen der Tiefgaragen und Dachflä- 
chen findet jedoch eine Reduzierung der Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden gegen- 
über dem gültigen Planrecht statt. 

4.2.5 Schutzqut Tiere und Pflanzen 
4.2.5.1 Bestandsbeschreibung 
Pflanzen 
Im Bestand ist nur ein geringer Anteil an Grünflächen vorhanden (ca. 12 % des Plangebiets). 
Ihr Bewuchs ist anthropogen geprägten Vegetationselementen im Siedlungsbereich zuzu- 
ordnen. Die Vegetationsstrukturen des Untersuchungsgebietes sind intensiv gepflegt, über- 
wiegend strukturarm und bestehen zum größten Teil aus nicht heimischen Pflanzenarten. 
Zugeordnete Biotoptypen sind ZR (Rasen), ZHF (Gepflanzter Gehölzbestand aus vorwie- 
gend nicht heimischen Arten), ZSS (Schnitthecken) und ZSR (Rankengewächse). 

Es lassen sich folgende Bereiche einteilen: 
Wohngebäude im Nordwesten: ca. 6 m breite Vorgartenzone eingefasst mit geschnitte- 
ner Ligusterhecke. Innen liegende Rasenflächen mit einzelnen Gehölzen wie z.B. Eibe 
(Taxus baccata), Rhododendron, Hemmlocktanne (Tsuga canadensis). Östlich des Ge- 
bäudes größere Rasenfläche mit eingestreuten Bäumen (häufigste Art: 5 Linden, 
Stammdurchmesser 31-42 cm). 
Gewerbenutzung im Nordosten: Schmale begrünte Restflächen am Gebäude und an der 
Grundstücksgrenze. Dominierender Bodendecker: Kriechspindel (Euonymus fortunei), 
darin eingestreut Solitärgehölze wie z.B. Kupfer-Felsenbirne (Amelanchier lamarckii), 
Kolkwitzie (Kolkwitzia amabilis), Ilex, Rhododendron, Kirschlorbeer (Prunus laurocera- 
sus), Pracht-Spiere (Spiraea vanhouttei). Bäume an der Südgrenze: Amberbaum (Liqui- 
dambar styraciflua), Stammdurchmesser 10-28 cm. 
Blockbebauung an der Südgrenze Bahrenfelder Steindamm 54-72: Innenhoffläche mit 
Rasen bewachsen und einzelnen Zierbeeten. Teilweise alter Baumbestand: 4 Rosska- 
stanien (Aesculus hippocastanum), Stammdurchmesser 82-91 cm. Weitere häufige 
Baumart: Europäische Lärche (Larix decidua). Vorgartenzone Gebäude Nr. 60-68: Bo- 
dendeckerpflanzung mit Mahonien (Mahonia aquifolium) und Immergrüner Strauch- 
heckenkirsche (Lonicera nitida). Rasenfläche eingefasst mit geschnittener Ligusterhec- 
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ke. Baumbestand 6 Säulenpappeln (Populus nigra ’ltalica'), Stammdurchmesser 91-102 
cm. 
Fassadenbegrünung Gebäude Celsiusweg 13: Efeu {Hedera helix) an der westlichen 
Fassade, Gesamtfläche ca. 144 m^ 
Straßenbegleitender Seitenstreifen mit Baumstandorten: Befestigung mit Grand, über- 
wiegend Parkplatznutzung, Aufwuchs einzelner Kräuter und Gräser wie z.B. Löwenzahn, 
Brennnessei, Gräser. Charakter: artenarm, eutroph. Entlang des Bahrenfelder Stein- 
damms Begrünung der Baumscheiben mit Feuerdorn (Pyracantha coccinea). Dominie- 
rende Baumarten: Stieleiche (Quercus robur), Robinie (Robinia pseudoacacia) und 
Spitz-Ahorn (Acer platanoides). 

Baumbestand 
In den Baugebietsflächen sind 58 Bäume verzeichnet worden, von denen sich 32 Bäume 
(Nr. 1-28 und 55-58 gern. Gutachten) außerhalb des Erhaltungsbereichs im Plangebiet be- 
finden. Weitere 26 Bäume (Nr. 29-54 gern. Gutachten) stehen auf dem Grundstück Bahren- 
feider Steindamm und liegen somit im geplanten Erhaltungsbereich. 

Der Baumbestand der Baugebietsflächen ist größtenteils jünger als 30 Jahre. Ausnahmen 
stellen z.B. eine Säulenpappel auf dem Grundstück Stahltwiete 19 (Nr. 27 gern, Gutachten), 
vier Rosskastanien im Hinterhof des Grundstücks Celsiusweg 17 (Nr. 38, 39, 46, 47 gern. 
Gutachten) sowie sechs weitere Säulenpappeln im Eingangsbereich Bahrenfelder Stein- 
damm 62-68 dar (Nr. 40-45 gern. Gutachten). Die zuletzt genannten Bäume befinden sich in 
der Alterungsphase und sind in ihren Ausmaßen deutlich größer und älter als der restliche 
Baumbestand. 

Die Baumstandorte sind nach Einschätzung des Baumgutachtens häufig ungünstig gewählt 
worden. Durch Gebäudebeeinflussung, Bodenversiegelung oder einen geringen Pflanzab- 
stand ist nur ein befriedigendes Entwicklungspotential gegeben. Auf fachgerecht durchge- 
führte baumpflegerische Maßnahmen wurde bisher verzichtet. Daher haben diverse Bäume 
in ihrer Aufbauphase keinen Erziehungsschnitt erhalten, wodurch sich ein für den urbanen 
Bereich problematischer Kronenaufbau entwickelt hat. 

Auch außerhalb der Baugebietsflächen, im Straßenraum, sind zahlreiche Bäume vorhanden. 
Häufigste Baumarten sind Stieleiche, Robinie und Spitz-Ahorn. Durch die Dichte der Baum- 
standorte wird ein Aliee-Charakter erzeugt, der allerdings zum Teil durch fehlende Bäume 
durchbrochen wird. 

Bei der Verwirklichung des Bebauungspians werden Gebäude abgerissen und Gehölze be- 
seitigt. Davon könnten nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG besonders oder streng ge- 
schützte Tierarten betroffen sein. Daher wurden im Dezember 2009 und Januar 2010 Bege- 
hungen der Gebäude und des Geländes vorgenommen und eine faunistische Potentialana- 
lyse angefertigt. 

Die durchgeführte genaue Potentialanalyse bezieht sich nur auf Vögel und Fledermäuse, 
denn andere Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie können hier aufgrund der Biotopaus- 
stattung ausgeschlossen werden. 

Ergebnisse 
Brutvögel 
Die Gehölze des Untersuchungsgebietes sind überwiegend strukturarm und in mehrere, iso- 
lierte Einzelflecken oder -streifen aufgeteilt. Außerdem befinden sich die Grünflächen häufig 
am Rande viel befahrener Verkehrsflächen, was ihre Biotopqualität weiter mindert. Die Bäu- 
me und Gebüsche ermöglichen nur den häufigsten Arten der Wohnblockzone ein Potential 
an Lebensstätten. 

Tiere 
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Die Potentialanafyse kommt zu dem Ergebnis, dass folgende potentielle Vogelarten im Ge- 
biet brüten oder ihren wesentlichen Nahrungsraum haben könnten: Amsel, Blaumeise, Grün- 
fink, Hausrotschwanz, Heckenbraunelle, Kohlmeise, Zaunkönig, Zilpzalp, Ringeltaube. Alle 
Arten mit Ausnahme des Hausrotschwanzes, der als eigentlicher Gebirgsvogel versiegelte 
Siedlungsbereiche bevorzugt, würden in Gehölzen brüten ohne Bezug zu den Gewerbeflä- 
chen. Der Schwerpunkt ihres potenziellen Vorkommens liegt somit im Nord- und Südwesten 
des Plangebiets. 

Die aufgeführten Arten können zwar im Untersuchungsgebiet brüten, jedoch sind die nutzba- 
ren Teile des Untersuchungsgebietes zu klein für ein ganzes Revier. Die jeweiligen Individu- 
en müssen weitere Gebiete in der Umgebung mit nutzen. Da die Umgebung ebenfalls über- 
wiegend aus versiegelten Verkehrs-, Gewerbe- oder Wohnflächen besteht, ist das Potential 
für Brutvögel mit kleinen Revieren generell gering einzustufen. Die kleinflächigen Grünflä- 
chen bilden für solche Arten kaum ein kein zusammenhängendes Revier. 

Fledermäuse 
Artenschutzrechtiich relevante Strukturen oder Lebensraumbestandteile für Fledermäuse 
sind ihre Quartiere, die sich stets in Höhlen oder Nischen von Bäumen oder Gebäuden be- 
finden oder ganz herausragende Nahrungsräume. Beides ist im hier betroffenen Untersu- 
chungsgebiet kaum vorhanden. Bäume, in denen Höhlen möglich wären, werden mit einem 
Erhaltungsgebot festgesetzt (alte Pappeln am Bahrenfelder Steindamm). 

Die Gebäude werden noch genutzt und sind aufgrund ihrer niedrigen Höhe und Ausformung 
für Fledermausquartiere überwiegend nicht geeignet. Die intensive Suche erbrachte keine 
Hinweise auf den Aufenthalt von Fledermäusen oder Fledermausquartiere. 

4.2.S.2 Beschreibung der Umweltauswirkunoen der Planung 
Pflanzen 
Die Blockrandbebauung am Bahrenfelder Steindamm einschließlich der begrünten Innenhöfe 
bleibt erhalten. 

Im übrigen Plangebiet werden bei der Umsetzung des Bebauungsplans Gebäude abgerissen 
und Gehölze beseitigt. Davon betroffen sind auch die Gartenbereiche des Wohngebäudes im 
Nordwesten sowie die Fassadenbegrünung mit Efeu am Gebäude Celsiusweg 13. 

Es wird davon ausgegangen, dass der Anteil der mit Grand befestigten straßenbegleitenden 
Seitenstreifen gemäß der Neuordnung von Zufahrten ins Plangebiet annährend gleich bleibt 
und lediglich Verlagerungen stattfinden. 

In den Baugebietsflächen werden nach den vorliegenden Planungen 26 Bäume gefällt. 14 
davon mit einem Stammdurchmesser größer/gleich 25 cm. Die Bäume stehen überwiegend 
im Nordwesten, im rückwärtigen Gartenbereich des Wohnhauses Celsiusweg 1-6. Häufigste 
Baumart ist hier die Sommerlinde. Weitere Baumarten sind: Sandbirke, Salweide, Stech- 
Fichte und Stieleiche. Darüber hinaus wird auch die Ligusterhecke gerodet werden. Eine 
Reihe von überwiegend Europäischen Lärchen steht nahe der nördlich anschließenden Be- 
bauungsgrenze. Welche Auswirkungen die Baumaßnahmen auf deren Standort und Erhalt 
haben, muss im weiteren Planungsablauf geprüft werden. 

Zusätzlich sind im Bereich der zukünftigen Quartiersgasse und der nördlich anschließenden 
Gewerbeflächen voraussichtlich ein dreistämmiger Bergahorn mit ca. 81 cm Gesamtstamm- 
durchmesser und eine Säulenpappel mit 108 cm zu fällen. Gemäß Baumgutachten weist die 
Säulenpappel aufgrund ihres fortgeschrittenen Alters Anzeichen von Wurzelstockfäule auf. 

Bäume 
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Bäume ab einem Stammdurchmesser von 25 cm und Hecken unterliegen der Baumschutz- 
verordnung dürfen nur mit einer Genehmigung der zuständigen Dienststelle z.B. gegen eine 
geeignete Ersatzpflanzung gefällt werden. 

In Verbindung mit der Neuordnung von Zufahrten ins Plangebiet und der Neueinrichtung von 
zwei Wendekehren im Celsiusweg müssen im öffentlichen Straßenraum voraussichtlich 11 
Bäume gefällt werden. 

Gemäß faunistischem Gutachten sind keine der im Untersuchungsgebiet vorkommenden 
Brutvogelarten vom Verlust eines ganzen Brutreviers und damit einer Zerstörung ihrer Fort- 
pflanzungsstätte im Sinne des § 44 BNatSchG durch das Vorhaben betroffen. Alle Arten 
können ausweichen, da ihre Lebensräume in Norddeutschland derzeit zunehmen. Ein Ver- 
stoß gegen § 44 BNatSchG ist nicht zu en/varten. Unüberwindliche Hindernisse zur Verwirkli- 
chung des Bebauungsplanes liegen durch die Bestimmungen des § 44 BNatSchG nicht vor. 

Im Hinblick auf Fledermäuse sind Fortpflanzungs- und Ruhestätten nicht betroffen. Ein Ver- 
stoß gegen § 44 BNatSchG, Abs. 1 Nr. 1 (Tötungsverbot) kann bzgl. dieser Arten nur vorlie- 
gen, wenn die Gebäude mit potentiellen Tagesverstecken im Sommerhalbjahr abgerissen 
werden. 

4.2.5.3 Beschreibung der Vermeidunas- und Minderunasmaßnahmen 
Zur Förderung der Wohnqualität sind im Bereich der geplanten Wohnbebauung südlich der 
Quartiersgasse über der Tiefgarage intensive und auf den Gebäudedächern extensive 
Dachbegrünungen vorgesehen. Zusätzlich tragen Begrünungen der Fassade an geeigneten 
Stellen zur Gliederung der Räume bei und leisten einen Beitrag zur Vernetzung der neuge- 
schaffenen Gartenbiotope. Dadurch wird Lebensraum in begrenztem Maß neu geschaffen. 
Für die Neupflanzung von Bäumen im Plangebiet sollen heimische Baumarten werden. Zu- 
sätzliche strukturreiche Lebensräume werden voraussichtlich durch die Pflanzung von Hec- 
ken und Sträuchern in den Hofflächen der geplanten Wohnbebauung entstehen. 

Damit möglichst wenig Straßenbäume gefällt werden müssen, sind im laufe des Planverfah- 
rens als Minderungsmaßnahme die Baugrenzen der geplanten Gewerbebauten an Celsius- 
weg und Stahltwiete von der Straßenbegrenzungslinie um 2 m abgerückt worden. Andern- 
falls hätten drei weitere Bäume gefällt werden müssen. Die insgesamt 11 zu fällenden Stra- 
ßenbäume sollen möglichst Nahe am Altstandort neu gepflanzt werden. Die in den Bauge- 
bietsflächen zu fällenden Bäume sollen überwiegend durch heimische Baumarten ersetzt 
werden. Neupflanzungen finden im gesamten Neubaubereich statt, auch über der Tiefgara- 
ge. Im öffentlichen Straßenraum sollen vorhandene Lücken in der begleitenden Baumpflan- 
zung geschlossen werden. Der Verlust der teilweise hohen Bäume als Rast- und Aufent- 
haltsraum für Vögel kann durch Neupflanzung noch kleiner Bäume jedoch nur teilweise 
kompensiert werden. Zusätzliche strukturreiche Lebensräume werden durch die Pflanzung 
von Hecken und Sträuchern in den Hofflächen der geplanten Wohnbebauung geschaffen. 
Ferner werden einige besonders erhaltenswerte Bäume im allgemeinen Wohngebiet sowie 
ein Gehölzstreifen im Gewerbegebiet mit einem Erhaltungsgebot belegt. 

Die Beeinträchtigung von geschützten Vogel- und Fledermausarten kann durch eine Be- 
schränkung der Gehölzräumung auf den Zeitraum zwischen 1. Oktober und 28. Februar ei- 
nes jeden Jahres vermieden werden. Bei nicht gefährdeten Tierarten, wie hier zweifellos vor- 
liegend, kann ein zeitlich vorübergehender Verlust von Biotopfunktionen der betroffenen Le- 
bensstätte hingenommen werden, wenn damit langfristig keine Verschlechterung der Ge- 
samtsituation im räumlichen Zusammenhang verbunden ist. 

Direkte potenzielle Beeinträchtigungen von Fledermäusen können durch eine Beschränkung 
der Gebäudeabrissarbeiten während des Winterhalbjahres (November bis März) vermieden 
werden. Alternativ müssen die Dachziegel einzeln Von Hand' entfernt werden, so dass die 
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Fledermäuse fliehen können. Diese Maßnahme wäre nicht notwendig, wenn durch eine 
Überprüfung der Gebäude kurz vor dem Abriss der Nachweis erbracht wird, dass keine Fle- 
dermäuse im Gebäude aktuelle Tagesverstecke im Gebäude haben. 

Zusätzlich werden durch festgesetzte Maßnahmen die ökologischen Funktionen erhalten. Im 
Gewerbegebiet sollen an naturschutzfachlich geeigneten Stellen künstliche Höhlen für Mau- 
ersegler und Fledermäuse in die Wände der Neubauten integriert werden. Im Mischgebiet 
werden zusätzlich Nistkästen für Halbhöhlen- und Höhlenbrüter angebracht. 

Im Vergleich zwischen bisher gültigem und künftigem Planrecht tritt voraussichtlich eine Ver- 
besserung für die Lebensbedingungen von Tieren und Pflanzen ein. 

4.2.6 Schutzaut Landschaft- / Stadtbild 
4.2.6.1 Bestandsbeschreibung 
Der Untersuchungsraum umfasst über das Plangebiet hinaus auch die angrenzenden Stra- 
ßenräume und Bereiche, die durch Veränderungen des Stadtbilds beeinflusst werden könn- 
ten. 

Sowohl das Plangebiet als auch das Umfeld ist durch eine heterogene Bebauungs- und Nut- 
zungsstruktur geprägt. Im Nordosten des Plangebiets stellt das Bürogebäude ein markantes 
Solitärgebäude dar, das durch die markante Fassadengestaltung zur Stresemannstraße ei- 
nen hohen Wiedererkennungswert besitzt. Im Zentrum des Baublocks herrschen gewerblich 
genutzte, ein- bis zweigeschossige Zweckbauten vor, die einen diffusen Eindruck vermitteln. 
Der Süden des Plangebiets ist insbesondere durch eine zurückspringende Wohnbebauung 
im Bahrenfelder Steindamm gekennzeichnet, die im Zusammenspiel mit der nordwestlich 
und südöstlich angrenzenden Bebauung als in sich homogenes Ensemble in Erscheinung 
tritt. Durch einen abgerundeten Gebäudeteil am Celsiusweg wird die Kubatur der westlich 
des Plangebiets befindlichen Wohnbebauung aufgenommen. 

Die Stresemannstraße wird als Magistrale bzw. Zäsur im Stadtbild wahrgenommen, die öst- 
lich des Plangebiets überwiegend durch eine homogene Blockrandbebauung gekennzeich- 
net ist, während die straßenbegieitende Bebauung westlich des Celsiusweges durch Bau- 
lücken und kleinteilige Bebauung unterbrochen ist. Das Plangebiet bildet derzeit den Ab- 
schluss der durch Blockrandbebauung geprägten Stresemannstraße. Östlich der Stahltwiete 
befinden sich überwiegend gründerzeitliche Wohngebäude in Blockrandbebauung sowie der 
sogenannte Phönix-Hof, der als umgenutztes Industriegebäude gewerbliche Nutzungen be- 
herbergt. Westlich des Bebauungsplangebiets ist ein heterogener Baublock vorhanden, der 
sowohl gründerzeitliche Wohnbebauung als auch kleinteilige Gewerbenutzungen sowie ei- 
nen Spielplatz beinhaltet. Südlich des Plangebiets wird das Umfeld durch die städtebaulich 
markanten Bauwerke einer Schule sowie einer Kirche geprägt. 

Das Landschaftsbild im Plangebiet ist wesentlich durch Gewerbenutzungen mit einem hohen 
Versiegelungsgrad und einem geringen Grünanteil geprägt. Im öffentlichen Straßenraum 
innerhalb des Plangebiets sind an den Rändern Bäume vorhanden. Der Abstand variiert in 
Teilabschnitten stark. Aufgrund der Baumgröße und Standortdichte wird trotzdem ein Allee- 
Charakter erzeugt. Dies gilt für den Celsiusweg auf ganzer Länge, für den Bahrenfelder 
Steindamm und die Stahltwiete aufgrund von Lücken nur in Abschnitten. Freiraumverbund- 
funktionen bestehen im Plangebiet nicht. Der westlich des Plangebiets befindliche Spielplatz 
mit einer Fläche von etwa 2.700 qm befindet sich in einem ungepflegten Zustand. Das 
Schutzgut Landschaft ist damit insgesamt von geringer bis sehr geringer Bedeutung und 
erheblich vorbelastet. 
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4.2.6.2 Beschreibung der Umweltauswirkunaen der Planung 
Das Landschafts- und Stadtbild wird sich durch die Planung verändern, da eine Umstruktu- 
rierung des Großteils des Plangeblets vorgenommen wird. Durch das vorgesehene Bebau- 
ungskonzept werden die Nutzungen nunmehr gegliedert und die gegenwärtig vorhandenen 
niedriggeschossigen Gewerbebauten durch Neubauten ersetzt. Durch die Ausweisung der 
überbaubaren Flächen werden zu den Straßen geschlossene räumliche Kanten ausgebildet. 
Die charakteristische Bebauung im Baublock - das Bürogebäude an der Stresemannstraße 
und die Wohnbebauung im Süden - werden planungsrechtlich gesichert. Durch die Planung 
einer Quartiersgasse wird erstmals die Durchquerung des Baublocks ermöglicht. Insgesamt 
wird die östlich des Plangebiets vorhandene Blockrandbebauung fortgeführt. 

Das Landschaftsbild wird sich durch die Umsetzung der Planung verbessern. Die im Rah- 
men eines Freiraumkonzepts vorgesehenen Baumpflanzungen und Dachbegrünungen sowie 
die Gestaltung der wohnungsnahen Freiräume können trotz der erhöhten Versiegelung zur 
Aufwertung des Landschaftsbildes beitragen. 

4.2.6.3 Beschreibung der Vermeidunas- und Minderunosmaßnahmen 
Durch die Festsetzung von Gebäudehöhen sowie der Ausweisung der überbaubaren Flä- 
chen Im gesamten Plangebiet wird sichergestellt, dass eine verträgliche bauliche Dichte und 
eine hochwertige städtebauliche Bebauungsstruktur entsteht. Im Rahmen der Neubebauung 
des Großteils des Plangebiets wird ein Freiraumkonzept erstellt, das qualitativ hochwertige 
private und öffentliche Freiräume vorsieht, die im Rahmen eines städtebaulichen Vertrags 
gesichert werden. Im Bebauungsplan werden zum Ausgleich der hohen Versiegelung Be- 
grünungsmaßnahmen festgesetzt. So sind im Gewerbegebiet sowie im Mischgebiet und im 
allgemeinen Wohngebiet WA1 Bäume zu pflanzen. Die Dächer der Gebäude müssen - mit 
Ausnahme des geplanten Gebäudes in dem mit „(1)“ bezeichneten Mischgebiet - begrünt 
werden. Ferner werden zehn Bäume im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sowie eine Gehölz- 
reihe im Gewerbegebiet mit einem Erhaltungsgebot belegt, da sie das Landschaftsbild prä- 
gen. Der ruhende Verkehr wird in Tiefgaragen untergebracht, um das Wohnquartier im Sü- 
den von motorisiertem Verkehr größtenteils freizuhalten. 

Neue Baumpflanzungen im Straßenraum zur Schließung von Lücken bzw. als Ersatzpflan- 
zungen können zur Sicherung und ggf. sogar zur Stärkung des ortsbildprägenden Allee- 
Charakters beitragen. 

Stadt- und Landschaftsbild werden durch das zukünftige Planrecht mit qualitätsvollem Frei- 
raumkonzept gegenüber der möglichen Industrienutzung nach gültigem Baurecht wesentlich 
aufgewertet. 

4.2.7 Schutzaut Kultur- und Sachgüter 
4.2.7.1 Bestandsbeschreibung 
Im Plangebiet befinden sich keinerlei Boden-, Garten- oder Baudenkmale oder denkmal- 
rechtlich geschützte Ensembles. Archäologische Fundstellen sind nicht zu erwarten. 

Im Süden des Plangebiets befindet sich eine Wohnbebauung, die durch ihre markante Kuba- 
tur für das Quartier städtebaulich prägend ist. 

4.2.7.2 Beschreibung der Umweltauswirkunaen der Planung 
Im Falle der Neubebauung Im Plangebiet wird die Ausnutzbarkeit der jeweiligen Bau- 
grundstücke im Hinblick auf die realisierbare Geschossfläche gegenüber der Bestandssitua- 
tion nicht eingeschränkt. Weiterhin werden das Bürogebäude an der Stresemannstraße so- 
wie die Wohnbebauung am Bahrenfelder Steindamm erhalten. 
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4.2.7.3 Beschreibung der Vermeidunas- und Minderunasmaßnahmen 
Der Erhalt der ortbildprägenden Wohnbebauung am Bahrenfelder Steindamm wird durch die 
Ausweisung eines Erhaltungsbereichs begünstigt. Durch die Festsetzungen im Bebauungs- 
plan (GRZ, überbaubare Fläche, Trauf- und Gebäudehöhe bzw. Geschosszahl) ist sicherge- 
stellt, dass die Grundstücksnutzung nicht eingeschränkt wird. 

4.2.8  Schutzgut Mensch 
4.2.8.1 Bestandsbeschreibung 
Einflussgrößen auf das Schutzgut Mensch sind neben den bereits unter Luft/Lärm und Klima 
behandelten Kriterien beispielsweise die generelle Wohnqualität des Quartiers und die Eig- 
nung für eine wohnungsnahe Erholung. 

Der Stadtteil Bahrenfeld ist durch starke Kontraste geprägt; hier befinden sich kleinflächig 
Wohngebiete, kleine Grünflächen, Industrielle und gewerbliche Flächen eng nebeneinander. 
Im Quartier lassen sich fußläufig zahlreiche Angebote der Nahversorgung, Dienstleistungen 
und soziale Einrichtungen erreichen. Das Umfeld des Plangebiets ist jedoch mit Grünflächen 
und Spielplätzen stark unterversorgt. Der westlich des Plangebiets befindliche Spielplatz ist 
in einem schlechten Zustand. Weitere kleine Grünflächen finden sich südlich des Plangebiets 
zur S-Bahnstrecke. Im zweistufigen Hamburger Wohnlagenverzeichnis wird das Gebiet als 
normale Wohnlage angesprochen. 

Das Plangebiet ist in der Bestandssituation durch die Straßenbeleuchtung und die Schein- 
werfer der Kraftfahrzeuge von einer Aufhellung betroffen, die jedoch der üblichen Lichtbela- 
stung in dicht besiedelten bzw. gewerblich genutzten Stadtgebieten entspricht. 

Die heterogene kleinteilige Bebauung im Plangebiet wird bereits im Bestand vor allem durch 
die Wohnbebauung am Bahrenfelder Steindamm teilweise verschattet. 

4.2.8.2 Beschreibung der Umweltauswirkunaen der Planung 
Durch die Planung werden die Nutzungen neu geordnet. Der Anteil begrünter Flächen wird 
insbesondere durch die geplanten Begrünungen der Dächer und Tiefgaragen geringfügig 
erhöht. Durch den Bau der Quartiersgasse ist der Baublock erstmals für die Öffentlichkeit 
durchquerbar. 

In Folge der geplanten Bebauung mit höheren Baukörpern kommt es zu einer zusätzlichen 
Verschattung der östlich des Plangebiets angrenzenden Wohnnutzung sowie des Büroge- 
bäudes im Norden des Plangebiets. 

4.2.8.3 Beschreibung der Vermeidunas- und Minderungsmaßnahmen 
Die Ersatzpflanzungen von Bäumen und Hecken sowie die geplante Dachbegrünung tragen 
zu potenziell zu einer verbesserten Wohnatmosphäre im Quartier bei. Im Rahmen der Pla- 
nung wird ein Freiraumkonzept erstellt, um trotz der hohen Versiegelung hochwertige Frei- 
räume zu entwickeln. 

4.2.9  Umweitschutzziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen 
Das Landschaftsprogramm für die Freie und Hansestadt Hamburg vom 14. Juli 1997 
(HmbGVBI. S. 363) stellt für das Plangebiet das Milieu „Gewerbe / Industrie und Hafen" so- 
wie nördlich des Bahrenfelder Steindamms „Verdichteter Stadtraum“ dar. Als milieuübergrei- 
fende Funktion wird durch das Landschaftsprogramm das Plangebiet als Entwicklungsbe- 
reich Naturhaushalt dargestellt. 

Der Celsiusweg ist zudem mit der westlich angrenzenden Grünanlage (Spielplatz) als grüne 
Wegeverbindung dargestellt. Die Stresemannstraße ist als Hauptverkehrsstraße hervorge- 
hoben. Die Darstellung Entwicklungsbereich Naturhaushalt bedeutet für die betreffenden 
Gebiete, dass noch erhaltene Funktionen der natürlichen Medien vorrangig zu sichern sind 
oder in einem Mindestzustand wieder hergestellt werden müssen. Das heißt z.B. dass für 
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alle nachgeordneten Planverfahren und Einzelvorhaben zu prüfen ist, wie ausreichende Ve- 
getations- und Bodenflächen geschaffen werden können und ob Entsiegelungen möglich 
sind {Erläuterungsbericht zum Landschaflsprogramm S. 112). 

Die Karte Arten- und Biotopschutz stellt für das Plangebiet den Biotopentwicklungsraum „In- 
dustrie-, Gewerbe- und Hafenflächen'' dar. Ein Bereich nördlich des Bahrenfelder Stein- 
damms ist als „Geschlossene und sonstige Bebauung mit sehr geringem Grünanteil“ darge- 
stellt. Die Stresemannstraße wird als Hauptverkehrsstraße dargestellt. 

Die Ziele und Maßnahmen des Programms können für die genannten Kategorien im Rah- 
men des Bebauungsplanes wie folgt berücksichtigt werden: 

Erhalt der stadtbildprägenden Allee des Celsiusweges, 
Förderung von Flächenrecycling, 

- Begrünungen von Dächern und Tiefgaragen mit positiven Auswirkungen auf Wohn- 
umfeld der Bewohner, Stadtklima, Pflanzen und Tierwelt sowie verzögertem Oberflä- 
chenwasserabfluss. 

Schutzgut Umweltschutzziele aus einschlägigen 
Fachgesetzen und Fachplanungen... .und deren Berücksichtigung 

Mensch, S 1 Nr. 1 BauGB: 
Luft I Luft- ■ Berücksichtigung der allgemeinen Anfor- 
hygiene derungen an gesunde Wohn- und Ar- 

beitsverhältnisse 

Festsetzung von Schallschutzmaßnahmen 

Optimierung der Grundrisse und Gebäude- 
stellung im Hinblick auf Sozialabstand und 
Verschattung 

Fassung der Straßenkanlen zur Schaffung 
beruhigter Innenhofbereiche 

Ausschluss von Nutzungen in den Bauge- 
bieten zum Schutz vor verkehrsinduzieren- 
den bzw. störenden Betrieben (Tankstellen, 
Einzelhandelsbetriebe etc.) 

S 50 BImSchG: 
■ Bereiche mit emissionslrächtigen Nut- 

zungen einerseits und solche mit immis- 
sionsemptindlichen Nutzungen anderer- 
seits sind möglichst räumlich zu trennen 

Im Gegensatz zum Bestand, der eine diffu- 
se Gemengelage aufweist, kann die Lage 
durch den Bebauungsplan entschärft wer- 
den, der im Plangebiet die unterschiedlichen 
Nutzungen stärker separiert Zudem werden 
im Gewerbegebiet luftbelastende und 
geruchsbelästigende Betriebe ausgeschlos- 
sen. 
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Tiere und 
Pflanzen 

S 1 Abs. 2 BNatSchG: 
• Zur dauerhaften Sicherung der biologi- 

schen Vielfalt sind entsprechend dem je- 
weiligen Gefährdungsgrad insbesondere 

1, lebensfähige Populationen wild le- 
bender Tiere und Pflanzen ein- 
schließlich ihrer Lebensstälten zu 
erhalten und der Austausch zwi- 
schen den Populationen sowie 
Wanderungen und Wiederbesiede- 
lungen zu ermöglichen (...) 

g 1 Abs. 3 BNatSchG: 
• (...) wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre 

Lebensgemeinschaften sowie ihre Bioto- 
pe und Lebensstätten auch im Hinbiick 
auf ihre jeweiligen Funktionen im Natur- 
haushalt zu erhalten (...) 

g 44 Abs. 1 BnatSchGi 
• Es ist verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders 
geschützten Arten nachzustellen, sie zu 
fangen, zu verletzen oder zu töten oder 
ihre Entwicklungsformen aus der Natur 
zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören, 
2. wild lebende Tiere der streng ge- 
schützten Arten und der europäischen 
Vogelarten während der Fortpflanzungs- 
, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- 
und Wanderungszeiten erheblich zu stö- 
ren; eine erhebliche Störung liegt vor, 
wenn sich durch die Störung der Erhal- 
tungszustand der lokalen Population ei- 
ner Art verschlechtert, 
3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der 
wild lebenden Tiere der besonders ge- 
schützten Arten aus der Natur zu ent- 
nehmen, zu beschädigen oder zu zer- 
stören, 
4. wild lebende Pflanzen der besonders 
geschützten Arten oder ihre Entwick- 
lungsformen aus der Natur zu entneh- 
men, sie oder ihre Standorte zu beschä- 
digen oder zu zerstören (Zugriffsverbo- 
te). 

S 1 Abs. 6 Nr, 7al BauGB: 
• Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind 

u. a. die Auswirkungen auf Tiere. Pflan- 
zen und die biologische Vielfalt zu be- 
rücksichtigen. 

Landschaftsorogramm: 
Darstellung als „Entwicklungsbereich Na- 
turhaushalt“ und „Verbessern der Frei- 
raumversorgung vordringlich. Der Celsi- 
usweg ist zudem mit der westlich angren- 
zenden Grünanlage (Spielplatz) als grüne 
Wegeverbindung dargestellt.  

Festsetzung von Dach- und Fassadenbe- 
grünung als Sekundärstandorte für spezifi- 
sche Pflanzen und Tiere. 

Festsetzung von Baumerhaltungen und 
Baumpflanzungen durch standortgerechte 
Laubbäume, 

Begrünung von unterbauten Grundstücksflä- 
chen (Tiefgaragen). 

Im Gewerbegebiet werden künstliche Höhlen 
für Fledermäuse und Mauersegler baulich In- 
tegriert. 

Im Mischgebiet werden Nistkästen für Halb- 
höhien- und Höhlenbrüter an geeigneten 
Stellen angebracht. 
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Boden Q 1 Abs. 3 BNatSchG: 
• (...) Böden so zu erhalten, dass sie ihre 

Funktion im Naturhaushalt erfüllen kön- 
nen; nicht mehr genutzte versiegelte Flä- 
chen sind zu renaturieren, oder, soweit 
eine Entsiegelung nicht möglich oder 
nicht zumutbar ist. der natürlichen Ent- 
wicklung zu überlassen (...) 

g 1af2f Satzl BauGB: 
Mit Grund und Boden ist sparsam und 
schonend umzugehen. 

Dem Leitsatz kann nicht mehr entsprochen 
werden, da die erhebliche Versiegelung von 
Böden bereits erfolgt ist. Durch Festsetzun- 
gen des Bebauungsplans werden Beein- 
trächtigungen der Bodenfunktionen teilweise 
kompensiert (Anlage von extensiven Dach- 
und intensiven Tiefgaragenbegrünungen). 

Im allgemeinen Wohngebiet werden die 
derzeit nicht überbauten Grundstücksteile 
vor Bebauung geschützt, indem die über- 
baubare Fläche auf die Bestandsbebauung 
eingegrenzt wird. 

Diesem Leitsatz eines schonenden Um- 
gangs mit Grund und Boden wird mit der 
Überplanung bereits bestehender Baufiä- 
chen in vollem Umfang entsprochen. Durch 
die in Folge des B-Plans entstehenden 
Nachverdichtungsmöglichkelten kann indi- 
rekt im bestehenden Außenbereich die Inan- 
spruchnahme von bislang unbebauten Bö- 
den vermieden werden. 

Wasser § 1 Wasserhaushaltseesetz fWHGt: 
Die Gewässer sind als Bestandteil des Na- 
turhaushalts. als Lebensgrundlage des Men- 
schen, als Lebensraum für Tiere und Pflan- 
zen sowie als nutzbares Gut zu schützen. 

S 5 Wasserhaushaltseesetz fWHG^: 
Jede Person ist verpflichtet, bei Maßnah- 
men, mit denen Einwirkungen auf ein Ge- 
wässer verbunden sein können, die nach 
den Umständen erforderliche Sorgfalt anzu- 
wenden, um [...] eine Vergrößerung und 
Beschleunigung des Wasserabflusses zu 
vermeiden. 

S 6 Abs. 1 Wasserhaushaltsoesetz fWHGI: 
Gewässer sind als Bestandteil des Natur- 
haushaltes und als Lebensraum für Tiere 
und Pflanzen zu sichern. Vermeidbare Be- 
einträchfigungen der ökologischen Funktio- 
nen sollten unterbleiben. 

S 1 Abs. 3 BNatSchG: 
(...) Meeres- und Binnengewässer vor Beein- 
trächtigungen zu bewahren und ihre natürli- 
che Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik 
zu erhalten; dies gilt insbesondere für natür- 
liche und naturnahe Gewässer einschließlich 
ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rückhaiteflä- 
chen; Hochwasserschutz hat auch durch 
natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu 
erfolgen; für den vorsorgenden Grundwas- 
serschutz sowie für einen ausgeglichenen 
Niederschlags-Abflusshaushalt ist auch 
durch Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege Sorge zu tragen (...) 

Diese Leitsätze finden aufgrund der Betrof- 
fenheit von Oberflächengewässern durch die 
Ableitung des Niederschlagswassers über 
Regensiele Anwendung, auch wenn sich 
kein Oberflächengewässer im Plangebiet be- 
findet. 

Erhöhung des Rückhaltevermögens von 
Niederschlägen durch die Festsetzung von 
extensiven Dachbegrünungen sowie Tiefga- 
ragenbegrünungen. 
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Klima S 1 Abs. 3 BNatSchG: 
• (...) Luft und Klima auch durch Maßnah- 

men des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege zu schützen; dies gilt ins- 
besondere für Flächen mit günstiger luft- 
hygienischer oder kiimatischer Wirkung 
wie Frisch- und Kallluftentstehungsgebie- 
te oder Luftaustauschbahnen: dem Auf- 
bau einer nachhaltigen Energieversor- 
gung insbesondere durch zunehmende 
Nutzung erneuerbarer Energien kommt 
eine besondere Bedeutung zu (...) 

Begrünungsmaßnahmen (Baumpflanzun- 
gen. Dach- und Fassadenbegrünung) sowie 
Baumerhaltungen fördern das Kleinklima. 

Begrünung von unterbauten Grundstücksflä- 
chen und Schutz der nicht überbauten 
Grundstücksteile im allgemeinen Wohnge- 
biet, Bereich Bestandsbebauung, zur Stabili- 
sierung des Lokalklimas- 

g 1 Abs. 5 BauGB: 
• Bauleitpläne sollen auch in Verantwor- 

tung für den allgemeinen Klimaschulz 
dazu beitragen, die natürlichen Lebens- 
grundlagen zu schützen und zu entwic- 
keln. 

Landschaft 
und Stadt- 
bild 

1 Abs. 5 Nr. 4 BauGB: 
Die Erhaltung und Erneuerung, Fortent- 
wicklung, Anpassung und der Umbau 
vorhandener Ortsteile ist in der Bauleit- 
planung besonders zu berücksichtigen. 

Fortführung der im Osten des Plangebiets 
vorherrschenden Blockrandbebauung sowie 
der Gebäudehöhe 

Schaffung hochwertiger Freiräume 

S 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB: 
Die Berücksichtigung erhaltenswerten 
Ortsteile, Straßen, Plätze von geschichtli- 
cher, künstlerischer oder städtebaulicher 
Bedeutung und die Gestaltung des Orts- 
und Landschaftsbildes, 

Durchquerbarkeit des Blocks durch die 
Quartiersgasse 

Ausschluss von Tankstellen und Gartenbau- 
betrieben sowie Vergnügungsstätten (teil- 
weise), um negative Auswirkungen auf die 
Gestaltung zu vermeiden 

in den allgemeinen Wohngebieten wird die 
prägnante Wohnbebauung am Bahrenfelder 
Steindamm bestandserhaltend festgesetzt 

Durch die Begrünungsmaßnahmen werden 
Belange des Orts- und Landschaftsbilds im 
Bebauungsplan berücksichtigt, es kommt zu 
einer Aufwertung, 

Anordnung der Gebäude in einer einheitli- 
chen Bauflucht an den Straßenkanten 

Begrenzung der Gebäudehöhen sowie der 
baulichen Dichte zwecks Sicherung einer 
homogenen Höhenentwicklung 

Kultur und 
Sachgüter 

g 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB: 
Die Belange der Baukultur, des Denkmal- 
schutzes und der Denkmalpflege. 

Begrenzung der Anzahl der oberirdischen 
Stellplätze (nur Im Gewerbegebiet) bzw. die 
Festsetzung, dass Stellplätze nur in Tiefga- 
ragen zulässig sind 

Ausweisung eines städtebaulichen Erhal- 
tungsbereichs 

Erhalt der Sachgüter in Form des Gebäude- 
bestandes durch überwiegend bestandsori- 
entierte Ausweisung der Baugrenzen und 
der überbaubaren Grundstücksflächen bzw, 
Verzicht auf Verringerung der Ausnutzung 
der Grundstücke 
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4.3 Überwachung fMonitorinq) 
Die Überwachung erfolgt im Rahmen von fachgesetzlichen Verpflichtungen zur Umwelt- 
überwachung nach Wasserhaushalts-, Bundesimmissionsschutz- (Luftqualität, Lärm), Bun- 
desbodenschutz- (Altlasten), Bundesnaturschutzgesetz (Umweltbeobachtung) sowie ggf. 
weiterer Regelungen. Damit werden unvorhergesehene erhebliche nachteilige Umweltaus- 
wirkungen, die infolge der Planrealisierung auftreten, erkannt. Besondere Überwachungs- 
maßnahmen sind derzeit nicht vorgesehen. 

4.4 Zusammenfassung des Umweltbericht 
Der Untersuchungsraum wird im Bestand überwiegend durch Gewerbenutzungen geprägt. 
Ein geringerer Anteil an der Südseite ist Wohnen. Der Versiegelungsgrad liegt im Bestand 
bei ca. 86 %. Die Befestigung besteht jeweils zur Hälfte aus Bebauung und Verkehrsflächen. 

Die Planung sieht eine Neuordnung der Nutzungen im Plangebiet vor. Die Blockrandbebau- 
ung am Bahrenfelder Steindamm einschließlich der begrünten innenhöfe bleibt erhalten. 

Schutzgut Luft einschließlich Lärm 
In Anbetracht der hohen Vorbetastung des Plangebiets kann die zu erwartende Zunahme der 
Verkehrsbelastung und damit verbunden die voraussichtliche Zunahme der Schadstoffbela- 
stung als nicht erheblich eingestuft werden. In Folge der Planung kann es insbesondere in 
der Stahltwiete zu einer wahrnehmbaren Lärmbelastungszunahme kommen. Allerdings ver- 
bessert sich die Situation andererseits durch die Trennung der Nutzungen. Durch die Ent- 
wicklung und geplante Umsetzung eines Verkehrskonzepts sowie die Unterbringung der 
Stellplätze in Tiefgaragen können den Beeinträchtigungen zum Teil vermindert werden. 

Schutzgut Klima 
Insgesamt kann aufgrund der geplanten Begrünungen von Dächern und Tiefgaragen und 
den Ersatzpflanzungen von einer leichten Verbesserung der bestehenden lokalklimatischen 
Situation ausgegangen werden. Aufgrund seiner zentralen innerstädtischen Lage und des 
hohen Versiegelungsgrades wird das Plangebiet weiterhin ein typisches innerstädtisches 
Klima mit erhöhten klimatischen Belastungen aufweisen. 

Schutzgut Wasser 
Große Flächen im neu strukturierten Bereich werden mit Tiefgaragen unterbaut, auf denen in 
Teilbereichen intensive Begrünungen vorgesehen sind. Auf den Dachflächen sind größten- 
teils extensive Dachbegrünungen geplant. Insgesamt behält das Gebiet jedoch trotz dieser 
Begrünungsmaßnahmen eine geringe Bedeutung für die Grundwasser-Neubildung, weil kei- 
ne Möglichkeit der Versickerung des Oberflächenwassers besteht und in das bestehende 
Mischwassersietnetz eingeleitet werden muss 

Durch die nach zukünftigem Planrecht festgesetzten Begrünungen der Tiefgaragen und 
Dachflächen und die damit verbundene leichte Erhöhung des Rückhalteraumes für Oberflä- 
chenwasser kommt es zu einer Minderung der potenziell möglichen Beeinträchtigung des 
Schutzgutes Wasser nach dem alten Planrecht. 

Schutzgut Boden 
Durch den hohen Versiegelungsgrad und die anthropogenen Bodenauffüllungen weist das 
Plangebiet eine stark eingeschränkte Funktion für das Schutzgut Boden auf. Altlasten sind 
nicht mehr vorhanden. Wegen Schlackebeimengungen in der Bodenauffüllung und PAK- 
Belastungen ist bei Baumaßnahmen teilweise mit erhöhten Kosten für die Entsorgung des 
Bodenaushubs zu rechnen. Im Bereich der zukünftigen Wohnbebauung sind extensive und 
intensive Dachbegrünungen geplant. Die Bodenfunktionen Filter- und Pufferkapazität gegen- 
über Schadstoffen, Wasserspeichervermögen sowie die Funktion als Lebensraum für Pflan- 
zen und Tiere werden somit teilweise kompensiert. Nach dem Staatsrätemodell ergibt sich 
eine positive Punktebilanz für den Bewertungsmaßstab Boden im Vergleich zwischen bisher 

24 



gültigem und künftigem Planrecht, zusätzliche Kompensationsmaßnahmen sind daher nicht 
notwendig. 

Schutzgut Tiere und Pflanzen 
Die Vegetationsstrukturen des Untersuchungsgebiets sind intensiv gepflegt, überwiegend 
strukturarm und bestehen zum größten Teil aus nicht heimischen Pflanzen arten. Der Baum- 
bestand ist vornehmlich jünger als 30 Jahre, durch geringe Pflanzabstände zu Gebäuden ist 
nur ein befriedigendes Entwicklungspotential gegeben. 

Es wurde eine faunistische Potentialanalyse für Vögel und Fledermäuse durchgeführt. Hier- 
bei wurden neun potentielle Brutvogelarten im Plangebiet ermittelt. Sie können der Gruppe 
häufiger, nicht gefährdeter Arten der Wohnblockzone zugeordnet werden, deren Reviere sich 
über den Untersuchungsraum hinaus erstrecken. Fledermäuse sind aufgrund fehlender Auf- 
enthalts- und Nahrungsräume kaum zu erwarten. 

Bei der Umsetzung des Bebauungsplans werden voraussichtlich mehr als die Hälfte des 
vorhandenen Baumbestands gefällt werden. Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen für 
gehölzbrütende Vögel wird die Fällung im Zeitraum zwischen dem 1. Oktober und 28. Febru- 
ar stattfinden. Da im Untersuchungsraum ausschließlich nicht gefährdete Vogelarten ver- 
kommen, kann ein vorübergehender Verlust der Funktionen der betroffenen Lebensstätten 
hingenommen werden, wenn langfristig keine Verschlechterung der Gesamtsituation damit 
verbunden ist. Dieses wird durch die geplante Anlage von intensiven und extensiven Dach- 
begrünungen im Bereich der geplanten Wohnbebauung sichergestellt. Baumpflanzungen 
sind im gesamten Neubaubereich vorgesehen. Bei der Bepflanzung wird der Verwendung 
heimischer Arten der Vorzug gegeben. Zusätzlich tragen Hecken und Fassadenbegrünungen 
zur Gliederung der Räume bei und leisten einen Beitrag zur Vernetzung der neugeschaffe- 
nen Gartenbiotope, Für Höhlen- und Halbhöhlenbrüter sowie Mauersegler werden zusätzlich 
Nistmöglichkeiten angebracht. 

Die Beeinträchtigungen für Fledermäuse können durch eine Beschränkung der Gebäudeab- 
rissarbeiten während des Winterhalbjahres (November bis März) vermieden werden. Alterna- 
tiv kann durch eine Überprüfung der Gebäude kurz vor dem Abriss der Nachweis erbracht 
werden, dass keine Fledermäuse im Gebäude aktuelle Tagesverstecke haben. Zur Schaf- 
fung neuer Aufenthaltsangebote für Fledermäuse werden künstliche Höhlen in die Gebäude 
des Gewerbegebiets integriert. 

Nach dem Staatsrätemodell ergibt sich eine positive Punktebilanz für den Bewertungsmaß- 
stab Pflanzen- und Tierwelt. Es findet eine Aufwertung gegenüber dem geltenden Planungs- 
recht statt (siehe Ziffer 4.5). 

Schutzgut Landschafts-/ Stadtbild 
Durch die Umstrukturierung kommt es zu Veränderungen des Stadt- und Landschaftsbildes. 
Durch die Blockrandbebauung in einer verträglichen Höhe wird die bestehende Bebauung 
östlich des Plangebiets fortgesetzt. Die geplante Tiefgarage verhindert das Parken im Plan- 
gebiet und ermöglicht hochwertig gestaltete Freiräume. Die vorgesehene Quartiersgasse 
ermöglicht erstmals eine öffentliche Durchquerung des Blocks. 

Zur Umsetzung des Bebauungskonzepts sind Baumfällungen notwendig, die das Land- 
schaftsbild beeinträchtigen. Das Landschaftsbild wird jedoch durch die getroffenen Grünfest- 
setzungen und die Neugestaltung des Freiraums gegenüber der bestehenden Nutzung und 
möglichen Industrienutzung nach gültigem Baurecht insgesamt aufgewertet. 
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Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
Im Plangebiet befinden sich keinerlei Boden-, Garten- oder Baudenkmale oder denkmal- 
rechtlich geschützte Ensembles. Die südlich im Plangebiet befindliche stadtbildprägende 
Wohnbebauung wird durch die Festsetzung eines Erhaltungsbereichs geschützt. Die Aus- 
nutzbarkeit der Grundstücke im Hinblick auf die realisierbare Geschossfläche wird nicht ein- 
geschränkt. 

Schutzgut Mensch 
Durch die Neuordnung des Quartiers ist der Block erstmals durchquerbar. Das im Rahmen 
der Planung erarbeitete Freiraumkonzept sorgt für die Verbesserung der Aufenthaltsqualität 
und Erholungsfunktion. Durch Lärmschutzmaßnahmen und die geplante Gebäudestellung 
kann die Wohnnutzung im und außerhalb des Plangebiets vor Lärmeintrag geschützt wer- 
den. Trotz Optimierung der Grundrisse und Gebäudestellung wird eine innenstadttypische 
Belichtungssituation mit verschatteten Bereichen vorherrschen. 

Bei Verzicht der Aufstellung des Bebauungsplans blieben das Plangebiet und dessen Nut- 
zungen weiterhin ungeordnet. Konflikte in Bezug auf Lärm zwischen den Nutzungen Wohnen 
und Gewerbe könnten nicht nachhaltig gelöst werden. Die geplante Wohnnutzung könnte 
nicht umgesetzt werden. Bei der Ausweisung eines Gewerbegebiets im Norden sowie eines 
allgemeinen Wohngebiets im Süden des Plangebiets müsste das Gewerbegebiet einge- 
schränkt werden. Bei der Ausweisung eines Mischgebiets für das gesamte Gebiet müsste 
die bestehende Wohnnutzung im Süden die in Mischgebieten zulässigen Immissionsricht- 
werte hinnehmen. Beide Alternativen sind nicht mit den Zielen der Planung vereinbar und 
damit verworfen worden. 

4.5 Beeinträchtigung von Natur und Landschaft 
Für das Plangebiet ist formal die Eingriffsregelung nach BauGB § 1a Abs. 3 anzuwenden, da 
erst durch Abgleich des Eingriffsumfanges gemäß bislang gültigem Planrecht (Baustufenplan 
Bahrenfeld, festgestellt am 07.12.1954, erneut festgestellt am 14.01.1955) mit dem künftigen 
Planrecht nachvollziehbar festgestellt werden kann, ob die durch den Bebauungsplan Bah- 
renfeld 62 vorbereitete Eingriffe bereits vorher zulässig waren. 

Das Plangebiet umfasst etwa 4,1 ha. Gegenüber dem geltenden Planungsrecht sind hin- 
sichtlich der Bodenversiegelung keine wesentlichen Veränderungen zu erwarten, da keine 
von dem bestehenden Maß abweichende Versiegelung planrechtlich eröffnet wird. Straßen- 
verkehrsflächen und der größte Teil des allgemeinen Wohngebietes im Süden des Untersu- 
chungsraumes wurden entsprechend des Bestandes festgesetzt. Auch für die weiteren Flä- 
chen des Gewerbe-, Misch- und allgemeines Wohngebiets ergeben sich mit einer GRZ von 
1,0 bzw. einer Überschreitungsoption von 1,0 für Tiefgaragen gegenüber dem geltenden 
Pianrecht keine wesentlichen Veränderungen. 

Bei Umsetzung der geplanten umweltrelevanten Festsetzungen wird für die geplanten Flä- 
chen der Gewerbe-, Misch- und allgemeines Wohngebiete aus den unter Ziffer 4.2 näher 
aufgeführten Gründen eine Verbesserung der Situation von Natur und Landschaft gegenüber 
dem geltenden Planrecht entartet. Planungsrechtlich - aufgrund der Gegenüberstellung von 
bisher geltendem und zukünftigem Planrecht - ist der Eingriffs-Tatbestand nicht gegeben. 

Mit der Festsetzung von extensiven Begrünungen auf Dachflächen und intensiven Begrü- 
nungen auf nicht überbauten Tiefgaragen (in Höhe von gesamt ca. 3.200 m®) wird ein Beitrag 
zur Kompensation der hohen Bodenversiegelung mit ihren negativen Wechselwirkungen für 
die Schutzgüter Wasserhaushalt und Klima geleistet und es werden Sekundär-Standorte für 
eine spezifische Flora und Fauna geschaffen. Durch diese Festsetzungen wird auf Basis des 
für Eingriffe in Hamburg anzuwendenden Staatsrätemodells für das Schutzgut Boden sogar 
eine leichte Verbesserung für das Schutzgut erzielt. 
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Durch die Anlage von Begrünungen über Tiefgaragen mit der Pflanzung von Hecken, Sträu- 
ehern und festgesetzten Bäumen werden strukturreiche Lebensräume neu geschaffen. Zu- 
sätzlich tragen extensive Begrünungen der Dachflächen zur Kompensation bei. Der Punkt- 
wert nach Staatsrätemodell für das Schutzgut Tiere und Pflanzen liegt über dem des bisher 
bestehenden Planrechts. 

Die Beeinträchtigungen der Schutzgüter Luft, Klima und Wasser durch den hohen Versiege- 
lungsgrad können ebenfalls durch die geplanten Begrünungen im allgemeinen Wohngebiet 
gemindert werden. Oberflächenwasser wird in den Substraten gespeichert und trägt durch 
dessen Verdunstung zur Verbesserung des Lokalklimas bei. Des Weiteren kommt es zu ei- 
ner Verzögerung des Oberflächenabflusses. 

Das Landschafts- und Stadtbild wird sich durch die Umsetzung der Planung ändern. Im Ge- 
gensatz zum geltenden Planrecht kommt es durch die Fortführung der Blockrandbebauung 
in verträglicher Höhe zu einer Attraktivitätssteigerung. Die geplante Tiefgarage ermöglicht die 
Umsetzung eines qualitätsvollen bewohnerfreundlichen Freiraumkonzepts für das Gesamt- 
areal. 

5 Planinhalt und Abwägung 
Das Plangebiet ist derzeit durch eine kleinteilige Funktionsmischung insbesondere aus Ge- 
werbe, Dienstleistungen und Wohnen geprägt. Die städtebauliche Qualität der Bebauung 
und die Nutzungsdichte entsprechen nicht der Lagequalität des Standorts. 

Für etwa die Hälfte der im Plangebiet liegenden Baugrundstücke liegt eine konkrete Entwick- 
lungsabsicht eines Investors vor. Für diese Flächen wurde ein hochbaulicher und städtebau- 
licher Wettbewerb durchgeführt mit dem Ziel der städtebaulichen und funktionalen Neuord- 
nung des Baublocks. Das aus dem Siegerentwurf abgeleitete Bebauungskonzept sieht bei 
Beibehaltung der im Baublock vorhandenen Funktionsmischung eine deutlichere Trennung 
von Gewerbe und Wohnen vor. Während im Norden von der Stresemannstraße bis etwa zur 
Hälfte des Baublocks eine gewerbliche bzw. eine Mischnutzung vorgesehen ist, ist im Süden 
angrenzend an die bestehenden Wohngebäude ebenfalls eine Wohnnutzung geplant. Da- 
durch wird die bestehende Gemengelage weitgehend aufgelöst und eine deutlichere räumli- 
che Aufteilung von Arbeiten und Wohnen im Baublock vorgenommen. Insgesamt ist die 
Schaffung von etwa 125 Wohneinheiten geplant. 

Ziel des Bebauungsplans ist neben der Trennung der Nutzungen auch die städtebauliche 
Aufwertung und bauliche Nachverdichtung des Quartiers. Dies soll durch die Umsetzung 
eines Bebauungskonzepts, das als Siegerentwurf aus dem hochbaulichen und städtebauli- 
chen Wettbewerb hervorging, ermöglicht werden. Im Zusammenspiel mit den Bereichen des 
Plangebiets, für die keine konkrete Investitionsabsicht vorliegt, entsteht ein städtebaulich 
harmonisches Gesamtgefüge. Für diese bestehenden Bereiche trifft der Bebauungsplan 
weitgehend bestandssichernde Festsetzungen. 

Konkret liegt dem im Plangebiet befindlichen Baublock folgendes städtebauliches Konzept 
zu Grunde: In Anlehnung an das bestehende Geschäftsgebäude an der Stresemannstraße, 
das erhalten werden soll, ist westlich angrenzend ein Solitärbaukörper vorgesehen, dessen 
Gebäudehöhe der des benachbarten Geschäftsgebäudes entsprechen soll. Südlich dieser 
Gebäudesolitäre soll ein Gewerbehof entstehen, der insbesondere produzierendes und wei- 
terverarbeitendes Gewerbe beherbergen soll. Er besteht aus zwei Gebäuden, die nach Sü- 
den hin durch ein sogenanntes Hybridgebäude begrenzt werden, das sowohl gewerbliche 
Nutzungen als auch Lofts, in denen sowohl gearbeitet als auch (ab dem 1. Obergeschoss) 
gewohnt werden kann, beherbergen soll. Das Hybridgebäude soll den Baublock funktional in 
eine nördliche, gewerblich geprägte, und eine südliche Hälfte mit dominierender Wohnnut- 
zung gliedern. Gleichzeitig wird durch die Anordnung der Gebäude einschließlich der Ver- 
kehrsflächen ein geschlossenes Gebäudeensemble gebildet, das den Gewerbehof sowie 
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den Gewerbeverkehr klar von der südlich gelegenen Wohnnutzung abgrenzt. Südlich des 
Hybrids ist eine öffentlich zugängliche Quartiersgasse vorgesehen, die es erstmals ermög- 
licht. den Baublock zu queren. Sie trägt ebenfalls dazu bei, das südlich angrenzende Wohn- 
gebiet von der gewerblichen Nutzung im Norden zu separieren. Der Baublock soll hier durch 
Wohngebäude ergänzt werden, die ebenso wie der Hybrid die Quartiersgasse räumlich fas- 
sen soll. 

Nach Süden hin werden durch die Stellung der drei geplanten Baukörper Hofsituationen 
ausgebildet, die - durch die hier angeordneten privaten Freiräume - eine hohe Wohnqualität 
erwarten lassen. Südlich angrenzend an diese Mehrfamilienhäuser schließt eine Stadthaus- 
zeile an, die mit den östlich gelegenen Bestandsgebäuden ein städtebaulich harmonisches 
Ensemble ausbilden. Die geplanten Neubauten nehmen außerdem die Gebäudehöhe der 
Bestandsbebauung auf. Die im südlichen Drittel des Plangebiets bereits vorhandene Block- 
randbebauung ist hinsichtlich der gestalterischen Qualität und bauliche Dichte dem Standort 
angemessen und soll erhalten bleiben. Insgesamt kann so ein funktional stringent geglieder- 
ter und städtebaulich hochwertiger Baublock ausgebildet werden. 

Entsprechend der vorgesehenen funktionalen Gliederung des Baublocks werden drei Bau- 
gebiete (Gewerbegebiet. Mischgebiet, allgemeines Wohngebiet) ausgewiesen, die nachfol- 
gend erläutert werden. 

5.1 Bauqebiete 
5.1.1  Gewerbegebiet 
Art der baulichen Nutzung 
Der Bebauungsplan weist den nördlichen Teilbereich des im Plangebiet befindlichen Bau- 
blocks als Gewerbegebiet aus, da hier bereits die gewerbliche Nutzung dominiert und diese 
Teilfläche aufgrund der von der Stresemannstraße ausgehenden Verkehrslärmimmissionen 
weniger gut für eine Wohnnutzung geeignet ist. 

Zwar ist das Plangebiet im Baustufenplan Bahrenfeld als eingeschränktes Industriegebiet 
ausgewiesen; tatsächlich findet hier jedoch keine industriegebietstypische, sondern vielmehr 
überwiegend eine gewerbegebietstypische Nutzung statt. Aufgrund der Nähe zur im Plange- 
biet sowie der im Umfeld vorhandenen Wohnnutzung kann hier jedoch auch perspektivisch 
keine industrielle Nutzung realisiert werden. Daher wird hier statt eines Industriegebiets ein 
Gewerbegebiet festgesetzt. 

Im Zusammenspiel mit dem ausgewiesenen Maß der baulichen Nutzung und den ausgewie- 
senen überbaubaren Grundstücksflächen soll der Umfang der gewerblichen Nutzungen bei- 
behalten, Jedoch funktional optimiert angeordnet werden, so dass er auf kleinerer Grundflä- 
che im Norden des Baublocks konzentriert werden kann. Insbesondere das oft verdrängte, 
produzierende Gewerbe soll an diesem Standort verträglich integriert und gehalten werden. 
Ergänzt werden soll das produzierende Gewerbe durch Büronutzungen und sonstige ge- 
werbliche Betriebe, die auch in Obergeschossen angesiedelt werden können. 

Angesichts der hohen Verkehrslärmimmissionen und um eine klare Trennung zwischen der 
gewerblichen und der Wohnnutzung zu erreichen, soll die bestehende Wohnnutzung an der 
Stresemannstraße zugunsten einer gewerblichen Nutzung aufgegeben und nicht planungs- 
rechtlich gesichert werden. Sie genießt auch derzeit lediglich Bestandsschutz. 

Durch die folgenden Festsetzungen soll das sonst gemäß § 8 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) in Gewerbegebieten zulässige Nutzungsspektrum wie folgt eingeschränkt werden: 

Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe unzulässig. Ausnahmsweise können Ver- 
kaufsstätten zugelassen werden, die in einem unmittelbaren räumlichen und funktionalen 
Zusammenhang mit einem Gewerbe- oder Handwerksbetrieb stehen (Werksverkauf), wenn 
die jeweilige Summe der Verkaufs- und Ausstellungsfiäche nicht mehr als zehn vom Hundert 
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(v.H.) der Geschossfläche des Betriebs beträgt. Verkaufs- und Ausstellungsflächen für zen- 
trenrelevante Sortimente dürfen 200 m^je Betrieb nicht überschreiten. Zentrenrelevanle Sor- 
timente sind (Anlage 1 zu den „Leitlinien für den Einzelhandel im Rahmen der Hamburger 
Stadtentwicklungspolitik“ vom 15. Februar 1996): Nahrungs- und Genussmittel, Drogerien, 
Parfümerien, Textilien, Bekleidung, Schuhe, Lederwaren, Uhren, Schmuck, Foto, Optik, 
Spielwaren, Sportartikel, Bücher, Papier- und Schreibwaren, Kunstgewerbe, Geschenkarti- 
kel, Unterhaltungselektronikartikel (sog. braune Ware), Haushaltselektroartikel, Bild- und 
Tonträger, Kommunikationselektronik (sog. weiße Ware), Haushaltswaren, Glas, Porzellan, 
Fahrräder, (vgl. § 2 Nummer 1) 

Im Gewerbegebiet wird Einzelhandel zunächst generell ausgeschlossen. Dadurch soll si- 
chergestellt werden, dass insbesondere das produzierende Handwerk vor Verdrängung ge- 
schützt und integriert werden kann, denn durch Einzelhandelsbetriebe lassen sich im Ver- 
gleich zu Gewerbe- und Handwerksnutzungen in der Regel höhere Flächenumsätze und 
Gewinnmargen realisieren, so dass dann höhere Mieten bzw. Bodenpreise gezahlt werden 
können. Dies kann zur Verdrängung von Gewerbe- und Handwerksnutzungen führen. Aller- 
dings soll es als Ausnahme den produzierenden Betrieben bzw. den Handwerksbetrieben 
ermöglicht werden, kleinräumlich ihre hergestellten Waren zu verkaufen, sofern der Laden- 
verkauf lediglich zweitrangig, in seiner Größenordnung als unschädlich anzusehen und als 
ein untergeordneter und integraler Bestandteil des produzierenden Betriebes anzusehen ist. 
Somit kann eine Einzelhandelsnutzung untergeordnet dann zugelassen werden, wenn sie im 
Sinne der Förderung der mittelständischen Wirtschaft dazu beiträgt, die wirtschaftliche 
Grundlage für genau die Betriebe zu stärken, für die innerhalb des Plangebiets ein Standort- 
angebot bereitgestellt werden soll. 

Verkaufsstätten sollen jedoch nur dann zulässig sein, wenn sie der Betriebsfläche deutlich 
untergeordnet sind. Die städtebaulichen Zielsetzungen, Flächen für produzierendes Gewer- 
be und Handwerk zu sichern, soll nicht beeinträchtigt werden. Zudem sollen schädliche 
Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche vermieden werden. Aus diesen Gründen 
wird das Merkmal der gewollten „deutlichen Unterordnung“ in der Festsetzung durch sowohl 
eine relative als auch — für bestimmte Sortimente - durch eine absolute flächenmäßige Be- 
grenzung präzisiert. Die Begrenzung des „Werksverkaufs“ auf 10 % der Geschossfläche si- 
chert einen deutlichen Schwerpunkt auf der gewerblich genutzten Fläche im Gewerbegebiet. 
Die Begrenzung der Verkaufsfläche für die (aus den „Leitlinien für den Einzelhandel im 
Rahmen der Hamburger Stadtentwicklungspolitik“ vom 15.02.1996 abgeleiteten) zentrenre- 
levanten Sortimente auf 200 m^ stellt sicher, dass keine Beeinträchtigung zentraler Versor- 
gungsbereiche zu befürchten ist. 

Zusätzlich zur Regelung der Zulässigkeit des Einzelhandels wird im Gewerbegebiet das Nut- 
zungsspektrum wie folgt eingeschränkt: 

Im Gewerbegebiet werden Ausnahmen für Vergnügungsstätten ausgeschlossen. Tankstel- 
len, gewerbliche Freizeitbetnebe, Versammlungsstätten, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie Prostitutionsbetriebe und prostitutionsähnliche Nutzungen jeder Art sind unzulässig, 
(vgl. §2 Nummer 2) 

Ein Ausschluss von Vergnügungsstätten, Prostitutionsbetriebe und prostitutionsähnlichen 
Nutzungen, Versammlungsstätten, gewerblichen Freizeitbetrieben, Schank- und Speisewirt- 
schaften erfolgt, da sie wie Einzelhandelsbetriebe ebenfalls geeignet sind, aufgrund höherer 
Flächenrendite andere Unternehmen, wie z.B. Handwerksbetriebe, zu verdrängen, zumal in 
Hamburg aufgrund begrenzter Flächenkapazitäten generell ein Mangel an Gewerbegebiets- 
flächen besteht. Städtebauliche Zielsetzung ist es, gerade das produzierende Gewerbe an 
diesem Standort zu stärken. Vergnügungsstätten sowie Prostitutionsbetriebe und prostituti- 
onsähnliche Nutzungen könnten zudem, aufgrund ihrer oftmals nächtlichen Betriebszeiten, 
zu einer Ruhestörung für die angrenzende Wohnnutzung führen. 
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Auch dem Ausschluss von Tankstellen im Plangebiet soll vor allem dem Schutz der in der 
Nachbarschaft vorhandenen und im Plangebiet festgesetzten Wohnnutzung vor Störungen 
und Beeinträchtigungen durch Lärm- und Schadstoffimmissionen in Folge des Kunden- und 
Lieferverkehrs Rechnung getragen werden. Im unmittelbaren Umfeld sind zudem Tankstellen 
vorhanden; unter anderem nördlich des Plangebiets in der Stresemannstraße/ Ecke Ruhr- 
straße. 

Ebenfalls im Hinblick auf den Schutz der angrenzenden Wohnnutzung wird im Bebauungs- 
plan die folgende Festsetzung aufgenommen: 

In den Gewerbegebieten sind solche Anlagen und Betnebe unzulässig, die hinsichtlich ihrer 
Luftschadstoffe- und Geruchsemission das Wohnen in den angrenzenden Gebieten wesent- 
lich stören, wie regelhaft Lackierereien, Tischlereien, Brotfabriken, Fieischzerlegebetriebe, 
Räuchereien, Röstereien, kunststofferhitzende Betriebe oder in ihrer Wirkung vergleichbare 
Betriebe. Ausnahmen können zugelassen werden, wenn im Genehmigungsverfahren eine 
immissionsschutzrechtliche Verträglichkeit mit der Nachbarschaft nachgewiesen wird. Zu- 
dem sind im Gewerbegebiet Betriebe unzulässig, in deren Betriebsbereichen gefährliche 
Stoffe nach § 1 in Verbindung mit Anhang I der Störfall-Verordnung (12. BImSchV) in der 
Fassung vom 8. Juni 2005 (BGBl. IS. 1599), zuletzt geändert am 26. November 2010 (BGBl. 
I S. 1643,1691), vorhanden sind, die den Abstandsklassen I bis IV nach dem Leitfaden der 
Kommission für Anlagensicherheit (KAS): „Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbe- 
reichen nach der Störfallverordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bau- 
leitplanung — Umsetzung § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung vom 
17. Mai 2013 (BGBL IS. 1275" zugeordnet werden. Ausnahmen sind zulässig, wenn ein ge- 
ringerer Achtungsabstand nachgewiesen werden kann, zum Beispiel aufgrund besonderer, 
über den Stand der Sicherheitstechnik hinausgehender, technischer oder organisatorischer 
Maßnahmen zur Verhinderung von Störfällen oder zur Begrenzung deren Auswirkungen, 
(vgl. §2 Nummer 3) 

Das Gewerbegebiet befindet sich in der Nachbarschaft zu Wohnnutzungen. Um Immissions- 
konflikte zu vermeiden und um die Wohnqualität in den nah gelegenen Wohngebäuden zu 
sichern, sind erheblich luftbelastende und geruchsbelästigende Betriebe und Anlagen im 
Plangebiet ausgeschlossen. Ferner fordert die Seveso-ll-Richtlinie in Artikel 12 die Mitglied- 
staaten auf, angemessene Abstände (Achtungsabstände) zu solchen Betrieben präventiv zu 
beachten und mit den Mitteln der Raum- und Flächenplanung zu steuern, in denen gefährli- 
che Stoffe in bestimmten Mengen vorhanden sind (Betriebsbereiche nach Störfallverord- 
nung). § 50 BImSchG setzt diese Forderung in deutsches Recht um. Auch in Gewerbegebie- 
ten ist eine Ansiedlung von Betrieben möglich, die der Störfallverordnung unterliegen. Eine 
spätere Berücksichtigung eines Achtungsabstandes zum Zeitpunkt der Genehmigung eines 
solchen Betriebes ist verfahrensrechtlich nicht möglich, da im Rahmen der Genehmigung 
von anderen Störfallszenarien ausgegangen wird als im Rahmen der Planung. Das heißt, 
dass sobald ein Betrieb bauplanungsrechtlich im Gewerbegebiet zulässig ist und unter die 
12. BImSchV fällt, muss dieser lediglich die Pflichten nach der 12. BImSchV, aber immissi- 
onsschutzrechtlich keine Abstände zu umliegenden schutzwürdigen Nutzungen mehr einhal- 
ten. Daher ist die Aufnahme der Festsetzung Nummer 3 erforderlich. 

Innerhalb der mit „(1)" gekennzeichneten überbaubaren Fläche ist derzeit bereits ein großflä- 
chiger Zwei radfach markt ansässig. Ein solcher Betrieb kann sich aufgrund der Größe der 
angebotenen Produkte, des damit einhergehenden Flächenbedarfs sowie des generierbaren 
Ftächenumsatzes in der Regel nicht in gewachsenen Zentren ansiedeln. Er ist vielmehr auf 
die an einer Hauptverkehrsstraße gegebene visuelle Wahrnehmbarkeit angewiesen. Daher 
soll der Zweiradfachmarkt nicht nur auf Bestandsschutz zurückgesetzt, sondern auch weiter- 
hin Entwicklungsmöglichkeiten in gewissem Rahmen behalten. Dabei wird auch berücksich- 
tigt, dass durch den Eigentümer im Vertrauen auf die langfristige Zulässigkeit einer Einzel- 
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handelsnutzung eine entsprechende Ladenfläche im Erdgeschoss bereits baulich realisiert 
wurde und der Umbau des Erdgeschosses erhebliche Kosten verursachen würde. Im Rah- 
men einer so genannten Fremdkörperfestsetzung kann der bestehende Einzelhandelsbetrieb 
trotz genereller Einschränkung im Gewerbegebiet seine Flächen im Sinne der textlichen 
Festsetzung Nr. 4 erweitern bzw. erneuern. Die nachfolgende Festsetzung geht als lex spe- 
cialis der allgemeinen Regelung in § 2 Nummer 1 vor: 

Im Gewerbegebiet wird für die mit „(1)“ bezeichnete Fläche zugunsten des vorhandenen 
Zweiradfachmarkts ein erweiterter Bestandsschutz nach § 1 Absatz 10 Baunutzungsverord- 
nung (BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. IS. 133), zuletzt geändert am 
22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), festgesetzt. Erneuerungen und Änderungen der bauli- 
chen Anlagen können im Erdgeschoss zugelassen werden, wenn damit keine Erweiterung 
der Verkaufsfläche einhergeht. Als Folgenutzung des Betriebs können im Erdgeschoss aus- 
nahmsweise Einzelhandelsbetriebe zugelassen werden, sofern diese eine Verkaufsfläche 
von 400 nicht überschreiten, (vgl § 2 Nummer 4) 

Die in § 1 Abs. 10 BauNVO gegebenen Bedingungen für diese Festsetzung sind gegeben: 
Es handelt es sich bei dem Zweiradfachmarkt um eine vorhandene bauliche Anlage, die in 
Bezug auf das gesamte Gewerbegebiet lediglich eine untergeordnete Größe aufweist. Städ- 
tebauliche Missstände sind durch die Einzelhandelsnutzung aus folgenden Gründen nicht zu 

- Es sind keine Immissionskonflikte im Sinne § 3 BImSchG bekannt geworden und auch 
zukünftig nicht zu erwarten, da der Betrieb nur eine gemessen an der Größe geringe 
Kundenfrequenz sowie Lieferfrequenz aufweist und als Handelsbetrieb keine weiteren 
Immissionen verursacht. 

- Es bestehen keine negativen Auswirkungen auf die infrastrukturelle Ausstattung, da das 
Grundstück verkehrlich leistungsfähig erschlossen ist und eine Überlastung vorhandener 
Infrastruktur nicht bekannt ist. 

- Da ausschließlich Fachartikel verkauft werden und das Warensortiment relativ schmal 
ist, sind auch negative Auswirkungen auf die Versorgung der Bevölkerung im Einzugs- 
bereich des Betriebs nicht zu erwarten. 

- Eine Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbild verursacht der großflächige Ein- 
zelhandel ebenfalls nicht. Er ist vielmehr in ein gestalterisch ansprechendes, ortsbild- 
prägendes Gebäude integriert. 

- Da sich der Einzelhandel innerhalb eines Gewerbegebiets befindet und das Betriebsge- 
lände alternativ durch einen Betrieb des produzierenden bzw. weiterverarbeitenden Ge- 
werbes genutzt werden könnte und der Handelsbetrieb keine nicht auch sonst mögli- 
chen Auswirkungen auf den Naturhaushalt generiert, entstehen aus der Einzelhandels- 
nutzung auch keine nachteiligen Auswirkungen auf den Naturhaushalt. 

Der am Standort vorhandene Zweiradfachmarkt muss folglich auch trotz seiner Größe bzw. 
Verkaufsfläche nicht als großflächig im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO eingestuft werden 
und wäre ohne die Fremdkörperfestsetzung in einem Gewerbegebiet zulässig. 

Da ungewiss ist, wie sich der Gewerbebetrieb weiterentwickeln wird, berücksichtigt die Fest- 
setzung auch eine mögliche Folgenutzung als Einzelhandelsbetrieb - durch die Beschrän- 
kung auf eine ausnahmsweise Zulässigkeit ist die Zulassung einer solchen Nutzung jedoch 
eine Ermessensentscheidung des Bezirks. Die Beschränkung der Verkaufsfläche verhindert, 
dass sich ein größerer Einzelhandelsbetrieb ansiedelt und damit Beeinträchtigungen für die 
umliegende Wohnnutzung entstehen. 

erwarten: 
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Die mit der Festsetzung einhergehende Privilegierung in Bezug auf die Zulässigkeit von Ein- 
zeihandel gilt bewusst nicht für die westlich angrenzende, ebenfalls an der Stresemannstra- 
ße liegende überbaubare Fläche, da eine Ausweitung des Einzelhandels zwangsläufig zu 
Lasten des Flächenangebots anderer Betriebe, die im Plangebiet gehalten bzw. angesiedelt 
werden sollen, gehen würde. Die Privilegierung gilt auch nicht für jede Art des Einzelhandels. 
Es soll in Zukunft am Standort nur solcher Einzelhandel als Ausnahme genehmigt werden, 
der keine schädlichen Auswirkungen für das hamburgische Zentrensystem mit sich bringt. 

Überbaubare Grundstücksfläche. Maß der baulichen Nutzung, Bauweise 
Eine Festsetzung der Bauweise erfolgt nicht, da die städtebauliche Struktur durch die bau- 
körperbezogene Festsetzung mit Baugrenzen hinreichend geregelt wird. 

Durch eine baukörperbezogene Ausweisung der überbaubaren Fläche wird das bestehende 
Bürogebäude an der Stresemannstraße/ Ecke Stahltwiete dem Bestand entsprechend gesi- 
chert. Durch geringe Spielräume innerhalb der Baugrenze wird im Fall einer Neubebauung 
sichergestellt, dass die außergewöhnliche Fassadengestaltung nicht zwingend wieder errich- 
tet werden muss. Die festgesetzten Gebäudehöhen sichern in Verbindung mit den getroffe- 
nen Baugrenzen das planerisch gewünschte städtebauliche Konzept planungsrechtlich ab. 
Die Gebäudehöhe des bestehenden Gebäudes wird bestandskonform auf 44 m über NN 
festgesetzt. Diese Gebäudehöhe von etwa 21 m über Gelände entspricht der Traufhöhe der 
östlich angrenzenden homogenen Bestandsbebauung. 

Unmittelbar westlich des bestehenden Bürogebäudes soll ein Einzelbaukörper an der Stre- 
semannstraße entstehen. Die Baugrenze schließt im Westen des Plangebiets weitgehend 
direkt an die Straßenverkehrsfläche des Celsiusweges an, um entsprechend dem südlich 
angrenzenden Bestand eine einheitliche Bauflucht zu gewährleisten. Im südlichen Bereich 
des Baukörpers Jedoch knickt die Fassade diagonal von der Straßenverkehrsfläche ab, um 
hier den Erhalt eines Straßenbaumes zu ermöglichen. Nach Norden hin wird analog zum 
östlich angrenzenden Bürogebäude ein Abstand zur Stresemannstraße eingehalten. Der an 
der Stresemannstraße geplante Baukörper soll sich mit seiner Gebäudehöhe an die beste- 
hende Straßenrandbebauung östlich des Plangebiets anpassen. Dementsprechend wird 
auch für dieses Baufeld die als Höchstmaß zulässige Gebäudehöhe ebenfalls auf 44 m über 
NN begrenzt. 

Im südlichen Bereich des Gewerbegebiets lässt die Ausweisung der überbaubaren Flächen 
die Ausbildung eines Gewerbehofes zu. Der Gewerbehof wird u-förmig durch einen Gebäu- 
dekörper am Celsiusweg, einen Gebäudekörper an der Stahltwiete und das bereits im 
Mischgebiet liegende Hybridgebäude begrenzt. Am Südrand des Gewerbegebiets, an das im 
Mischgebiet befindliche Hybridgebäude anschließend, wird eine etwa 9,4 m breite Gasse zur 
Abwicklung von Liefervorgängen ausgebildet. Aufgrund der Lage der Gasse als verbinden- 
des Element zwischen den Gewerbebauten und dem südlich im Mischgebiet angrenzenden 
Baukörper ist sie ebenfalls zur Andienung des Hybrids geeignet. Um die Anlieferung der ge- 
werblichen Nutzung von der in den oberen Geschossen geplanten Wohnnutzung optisch 
abzuschirmen, kann die nördlich des Hybridgebäudes befindliche Liefergasse als überdachte 
Durchfahrt mit einer lichten Höhe von mindestens 4,5 m ausgebildet werden. Die einzuhal- 
tende lichte Höhe ist erforderlich, um auch die Anlieferung durch Lkw zu ermöglichen. 

Für das südwestlich im Gewerbegebiet vorgesehene Gebäude werden mehrere in ihrer Hö- 
he gestaffelte Gebäudeteile entsprechend des Wettbewerbsergebnisses definiert. Es wird 
eine Gebäudehöhe von 31 m über über NN (entspricht etwa 8 m) bzw. zum Celsiusweg hin 
von 45 m über NN (entspricht etwa 22 m) festgesetzt. Durch die Staffelung wird sicherge- 
stellt, dass nach Norden hin zur gewerblichen Nutzung sowie zur Straße eine höhere Be- 
bauung zulässig ist; dadurch kann der Celsiusweg angemessen eingefasst und das Hybrid- 
gebäude im Mischgebiet von den Emissionen der Stresemannstraße abgeschirmt werden. 
Zur Mischgebietsnutzung nach Süden hin soll lediglich ein niedrigerer Gebäudeteil zulässig 
sein, der sich aufgrund seiner Größe und Lage im Gebäude als Dachterrasse für die in den 
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Obergeschossen vorgesehenen Büronutzungen anbietet. Die festgesetzte Höhe des niedri- 
geren Gebäudeteils ermöglicht aber immer noch die Ausbildung eines hallenartigen Erdge- 
schossbereichs mit einer lichten Höhe von etwa 8 m, welche die Unterbringung auch größe- 
rer Maschinen und das Einziehen eines Galeriegeschosses ermöglicht. 

Wie am Celsiusweg soll auch entlang der Stahltwiete zur Straße eine Raumkante ausgebil- 
det werden, um in etwa die Bauflucht der Bestandsbebauung im Süden des Plangebiets auf- 
zunehmen und eine homogene Blockstruktur auszubilden. Die geplanten Gewerbebauten 
sollen jedoch nicht ganz bis an die Straßenbegrenzungslinie vorrücken können, sondern von 
dieser um 2 m zurückgesetzt werden. Das Zurücksetzten der Gebäudekörper erfolgt zu 
Gunsten des Erhalts von Straßenbäumen. 

Für das Gebäude an der Stahltwiete wird eine gestaffelte Höhenfestsetzung gewählt. Zur 
Stahltwiete hin wird ein 45 m über NN (entspricht etwa 22 m über Gelände) hoher Gebäude- 
teil festgesetzt, der einen 31 m über NN hohen Gebäudeteil (entspricht etwa 8 m über Ge- 
lände) umschließt, der auch hier die Ausbildung eines hallenartigen Erdgeschosses mit der 
Möglichkeit der Ausbildung eines Galeriegeschosses für die Ansiedlung von produzierendem 
und weiterverarbeitendem Gewerbe begünstigt. Durch die größere Gebäudehöhe an der 
Stahltwiete wird der Straßenraum gefasst und das Gewerbegebiet zur umgebenden Wohn- 
nutzung außerhalb des Plangebiets abgeschirmt. Zur Anliefergasse hin kragt der 22 m hohe 
Gebäudeteil ab dem ersten Obergeschoss um 2 m über die mögliche Überdachung einer 
Anliefergasse hinaus. Zum Mischgebiet soll entlang des Celsiuswegs und der Stahltwiete ein 
direkter Anschluss des benachbarten Hybrid oberhalb des Erdgeschosses ermöglicht wer- 
den. 

Die festgesetzten Gebäudehöhen können in den Baugebieten für Dachzugänge und techni- 
sche Aniagen (wie zum Beispiel Aufzugsüberfahrten, Zu- und Abluftaniagen, Anlagen zur 
Gewinnung der Sotarenergie) um bis zu 2 m überschritten werden. Diese technischen Anla- 
gen müssen mindestens 2 m von der Traufkante abgerückt werden und dürfen maximal ein 
Drittel der jeweiligen Dachfläche bedecken, (vgl. § 2 Nummer 5) 

Diese Festsetzung soll in Anbetracht der Begrenzung der Gebäudehöhen eine zweckmäßige 
Errichtung der Anlagen gewährleisten, die aus technischen Gründen erforderlich sind. Mit 
einer Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes ist angesichts der Höhendifferenzie- 
rung der technischen Aufbauten nicht zu rechnen. Damit eventuelle Dachaufbauten, die ggf, 
noch oberhalb der festgesetzten Gebäudehöhe erforderlich sind, aus der Fußgängerper- 
spektive nicht wahrgenommen werden können und eine zusätzliche Verschattung durch sol- 
che Aufbauten weitestgehend vermieden wird, sind technische Anlagen um mindestens 2 m 
von der Traufkante abzurücken und dürfen maximal ein Drittel der jeweiligen Dachfläche be- 
decken. 

Die Grundflächenzahl im Gewerbegebiet wird mit 1,0 festgesetzt. Dadurch wird die Ober- 
grenze des Maßes der Nutzung nach § 17 Abs. 1 Baunutzungsverordnung für Gewerbege- 
biete von 0,8 überschritten. Gemäß § 17 Abs. 3 Baunutzungsverordnung können die Ober- 
grenzen in Gebieten, die am 1. August 1962 überwiegend bebaut waren überschritten wer- 
den, wenn städtebauliche Gründe dies erfordern und die Überschreitungen ausgeglichen 
werden, um sicherzustellen, dass gesunde Arbeitsverhältnisse erreicht werden. Die Über- 
schreitung wird für die Umsetzung der Planungsziele als erforderlich angesehen, um 

- die innere Erschließung den Anforderungen der geplanten Gewerbenutzungen ent- 
sprechend auszugestalten und 

- das Gewerbegebiet vollfiächig mit einer Tiefgarage zu unterbauen, um die notwendi- 
gen Stellplätze unterirdisch nachweisen zu können und eine unverträgliche Einen- 
gung der Rangierflächen durch ebenerdige Stellplätze zu vermeiden. 
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Die Überschreitung der Obergrenze nach § 17 Abs, 1 Baunutzungsverordnung wird also 
nicht durch die vollflächigen Bebaubarkeit durch Gebäude hervorgerufen, sondern aufgrund 
der notwendigen Erschließung. Dies gilt auch für die nördlich des Hybrids vorgesehene Lie- 
fergasse. Die Auswirkungen dieser Festsetzung auf die Umwelt sind untersucht worden (sie- 
he Kapitel 4.2.4). Der Bebauungsplan sieht entsprechende Minderungsmaßnahmen, auch im 
Bereich des Misch- und allgemeinen Wohngebiets vor: 

- Ausweisung einer niedrigeren Gebäudehöhe über NN im Blockinnenbereich, um ne- 
gative Auswirkungen auf bestehende und geplante Wohnnutzungen zu vermeiden 

- die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in Tiefgaragen 
- den Ausschluss störender Nutzungen sowie 
- festgesetzte Begrünungsmaßnahmen in den Baugebieten. 

Diese Maßnahmen gewährleisten, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits- 
verhältnisse erfüllt sind, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden und die Be- 
dürfnisse des Verkehrs befriedigt werden. Sonstige öffentliche Belange stehen der Planung 
nicht entgegen. Weiterhin ist bereits gegenwärtig ein hoher Versiegelungsgrad vorhanden. 

Insgesamt kann durch die Festsetzung der Grundflächenzahl und der Gebäudehöhen eine 
verträgliche Integration der Neuptanung in die Umgebung sichergestellt werden. 

Erschließung/ Unterbringung des ruhenden Verkehrs 
Entgegen der jetzigen Situation soll der ruhende Pkw-Verkehr dem Bebauungskonzept ent- 
sprechend unterirdisch in einer Tiefgarage unterhalb des Gewerbegebiets untergebracht 
werden, um im Baugebiet selbst eine ungehinderte Durchfahrbarkeit zu gewährleisten, Ran- 
gierflächen für den Lieferverkehr zu sichern und andererseits die angrenzende Wohnnutzung 
vor zusätzlichem Verkehrsaufkommen und daraus resultierenden Schadstoff- und Lärmim- 
missionen zu schützen. Weiterhin kann die Unterbringung der Stellplätze in einer Tiefgarage 
der Entschärfung der Stellplatzsituation in den angrenzenden Straßen dienen. Insgesamt 
kann davon ausgegangen werden, dass sich aufgrund der Tiefgarage der Parkdruck im 
Quartier insgesamt eher verringert, da zukünftig weniger Nutzer in den umliegenden Straßen 
parken werden. Aus diesen Gründen wird die vollflächige Unterbauung des Gewerbegebiets 
vorgesehen. Die Tiefgarageneinfahrt ist an der Stahltwiete oberhalb des geplanten Gewer- 
bebaus und die Tiefgaragenausfahrt am Celsiusweg zwischen den geplanten Gewerbebau- 
ten vorgesehen. Es sind etwa 100 Stellplätze geplant. 

Die Lage der Zu- und Ausfahrten wird über Regelungen des städtebaulichen Vertrags öffent- 
lich-rechtlich gesichert. 

Südlich der Gewerbebauten ist eine Gasse mit optionaler Überdachung vorgesehen, die vor- 
rangig der Anlieferung der gewerblichen Nutzungen in diesen Gebäuden sowie im Hybrid 
dient. Um durch die Andienung nicht die im Hybrid befindliche Wohnnutzung optisch zu be- 
einträchtigen, wird eine Überdachung sowie die Ausgestaltung der Gasse als Durchfahrt zu- 
gelassen. 

5.1.2 Mischaebiete 
Art der baulichen Nutzung 
Im Zentrum des Baublocks werden die Flurstücke 1915, 1916, 1917 (teilweise), 1918 (teil- 
weise), 2954, 2870, 4927, 4928 (teilweise) und das Flurstück 1920 (teilweise) als Mischge- 
biet ausgewiesen. Im Mischgebiet sind Wohnen und gewerbliche Nutzungen, die das Woh- 
nen nicht wesentlich stören dürfen, gleichberechtigt zulässig. Durch die Einschränkung der 
gewerblichen Nutzungen hinsichtlich des Störgrades im Mischgebiet wird ein verträgliches 
Nebeneinander von Wohnen und Gewerbe gewährleistet. 

Im Plangebiet soll durch die Ausweisung als Mischgebiet zwischen der gewerblichen Nut- 
zung im Norden und der Wohnnutzung im Süden vermittelt werden. Dazu ist nördlich der 
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geplanten Quartiersgasse ein Gebäuderiegel geplant, der als sogenannter Hybrid im ersten 
Vollgeschoss und - aus Gründen des Lärmschutzes {siehe Ziffer 5.5) - im östlichen, an der 
Stahltwiete gelegenen und mit „(1)“ bezeichneten Abschnitt ausschließlich eine gewerbliche 
Nutzung und in den übrigen Bereichen sowohl gewerbliche Nutzungen als auch eine Wohn- 
nutzung beherbergen soll. Aufgrund dieser geplanten Mischnutzung und im Zusammenspiel 
mit dem südlich angrenzenden Mischgebiet Ml 2 wird dieser Baukörper als Mischgebiet ge- 
mäß § 6 Baunutzungsverordnung festgesetzt. 

Südlich der Quartiersgasse befinden sich im Bestand sowohl Wohngebäude, überwiegend 
jedoch gewerbliche Nutzungen (wie z.B. eine Druckerei in der Stahltwiete), Büros sowie eine 
Kindertagesstätte. Diese feinkörnige Nutzungsmischung mit das Wohnen nicht störenden 
gewerblichen Nutzungen soll auch zukünftig zulässig sein und erhalten bleiben, um ein be- 
lebtes und durchmischtes Quartier zu schaffen, wobei angesichts der geschützten Lage im 
Blockinnenbereich und der Abschirmung vor Gewerbelärm durch den Hybrid eine Intensivie- 
rung der Wohnnutzung planerisch gewünscht ist, ohne jedoch den Mischgebietscharakter zu 
gefährden. Das konkrete Bebauungskonzept sieht daher für den Bereich südlich der Quar- 
tiersgasse die Entwicklung von drei zusätzlichen Wohngebäuden vor, von denen die zwei 
jeweils an den Straßen gelegenen Gebäude als Mischgebiet ausgewiesen werden. Hier ist 
aufgrund der gut erschlossenen Lage sowie dem Publikumsverkehr eher eine gewerbliche 
Nutzung möglich als in dem Blockinnenbereich. Zudem ist zumindest der an der Stahltwiete 
geplante Baukörper einer erhöhten Gewerbelärmbelastung von den Nutzungen östlich der 
Stahltwiete ausgesetzt (siehe auch Ziffer 5.5). In den Erdgeschosszonen der Wohngebäude 
im Mischgebiet Ml 2 können also, sofern die Nachfrage dafür besteht, auch gewerbliche Nut- 
zungen untergebracht werden. So kann - im Ml 1 sowie im Ml 2 - zusammenhängend be- 
trachtet der Mischgebietscharakter gewahrt werden. Das zentral gelegene, dritte Wohnge- 
bäude soll hingegen als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen werden. 

Zwecks Sicherung einer feinkörnigen Nutzungsmischung im Hybridgebäude wird folgende 
Regelung getroffen: 

Im mit „Ml 1" bezeichneten Mischgebiet sind Wohnungen im Erdgeschoss und in dem mit 
„(I)“ bezeichneten Teilbereich unzulässig, (vgl. § 2 Nummer 6) 

Im ersten Geschossen sollen sich bevorzugt Gewerbebetriebe ansiedeln, die von der Lage 
an der fußgängerfrequentierten Quartiersgasse profitieren und hier bei entsprechender 
Schaufenstergestaltung ggf. ihre Produkte präsentieren können. Im westlichen Bereich des 
Hybrids ist zudem bereits die Unterbringung einer Kindertagesstätte in dem zum Bebau- 
ungsplan abgeschlossenen städtebaulichen Vertrag geregelt worden. Zudem ist das Erdge- 
schoss weniger gut besonnt und eignet sich daher eher für eine gewerbliche und weniger für 
eine Wohnnutzung. Der östliche Bereich des Hybrids soll einer gewerblichen Nutzungs Vor- 
behalten bleiben, da in diesem Teilabschnitt des Gebäudes auch auf die Südfassade eine 
erhöhte nächtliche Gewerbelärmbelastung (siehe Ziffer 5.5) einwirken kann. Anders als bei 
dem an der Stahltwiete südlich des Hybrids geplanten Gebäude gibt es hier keine lärmab- 
gewandte Seite, so dass für diesen Gebäudeabschnitt vorsorglich keine Wohnnutzung zuge- 
lassen werden soll. 

Um nur solche Nutzungen zu ermöglichen, die mit der Wohnnutzung verträglich sind und 
dem planerisch gewünschten Quartierscharakter entsprechen, trifft der Bebauungsplan fol- 
gende Festsetzung: 

In den Mischgebieten sind Gartenbaubetriebe, Tankstellen, Vergnügungsstätten sowie Pro- 
stitutionsbetriebe und prostitutionsähnliche Nutzungen jeder Art unzulässig. Einzelhandeis- 
betriebe sowie Schank- und Speisewirtschaften sind nur als Ausnahme zulässig, (vgl. § 2 
Nummer 7) 
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Tankstellen und Gartenbaubetriebe werden ausgeschlossen, da sie nicht der gewünschten 
Funktionsmischung entsprechen. Tankstellen können zudem durch ihren häufig 24- 
stündigen Betrieb erhebliche Störpotentiale für die vorhandene und geplante Wohnnutzung 
mit sich bringen und fügen sich in der Regel städtebaulich nicht in eine Straßenrandbebau- 
ung ein. Der Ausschluss von Tankstellen ist vertretbar, da im Umfeld des Plangebiets bereits 
Tankstellen vorhanden sind und eine diesbezügliche Versorgung dementsprechend gewähr- 
leistet ist. Der Ausschluss von Gartenbaubetrieben erfolgt jedoch lediglich der Vollständigkeit 
halber, da das Mischgebiet aufgrund der zu erwartenden Grundstückswerte und der gerin- 
gen Größe bei realistischer Betrachtung nicht für eine gartenbauliche Nutzung in Frage 
kommt. An dem vergleichsweise zentralen Standort sollen derart flächenintensive Betriebe 
nicht angesiedelt werden. 

Der Ausschluss von Vergnügungsstätten sowie Prostitutionsbetriebe und prostitutionsähnli- 
che Nutzungen jeder Art erfolgt aus den gleichen Gründen, wie sie bereits in Ziffer 5.1.1 er- 
läutert wurden. Auch Schank- und Speisewirtschaft sind — wenn sie ungünstig platziert sind, 
eine für das Gebiet unverträgliche Größe aufweisen und sich ihr Betrieb vornehmlich auf die 
Abendstunden erstreckt, geeignet, die Wohnqualität der vorhandenen bzw. geplanten 
Wohnnutzung nachhaltig zu beeinträchtigen. Sie sind daher nur ausnahmsweise zulässig. Es 
ist davon auszugehen, dass beispielsweise entlang der Quartiersgasse, die als prädestinier- 
ter Standort für eine Schank- und Speisewirtschaft angesehen werden kann, nur eine 
Schank- und Speisewirtschaft verträglich ist und als Ausnahme zugelassen werden kann. 

Auch Einzelhandelsbetriebe sind nur ausnahmsweise zulässig. Dadurch soll erreicht werden, 
dass im Mischgebiet insbesondere auch Standortangebote für Gewerbe- und Handwerks- 
nutzungen reserviert werden. Im Mischgebiet dürfte insbesondere der Hybrid für eine Einzel- 
handelsnutzung in Frage kommen. In diesem Gebäude bietet sich vornehmlich die Ecksitua- 
tion an der Stahltwiete (gegenüber dem Phönixhof) als Einzelhandelsstandort an. Darüber 
hinaus wird die Ansiedlung lediglich eines weiteren Einzelhandelsbetriebs im Hybridgebäude 
als kongruent mit den verfolgten planerischen Zielsetzungen angesehen. Da im Mischgebiet 
im Vergleich zum Gewerbegebiet schon aufgrund der kleinteiligeren Zuschnitte der überbau- 
baren Flächen deutlich kleinere Betriebseinheiten erwartet werden können, können Fehlent- 
wicklungen bereits mit der Regelung, dass die Einzelhandelsnutzung lediglich ausnahms- 
weise zulässig sind, verhindert werden. Auf eine präzisere Größenbeschränkung und Diffe- 
renzierung nach Warensortimenten kann hier im Sinne des Gebots der planerischen Zurück- 
haltung verzichtet werden. 

Überbaubare Grundstücksfläche. Maß der baulichen Nutzung, Bauweise 
Aufgrund der Baukörperfestsetzungen ist die Festsetzung der Bauweise nicht erforderlich. 

Gegenwärtig sind große Teile des geplanten Mischgebiets durch eine diffuse Bebauungs- 
struktur geprägt. Durch den Bebauungsplan soll die Voraussetzung für eine städtebaulich 
hochwertige Neustrukturierung des Mischgebiets geschaffen werden. Für die Flurstücke 
4927 und 1916, die nicht durch das Bebauungskonzept erfasst werden und für die kein Er- 
fordernis einer Neuordnung besteht, wird die Ausweisung von Baugrenzen entsprechend 
einer ortstypischen Blockrandbebauung getroffen. Auf dem Grundstück Stahltwiete 7 (Flur- 
stück 1916) wird allerdings an der nördlichen Flurstücksgrenze keine grenzständige Bebau- 
ung zugelassen. Das vorliegende städtebauliche Gesamtkonzept sieht hier, auf der Schnitt- 
stelle zwischen Bestand und geplanter Neubebauung, eine Unterbrechung des Blockrandes 
zwecks Gliederung des Baublocks und zur Schaffung einer Zufahrt zur Erschließung der im 
Blockinnenbereich liegenden Flächen (u.a. auch zur Erschließung der Kindertagesstätte und 
der westlich davon geplanten Wohngebäude) vor. Die nördliche Baugrenze rückt daher um 
2,5 von der nördlichen Flurstücksgrenze ab, so dass die bauordnungsrechtliche Mindestab- 
standsfläche eingehalten werden muss. Durch die Ausweisung der überbaubaren Fläche 
wird das auf dem Flurstück 1916 befindliche Wohngebäude planungsrechtlich gesichert. Die 
überbaubare Fläche berücksichtigt jedoch nicht die sonst noch auf dem Grundstück vorhan- 
dene eingeschossige Bebauung. Diese genießt zunächst Bestandsschutz. Sofern eine Neu- 

36 



bebauung auf dem Grundstück erfolgen soll, muss das Hauptgebäude innerhalb der über- 
baubaren Flächen errichtet werden. Zusätzlich zum Hauptgebäude können gern. § 23 Abs. 5 
BauNVO außerhalb der überbaubaren Flächen Nebengebäude zugelassen werden. Das 
Maß der Ausnutzung des Grundstücks wird durch das Zusammenspiel aus festgesetzter 
Grundflächenzahl, ausgewiesener überbaubarer Fläche und festgesetzter maximal zulässi- 
ger Gebäudehöhe nicht vermindert. 

Für die Blockrandbebauung auf den Flurstücken 4927 und 1916 wird die Tiefe der Baufelder 
auf 14 m (analog zur Ausweisung für die südlich gelegene Wohnnutzung, s.u.) festgesetzt. 
Dadurch wird sichergestellt, dass im Falle einer bestandsersetzenden Neubebauung ent- 
sprechend der heutigen Standards hinsichtlich der Grundrissgestaltung auf der einen und 
der Wärmedämmung mit der damit einhergehenden großen Wandstärke auf der anderen 
Seite gut nutzbare Gebäude mit hochwertigen Grundrisslösungen geschaffen werden kön- 
nen. 

Auf allen übrigen Mischgebietsflächen soll die Bebauung grundsätzlich neu geordnet wer- 
den. Für das Flurstück 1915 wird durch die Ausweisung der überbaubaren Fläche im Falle 
einer bestandsersetzenden Neubebauung die Errichtung eines Gebäuderiegels ermöglicht, 
der - anders als die derzeitige Bestandsbebauung - schon allein unter Beachtung der Ab- 
standsflächenregelungen des § 6 HBauO von der südlichen und östlichen Grundstücksgren- 
ze abgerückt werden muss. Der Abstand von der südlichen Grundstücksgrenze geht jedoch 
über das bauordnungsrechtlich erforderliche Maß hinaus. Die Ausweisung der überbaubaren 
Fläche erfolgte hier insbesondere mit der Zielsetzung, sowohl für den potenziellen Neubau 
auf dem Flurstück selbst, als auch für die geplanten Neubauten auf den nördlich angrenzen- 
den Flurstücken eine möglichst gute Besonnungssituation sicherzustellen. Die festgesetzte 
Gebäudetiefe von 13 m steilt auch hier sicher, dass im Falle einer bestandsersetzenden 
Neubebauung entsprechend der heutigen Standards hinsichtlich der Grundrissgestaltung auf 
der einen und der Wärmedämmung mit der damit einhergehenden großen Wandstärke auf 
der anderen Seite gut nutzbare Gebäude mit hochwertigen Grundrisslösungen geschaffen 
werden können. Mit dem Ziel, trotz der relativ hohen baulichen Dichte des Quartiers mög- 
lichst gute Besonnungsverhältnisse zu ermöglichen, soll das oberste Geschoss des zulässi- 
gen Gebäuderiegel von der südlichen Gebäudekante zurückgestaffelt werden. 

Auf den Flurstücken, die bestandssichernd überplant werden, orientiert sich die Ausweisung 
der maximal zulässigen Gebäudehöhe an der Bestandsbebauung, um die bauliche Ausnutz- 
barkeit der Grundstücke nicht einzuschränken. Für das Gebäude Celsiusweg 15 wird folglich 
eine Gebäudehöhe von 43,5 m über NN festgesetzt, für das Gebäude Stahltwiete 7/7a eine 
GH von 43 m über NN. Unter Berücksichtigung der Topographie kann so eine Gebäudehöhe 
von etwa 19,3 m bzw. 19 m über Gelände erreicht werden. Dadurch wird sichergestellt, dass 
eine Blockrandbebauung entsteht, die sowohl innerhalb des Plangebiets als auch im Zu- 
sammenspiel mit der umgebenden Bebauung ein harmonisches Höhengefüge ergibt. Analog 
zur westlich angrenzenden geplanten Wohnbebauung im WA (s.u.) wird im Blockinneren 
eine Gebäudehöhe von 31,5 m bzw. 34,5 m über NN (entspricht etwa 7 bzw. 10 m über Ge- 
lände) festgesetzt. Hier wird eine geringere bauliche Dichte angestrebt, um die Abstandsflä- 
chen der Gebäude untereinander einhalten zu können und eine unverhältnismäßige Ver- 
schattung bzw. eine übermäßige Verdichtung des Blockinnenbereichs zu vermeiden. Außer- 
dem vermitteln diese Gebäude zwischen der straßenseitigen, verhältnismäßig hohen Be- 
bauung und den westlich angrenzenden, ebenfalls etwa 10 m hohen Baukörper im allgemei- 
nen Wohngebiet. Durch die festgesetzte Gebäudehöhe können dennoch etwas höhere Ge- 
bäude entstehen, als im Bestand vorhanden, um eine harmonische Bebauungsstruktur ver- 
mittelnd zu den Neubauten zu ermöglichen. 

Im Bereich der Flurstücke, für die eine konkrete Bebauungsabsicht vorliegt, werden die 
überbaubaren Flächen ebenfalls durch eine baukörperbezogene Ausweisung definiert. Das 
Hybridgebäude im Norden des geplanten Mischgebiets Ml 1 kann durch die Ausweisung der 
überbaubaren Fläche, die sich fast vom Celsiusweg bis zur Stahltwiete erstreckt, so dass 
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das Gebäude seine Funktion ais Abgrenzung zwischen der gewerblichen Nutzung nördlich 
und der Wohnnutzung südlich erfüllen und die Quartiersgasse entsprechend räumlich fassen 
kann. Außerdem hat er für die südlich angrenzende Wohnnutzung eine Schallschutzfunktion. 
Zur Stahltwiete häit der Baukörper einen Abstand von etwa 0,8 m ein, damit angesichts der 
ais Höchstmaß zulässigen Gebäude- bzw. Traufhöhe (siehe unten) die Abstandsflächen 
nicht über die Straßenmitte hinausragen. Zum Ceisiusweg veriäuft die Baugrenze spitzwink- 
lig zur Straßeverkehrsfläche. Da an dieser Stelle der neue Wendehammer vorgesehen ist, 
der dort beinahe die gesamte Straßenverkehrsfläche in Anspruch nimmt, würde keine Geh- 
wegfläche übrig bleiben. Aus diesem Grund und zur Akzentuierung der Quartiersgasse wird 
die westliche Baugrenze nicht straßenparallel sondern diagonal zur Straßenkante angeord- 
net. Damit diese Fläche für die Öffentlichkeit zugänglich wird, ist die Sicherung eines Geh- 
rechts geplant. Das aus dem Wettbewerbsverfahren hervorgegangene Bebauungskonzept 
sieht für den Hybrid eine gefaltete Kubatur vor. Durch die Ausweisung der überbaubaren 
Flächen werden dabei Spielräume für die Detailplanung des Gebäudes belassen. Der Hybrid 
bildet in Verbindung mit den nördlich angrenzenden Gebäuden im Gewerbegebiet einen 
Gewerbehof aus. Unmittelbar nördlich des Gebäudes befindet sich die 9,4 m breite Anliefer- 
gasse zur Andienung sowohl des Hybrids als auch der Gewerbebauten (siehe Kapitel 5.1.1). 
Aufgrund des Standortes des Hybrids an der Quartiersgasse und seiner Funktion als Mittel- 
punkt des Quartiers sowie funktionales Scharnier zwischen Gewerbe und Wohnen darf eine 
Gebäudehöhe von maximal von 47,5 m über NN festgesetzt (entspricht etwa 24 m über Ge- 
lände). Der Siegerentwurf des Wettbewerbs sieht für das Hybridgebäude eine differenzierte 
Höhenentwicklung vor. Im Zusammenspiel mit einer leichten Faltung der Fassade entsteht 
so ein Gebäude, das sich gegenüber der nachbarlichen Bebauung gestalterisch abgrenzt 
und somit die funktionale Zäsur dieses ßaukörpers im Baublock verdeutlicht. Das Bebau- 
ungskonzept sieht eine differenzierte Höhenentwicklung im Bereich zwischen 46,3 m und 
47,5 m über NN vor. Um im Rahmen der Genehmigungsplanung noch Spielräume in der 
Gestaltung zu belassen, wird im Bebauungsplan lediglich die maximale Gebäudehöhe von 
47,5 m über NN festgesetzt. Damit es jedoch nicht zu einer Überschreitung der Abstandsflä- 
chen kommt, muss zum einen die östliche Baugrenze um 0,8 m von der Baugebietsgrenze 
abgerückt und zudem an der Ostfassade des Hybrids die als Höchstmaß zulässige Traufhö- 
he auf 46,3 m über NN beschränkt werden. Die als Höchstmaß zulässige Gebäudehöhe von 
47,5 m darf unter Berücksichtigung der Regelungen des § 6 HBauO (Abstandsflächenrege- 
lungen) erst 0,6 m von der östlichen Baugrenze abgerückt erreicht werden. Folglich enthält 
die Verordnung in § 2 Nummer 8 die folgende Festsetzung: 

Im mit „Ml 1“ bezeichneten Mischgebiet ist die als Höchstmaß zulässige Gebäudehöhe nur 
dann zuiässig, wenn sie von der mit „(F)'' bezeichneten Baugrenze oberhalb der dort festge- 
setzten Traufhöhe in einem Winkel von maximal 70 Grad zurückgesetzt ist. 

Da sich bei dem in § 6 HBauO festgelegten Abstandsflächenmaß von 0,4 H bei einem ma- 
ximal 70° geneigten Dach keine zusätzliche Abstandsfläche mehr ergibt, ist geregelt, dass 
das Gebäude oberhalb der festgesetzten Traufhöhe mindestens um dieses Winkelmaß zu- 
rückgesetzt bleiben muss. Die konkrete Planung, deren Umsetzung im Rahmen eines städ- 
tebaulichen Vertrags gesichert wird, sieht hier lediglich eine sehr geringe Dachneigung vor. 

Südlich der Quartiersgasse werden die zwei an den Straßen gelegenen winkelförmigen 
Wohngebäude durch Baukörperfestsetzung gesichert. Durch die Anordnung und Stellung der 
Gebäude werden dabei geschützte Innenhöfe ausgebiidet, die eine hohe Wohnqualität durch 
private Freiräume erwarten lassen. Nach Norden hin sorgt eine einheitliche Bauflucht für die 
räumliche Einfassung der Quartiersgasse. Um die bauliche Dichte zusätzlich zu regulieren, 
dabei jedoch eine quartierstypische Höhenentwicklung zu ermöglichen, wird für die zwei 
Baukörper im Mischgebiet Ml 2 eine Gebäudehöhe von 38,5 m über NN (entspricht etwa 
15 m über Gelände) festgesetzt. Darüber hinaus sind zwei zusätzliche zurückgestaffelte Ge- 
schosse mit einer Gebäudehöhe von bis zu 43,5 m über NN vorgesehen (entspricht etwa 
20 m über Gelände). Diese Höhe, die eine sechsgeschossige Bebauung ermöglicht, beinhal- 
tet einen Sockel der geplanten Tiefgarage in Höhe von 1,4 m. Dadurch wird erreicht, dass 
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die Privatsphäre der künftigen Anwohner nicht durch die Einsehbarkeit der Wohnungen von 
der Quartiersgasse aus gestört wird. Gleichzeitig können hochwertige private Freiräume in 
den Höfen entstehen. 

Die folgende Festsetzung wird getroffen, um erforderliche Dachaufbauten wie zum Beispiel 
Fahrstuhlüberfahrten zu ermöglichen, ohne die Gebäudehöhe insgesamt zu erhöhen (siehe 
auch Punkt 5.1.1): 

Die festgesetzten Gebäudehöhen können in den Baugebieten für Dachzugänge und techni- 
sche Anlagen (wie zum Beispiel Aufzugsüberfahrten, Zu- und Abluftanlagen, Anlagen zur 
Gewinnung der Solarenergie) um bis zu 2 m überschritten werden. Die technischen Anlagen 
müssen mindestens 2 m von der Traufkante abgerückt werden und dürfen maximai ein Drit- 
tel der jeweiligen Dachfläche bedecken, (vgl. § 2 Nummer 5) 

Die Dachaufbauten müssen dabei von der Trauf kante abrücken, um keine städtebauliche 
Wirkung für Fußgänger zu entfalten bzw. die Besonnungssituation zu verschlechtern. 

Um im Mischgebiet die Schaffung privater Freiräume in angemessener Größe zu ermögli- 
chen, wird folgende Festsetzung getroffen: 

In den allgemeinen Wohngebieten sowie den mit „Mi 2“ bezeichneten Mischgebieten kann 
eine Überschreitung der Baugrenzen durch Terrassen bis zu einer Tiefe von 4 m zugelassen 
werden. An den mit „(2)“ bezeichneten Fassaden ist eine Überschreitung der Baugrenzen 
durch Baikone bis zu einer Tiefe von 2 m auf insgesamt 50 v.H. der über alle Obergeschos- 
se, die Vollgeschosse sind, aufsummierten Fassadenlänge zulässig. An der mit „(3)“ be- 
zeichneten Fassaden ist eine Überschreitung der Baugrenzen durch Baikone bis zu einer 
Tiefe von 1,5 m auf insgesamt 50 v.H. der über alle Obergeschosse, die Vollgeschosse sind, 
aufsummierten Fassadenlänge zulässig, (vgl. § 2 Nummer 9) 

Die Wohnqualität wird maßgeblich durch die Möglichkeit zur Schaffung von wohnungsbezo- 
genen Freiflächen mitbestimmt. Daher sieht das städtebauliche Konzept für Erdgeschoss- 
wohnungen Terrassenanlagen und für Wohnungen in den Obergeschossen für jede Woh- 
nungen mindestens einen Balkon vor. Die Festsetzung § 2 Nummer 9 muss nicht für alle der 
vorgesehenen Baikone die Genehmigungsvoraussetzungen schaffen. Baikone können ge- 
mäß § 23 Absatz 3 BauNVO auch außerhalb der überbaubaren Flächen zugelassen werden. 
Ob von § 23 Absatz 3 BauNVO zu Gunsten von Baikonen Gebrauch gemacht wird, liegt im 
Ermessen der die Baugenehmigung erteilenden Behörde. Von dem Ermessen kann zu Gun- 
sten der Schaffung von Baikonen aber nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn dies nicht 
zu einer Überschreitung von Abstandsflächen führt. 

Für das abgestimmte Bebauungskonzept soll von § 23 Absatz 3 BauNVO für Baikone an den 
Straßen Celsiusweg und Stahltwiete Gebrauch gemacht werden, um auch im verdichteten 
Stadtraum im ausreichendem Maße für jede Wohnung einen wohnungsbezogenen Außen- 
bereich zu schaffen. Dabei soll es jedoch zu keiner nennenswerten Einengung des Straßen- 
raums und der damit einhergehenden Beeinträchtigung der Aufenthaltsqualität für Fußgän- 
ger kommen, so dass für die Baikone entlang des Straßenraums davon abgesehen wurde, 
durch eine textliche Festsetzung größere Balkontiefen zu ermöglichen. 

Zu den Innenhöfen sind die Baugrenzen im Mischgebiet Ml 2 teilweise so ausgewiesen, dass 
zusätzlich zum Hauptbaukörper auch 2 m tiefe Baikone berücksichtigt sind. Auch für die hier 
vorgesehenen Baikone Ist daher keine gesonderte textliche Festsetzung erforderlich. Anders 
verhält es sich mit den mit „(2)" bezeichneten Fassaden. Hier sieht das Bebauungskonzept 
ebenfalls 2 m tiefe Baikone vor. Da es im Verlauf dieser Fassade im Bereich der Hofzugänge 
zu einer räumlichen Verengung kommt, konnten hier bei der Ausweisung der überbaubaren 
Fläche keine Spielräume für die Schaffung von 2 m tiefen Baikonen gegeben werden, so 
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dass hier Baikone mit dieser Tiefe über die textliche Festsetzung § 2 Nummer 9 ermöglicht 
werden müssen. Auch an der mit „(3)" gekennzeichneten Fassade sind Baikone (mit vorteil- 
hafter Südausrichtung) geplant, die ebenfalls nicht bereits auf Grundlage von § 23 Absatz 3 
BauNVO zugelassen werden können, was an dieser stelle jedoch nicht an einer zu großen 
Balkontiefe (nur bis zu einer Balkontiefe von 1,5 m kann hier die Einhaltung der Abstandsflä- 
chen gewährleistet werden) sondern an der geplanten Breite des Balkons liegt. Um sowohl 
an der mit „(2)'' als auch an der mit „(3)" gekennzeichneten Fassade jedoch städtebaulich 
nachteilig wirkende Balkontiefen zu vermeiden, wird durch die textliche Festsetzung zugleich 
sichergestellt, dass die Baikone nicht über die gesamte Fassadenbreite entwickelt werden 
dürfen. Die Überschreitung der Baugrenzen darf für Baikone jedoch auf insgesamt 50 v.H. 
der über alle Geschosse aufsummierten Fassadenlänge erfolgen, damit im Bereich der mit 
„(2)“ gekennzeichneten Fassade für jede Wohnung ein Balkon geschaffen und im Bereich 
der mit „(3)" gekennzeichneten Fassade ein besonders großzügiger Balkon zwecks Ausnut- 
zung der günstigen Südlage geschaffen werden kann. 

Im Bereich der Hofzugänge sind ebenfalls Baikone geplant. Auf Grund der hier bestehenden 
räumlichen Enge sollen in diesem Bereich jedoch nur Baikone mit einer Tiefe bis 1,5 m auf 
Grundlage des § 23 (3) BauNVO zugelassen werden. So wird sichergestellt, dass keine un- 
verträgliche Verringerung des Sozialabstandes bzw. Einengung des Zugangsbereichs zum 
Innenhof erfolgt. 

Terrassen haben im Vergleich zu Baikonen eine in der Regel größere Ausdehnung, so dass 
sie nicht mehr durch die Regelung in § 23 Absatz 3 BauNVO privilegiert werden können. Ihre 
Zulässigkeit wird daher durch die textliche Festsetzung in § 2 Nummer 9 geregelt. Dabei wird 
das Maß der Überschreitung für Terrassen begrenzt, damit die Gartenbereiche städtebaulich 
nicht von diesen Anlagen dominiert werden. Dabei lässt die zulässige Tiefe von 4 m für Ter- 
rassen eine großzügige Anordnung des Terrassenmobiliars zu. Eine Beschränkung in der 
Breite bezogen auf die jeweilige Fassadenlänge für Terrassen erfolgt nicht, um aktuellen 
Wohntrends folgend die Anlage auf gesamter Breite der Wohnung bzw. im Sinne eines ein- 
heitlichen Erscheinungsbilds auch die Schaffung durchgehender Terrassenanlagen in den 
Innenhöfen zu ermöglichen. 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im Mischgebiet zusätzlich zur festgesetzten Gebäude- 
höhe auch durch die Grundflächenzahl als Höchstmaß festgesetzt. Die GRZ entspricht mit 
0,6 für das mit Ml 2 bezeichnete Mischgebiet dem Maß, das nach § 17 Abs. 1 BauNVO für 
Mischgebiete höchstens zulässig ist. So kann sichergestellt werden, dass eine gebietsver- 
trägliche bauliche Dichte oberhalb der Geländeoberfläche erreicht werden kann. Da der ru- 
hende Verkehr lediglich unterirdisch vorgesehen ist (siehe unten), wird in der Festsetzung § 
2 Nummer 7 folgendes geregelt: 

In den mit „Ml 2" bezeichneten Mischgebieten, in dem mit „WA 1" bezeichneten allgemeinen 
Wohngebiet sowie auf den im allgemeinen Wohngebiet befindlichen Flurstücken 1906, 1907, 
1908, 2602 und 2603 kann die festgesetzte Grundflächenzahl für Tiefgaragen bis zu einer 
Grundflächenzahl von 1,0 überschritten werden (vgl. § 2 Nummer 10). 

Für den mit Ml 1 bezeichneten Teil des Mischgebiets wird hingegen von vornherein eine 
Grundflächenzahl von 1.0 festgesetzt. Dies resultiert aus der unmittelbaren Nachbarschaft 
zum Gewerbegebiet. Das Hybridgebäude soll der Trennung von Gewerbe und Wohnen die- 
nen und als Schallschutzbebauung vom Celsiusweg bis zur Stahltwiete reichen. Südlich des 
Hybrids ist die Quartiersgasse geplant, die gemäß Freiflächenkonzept als befestigte Fläche 
ausgeführt werden soll und zudem durch eine Tiefgarage unterbaut wird. Aufgrund des Zu- 
schnitts des Ml 1 ist daher zwingend die Festsetzung einer GRZ von 1,0 notwendig. 

Im MM und in dem Bereich des MI2, in dem auf Grundlage eines Wettbewerbsverfahrens 
konkrete Neubauten geplant sind, wird zusätzlich die als Höchstmaß zulässige Geschossflä- 
che festgesetzt. Dadurch wird die Nutzungsdichte auf ein verträgliches Maß begrenzt. Die in 
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den genannten Bereichen erfolgte Ausweisung der überbaubaren Flächen lässt bewusst 
Spielräume für die nachfolgende Feinplanung. Diese soll jedoch nicht mit einer Ausweitung 
der Baumasse einhergehen, sondern es soll die Geschossfläche verwirklicht werden, die im 
Rahmen des Wettbewerbsverfahrens vom Preisgericht als standortgerecht und verträglich 
bewertet wurde. 

Im Hinblick auf das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung wird im Mischgebiet das gemäß 
§17 Absatz 2 BauNVO als Höchstmaß zulässige Nutzungsmaß sowohl hinsichtlich der zu- 
lässigen GRZ als auch der möglichen GFZ überschritten. Dies ist möglich, wenn besondere 
städtebauliche Gründe dies erfordern und die Überschreitung ausgeglichen werden kann, 
um sicherzustellen, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse herrschen. Die Überschrei- 
tung der Obergrenze wird für diesen Teil des Mischgebiets als erforderlich angesehen, um 
- die städtebaulich gewünschte Neu-/ Weiterentwicklung der Flächen zu ermöglichen, 
- die abschirmende Kubatur des Hybrids planungsrechtlich sichern und somit die ge- 

wünschte Funktionstrennung vollziehen zu können, 
- die für das Gebiet vorgesehene Querung durch die Quartiersgasse zu ermöglichen, 
- die Unterbringung der erforderlichen Stellplätze in Tiefgaragen und damit vom ruhenden 

Verkehr ungestörte Freiflächen zu ermöglichen und 
- einen schonenden Umgang mit Grund und Boden sicherzustellen, in dem durch die Kon- 

zentration der baulichen Nutzung innerhalb bestehender Siedlungsbereiche die Inan- 
spruchnahme baulich bisher nicht genutzter Außenbereiche verhindert wird. 

Im Rahmen der Abwägung ist auch zu berücksichtigen, dass das Umfeld durch vergleichba- 
re und teilweise höhere bauliche Dichten geprägt ist. Das Erfordernis einer im Mischgebiet 
höheren Bebauungsdichte ergibt sich auch daraus, um ein Dichtegefälle zur umliegenden 
Bebauung zu vermeiden und ein hinsichtlich der Bebauungsstruktur homogenes Siedlungs- 
gefüge zu erhalten. 

Die Auswirkung dieser Festsetzung auf die Umwelt sind untersucht worden (siehe Kapitel 
4.2.4). Zum Ausgleich sieht der Bebauungsplan bzw. der dazugehörige städtebauliche Ver- 
trag folgende Maßnahmen vor: 
- die Begrenzung der überbaubaren Grundstücksflächen, wodurch unverhältnismäßige und 

städtebaulich nicht vertretbare Nachverdichtungen ausgeschlossen werden, 
- Ausschluss störender Nutzungen 
- Dachbegrünung im Mischgebiet Ml 2 sowie im allgemeinen Wohngebiet 
- Fassadenbegrünung im Gewerbegebiet 
- Anpflanzungsgebot von Bäumen im Gewerbegebiet 
- Schaffung privater Freiräume in den Innenhöfen im Mischgebiet Ml 2 sowie im allgemei- 

nen Wohngebiet (geplante Stadthäuser) 
- Schaffung öffentlicher Freiräume in der Quartiersgasse 

Diese Maßnahmen gewährleisten, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits- 
verhältnisse erfüllt sind, negative Auswirkungen auf die Umwelt vermieden und die Bedürf- 
nisse des Verkehrs befriedigt werden. Sonstige öffentliche Belange stehen der Planung nicht 
entgegen. 

Erschließung/Ruhender Verkehr 
Südlich des Gebäuderiegels ist eine Quartiersgasse geplant, welche die fußläufige Querung 
des Baublocks ermöglichen soll. Gegenwärtig ist der Block aufgrund der diffusen Anordnung 
der Gewerbebetriebe für die Öffentlichkeit nicht durchquerbar. Diese Gasse soll für motori- 
sierten Verkehr nur ausnahmsweise nutzbar sein (z.B. Umzugs- und Rettungsfahrzeuge), 
um einen attraktiven Fußgängerbereich mit Zugang zu ggf. im Hybrid entstehende Ausstel- 
lungsflächen der produzierenden Gewerbebetriebe schaffen zu können. Die Gestaltung der 
Gasse wird durch ein Freiraumkonzept bestimmt, das eine differenzierte Gliederung des Öf- 
fentlichen Raums vorsieht. Um sicherzustellen, dass dieser Bereich öffentlich zugänglich 
sein wird, setzt der Bebauungsplan für die Gasse ein Gehrecht fest: 
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Das festgesetzte Gehrecht umfasst die Befugnis der Freien und Hansestadt Hamburg, einen 
allgemein zugänglichen Weg anzulegen und zu unterhalten (vgl. § 2 Nummer 11). 

Weiterhin wird auf diese Weise eine etwa 6 qm große Fläche der nicht überbaubaren Fläche 
im nordwestlichen Anschluss an die Quartiersgasse festgesetzt, um einen ausreichend di- 
mensionierten Gehweg am Celsiusweg sicherstellen zu können. Da in diesem Bereich der 
neue Wendehammer platziert wird, würde die bestehende Fußwegbreite nicht ausreichen. 

In dem zum Bebauungspian geschlossenen städtebaulichen Vertrag ist geregelt, dass der 
Vorhabenträger die Quartiersgasse herzurichten, dauerhaft zu unterhalten und der Allge- 
meinheit zur Verfügung zu stellen hat. Die in der textlichen Festsetzung eingeräumte Mög- 
lichkeit, dass auch die FHH die Quartiersgasse anlegt und unterhält ist lediglich als Rückfall- 
ebene zu verstehen, für den Fall, das der Grundeigentümer aus welchen Gründen auch im- 
mer eines Tages nicht in der Lage sein könnte, seinen vertraglichen Verpflichtungen nach- 
zukommen. 

Mit der angestrebten baulichen Dichte im Plangebiet geht ein entsprechend hoher Stellplatz- 
bedarf einher. Damit eine städtebaulich vorteilhafte Unterbringung des ruhenden Verkehrs 
erreicht werden kann, ist dessen möglichst vollständige Verlagerung in Tiefgaragen plane- 
risch gewünscht. Zur Unterstützung dieses Planungsziels ist eine Grundflächenzahl von 1,0 
erforderlich, denn zur unterirdischen Unterbringung des ruhenden Verkehrs muss nahezu 
das gesamte Mischgebiet durch eine Tiefgarage unterbaut werden (vgl. auch § 2 Nummer 
10). Um eine städtebaulich vorteilhafte Unterbringung des ruhenden Verkehrs in diesem 
Baugebiet zu erreichen und auch die hochwertig zu gestaltende Quartiersgasse vor ruhen- 
dem Verkehr zu schützen, ist dessen vollständige Verlagerung in Tiefgaragen planerisch 
gewünscht. Dementsprechend wird folgende Festsetzung getroffen: 

In den allgemeinen Wohngebieten sowie in den Mischgebieten sind Stellplätze nur in Tiefga- 
ragen zulässig. Tiefgaragen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu- 
lässig (vgl. § 2 Nummer 12). 

Die Lage der Tiefgaragen soll unabhängig von der überbaubaren Fläche ermöglicht werden, 
da die Baukörperfestsetzung der individuell gestalteten Gebäude kaum Spielraum zur öko- 
nomisch sinnvollen Anlage von Tiefgaragen lässt. Für die Bereiche, für die ein Bebauungs- 
konzept vorliegt, sind insgesamt drei Tiefgaragen vorgesehen. Eine davon (mit 100 Stellplät- 
zen) befindet sich im Gewerbegebiet (siehe Ziffer 5.1.1). Eine weitere befindet sich unterhalb 
des Hybrids im Mischgebiets Ml 1 sowie unterhalb der Quartiersgasse. Eine dritte befindet 
sich unterhalb der Neubauten, die südlich der Quartiersgasse geplant sind. Die beiden letzt- 
genannten Tiefgaragen sollen eine Kapazität von 230 Stellplätzen aufweisen. Die Einfahrt 
beider Tiefgaragen im Mischgebiet befindet sich unterhalb des geplanten Gebäudes am Cel- 
siusweg (derzeit Hausnummer 13), die Ausfahrt an der Stahltwiete (derzeit Hausnummer 13 
- 15). Auf diese Weise kann verhindert werden, dass es zu zusätzlichen Lärmbeeinträchti- 
gungen durch jeweils eine Ein- und Ausfahrt an den Straßen kommt sowie zu viele Gehweg- 
überfahrten entstehen, die Fußgänger behindern und gefährden könnten. 

5.1.3 Allgemeines Wohngebiet 
Art der baulichen Nutzung 
Der südliche Bereich des Baublocks liegt abseits der stark befahrenden Stresemannstraße 
und wird durch das nördlich angrenzende Mischgebiet (insbesondere durch den dort vorge- 
sehenen Hybrid) vor Gewerbelärm der im nördlichen Drittel des Blocks ausgewiesenen Ge- 
werbeflächen geschützt. Er wird auch im Bestand bereits überwiegend durch eine Wohnnut- 
zung geprägt, die sich in einen größeren Wohngebietszusammenhang entlang des Bahren- 
felder Steindamms einfügt. Daher soll dieser Bereich bestandskonform als allgemeines 
Wohngebiet ausgewiesen und die bereits vorhandenen Wohngebäude durch weitere Wohn- 
gebäude im Blockinnenbereich ergänzt werden. 
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Durch die Ausweisung als allgemeines Wohngebiet wird gesichert, dass Wohnen die Haupt- 
nutzung in den Gebäuden bleibt, zugleich aber auch Spielräume für eine verträgliche Form 
der Ergänzung der Wohnnutzung durch planerisch gewollte kulturelle oder soziale Nutzun- 
gen entstehen, sofern Bedarf bzw. eine entsprechende Nachfrage dafür besteht. 

Um Fehlentwicklungen im allgemeinen Wohngebiet zu verhindern, trifft der Bebauungsplan 
die folgende Festsetzung: 

In den allgemeinen Wohngebieten werden Ausnahmen für Gartenbaubetriebe und Tankstel- 
len ausgeschlossen (vgl. § 2 Nummer 13). 

Die Ansiedlung von Gartenbaubetrieben und Tankstellen im allgemeinen Wohngebiet ist 
aufgrund der vorhandenen Grundstücksgrößen zwar unwahrscheinlich, erfolgt jedoch der 
Vollständigkeit halber aus den gleichen Gründen, die bereits für das Mischgebiet angeführt 
wurden (siehe Ziffer 5.1.2). 

Überbaubare Grundstücksfläche, Maß der baulichen Nutzung. Bauweise 
Im allgemeinen Wohngebiet gilt für die WA-Bebauung an den umliegenden Straßen eine 
geschlossene Bauweise, um die ortstypische Bebauungsstruktur mit ihrer überwiegend ge- 
schlossenen Blockrandbebauung zu erhalten. Zugleich wird mit der vorgeschriebenen Bau- 
weise sichergestellt, dass durch die geschlossene Blockrandbebauung ein vor Lärmeintrag 
geschützter Blockinnenbereich ausgebildet wird. 

Die prägnante Bebauung am Bahrenfelder Steindamm soll durch die Ausweisung eines Er- 
haltungsbereichs vor Überformung gesichert werden (siehe Kapitel 5.5). Mit der gleichen 
Zielsetzung wird die überbaubare Fläche durch eine baukörperbezogene Festsetzung aus- 
gewiesen. Dadurch kann zum einen der Bestand planungsrechtlich geschützt werden. Zum 
anderen wird dadurch sichergestellt, dass sich eine eventuell eines Tages den Bestand er- 
setzende Neubebauung in ihrer Gebäudekubatur und Positionierung in die Bestandbebau- 
ung einfügen wird. Zudem werden in begrenztem Maße Spielräume für eine bauliche Verän- 
derung möglich, die auch in einem Erhaltungsbereich zugelassen werden können. Östlich 
angrenzend ist eine gründerzeitliche Wohnbebauung vorhanden, die vom Bahrenfelder 
Steindamm zurückspringt. Um eine straßenbegleitende Blockrandbebauung zu ermöglichen, 
wird für diese Gebäude die Baugrenze bis zur Straßenkante erweitert. Für die festgesetzte 
Blockrandbebauung wird durch Baugrenzen eine Gebäudetiefe von 14 m zugelassen. Diese 
Tiefe ermöglicht die Schaffung hochwertiger Grundrisslösungen und berücksichtigt bereits 
die heute größeren Wanddicken in Folge der gesetzlich vorgeschriebenen energetischen 
Standards. 

Für die Bestandsbebauung wird die jeweils vorhandene Gebäudehöhe planungsrechtiich 
gesichert. So darf die als Höchstmaß zulässige Gebäudehöhe auf dem Grundstück Stahlt- 
wiete 3 maximal 43 m über NN, auf den Grundstücken Stahltwiete 1 und Celsiusweg 17 ma- 
ximal 43,5 m über NN, auf den Grundstücken Celsiusweg 19 und Bahrenfelder Steindamm 
58-72 maximal 44 m über NN betragen. Für die durch ein Erhaltungsgebot gesicherte Be- 
standsbebauung wird zusätzlich eine als Höchstmaß zulässige Traufhöhe von 41,5 m fest- 
gesetzt. Durch die Begrenzung der Traufhöhe sollen dem Grundeigentümer Anreize ge- 
nommen werden, die erhaltenswerte Bestandsbebauung durch einen Neubau zu ersetzen, 
da durch die Begrenzung der Traufhöhe eine wesentliche Vergrößerung der Geschossfläche 
im Falle einer bestandsersetzenden Neubebauung nicht möglich ist. Zudem wird durch die 
Regelung begünstigt, dass eine bestandsersetzende Neubebauung in etwa die gleiche Ku- 
batur wie die Bestandsbebauung aufweisen würde (sofern man unterstellt, dass die gegebe- 
nen Bebauungsmöglichkeiten auch voll ausgeschöpft werden), was städtebaulich wün- 
schenswert wäre. Ferner wird durch die Festsetzung einer als Höchstmaß zulässigen Trauf- 
höhe sichergestellt, dass eine bestandsersetzende Neubebauung nicht zu einer stärkeren 



Verschattung der nördlich angrenzenden Wohnnutzung als die Bestandsbauten führen wür- 
de. 

Im Osten des allgemeinen Wohngebiets soll eine bauliche Nachverdichtung analog zur west- 
lich angrenzenden Bebauung ermöglicht werden. Für die derzeit zwei- bis viergeschossigen 
Baukörper wird in Folge der Regelungen zur als Höchstmaß zulässigen Gebäudehöhe daher 
eine fünfgeschossige Bebauung möglich. So soll die Ausbildung eines Blockrandes mit ho- 
mogener Höhenentwicklung begünstigt werden. 

Im Blockinnenbereich soll in Anlehnung an die Ausweisung der überbaubaren Flächen auf 
dem benachbarten Flurstück 1915 eine dreigeschossige Stadthauszeile entstehen, die ent- 
sprechend durch eine Baukörperfestsetzung gesichert wird. Wie im benachbarten Mischge- 
biet soll bei der Stadthauszeile das oberste Geschoss zurückgestaffelt werden, so dass im 
Staffelgeschoss eines Stadthauses eine Besonnungsdauer möglich ist, die annähernd den 
Anforderungen der DIN 5034 (siehe auch nachfolgendes Kapitel) gerecht wird. Durch die 
Ausweisung der überbaubaren Flächen wird folglich der Bau einer Gebäudetypologie ermög- 
licht, der auch im Hinblick auf die Besonnungssituation gute Wohnverhältnisse erwarten 
lässt. Die Ausweisung der überbaubaren Flächen stellt in Verbindung mit der als Höchstmaß 
festgesetzten Gebäudehöhe (s.u.) sicher, dass die bauordnungsrechtlich erforderlichen Ab- 
standsflächen durchgehend eingehalten werden. Aus diesem Grund werden die nördliche 
Gebäudekante partiell um etwa 2,3 m eingerückt und die östliche Baugrenze parallel zur 
Flurstücksgrenze angeordnet sowie die Staffel an der westlichen Gebäudekante entspre- 
chend etwas weiter von der Fassade der darunterliegenden Regelgeschosse abgerückt, als 
dies anderswo der Fall ist. Ferner ist in Ergänzung der beiden winkelförmigen Gebäude im 
Ml 2 ein weiterer Baukörper dieser Art vorgesehen. Für die geplanten Wohngebäude im 
Norden des allgemeinen Wohngebiets wird analog zu den geplanten Gebäuden im Misch- 
und Gewerbegebiet eine Gebäudehöhe festgesetzt, um die Höhe unabhängig von der Ge- 
schossigkeit zu begrenzen. Aufgrund der Innenhofsituation wird für die Stadthäuser eine Ge- 
bäudehöhe von 34,5 m über NN (entspricht etwa 10 m über Gelände) festgesetzt werden. 
Eine höhere Bebauung würde an dieser Stelle zu einer für den Blockinnenbereich zu hohen 
baulichen Dichte und zu einer unzumutbaren Verschattung der nördlich angrenzenden Ge- 
bäude führen. Für das winkelförmige Gebäude nördlich dieser Stadthäuser wird eine Gebäu- 
dehöhe von 38,5 m über NN (entspricht etwa 15 m über Gelände) festgesetzt. Darüber hin- 
aus sind zwei weitere zurückgestaffelte Geschosse mit einer Gebäudehöhe von 43,5 m über 
NN möglich (entspricht etwa 20 m über Gelände). Wie bei den Gebäuden im Ml 2 beinhaltet 
diese Höhe einen Sockel der geplanten Tiefgarage in Höhe von 1,4 m. 

Um erforderliche Dachaufbauten wie zum Beispiel Fahrstuhlüberfahrten zu ermöglichen, wird 
folgende Festsetzung getroffen (siehe auch Punkt 5.1.1): 

Die festgesetzten Gebäudehöhen können in den Baugebieten für Dachzugänge und techni- 
sche Anlagen (wie zum Beispiel Aufzugsüberfahrten, Zu- und Abluftanlagen, Anlagen zur 
Gewinnung der Solarenergie) um bis zu 2 m überschritten werden. Die technischen Anlagen 
müssen mindestens 2 m von der Traufkante abgerückt werden und dürfen maximal ein Drit- 
tel der jeweiligen Dachfläche bedecken, (vgl. § 2 Nummer 5) 

ln Hinblick auf die qualitativ angemessene Ausgestaltung der Außenwohnbereiche wird im 
Bebauungsplan aus den selben Gründen, die bereits im vorangegangenem Kapitel zur Be- 
gründung der Mischgebietsausweisungen (siehe Ziffer 5.1.2) erläutert wurden, die folgende 
Festsetzung getroffen: 

In den allgemeinen Wohngebieten sowie den mit „Ml 2“ bezeichneten Mischgebieten kann 
eine Überschreitung der Baugrenzen durch Terrassen bis zu einer Tiefe von 4 m zugelassen 
werden. An den mit „(2)“ bezeichneten Fassaden ist eine Überschreitung der Baugrenzen 
durch Baikone bis zu einer Tiefe von 2 m auf insgesamt 50 v.H. der über alle Obergeschos- 
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se, die Vollgeschosse sind, aufsummierten Fassadenlänge zulässig. An der mit „(3)“ be- 
zeichneten Fassaden ist eine Überschreitung der Baugrenzen durch Baikone bis zu einer 
Tiefe von 1,5 m auf insgesamt 50 v.H. der über alie Obergeschosse, die Voilgeschosse sind, 
aufsummierten Fassadenlänge zulässig, (vgl. § 2 Nummer 9). 

Das Maß der baulichen Nutzung wird neben der Angabe von Gebäudehöhen über NN durch 
die Ausweisung einer Grundflächenzahi definiert. Für den überwiegenden Bereich wird eine 
GRZ von 0,5 festgesetzt. Für das ailgemeine Wohngebiet WA 1 wird wie bereits im Mi 2 eine 
GRZ von 0,6 festgesetzt, um das städtebauliche Konzept umsetzen zu können. 

Die festgesetzte GRZ kann auf Teilflächen durch folgende Festsetzung überschritten wer- 
den: 

In den mit „Ml 2" bezeichneten Mischgebieten, in dem mit „WA 1 “ bezeichneten allgemeinen 
Wohngebiet sowie auf den im allgemeinen Wohngebiet befindlichen Flurstücken 1906, 1907, 
1908, 2602 und 2603 kann die festgesetzte Grundflächenzahl für Tiefgaragen bis zu einer 
Grundflächenzahl von 1,0 überschritten werden (vgl. § 2 Nummer 10). 

Somit gilt die Überschreitungsmöglichkeit der festgesetzten GRZ bis zu einer GRZ von 1,0 
zu Gunsten der Anlage von Tiefgaragen nicht für den durch ein städtebauliches Erhaltungs- 
gebot geschützten Bereich des allgemeinen Wohngebiets. Hier soll eine 100%ige Grund- 
stücksversiegelung nicht ermöglicht werden, da auf diesen Grundstücken einige Gehölze 
befinden, die erhalten bleiben sollen und daher auch durch Erhaltungsgebote geschützt wer- 
den, da deren Erhalt im Rahmen der Abwägung ein höheres Gewicht beigemessen wird, als 
der Umsetzung möglichst optimaler Tiefgaragengrundrisse. Für den Grundeigentümer der 
entsprechenden Grundstücke ergibt sich dadurch keine unangemessene Härte. Die 
Grundstücke befinden sich im Besitz eines Grundeigentümers und könnten zusammenhän- 
gend neu bebaut werden, sofern die erforderlich wird und im Rahmen des städtebaulichen 
Erhaltungsgebots zugelassen werden kann. Anders als bei den östlich angrenzenden Nach- 
bargrundstücken kann hier folglich davon ausgegangen werden, dass eine funktional und 
wirtschaftlich vertretbare Tiefgaragenlösung möglich ist. 

Im WA 1 wird darüber hinaus das Maß der baulichen Nutzung durch die Festsetzung einer 
als Höchstmaß zulässigen Geschossfläche bestimmt. Die Begrenzung der Geschossfläche 
ist hier aus den gleichen Gründen erforderlich, wie sie bereit in Ziffer 5.1.2 im Hinblick auf die 
im Mischgebiet geplanten Neubauten erläutert wurden. 

Im Hinblick auf das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung wird im allgemeinen Wohnge- 
biet das gemäß § 17 Absatz 3 BauNVO als Höchstmaß zulässige Nutzungsmaß sowohl hin- 
sichtlich der zulässigen GRZ als auch der möglichen GFZ überschritten. Dies ist notwendig, 
um die bestehende Bebauung am Bahrenfelder Steindamm in seiner prägnanten Form zu 
sichern. Zugleich ist dieses Nutzungsmaß erforderlich, um die Nachverdichtung im Blockin- 
nenbereich unter Vermeidung eines zu großen Dichtegefälles zur Bestandsbebauung zu 
ermöglichen, in den Eckbereichen der bestehenden Blockrandbebauung wird aufgrund der 
Grundstückszuschnitte sogar die Festsetzung einer Grundflächenzahl von 0,7 erforderlich, 
da im Südwesten des allgemeinen Wohngebiets die Ausnutzung der Grundstücke beibehal- 
ten und im Südosten des Baugebiets eine Neubebauung in ähnlicher Dichte ermöglicht wer- 
den soll. Im WA 1 ist zudem wie bereits im Ml 2 eine großflächige Tiefgarage geplant, um 
den ruhenden Verkehr unterirdisch vorzusehen. Auf den Flurstücken 1906, 1907, 1908, 2602 
und 2603 wird ohne Überschreitung der als Höchstmaß für allgemeine Wohngebiet gemäß 
§17 (1) BauNVO zulässigen GRZ die aus städtebaulichen Gründen zwingend erforderliche 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs in Tiefgarage unmöglich. 

Gemäß § 17 Abs. 3 Baunutzungsverordnung können die Obergrenzen überschritten werden, 
wenn städtebauliche Gründe dies erfordern und die Überschreitungen ausgeglichen werden. 
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um sicherzustellen, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnis erreicht werden. Die Festset- 
zung einer GRZ von 0,5 bis 0,7 bzw. die Erreichung einer GF2 von deutlich über 1,2 wird für 
die Umsetzung der Planungsziele als erforderlich angesehen, um 

Im Südwesten des allgemeinen Wohngebiets die durch einen Erhaltungsbereich ge- 
schützte Wohnbebauung planungsrechtlich zu sichern, 

- die städtebaulich gewünschte Neuentwicklung der städtebaulich teilweise unattrakti- 
ven Bausubstanz unter Berücksichtigung wirtschaftlicher Rahmenbedingungen zu 
ermöglichen, 

* die Umsetzung eines hochwertigen städtebaulichen Konzepts im Blockinnenbereich 
zu ermöglichen, 

- die Unterbringung der erforderlichen Stellplätze für die Stadthäuser in einer Tiefgara- 
ge sicherstellen zu können und 

- ein Dichtegefälle zur ebenfalls baulich intensiv genutzten Umgebung zu vermeiden. 

Folgende Maßnahmen sind zum Ausgleich dazu vorgesehen: 
- Ausweisung einer niedrigeren Gebäudehöhe über NN im Blockinnenbereich, um ne- 

gative Auswirkungen auf bestehende und geplante Wohnnutzungen zu vermeiden 
die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in Tiefgaragen 

- den Ausschluss störender Nutzungen sowie 
- die Festsetzung von Begrünungsmaßnahmen. 

Für die Überschreitung der GRZ im Bereich des WA 1 wird auch auf die Begründung und die 
Ausgleichsmaßnahmen in Punkt 5.1.2 hingewiesen. 

Diese Maßnahmen gewährleisten, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits- 
verhältnisse erfüllt sind, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden und die Be- 
dürfnisse des Verkehrs befriedigt werden. Sonstige öffentliche Belange stehen der Planung 
nicht entgegen. Weiterhin ist zu beachten, dass bereits gegenwärtig im allgemeinen Wohn- 
gebiet eine GRZ von 0,5 bis zu 1,0 aufgrund der baulichen Dichte sowie der Grundstücks- 
verhältnisse vorhanden ist, ohne dass städtebauliche Missstände festgestellt werden konn- 
ten. 

Erschließung/Ruhender Verkehr 
Ziel der Planung ist - wie im Mischgebiet - die Schaffung eines möglichst hochwertigen 
Wohnumfelds im Quartier. Maßgebend für dessen Qualität ist die Unterbringung des ruhen- 
den Verkehrs. Mit der zulässigen Bebauung geht ein entsprechend hoher Stellplatzbedarf 
einher. Oberirdisch soll das allgemeine Wohngebiet jedoch autofrei bleiben. Um eine städte- 
baulich vorteilhafte Unterbringung des ruhenden Verkehrs im allgemeinen Wohngebiet zu 
erreichen, ist dessen vollständige Verlagerung in eine Tiefgarage planerisch gewünscht. 
Dementsprechend wird folgende Festsetzung getroffen: 

In den allgemeinen Wohngebieten sowie in den Mischgebieten sind Stellplätze nur in Tiefga- 
ragen zulässig. Tiefgaragen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu- 
lässig (vgl. § 2 Nummer 12). 

Die Lage der Tiefgarage soll unabhängig von der überbaubaren Fläche ermöglicht werden, 
da die Baukörperfestsetzung der individuell gestalteten Gebäude kaum Spielraum zur öko- 
nomisch sinnvollen Anlage von Tiefgaragen lässt. Die Einfahrt der Tiefgarage, die von den 
Anwohnern der Stadthäuser sowie des nördlich angrenzenden Gebäudes im WA 1 genutzt 
werden soll, befindet sich am Celsiusweg (unterhalb des Celsiusweg 13), die Ausfahrt an der 
Stahltwiete (unterhalb des geplanten Wohngebäudes Stahltwiete 13-15). 
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5.2 Besonnung 
Durch die Neubebauung kommt es gegenüber der Bestandssituation für einige benachbarte 
Gebäude zu einer zusätzlichen Verschattung. Zudem hat auch die erhöhte bauliche Dichte 
innerhalb des Plangebiets zur Folge, dass nicht alle Fassadenbereiche der Neubebauung zu 
jeder Jahreszeit besonnt werden und die zur Orientierung herangezogenen Anforderungen 
der DIN 5034, wonach am 17. Januar ein Wohnraum einer Wohnung eine Stunde und am 
21. März vier Stunden besonnt werden soll, nicht durchgehend eingehalten werden. Die 
bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflächen werden im Plangebiet jedoch eingehal- 
ten. 

In einer Besonnungsstudie wurde die Belichtungssituation in Folge der Planung untersucht. 
Dabei wurde in der Umgebung ein besonderes Augenmerk auf die vorhandene Wohnbebau- 
ung gelegt. Die im Norden der Stahltwiete befindlichen Wohngebäude (Hausnummer 24 - 
32) werden durch die geplante Bebauung in ihrer Belichtungssituation beeinträchtigt. Wäh- 
rend im Bestand jede Wohnung am 17. Januar mindestens eine Stunde besonnt wird, trifft 
dies in Folge der Planung nicht mehr für alle Wohnungen zu. Im Planfall ist in Folge der 
Nachverdichtung im Plangebiet im Einzelfall lediglich mit etwa einer Viertelstunde Beson- 
nung zu rechnen. Dies betrifft vor allem die Erdgeschossbereiche. Die vorhandene Wohnbe- 
bauung im Celsiusweg sowie südlich des Plangebiets wird hinsichtlich der Belichtungssitua- 
tion nicht beeinträchtigt. 

Die erhöhte bauliche Dichte führt auch innerhalb des Plangebiets dazu, dass die Anforde- 
rungen der DIN 5034 teilweise nicht eingehalten werden können. Dies resultiert aus dem aus 
einem Wettbewerb hervorgegangenen Bebauungskonzept mit seinen spezifischen Gebäu- 
dekubaturen sowie der bereits bestehenden relativ hohen Blockkante im Süden des Bauge- 
biets und betrifft vornehmlich die ausschließlich nach Westen, bzw. nach Westen und Nor- 
den ausgerichteten Eckwohnungen entlang der Quartiersgasse an den Durchgängen zu den 
Innenhöfen. Alternative Grundrisslösungen sind geprüft, jedoch nicht als marktfähig bzw. 
nachfragegerecht eingestuft worden. Auch bei drei geplanten Stadthäusern im WA 1 wird die 
Vorgabe einer einstündigen Besonnung am 17. Januar der Fenstermitte von einem Fenster 
eines Wohnraums um wenige Minuten unterschritten. 

Auch das vorhandene Bürogebäude an der Stresemannstraße, das planungsrechtlich gesi- 
chert werden soll, wird hinsichtlich der Belichtungssituation beeinträchtigt. Während im Be- 
stand eine DIN-gerechte Besonnung vorhanden ist, kann diese durch die Gebäudehöhe der 
geplanten Gewerbegebäude nicht mehr eingehalten werden. Lediglich im obersten Ge- 
schoss des Gebäudes kann eine DIN-gerechte Besonnung sichergestellt werden. Da jedoch 
ausschließlich gewerbliche Nutzungen betroffen sind, kann diese zusätzliche Verschattung 
im Rahmen der Abwägung als hinnehmbar eingestuft und gegenüber den verfolgten städte- 
baulichen Zielsetzungen zurückgestellt werden. 

Im Rahmen der Abwägung wird die nur mäßige natürliche Besonnung in den durch Wohnen 
genutzten Teilbereichen der geplanten Bebauung aufgrund der 
- erheblichen städtebaulichen Aufwertung des Quartiers im Vergleich zur bisherigen Situa- 

tion. 
- der Konzentration der Nutzungen in zentral gelegenen und verkehrlich gut erschlosse- 

nen Bereichen und 
- der Stärkung der Wohnfunktion im Stadtteil 
als vertretbar eingestuft. 

Bei der Beurteilung der Besonnungsqualität ist zudem zu berücksichtigen, dass die Beson- 
nung nur einer von zahlreichen Faktoren ist, die bei der Bewertung, ob gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse vorliegen, relevant sind. Die weiteren Faktoren, die im Hinblick auf ge- 
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse von Bedeutung sind, sind im Plangebiet hingegen rela- 



tiv gut ausgeprägt. So wird beispielsweise ein ruhiger Blockinnenbereich herausgebildet. 
Ferner wird im Plangebiet ein hochwertiger Gebäudebestand mit sehr guter Beschaffenheit 
entstehen. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden auch durch die geplante (und 
über den städtebaulichen Vertrag gesicherte) hochwertige Freiflächengestaltung im Plange- 
biet befördert. 

Im Rahmen der Abwägung ist ferner zu berücksichtigen, dass die Bedeutung der Besonnung 
stark von dem individuellen Empfinden und Lebensgewohnheiten der Bewohner abhängt. 
Trotz partiell nicht optimaler Besonnungsverhältnisse kann innerhalb des Plangebiets auf- 
grund der zentralen Lage, des großen Angebots an kulturellen Angeboten und Einrichtungen 
sowie vielfältigen Gastronomie- und Einzelhandelsangeboten im fußläufigen Umfeld, der 
städtebaulich attraktiven Strukturierung und Bebauung des Stadtteils von einer guten Wohn- 
und Lebensqualität ausgegangen werden. Dass die Lebensqualität nicht allein aus der Be- 
sonnungsdauer einer Wohnung resultiert, zeigt die oftmals hohe Wohnzufriedenheit der Be- 
wohner in dicht Bebauten gründerzeitlichen ßestandsquartieren, die häufig eine nachteilige 
Besonnungssituation aufweisen. 

5.3 Erschließung, Verkehrsfläche 
Im Rahmen einer verkehrstechnischen Stellungnahme wurde die Abwickelbarkeit der Neu- 
verkehre untersucht und ein Erschließungskonzept entwickelt, weiches in den Planunterla- 
gen berücksichtigt wurde. 

Die Berechnung des erwarteten Verkehrsaufkommens erfolgt auf Basis der Größe der ge- 
planten Nutzungen. Die Planung sieht zwei separate Tiefgaragen vor. Unter Berücksichti- 
gung dieser Annahmen ergibt sich ein Tagesverkehrsaufkommen von insgesamt etwa 2.050 
Fahrten/ Tag. Die erwarteten Neuverkehre können leistungsgerecht ohne Anpassung der 
umgebenden Straßen abgewickelt werden. 

Für die Grundstücke südlich der Stresemannstraße und nördlich des Bahrenfelder Stein- 
damms, zwischen Celsiusweg und Stahltwiete, ist die Realisierung von Wohnungen, Büro- 
und Gewerbeflächen sowie einer Kindertagesstätte vorgesehen. Die erforderlichen privaten 
Stellplätze werden in Tiefgaragen unter den Gebäuden untergebracht. Die Erschließung er- 
folgt über die Straßen Celsiusweg und Stahltwiete. Die Büro- und Gewerbeflächen (Büroge- 
bäude, Gewerbebauten nördlich des Hybrid) befinden sich im nördlichen Bereich, die Wohn- 
bebauung im südlichen Bereich des Plangebiets. Im mittleren Bereich ist ein sog. Hybridge- 
bäude mit Büro- und Gewerbeflächen, Wohnungen und einer Kindertagesstätte vorgesehen. 
Um sowohl die bestehende Wohnbebauung im südlichen Bereich des Celsiuswegs als auch 
die geplante Wohnbebauung möglichst nicht durch die Verkehre der Im nördlichen Bereich 
vorgesehenen Gewerbeeinheiten zu belasten, wird der Celsiusweg auf Höhe der Quartiers- 
gasse unterbrochen, so dass zwei Wendekehren neu geschaffen werden müssen. Für Ret- 
tungsfahrzeuge und Müllfahrzeuge wird eine Durchfahrt zwischen den Wendeanlagen vor- 
gesehen, die mit Pollern abgesperrt wird. Die Zufahrt zu den Gewerbeflächen erfolgt über die 
Stahltwiete und den Celsiusweg, während die Ausfahrt nur über den Celsiusweg erfolgen 
soll. Durch die Unterbrechung des Celsiuswegs können die das Gewerbegebiet verlassen- 
den Verkehre im Celsiusweg nur nach rechts in Richtung Stresemannstraße abfahren. Auf- 
grund der vorhandenen Einbahnstraßenregelung in der Stahltwiete ist die Zufahrt zu den 
Gewerbeflächen ebenfalls nur aus Richtung Norden über die Ruhrstraße bzw. die Strese- 
mannstraße möglich. Die Erschließung der Tiefgarage der Wohnbebauung sowie des Hy- 
brids erfolgt über Anbindungen an den Ceisiusweg und die Stahltwiete mit Zufahrt über den 
Celsiusweg und Ausfahrt über die Stahltwiete, jeweils aus bzw. in Richtung Bahrenfelder 
Steindamm. Die Bring- und Holverkehre der Kindertagesstätte werden im südlichen Ab- 
schnitt des Celsiuswegs im Bereich der verschobenen Wendeanlage abgewickelt. Weitere 
bauliche Maßnahmen sind nicht erforderlich. 

Die Stresemannstraße wird zulasten privater Grundstücksflächen verbreitert, um ausrei- 
chend dimensionierte Verkehrsflächen für den Fuß- und Radverkehr zu bekommen. Umge- 
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kehrt wird im Nordwesten nicht mehr benötigte Straßenverkehrsfläche des Celsiuswegs zu 
Gunsten der Gewerbegebietsfläche verkleinert. In Folge dessen wird zukünftig ein kurzer 
Abschnitt einer Gasleitung nicht mehr im öffentlichen Straßenraum, sondern im Gewerbege- 
biet liegen. Der entsprechende Abschnitt der Gasleitung ist in der Planzeichnung gekenn- 
zeichnet. Sofern die im Bebauungsplan im Nordwesten des Gewerbegebiets ausgewiesene 
überbaubare Fläche vollständig ausgenutzt werden soll, ist eine Verlegung der Gasleitung 
erforderlich. 

Für die geplanten Neubauten wird die bauordnungsrechtlich erforderliche Stellplatzzahl be- 
reitgestellt. Der Stellplatzschlüssel wird bei etwa 0,9 liegen. Die Schaffung zusätzlicher Be- 
sucherparkplätzen im öffentlichen Raum ist hingegen nicht möglich. Durch den vorhandenen 
baulichen Bestand sind die zur Verfügung stehenden Verkehrsflächen bereits weitgehend 
definiert und räumlich begrenzt. Um in dem beengten Straßenraum zusätzliche öffentliche 
Parkplätze unterzubringen, müsste das Vorhabengebiet deutlich verkleinert und damit das 
verfolgte städtebauliche Konzept aufgegeben werden. Dies hätte eine deutliche Verringerung 
der zu schaffenden Wohneinheiten zur Folge, die dann - um den prognostizierten Woh- 
nungsbaubedarf der Stadt Hamburg zu befriedigen - anstatt in der gut erschlossenen innen- 
stadtnahen Lage am Stadtrand unter Überplanung bislang baulich nicht genutzter Freiflä- 
chen verwirklicht werden müssten. Auch die Schaffung von Parkmöglichkeiten im Inneren 
des Quartiers stellt keine Alternative dar. Das verfolgte Konzept, dass Quartier autofrei zu 
halten, genießt eine hohe Priorität, da so qualitativ hochwertige Freiflächen mit hoher Auf- 
enthaltsqualität geschaffen werden können, die Kindern und Jugendlichen auch als Spiel- 
und Bewegungsfläche zur Verfügung stehen. Vor diesem Hintergrund können im Plangebiet 
hinsichtlich der Unterbringung von Besucherparkplätzen nicht die gleichen Standards reali- 
siert werden wie bei einer Neuplanung „auf der grünen Wiese“. 

5.4 Erhaltungsbereich 
im allgemeinen Wohngebiet soll ein Erhaltungsbereich festgesetzt werden, um die städte- 
bauliche Eigenart dieses Gebiets durch die prägnante Bebauung am Bahrenfelder Stein- 
damm zu erhalten. Diese resultiert unter anderem aus der Form des mehrgeschossigen Ge- 
bäudeensembles, das am Bahrenfelder Steindamm 62-66 in den Blockinnenbereich zurück- 
springt und an der Ecke Celsiusweg eine abgerundete Gebäudeecke ausbildet, die sich in 
der gegenüberliegenden Bebauung wiederfindet. Weiterhin ist ein baulicher Zusammenhang 
mit den Oelsner-Bauten weiter östlich am Bahrenfelder Steindamm zu erkennen, die eben- 
falls eine - wenn auch stärker - abgerundete Ecke aufweisen. Diese zwischen den zwanzi- 
ger und fünfziger Jahren dieses Jahrhunderts errichteten Klinker-Bauten sollten dazu beitra- 
gen, Baulücken zu schließen und die gründerzeitlichen Gebäude in Blockrandbebauung zu 
ergänzen. Die Gebäude im Plangebiet als Teil der bandartigen Bebauung im Quartier wirkt 
auf das Straßen- und Ortsbild und beeinflusst die Stadtstruktur an dieser Stelle. 

Die Fläche umfasst folgende Flurstücke: 1909, 1910, 1911, 1912 und 1913 der Gemarkung 
Bahrenfeld. In diesem Gebiet sollen der Rückbau sowie Änderungen bzw. Nutzungsände- 
rungen baulicher Anlagen gemäß § 172 Abs. 1 Baugesetzbuch einem Genehmigungsvorbe- 
hait unterworfen werden, um den Gebietscharakter an dieser Stelle zu bewahren; 

In dem nach §172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Baugesetzbuchs als „Erhaltungsbereich“ 
bezeichneten Gebiet bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf 
Grund seiner städtebaulichen Gestalt der Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung 
oder die Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und zwar auch dann, wenn nach 
bauordnungsrechtlichen Vorschriften eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die Genehmi- 
gung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsänderung darf nur versagt werden, 
wenn die bauliche Aniage allein oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das 
Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, ins- 
besondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errich- 
tung der baulichen Anlage darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des 
Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird (vgl. § 2 Nummer 14). 
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5.5 Technischer Umweltschutz - Lärm 
Auf das Plangebiet und dessen Umfeld wirken bereits heute erhebliche Belastungen durch 
Verkehrslärm ein. In Folge des Bebauungsplans kommt es zudem zu einer Nachverdichtung 
des Plangebiets. Daraus resultiert eine weitere Zunahme der Verkehrsbelastung in den das 
Plangebiet erschließenden Straßen. Darüber hinaus ist die im Plangebiet und dessen Um- 
gebung befindliche Wohnnutzung aufgrund der bestehenden Gemengelagensituation durch 
Gewerbelärm belastet. 

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung wurde daher geprüft, 
in welchem Maße sich durch die Umsetzung des Bebauungsplans die Verkehrs- und 
damit die Lärmbelastung für das Umfeld des Plangebiets verändert, 
wie hoch die Verkehrsbeiastung für die geplante und im Plangebiet bereits vorhandene 
Wohnbebauung sein wird und welche Maßnahmen zur Sicherstellung gesunder Wohn- 
verhältnisse erforderlich sind, 
welche Geräuschimmissionen durch das im Plangebiet festgesetzte Gewerbegebiet 
hervorgerufen werden bzw. unter welchen Voraussetzungen eine hier vorgesehene ge- 
werbliche Nutzung aus immissionsschutzrechtlicher Sicht genehmigungsfähig ist, 
welche Gewerbelärmbelastung von außen auf die Wohnnutzung im Plangebiet einwirkt 
und 
ob und welche planerischen Maßnahmen jeweils zur Konfliktbewältigung erforderlich 
sind. 

Grundsätzlich gilt, dass im Rahmen der Abwägung die Abwägungsdirektive des § 50 Bun- 
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung vom 26. September 2002 (BGBl. I 
S. 3831). zuletzt geändert am 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) zu berücksichtigen ist. 
Demnach sind Bereiche mit emissionsträchtigen Nutzungen einerseits und solche mit immis- 
sionsempfindlichen Nutzungen andererseits möglichst räumlich zu trennen. Dieses Pla- 
nungsziel ist bereits aufgrund der Bestandssituation im Wege der Vorsorge bei Gemengela- 
gen unter vertretbaren Rahmenbedingungen nicht mehr erreichbar. Durch die Planung 
kommt es hingegen zu einer Entschärfung der Konfliktlage, indem innerhalb des Baublocks 
die unterschiedlichen Nutzungsbausteine deutlicher als bislang separiert werden und die für 
die geplante Neubebauung erforderlichen Stellplätze in Tiefgaragen untergebracht werden. 

Verkehrslärm im Umfeld des Planaebiets 
Entlang der Stresemannstraße und des Bahrenfelder Steindamms sind die in Folge der Pla- 
nung partiell zu erwartenden Erhöhungen der Verkehrslärmimmissionen für die benachbarte 
Bestandsbebauung nicht erheblich. Sie liegen im Bereich zwischen 0,2 und 0,3 dB(A) und 
somit deutlich unterhalb der Schwelle der Wahrnehmbarkeit. Die für sich genommenen Pe- 
gelerhöhungen sind zwar nicht von den Betroffenen wahrnehmbar, allerdings bewegt sich 
die bestehende Belastung schon oberhalb der durch die derzeitige Rechtsprechung definier- 
te Schwelle, ab der Gesundheitsgefahren nicht mehr ausgeschlossen werden können (70 
dB(A) tags / 60 dB(A) nachts). Hierbei handelt es sich aus grundrechtlicher Sicht um einen 
kritischen Wert. In einer solchen Situation hat die Gemeinde sorgfältig mit Blick auf eventuel- 
le Gesundheitsrisiken zu prüfen, ob die Erhöhungen hingenommen werden können, auch 
wenn sie letztlich nur marginal sind, oder ob Kompensationsmaßnahmen ergriffen werden 
müssen. Bei der Abwägung ist vor allem auch die quantitative Erhöhung der Pegel von Be- 
deutung. 

Da rechnerische Pegelerhöhungen im geringfügigen Bereich mit modellbedingten oder pro- 
gnostischen Toleranzen ausgestattet sind, ist es sachgerecht, eine Schwelle zu definieren, 
ab der eine vertiefende Prüfung von möglichen Kompensationsmaßnahmen erfolgen muss. 
Zu diesem Zweck wurde seitens der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, Amt für Lan- 
des- und Landschaftsplanung eine Untersuchung beauftragt, die u.a. diese modellbedingten 
Toleranzen in solchen Situation darstellt. 



Bezogen auf die zu Grunde liegende Berechnungsrichtünie können verfahrensimmanente 
Toleranzen z.B. auflreten durch; 

- die pauschalisierte Berücksichtigung der Absorbtionseigenschaften der Fassade, die 
zu Abweichungen von bis zu 0,2 dB(A) führen kann, 

- das Verfahren der verwendeten Software zur Zerlegung der Schallquellen in 
Teilstücke und wo mit dieser Zerlegung begonnen wird; hierdurch sind etwa 0,1-0,2 
dB(A) Abweichungen möglich, 

- die Rundung von Zwischenergebnissen, wodurch ebenso Abweichungen von 0,1-0,2 
dB(A) auftreten können. 

Bei vielen und ausgedehnten Quellen kompensieren sich diese Abweichungen. Wenn - wie 
im vorliegenden Fall - sehr hohe Pegel vorliegen, können die Abweichungen aber durchaus 
unkompensiert bleiben, weil in der Regel eine Quelle deutlich pegelbestimmend ist. 

Schwankungen des Beurteilungspegels in der Größenordnung der verfahrensbedingten Ab- 
weichungen sind zudem durch folgende Einflussfaktoren möglich: 

Bereits geringe Schwankungen des Lkw-Anteils um etwa 1-2 % verursachen Abwei- 
chungen von bis zu 0,5 dB(A). 
Veränderungen der Gesamtverkehrsmenge (Pkw und Lkw) um etwa 5 % verursa- 
chen Änderungen des Beurteilungspegels um bis zu 0,2 dB(A). 

Diese geringfügigen Veränderungen der Verkehrszahlen liegen absolut im täglichen 
Schwankungsbereich der Verkehrsmengen und können nicht verlässlich prognostiziert wer- 
den. 

Weitere Unsicherheiten können durch kleinere Eingriffe in den Straßenraum auftreten. So 
kann zum Beispiel durch geringe Fahrbahnbreitenanpassungen oder das Anlegen von Park- 
streifen die genaue Lage der äußeren Fahrstreifen verändert werden. Dies kann in Bezug 
auf den Immissionsort je nach Geschosshöhe zu Abweichungen von 0,2-0,5 dB(A) führen. 

Ergänzend sei erwähnt, dass auch die Testaufgaben zur Überprüfung der Genauigkeit von 
Softwarelösungen des Bundesverkehrsministeriums teilweise Abweichungen von bis zu 
0,4 dB(A) noch als „richtiges“ Ergebnis anerkennen. 

Aufgrund der rechnerischen sowie prognostischen Ungenauigkeit von geringfügigen Pegel- 
erhöhungen unterhalb von 0,5 dB(A) erscheint es als unangemessen teilweise aufwändige 
Minderungsmaßnahmen (z.B. Veränderung der Verkehrsführungen zur Entlastung oder 
schallabsorbierende Fassadenausgestaltung der Neubebauung) zu ergreifen. 

Entlang des Celsiuswegs und der Stahltwiete ergibt sich aufgrund der geringen Vorbelastung 
eine sehr viel höhere und durchaus spürbare Zunahme der Verkehrslärmbelastung in Folge 
der Planung. In der Stahltwiete ist im mittleren Abschnitt vor der Bestandsbebauung entlang 
der östlichen Straßenseite mit einer Pegelerhöhung von etwa bis zu 5 dB(A) zu rechnen. Die 
Lärmzunahme ist dabei nur zum Teil eine Folge der Zunahme der Verkehrsbelastung. Sie 
erfolgt auch aufgrund der Schallreflexion, die durch die deutlich höhere Bebauung entlang 
der Westseite der Stahltwiete geplant ist. Um die negativen Planfolgen für die Wohnnutzung 
an der Ostseite der Stahltwiete abzumildern, sollen die Fassaden an der Stahltwiete in dem 
relevanten Bereich nördlich der Quartiersgasse schallabsorbierend ausgestaltet werden. Im 
Bebauungsplan wird daher die folgende Festsetzung getroffen: 

In dem mit „(E)" bezeichneten Fassadenabschnitt ist die Außenfassade mit Ausnahme von 
Türen und Fenstern ab einer Höhe von 25 cm über dem Schnittpunkt der Außenfassade mit 
dem Gelände bis zu einer Höhe von 5.5 m als schailabsorbierende Fassade hinsichtlich der 

Verkehrsgeräusche mit einem Schallabsorptionsgrad von mindestens auszuführen, 
(vgi. § 2 Nummer 15) 
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In Folge dieser Festsetzung kann die Lärmzunahme von 5 dB(A) auf 2 bis 3 dB(A) reduziert 
werden. Diese Lärmzunahme kann im Rahmen der Abwägung als hinnehmbar eingestuft 
werden. Hier ist die mit der Nachverdichtung verfolgte planerische Zielsetzung höher zu ge- 
wichten, als die Sicherung der Wohnruhe, zumal die Verkehrslärmbelastung unterhalb der 
Schwelle bleibt, ab der eine Gesundheitsgefährdung befürchtet werden muss. Lediglich im 
Nahbereich zur Stresemannstraße und zum Bahrenfelder Steindamm wird die Schwelle der 
Gesundheitsgefährdung erreicht. Ursächlich dafür ist jedoch weniger die Verkehrsbelastung 
der Stahltwiete als Jene der beiden Hauptverkehrsstraßen. Eine größere Reduzierung der 
Schallreflexion könnte erzielt werden, wenn der mit ,,{E)" bezeichnete Fassadenabschnitt 
vollkommen ohne Fenster und Türen ausgestaltet würde. Eine solche Ausgestaltung bringt 
jedoch erhebliche gestalterische Nachteile mit sich. Im Rahmen der Abwägung ist daher eine 
ansprechenden Ausgestaltung der Gebäudefassaden auch in dem mit „(E)“ bezeichneten 
Fassadenabschnitt und somit den Belangen der Stadtgestalt bzw. des Ortsbildes ein höhe- 
res Gewicht beigemessen worden, als einer weitergehenden Verringerung der Verkehrs- 
lärmbelastung. 

Verkehrslärmbelastung im Planoebiet 
Das Plangebiet ist bereits in der Bestandssituation insbesondere an der Stresemannstraße 
und dem Bahrenfelder Steindamm einer erheblichen Verkehrslärmbelastung ausgesetzt. 
Aber auch entlang der Stahltwiete und dem Celsiusweg ist mit einer erhöhten Verkehrslärm- 
belastung zu rechnen. Entlang des Celsiuswegs ergibt sich die erhöhte Verkehrslärmbe- 
lastung jedoch im Wesentlichen in den Kreuzungsbereichen mit der Stresemannstraße und 
dem Bahrenfelder Steindamm. 

Konkret ist in Folge der Planung für die geplante Bebauung in den einzelnen Bereichen mit 
folgender Verkehrslärmbelastung zu rechnen: 
- Entlang der Stresemannstraße ist an der Nordfassade des geplanten Bürogebäudes -je 

nach Geschoss - eine Verkehrslärmbelastung zwischen 69 bis 71 dB(A) tags und 62 bis 
64 dB(A) nachts zu erwarten. 

- Unmittelbar entlang des Bahrenfelder Steindamm beträgt die prognostizierte Verkehrs- 
lärmbelastung zwischen 66 bis 72 dB(A) tags und 61 bis 65 dB(A) nachts und liegt somit 
in einem Bereich, ab dem - wenn keine lärmschützenden baulichen Maßnahmen vorge- 
schrieben würden - eine Gesundheitsgefährdung nicht mehr ausgeschlossen werden 
kann. 
Entlang der Stahltwiete wird im Gutachten an der Ostfassade des Hybrids eine Ver- 
kehrslärmbelastung von etwa 67 dB(A) tags und 59 dB(A) nachts erwartet. An der Ost- 
fassade des nördlichsten Gebäudes im allgemeinen Wohngebiet wird eine Verkehrs- 
lärmbelastung von 65 dB(A) tags und 58 dB(A) nachts erwartet, die dann nach Süden - 
je weiter man in den Einwirkungsbereich des Bahrenfelder Steindamms kommt - deutlich 
auf bis zu 69 dB{A) tags und 61 dB(A) nachts ansteigt. 

- Am Celsiusweg ist die Verkehrslärmbelastung am geringsten. Sie beträgt auf Höhe des 
Hybrids etwa 59 dB(A) tags und 52 dB(A) nachts. Und steigt Einwirkungsbereich des 
Bahrenfelder Steindamms im Süden auf bis zu 63 dB(A) tags und 56 dB(A) nachts an. 
Im Blockinnenbereich wird an den ausgewählten Immissionsaufpunkten die Lärmbela- 
stung nicht über 48 dB(A) tags und 41 dB(A) nachts betragen, so dass hier von einer 
hohen Wohnruhe ausgegangen werden kann, die jedoch nur durch die Schließung des 
Blockrandes möglich wird. 

Die durch das Lärmgutachten ermittelten Beurteilungspegel zeigen, dass in den einer Wohn- 
nutzung zugänglichen Baugebieten mit Ausnahme des Ml 1 die zur Orientierung herangezo- 
genen Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV nicht durchgängig eingehalten werden kön- 
nen. Eine kritische Lärmbelastung liegt jedoch lediglich entlang des Bahrenfelder Stein- 
damms vor. Generell verfügt jedoch jedes vorhandene oder in Folge der Planung mögliche 
Wohnhaus eine lärmabgewandte Gebäudeseite, an der nachts die zur Orientierung der he- 
rangezogenen Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV des jeweiligen Baugebiets (allgemei- 
nes Wohn- oder Mischgebiet) eingehalten werden. Bei Betrachtung der Gesamtsituation und 
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Berücksichtigung der Tatsache, dass bei allen Bestandsgebäuden und allen geplanten Neu- 
bauten eine ausgeprägt lärmarme, straßenabgewandte Seite vorliegt, kann davon ausge- 
gangen werden, dass insgesamt keinesfalls eine gesundheitsgefährdende Situation vorliegt, 
sofern die nachfolgend erläuterten baulichen Maßnahmen zur Reduzierung der Lärmbela- 
stung umgesetzt werden. 

Aktive Lärmschutzmaßnahmen, wie Lärmschutzwände, scheiden hierbei zur Reduzierung 
des Straßenverkehrslärms aus Platzmangel aber insbesondere auch aus städtebaulichen 
Gründen aus. Die Sicherung gesunder Wohnverhältnisse kann daher nur über die Schaffung 
eines ausreichenden passiven Schallschutzes am Gebäude bzw. durch Grundrissorganisati- 
on erfolgen. In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass die Anforderungen 
an die Fassaden bis einschließlich Lärmpegelbereich lll/IV heute bereits mit den Anforde- 
rungen erfüllt werden, die aus Wärmeschutzgründen (Isolierglasfenster) bei ansonsten übli- 
cher Massivbauweise und entsprechendem Flächenverhältnis von Außenwand zu Fenster, 
notwendig sind. 

Eine Überplanung der vorhandenen Wohnnutzung scheidet als planerische Lösung der Kon- 
fliktbewältigung auch aus. Die Masse und Substanz der vorhandenen Wohngebäude schlie- 
ßen unter wirtschaftlichen Erwägungen die Option einer Flächenumwandlung auch bei län- 
gerfristiger Planungsperspektive aus. Das Wohngebiet trägt zur Befriedigung der Nachfrage 
nach vergleichsweise preiswertem, verkehrlich gut angebundenem Wohnraum im Ge- 
schosswohnungsbau bei. Dieses Potential soll erhalten bleiben. Ein Ausschluss der Wohn- 
nutzung würde faktisch das Problem einer erhöhten Lärmbelastung nicht lösen, da die 
Wohnnutzung Bestandsschutz genießt und auch längerfristig erhalten bliebe. 

Zudem lassen bei den vorhandenen Wohngebäuden die eingebauten Fenster einen geho- 
benen Standard der Schallabschirmung erkennen. Grundsätzlich kann also davon ausge- 
gangen werden, dass bereits in der Bestandssituation bei geschlossenem Fenster Innen- 
raumwerte erreicht werden, die gesunde Wohnverhältnisse gewährleisten. 

Im Falle einer bestandsersetzenden Neubebauung bzw. bei den geplanten Neubauten müs- 
sen Maßnahmen ergriffen werden, die eine ausreichende Nachtruhe in den Schlafräumen 
und Kinderzimmern ermöglichen. Dem kann durch eine geeignete Grundrissanordnung ent- 
sprochen werden. Entlang des Bahrenfelder Steindamms sind darüber hinaus noch weitere 
bauliche Maßnahmen an bzw. vor der Fassade erforderlich. Ferner sind entlang der stark 
belasteten Hauptverkehrsstraße neben den gesunden Wohnverhältnisse auch gesunde Ar- 
beitsverhältnisse zu beachten. Dementsprechend wird in § 2 Nummern 16 bis 18 die folgen- 
den Festsetzungen getroffen: 

In dem mit bezeichnetem Bereich des allgemeinen Wohngebiets und des Mischgebiets 
sind einseitig zur Stahltwiete ausgerichtete Wohnungen unzulässig. An den mit „(G)" ge- 
kennzeichneten Gebäudeseiten sind entweder 
a. vor den Aufenthaltsräumen verglaste Vorbauten (zum Beispiel verglaste Loggien, Win- 

tergärten, verglaste Laubengänge) oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen vor- 
zu- sehen oder 

b. Fenster von Aufenthaltsräumen als nicht zu öffnende Fenster auszuführen und die aus- 
reichende Belüftung sicherzustellen oder 

c. in den Aufenthaltsräumen durch geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen wie zum 
Beispiel Doppelfassaden, verglaste Vorbauten, besondere Fensterkonstruktionen oder 
in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen sicherzustellen, dass durch diese baulichen 
Maßnahmen insgesamt eine Schallpegeldifferenz erreicht wird, die es ermöglicht, dass 
in Aufenthaltsräumen ein Innenraumpegel von 40 dB(A) bei teilgeöffneten Fenstern wäh- 
rend der Tagzeit nicht überschritten wird. 

Außenwohnbereiche (zum Beispiel Baikone, Loggien. Terrassen) der Wohnungen sind nur 
auf der lärmabgewandten Seite zulässig. Schlafräumen sind zwingend zu der mit „(H)“ ge- 
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kennzeichneten Fassade auszurichten. Wohnräume in Einzimmerwohnungen und Kinder- 
zimmer sind wie Schlafräume zu beurteiien. Ausnahmsweise kann die Anordnung von 
Schlafräumen auch an anderen als der mit „(H)" gekennzeichneten Fassade zugelassen 
werden, wenn der Schiafraum über ein Fenster an der mit „(H)“ gekennzeichneten Fassade 
verfügt, (vgl. § Nummer 16) 

In dem mit „(C)" bezeichneten Bereich des ailgemeinen Wohngebiets sind Schlafräume zur 
lärmabgewandten Gebäudeseite zu orientieren. Wohnräume in Einzimmerwohnungen und 
Kinderzimmer sind wie Schiafräume zu beurteilen. Wird an Gebäudeseiten ein Pegel von 70 
dB(A) am Tag erreicht oder überschritten, sind vor den Fenstern der zu dieser Gebäudeseite 
orientierten Wohnräume bauliche Schailschutzmaßnahmen in Form von verglasten Vorbau- 
ten (zum Beispiel verglaste Loggien, Wintergärten) oder vergleichbare Maßnahmen vorzu- 
sehen. Für einen Außenbereich einer Wohnung ist entweder durch Orientierung an lärmab- 
gewandten Gebäudeseiten oder durch bauliche Schallschutzmaßnahmen wie zum Beispiel 
verglaste Vorbauten mit teilgeöffneten Bauteilen sicherzustellen, dass durch diese baulichen 
Maßnahmen insgesamt eine Schallpegelminderung erreicht wird, die es ermöglicht, dass in 
dem der Wohnung zugehörigen Außenbereich ein Tagpegel von kleiner als 65 dB(A) erreicht 
wird. (vgl. § Nummer 17) 

Gewerbliche Aufenthaltsräume und Betriebswohnungen sind entlang der Stresemannstraße 
und des Bahrenfelder Steindamms durch geeignete Grundrissgestaltung der lärmabgewand- 
ten Gebäudeseite zuzuordnen. Soweit die Anordnung an den vom Verkehrslärm abgewand- 
ten Gebäudeseiten nicht möglich ist, muss für diese Räume ein ausreichender Schallschutz 
an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude durch bauliche Maß- 
nahmen geschaffen werden, (vgl. § Nummer 18) 

Die Festsetzungen Nr. 16 und 17 stellen in allgemeinen Wohn- und im Mischgebiet sowohl 
eine ausreichende Nachtruhe als auch eine angemessene Wohnruhe in den Gebäuden 
tagsüber sicher. Je nach Ausmaß der Verkehrsbelastung ist hierfür ein unterschiedliches 
Maßnahmenpaket erforderlich. 

In dem mit „(B)“ bezeichnetem Bereich des allgemeinen Wohngebiets und des Mischgebiets 
ist es erforderlich, dass durch die Anordnung der Baukörper oder durch geeignete Grund- 
rissgestaltung die Wohn- und Schlafräume der lärmabgewandten, mit gekennzeichne- 
ten Gebäudeseite zugeordnet werden. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass die Wohn- 
und Aufenthalts räume, die nur tagsüber genutzt werden, wie z.B. das Wohnzimmer, zur 
lärmzugewandten Gebäudeseite orientiert werden müssen. Angesichts der tagsüber beste- 
henden Lärmbelastung ist für diese Räume eine der in der Festsetzung § 2 Nummer 16 auf- 
geführten Maßnahmen zu ergreifen, die sicherstellt, dass in den Aufenthaltsräumen ein In- 
nenpegel von 40 dB(A) bei teilgeöffnetem Fenster während der Tagzeit nicht überschritten 
wird. Der vorliegende Ansatz stellt durch baulichen Schallschutz bei teilgeöffneten Fenstern 
auf einen - in der Literatur der Lärmwirkungsforschung - akzeptierten Wert für ungestörte 
Kommunikation von 40 dB(A) ab. Dieses gekippte bzw. teilgeöffnete Fenster basiert nicht auf 
Erfordernissen der Raumbelüftung, sondern hat seine Erklärung aus der Lärmwirkungsfor- 
schung und dem Wahrnehmen von Außenwelfeindrücken. Entsprechende Untersuchungen 
haben wiederholt bestätigt, dass die Wahrnehmung der Außenwelt ein unverzichtbarer quali- 
tativer Bestandteil des Wohnens ist. Hierbei geht es nicht um eine akustisch-diffuse Außen- 
weltwahrnehmung - wie sie bereits bei relativ großen Fenstern bzw. Glasbauteilen eintritt — 
sondern um eine informationshaltige akustische Wahrnehmung der Außenwelt. Vor diesem 
Hintergrund sind Interpretationen des Begriffes, die darauf hinaus laufen, das Wohnen ledig- 
lich bei geschlossenen Fenstern bzw. mit minimalen Spaltbreiten zu ermöglichen, abzuleh- 
nen. Aus diesem Grund kommt der Diskussion über die Breite der sog. Spaltöffnung bei den 
gekippten Fenstern auch aus physikalischer Sicht eine andere Bedeutung zu; sie muss aus- 
reichend groß genug sein, dass der vorgenannte Effekt gegeben ist. Vergleichbare Maß- 
nahmen sind dann akzeptabel, solange sie also die akustischen Hintergrundgeräusche der 
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Außenwelt gewährleisten. Dies gilt auch für den Fall, dass bauliche Schallschutzmaßnahmen 
kombiniert werden. Bei gewöhnlichen Fensterkonstruktionen erfolgt auch bei gekipptem Fen- 
ster bereits eine Minderung der Lärmimmissionen um ca. 15 dB(A). Durch eine lärmoptimier- 
te Fensterkonstruktion (wie z.B. für die stark immissionsbelastete Wohnnutzung in der Fla- 
fencity entwickelt wurde) kann sogar eine Lärmreduzierung von 25 dB(A) erreicht werden. 

Vor dem Hintergrund der in der Stahltwiete bestehenden Verkehrsiärmbelastung ist es pla- 
nerisch auch geboten, dass die Außenwohnbereiche lärmabgewandt angeordnet werden. 
Entlang der Stahitwiete wäre die Erholungs- und Aufenthaltsqualität stark eingeschränkt. Für 
den Bauherrn ist diese Regelung zumutbar, da davon auszugehen ist, dass Baikone ohnehin 
nach Westen zum Innenhofbereich angeordnet würden. 

Der mit „(C)" gekennzeichnete Bereich ist so stark mit Verkehrslärm belastet, dass eine Ge- 
sundheitsgefährdung nicht mehr ausgeschlossen werden kann. Hier muss über die geeigne- 
te Anordnung der Baukörper bzw. Grundrissgestaltung hinaus durch bauliche Maßnahmen 
an der lärmzugewandten Fassade eine Gesundheitsgefährdung ausgeschlossen werden. 
Daher ist geregelt, dass vor dem Fenster der zur lärmzu gewandten Gebäudeseite orientier- 
ten Wohnräume bauliche Schallschutzmaßnahmen in Form von verglasten Vorbauten (z.B. 
verglaste Loggien, Wintergärten) oder vergleichbare Maßnahmen vorzusehen sind, wenn 
tagsüber eine Lärmbelastung von 70 dB(A) oder mehr erreicht wird. 

Anders als in dem mit „(ß)“ gekennzeichneten Bereich ergibt sich in dem mit „(C)‘‘ bezeichne- 
tem Bereich das Problem, dass im Hinblick auf die Besonnung die bevorzugte Gebäudeseite 
für die Anordnung der Außenwohnbereiche zugleich die lärmzugewandte Seite darstellt. Da- 
her wäre es hier wenig zielführend, die Anordnung der Baikonen, Loggien etc. nur an der 
lärmabgewandten Seite zuzulassen, da dann nur verschattete und vermutlich kaum genutzte 
Freisitze geschaffen würden. Daher werden für den mit „(C)“ bezeichneten Bereich zusätz- 
lich Schalfschutzmaßnahmen für die Außenbereiche festgesetzt. Hier darf die Lärmbelastung 
nur maximal 65 dB(A) betragen. Sofern — was naheliegend ist - also Außenwohnbereiche 
nach Süden und somit zur Lärmquelle Bahrenfelder Steindamm hin, ausgerichtet werden, 
müssen sie durch bauliche Maßnahmen geschützt werden, in dem beispielsweise statt Bal- 
kone verglaste Loggien hergerichtet werden. Die Festsetzung gilt jedoch nur im Falle des 
Neubaus. Die vorhandene Bausubstanz genießt Bestandsschutz. 

Insgesamt kann in den mit „(B)“ und „(C)“ gekennzeichneten Baugebietsflächen bei Betrach- 
tung aller die Wohnqualität bestimmenden Aspekte, wie die zentrale Lage und die gute ver- 
kehrllche Anbindung sowie insbesondere die Nähe zu zahlreichen Geschäften und Gemein- 
bedarfseinrichtungen, eine ausreichende Wohnqualität en/vartet werden, welche die Auswei- 
sung einer Wohnnutzung auch entlang des Bahrenfelder Steindamms rechtfertigt. 

Auch im Hinblick auf den Schutz gewerblich genutzter Räume ist im Hinblick auf die vom 
Bahrenfelder Steindamm und der Stresemannstraße ausgehenden Immissionsbelastung 
eine konfliktmindernde Regelung sinnvoll, denn nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind die allge- 
meinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. 
Gewerbliche Aufenthaltsräume besitzen im Vergleich zu Aufenthaltsräumen in Wohnungen 
ein geringeres Schutzbedürfnis. So definiert die Arbeitsstättenverordnung zulässige Innen- 
raumpegel von bis zu 85 dB(A), also ungleich höhere Pegel als für Wohnungen als ange- 
messen angesehen wird. Gleichwohl stellen die Arbeitsverhältnisse einen Abwägungsbelang 
dar, der zu berücksichtigen ist. Daher wird in § 2 Nummer 18 die Regelung aufgenommen, 
dass in den die Hauptverkehrsstraßen begleitenden Baukörpern solche Räume durch geeig- 
nete Grundrissgestaltung der lärmabgewandten Gebäudeseite zuzuordnen sind. Soweit die 
Anordnung an den vom Verkehrslärm abgewandten Gebäudeseiten nicht möglich ist, ist für 
diese Räume ein ausreichender Schallschutz an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und 
Dächern der Gebäude durch bauliche Maßnahmen zu schaffen. 
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Durch die im Bebauungsplan getroffene Festsetzung wird die bauordnungsrechtliche Forde- 
rung des § 18 Absatz 2 der HBauO nicht berührt. Danach müssen Gebäude einen ihrer Nut- 
zung entsprechenden Schallschutz gegen Innen- und Außenlärm haben. Dies gilt in jedem 
Fall und für alle Gebäudeseiten. 

Gewerbelärm 
Das Plangebiet ist im Bestand durch eine kleinräumige Gemengelagensituation geprägt. 
Planerische Zielsetzung ist es, diese Gemengelagensituation weitgehend aufzulösen und die 
sich potentiell aus der engen Nachbarschaft zwischen Wohnen und Gewerbe ergebenden 
Immissionskonflikte zu vermeiden, soweit dies bei Beibehaltung der Nutzungsmischung in- 
nerhalb eines Baublocks möglich ist. Dabei ist das Hybridgebäude wesentliches planerisches 
Element der Konfliktvermeidung. Es soll die südlich angrenzende Wohnnutzung vor dem 
Gewerbelärm der nördlich des Hybrids ausgewiesenen Gewerbegebietsflächen abschirmen. 
Daher ist es erforderlich, dass der Hybrid zumindest zeitgleich mit der südlich angrenzenden 
Wohnnutzung und als geschlossener Baukörper einschließlich Fenstereinbau entwickelt 
wird, damit er seine Schutzfunktion entfalten kann. Ohne den Hybrid wäre ein Immissions- 
konflikt zwischen der Nutzung im Gewerbegebiet und im südlich angrenzenden allgemeinen 
Wohngebiet zu erwarten. Damit ein solcher Konflikt ausgeschlossen ist, wird im Bebauungs- 
plan die folgende Festsetzung getroffen: 

ln den mit „(D)“ gekennzeichneten überbaubaren Flächen des allgemeinen Wohngebiets 
„WA 1" ist eine Wohnnutzung erst dann zulässig, wenn in dem Mischgebiet „Ml 1“ ein Bau- 
körper Ober die gesamte Breite der überbaubaren Fläche mit mindestens gleicher Höhe wie 
das Gebäude im allgemeinen Wohngebiets „ WA 1" im geschlossenen Rohbau (einschließlich 
Fenstereinbau) fertig gestellt wurde (vgl. § 2 Nummer 19). 

Diese sogenannte auf Grundlage des § 9 Absatz 2 BauGB getroffene bedingte Festsetzung 
muss sich lediglich auf das im allgemeinen Wohngebiet geplante Wohngebäude südlich der 
Quartiersgasse, nicht Jedoch auf die beiden angrenzend geplanten Neubauten beziehen, da 
sich diese im Mischgebiet befinden und für diese Gebietskategorie in der TA Lärm tags und 
nachts um Jeweils 5 dB{A) höhere Immissionsrichtwerte gelten. 

Der Baukörper des sogenannten Hybrids muss Jedoch nicht nur die südlich angrenzende 
Wohnnutzung vor Gewerbelärm schützen. Der Hybrid soll selbst die Funktionen Wohnen und 
Arbeiten innerhalb einer als Loft ausgebildeten Nutzungseinheit und somit die denkbar klein- 
teiligste Form der Nutzungsmischung ermöglichen. Damit im Hybrid eine Wohnnutzung an- 
gesichts der unmittelbaren Nachbarschaft zum Gewerbegebiet möglich ist, wird im Bebau- 
ungsplan die folgende Festsetzung getroffen: 

Im mit „Ml 1“ bezeichneten Mischgebiet sind einseitig zum Gewerbegebiet orientierte Woh- 
nungen unzulässig. Wohn- und Schlafräume sind zur vom Gewerbegebiet abgewandten 
Fassade (Süd, Ost, West) anzuordnen. Haben die Wohn- und Schlafräume zusätzlich Fen- 
ster an der dem Gewerbegebiet zugewandten Gebäudeseite, so müssen diese nicht öffenbar 
ausgeführt werden. Sofern die Fenster öffenbar ausgeführt werden sollen oder eine Anord- 
nung aller Wohn- und Schlafräume einer Wohnung an den lärmabgewandfen Gebäudeseiten 
nicht möglich ist, ist vor den Fenstern der Wohn- und Schlafräume durch bauliche Schall- 
schutzmaßnahmen durch einzelne bauliche Maßnahmen, wie zum Beispiel verglasten Vor- 
bauten, Vorhangfassaden oder vergleichbare Maßnahmen oder einer Kombination mehrerer 
Maßnahmen sicherzustellen, dass 0,5 m vor dem geöffneten Fenster die Immissionsricht- 
werte der TA Lärm sowie die zulässigen Spitzenpegel nicht überschritten werden (vgl. § 2 
Nummer 20). 

Durch diese Festsetzung wird sichergestellt, dass keine Wohnungen entstehen, die nur zum 
Gewerbegebiet ausgerichtet sind und demnach keine vom Gewerbelärm abgewandte Seite 
aufweisen und sich ferner die Wohn- und Schlafräume bei diesen Wohnungen im Wesentli- 
chen zur lärmabgewandten Südfassade orientieren. Im westlichen Eckbereich des Hybrids 
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ist auch eine Ausrichtung zum Celsiusweg möglich. Zur Stahltwiete ist eine Wohnnutzung 
ausgeschlossen, da hier keine lärmabgewandte Seite gegeben ist. Hier ist sowohl von Nor- 
den als auch von Südosten {ausgehend von dem Fernsehstudio) mit einer erhöhten Gewer- 
belärmbelastung zu rechnen. Hinzu kommt der Straßenverkehrslärm von der Stahltwiete. 

Da im Hybrid auch Wohnnutzungen, z.B. in Verbindung mit Lofts geplant sind, die sich da- 
durch auszeichnen, dass sich ein Raum über die gesamte Gebäudetiefe erstrecken kann, ist 
zusätzlich geregelt worden, dass dann das zum Gewerbegebiet ausgerichtete Nordfenster 
nicht öffenbar ausgeführt werden muss, was bedeutet, dass sie - z.B. durch den Verzicht auf 
Serienbeschläge - nicht regulär geöffnet werden können. Um jedoch in diesem Fall eine Rei- 
nigung der Fenster an der Westfassade vom Inneren des Gebäudes aus zu ermöglichen, ist 
eine temporäre Öffnung mittels eines Werkzeugs zulässig. Diese Regelung ist erforderlich, 
damit hier kein relevanter Immissionspunkt im Sinne der TA Lärm ausgebildet wird. Mit der 
getroffenen Festsetzung kann insgesamt einerseits eine hohe Wohnruhe und andererseits 
eine weitgehend uneingeschränkte Nutzung des Gewerbegebiets ermöglicht werden. 

Da Lofteinheiten auch das Wohnen und Arbeiten in einer Nutzungseinheit ermöglichen kön- 
nen, ist es nicht unwahrscheinlich, dass die späteren Nutzer das Loft durch den Einbau zu- 
sätzlicher Wände unterteilen werden und beispielsweise ein dann neu gebildetes, nach Nor- 
den zum Gewerbegebiet ausgerichtetes Zimmer als Schlafraum nutzen wollen. Diese Option 
soll einerseits nicht ausgeschlossen werden, andererseits darf diese Nutzung nicht zu einer 
Einschränkung der Nutzbarkeit der Gewerbegebietsflächen im nördlich angrenzenden Ge- 
werbegebiet führen. Die Wohnnutzung muss sich daher selbst vor dem Gewerbelärm schüt- 
zen. Daher ist in der Festsetzung vor dem Hintergrund immissionsschutzrechtlicher Rege- 
lungen, wonach der Lärmbelastung des maßgeblichen Immissionspunktes 0,5 m vor dem 
geöffneten Fenster liegt, festgelegt worden, dass sicherzustellen ist, dass am maßgeblichen 
Immissionsort die Immissionsrichtwerte der TA Lärm sowie die zulässigen Spitzenpegel nicht 
überschritten werden dürfen. Dies ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens nachzuwei- 
sen. Die Erfüllung dieser Anforderung kann durch die optional mögliche Überdeckung der 
Anliefergasse unmittelbar nördlich des Hybrids (bereits im Gewerbegebiet liegend) sicherge- 
stellt werden. Somit ist eine Einschränkung der gewerblichen Nutzung in Folge einer Anord- 
nung schutzbedürftiger Wohn- und Schlafräume nach Norden ausgeschlossen und das Pla- 
nungsziel, Immissionskonflikte aufzulösen und zukünftig zu vermeiden, nicht aufgeweicht 
worden. Für eine Wohnnutzung im Hybridgebäude ist im Falle einer Ausrichtung von Wohn- 
und Schlafräumen nach Norden ein erheblicher baulicher Aufwand verbunden. Die getroffe- 
ne Festsetzung ist jedoch vertretbar, da die Wohn- und Schlafräume auch nach Süden aus- 
gerichtet werden können und die Schaffung zusätzlichen Wohnraums im Plangebiet über- 
haupt erst durch die besondere Ausgestaltung des Hybrids als Lärmschutzbebauung mit der 
getroffenen textlichen Festsetzung ermöglicht wird. 

Eine uneingeschränkte Nutzung des im Plangebiet ausgewiesenen Gewerbegebiets ist je- 
doch trotz der Festsetzungen in § 2 Nummern 19 und 20 nicht möglich. Das Hybridgebäude 
vermag nur die südlich des Gewerbegebiets liegenden Wohngebäude vor Gewerbelärm ab- 
zuschirmen. Es befindet sich jedoch auch östlich des Gewerbegebiets außerhalb des Plan- 
gebiets eine bereits bestehende Wohnnutzung. Für dieses Gebiet gilt ein übergeleiteter Bau- 
stufenplan, der eine Festsetzung als eingeschränktes Industriegebiet vorsieht. Zudem be- 
fand sich diese Wohnnutzung immer schon in der Nachbarschaft gewerblicher Nutzungen. 
Ihr kann eine höhere Immissionsbelastung als sonst beispielsweise in einem allgemeinen 
Wohngebiet üblich, nämlich die eines Mischgebiets, zugemutet werden. Gleichzeitig kann 
davon ausgegangen werden, dass innerhalb des Plangebiets bereits in der Bestandssituati- 
on im östlichen Bereich des Gewerbegebiets nicht in einem gewerbegebietstypischen Aus- 
maß emittiert werden durfte. Modellrechnungen des Lärmgutachters haben jedoch gezeigt, 
dass sich Immissionskonflikte überhaupt nur dann ergeben, wenn im Nahbereich der Stahlt- 
wiete eine nächtliche Anlieferung stattfindet bzw. hier Fenster oder Tore zu Produktionsstät- 
ten bzw. Werkstatträumen geöffnet werden können. Tagsüber jedoch bestehen diesbezüg- 
lich keine Restriktionen. Da in einem Bebauungsplan keine Regelungen zur zeitlichen Ein- 



Schränkung des Betriebs getroffen werden können, der potentielle Immissionskonflikt den- 
noch öffentlich-rechtlich gelöst werden soll, wird in einem zum Bebauungsplan existierenden 
städtebaulichen Vertrag geregelt, dass für die entsprechenden Grundstücke eine Baulastein- 
tragung erfolgen soll, die sicherstellt, dass nachts alle Gebäudeöffnungen an der Ostfassade 
geschlossen zu halten sind und eine Nachtanlieferung nur durch Lieferfahrzeuge ohne 
Druckluftbremse und nur durch Hand ohne technische Hilfsmittel wie z.B. einem Gabelstap- 
ler, Hubwagen, Minischlepper, Transportwagen etc. erfolgt. 

Ein potentieller Immissionskonflikt ergibt sich auch aus der Nachbarschaft eines Fernsehstu- 
dios im benachbarten eingeschränktem Industriegebiet (nach Baupolizeiverordnung) östlich 
der Stahltwiete und der geplanten und vorhandenen Wohnnutzung innerhalb des Plange- 
biets. Dieser Betrieb ist aufgrund seiner Lage unmittelbar an der Stahltwiete und der daraus 
resultierenden Nähe zur Wohnnutzung im Plangebiet geeignet, Immissionskonflikte auszulö- 
sen. Die im Rahmen der lärmtechnischen Untersuchung vorgenommenen Berechnungen 
zeigen, dass bei den derzeit tatsächlich auf dem Betriebsgelände stattfindenden Betriebsab- 
läufen lediglich eine Nachtlärmproblematik vorliegt. An den maßgeblichen Immissionspunk- 
ten ist nachts eine Lärmbelastung von 52 dB{A) ermittelt worden. Pegelmessungen vor Ort 
haben diese Rechenwerte bestätigt. Abweichend von der faktischen Lärmbelastung darf der 
Betrieb in einem eingeschränktem Industriegebiet jedoch in deutlich stärkerem Ausmaß emit- 
tieren. Im Rahmen der lärmtechnischen Untersuchung wurde daher in einem zweiten Ar- 
beitsschritt geprüft, welche Lärmbelastung von dem Fernsehstudio potentiell ausgehen könn- 
te. Dabei ist ermittelt worden, dass dieser Betrieb zu Immissionspegeln von etwa 60 dB(A) 
tags und 65 dB(A) nachts an den nächstgelegenen im Plangebiet befindlichen Immissions- 
punkten im Stande ist Aus dieser Immissionsbelastung ergibt sich für den mit ,,{B)'‘ bezeich- 
neten Bereich kein zusätzlicher Handlungsbedarf. Die für diesen Bereich festgesetzten Re- 
gelungen zum Lärmschutz sind geeignet nicht nur den sich aus der Verkehrs- sondern auch 
den sich aus der Gewerbelärmbelastung ergebenden Immissionskonflikt zu lösen. Der er- 
höhten nächtlichen Gewerbelärmbelastung wird dadurch begegnet dass Schlafräume lärm- 
abgewandt anzuordnen sind. Tagsüber ergibt sich ein immissionskonfiikt ausschiießlich im 
allgemeinen Wohngebiet Im Mischgebiet werden die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 
nicht überschritten. Im allgemeinen Wohngebiet jedoch wird der Überschreitung des Immis- 
sionsrichtwertes durch die Regelung begegnet, dass durch geeignete Maßnahmen ein In- 
nenraumpegel von 40 dB(A) bei teilgeöffnetem Fenster während der Tagzeit sicherzustellen 
ist (siehe § 2 Nummer 16). 

Für das im Ml 2 an der Stahltwiete geplante Wohngebäude ergibt sich ebenso wie im mit 
„(B)" gekennzeichnetem Teilbereich des Mischgebiets aus der Nachbarschaft zum Fernseh- 
studio iediglich eine probiematisch Nachtlärmbeiastung, der ebenfalls durch Regelungen zur 
Grundrissorganisation begegnet werden kann: 

Im Mischgebiet „Ml 2“ ist die Anordnung von Schlafräumen an der mit „(A)“ gekennzeichne- 
ten Fassade unzulässig. Wohnräume in Einzimmerwohnungen und Kinderzimmer sind wie 
Schlafräume zu beurteilen. Ausnahmsweise kann die Anordnung von Schlafräumen an der 
mit „(A)“ gekennzeichneten Fassade zugelassen werden, wenn der Schlaf raum über ein 
Fenster an einer anderen, nicht mit „(A)" gekennzeichneten Fassade verfügt, (vgl. § 2 Num- 
mer 21) 

Durch die vorgeschriebene Anordnung der Schlafräume wird auch hier dafür gesorgt, dass 
dort, wo die Immissionsrichtwerte der TA Lärm für den Nachtzeitraum nicht eingehalten wer- 
den können, keine Zimmer, in denen es auf die Nachtruhe ankommt, angeordnet werden 
dürfen. 

Trotz der Regelungen zur Grundrissorganisation für die entlang der Stahltwiete zulässigen 
Wohngebäude ist jedoch bis weit in den Blockinnenbereich damit zu rechnen, dass es zu 
nächtlichen Richtwertüberschreitungen kommen kann. Dies liegt auch daran, dass 
Grundstücke, für die keine zeitnahe Neubebauung geplant ist, teilweise eine niedriggeschos- 
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sige Bestandsbebauung aufweist, die den Blockinnenbereich nur wenig vor von außen ein- 
dringenden Gewerbelärm schützen kann. Um jedoch für alle Wohngebäude im Plangebiet in 
den Schlafräumen eine ausreichende Wohnruhe zweifelsfrei sicherzustellen, ist in den Be- 
bauungsplan vorsorglich die folgende Festsetzung aufgenommen worden: 

Im allgemeinen Wohn- und im Mischgebiet ist in den Schtafräumen durch geeignete bauliche 
Schallschutzmaßnahmen wie zum Beispiel Doppelfassaden, verglaste Loggien, Wintergär- 
ten, besondere Fensterkonstruktionen oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen si- 
cherzustellen, dass ein Innenraumpegel bei gekipptem Fenster von 30 dB(A) während der 
Nachtzeit nicht überschritten wird. Erfolgt die bauliche Schallschutzmaßnahme in Form von 
verglasten Loggien oder Wintergärten muss dieser Innenraumpegel bei gekippten bezie- 
hungsweise teilgeöffneten Bauteilen erreicht werden. Wohnräume in Einzimmerwohnungen 
und Kinderzimmer sind wie Schiafräume zu beurteilen, (vgl, § 2 Nummer 22) 

Es müssen folglich Maßnahmen ergriffen werden, die eine ausreichende Nachtruhe in den 
Schlafräumen und Kinderzimmern ermöglichen. Der in der Festsetzung § 2 Nummer 20 fi- 
xierte Zielwert von 30 dB(A) nachts leitet sich aus den Erkenntnissen der Lärmwirkungsfor- 
schung ab. Demnach ist bei einem Innenraumpegel von kleiner 30 dB(A) nachts am Ohr des 
Schläfers ein gesunder Schlaf ohne Risiko einer lärmbedingten Herz-Kreislauf-Erkrankung 
möglich. Diese Vorgehensweise zur Konfliktlösung ist deshalb gerechtfertigt, da die Festle- 
gung von nächtlichen Außenpegeln in den maßgeblichen Vorschriften einen ausreichend 
niedrigen Innenraumpegel für den gesunden Schlaf ermöglichen sollen. Dieses Schutzziel für 
die Nacht wird also entsprechend festgesetzt. 

Der Innenraumpegel ist nachts aus den gleichen Gründen bei einem gekippten bzw. teilge- 
öffneten Fenster (auch bei Planung von verglasten Loggien oder Vorhangfassen etc., so 
dass dann von zwei hintereinander liegenden gekippten Fenstern auszugehen ist) nachzu- 
weisen, wie dies bereits vorangehend im Hinblick auf die Einhaltung eines Taginnenpegels in 
dem mit„{B)“ gekennzeichnetem Bereich (vgl. § 2 Nummer 16) erläutert wurde. 

5.6  Oberflächenentwässerunq 
Das Schmutzwasser wird in die vorhandenen Mischwassersiele der umliegenden Straßen 
abgeleitet. Das Oberflächenwasser, das in dem Teilbereich des Plangebiets, der neu bebaut 
werden soll, anfällt, wird zunächst qualifiziert getrennt aufgefangen und ebenfalls in die vor- 
handenen Mischwassersiele eingeleitet, da eine Versickerung auf dem Gelände aufgrund 
der Versiegelung durch die Tiefgarage nicht möglich ist und es keine Einleitstelle in ein Ober- 
flächengewässer gibt. Grundsätzliches Ziel der Stadt Hamburg ist die qualifizierte Trennung 
von Schmutz- und Regenwasser mit der Ableitung des unbelasteten Oberfiächenwassers in 
einen natürlichen Vorfluter. Die infrastrukturellen Voraussetzungen sind im Umfeld des Plan- 
gebiets derzeit jedoch nicht gegeben. Das Oberflächenwasser soll jedoch verzögert mit nur 
30 l/s je ha in das Mischwassersiel eingeleitet werden (Regelung im städtebaulichen Ver- 
trag). Für das 30 jährige Regenereignis wäre dann eine Entwässerung ohne Überschwem- 
mung von Freiflächen gewährleistet. Dafür ist eine Rückhaltung des Regenwassers erforder- 
lich. 

5.7  Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspfleqe 
5J.,J Baumschutz 
Im Plangebiet befinden sich mehrere der Baumschutzverordnung unterliegende Bäume und 
Hecken. Für sie gilt die Baumschutzverordnung. Die den Straßenraum des Celsiusweges 
besonders prägende Allee ist für das Stadtbild von besonderer Bedeutung und soll innerhalb 
der Straßenverkehrsflächen weitgehend erhalten werden. Entsprechend sollen die beiden 
erforderlichen Wendeanlagen im Celsiusweg so angelegt werden, dass keiner der vorhan- 
denen Straßenbäume gefällt werden muss. 

Die baumgutachterliche Bestandsaufnahme hat ergeben, dass sich in den Baugebieten ins- 
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gesamt 58 Bäume befinden. Der Baumbestand ist überwiegend jünger als 30 Jahre. Eine 
Ausnahme stellt unter anderem eine Säulenpappei an der Stahltwiete dar, welche in der Al- 
terungsphase ist und in ihren Ausmaßen deutlich größer und älter als der restliche Baumbe- 
stand ist. In Folge der Planung kann der durch Defektsymptome betroffene Baum jedoch 
nicht erhalten werden (siehe Kapitel 4.2.5). 

Im Plangebiet sind einige Bäume vorhanden, die das Ortsbild besonders prägen und daher 
mit einem Erhaltungsgebot festgesetzt werden. Es handelt sich um vier Rosskastanien im 
allgemeinen Wohngebiet mit einem Stammdurchmesser von mindestens 76 cm sowie um 
sechs Pyramidenpappeln am Bahrenfelder Steindamm mit einem Stammdurchmesser von 
mindestens 90 cm. Diese Bäume sind räumlich markant, prägen an ihren Standorten das 
allgemeine Wohngebiet in besonderem Maße und werden daher über den nach Baum- 
schutzverordnung bestehenden Schutz hinaus zum Erhalt festgesetzt. 

Darüber hinaus wird der entlang der südlichen Grenze des Flurstücks 3085 (Stresemann- 
straße 340) vorhandene Baum- und Strauchbestand durch ein flächenhaft angelegtes Erhal- 
tungsgebot geschützt. Dieser Pflanzstreifen dient der Gliederung des Gewerbegebiets und 
grenzt das im Gewerbegebiet vorhandene Bestandsgebäude zusammen mit den an der 
Westgrenze dieses Grundstücks anzupflanzenden Baumreihe von den übrigen Gewerbeflä- 
che, für die ein gestalterisch einheitliches Bebauungskonzept entwickelt worden ist, ab. Zu- 
dem dient dieses Erhaltungsgebot der Sicherung kleinklimatisch wirksamer Bepflanzung, die 
Lebens- und Nahrungsräume insbesondere für Insekten und Vögel bietet sowie allgemein 
der wirksamen Durchgrünung des Gewerbegebiets. 

Zur nachhaltigen Sicherung der ökologischen und gestalterischen Funktionen des Baumbe- 
standes wird - über die generelle Verpflichtung der Baumschutzverordnung hinaus - die 
folgende Festsetzung getroffen: 

Für die zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind bei Abgang Ersatzpflanzungen so vorzu- 
nehmen, dass der jeweilige Charakter und der Umfang der Pflanzung erhalten bleibt. Außer- 
halb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen 
im Kronenbereich festgesetzter Bäume unzulässig, (vgl. § 2 Nummer 28) 

Die Erhaltung und Nachpflanzverpflichtung für orts- und tandschaftsbildprägende Gehölze an 
den vorhandenen Standorten dient der Bewahrung der Identität des Gebietes. Die Festset- 
zung zum Schutz des Wurzeiraumes festgesetzter, erhaltenswerter Bäume sichert die Erhal- 
tung offener, unverdichteter und belebter Bodenstandorte im Wurzelbereich der Gehölze und 
dient der Vermeidung von Wachstumsbeeinträchtigungen. Mit der Regelung soll aktiv ver- 
mieden werden, dass die wurzelversorgenden und -verankernden Bereiche beeinträchtigt 
werden und infolgedessen anfällig für Parasitenbefall etc. werden. 

5.7.2 Begrünunasmaßnahmen 
Um dem Gebot zur Verbesserung der Naturhaushaltsfunktionen für die Schutzgüter Boden, 
Wasser, Klima/Lufthygiene, sowie Tiere und Pflanzen zu entsprechen, aber auch zur Schaf- 
fung von Grünvolumen und gestalterischen Durchgrünung des städtisch geprägten Sied- 
lungsraumes, trifft der Bebauungsplan die nachfolgende Festsetzung: 

In den Mischgebieten sowie in dem mit „WA 1“ bezeichneten allgemeinen Wohngebiet ist je 
350 nicht überbaubarer Grundstücksfläche ein einheimischer, kleinkroniger Baum mit 
einem Stammumfang von mindestens 16 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, 
zu pflanzen, (vgl. § 2 Nummer 25) 

Diese Festsetzung dient der Gliederung und Belebung des Landschafts- und Ortsbildes 
durch einen angemessenen Baumbestand vor allem auch auf denjenigen Gründstücken, auf 
denen eine bauliche Nachverdichtung eröffnet wird oder der Gebäudebestand durch Neubau 
ersetzt wird. Das Anpflanzungsgebot für Bäume — in Abstimmung auf die Nutzung - sichert 
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dabei den Anteil gestalterisch und kleinklimatisch wirksamer Bepflanzung im urban gepräg- 
ten Siedlungsraum, die Lebens- und Nahrungsräume insbesondere für Insekten und Vögel 
bietet. Die Festsetzung dient insbesondere der auch für das Ortsbild wirksamen Durchgrü- 
nung der Baugebiete. 

Neben der o.g. textlichen Festsetzung zur Begrünung des Mischgebiets wird in der Plan- 
zeichnung ein örtliches Anpflanzgebot für sieben großkronige Bäume im Gewerbegebiet 
festgesetzt. Die für das Mischgebiet getroffene generelle, auf die Fläche bezogende flächen- 
hafte Festsetzung zur Anpflanzung von Bäumen ist im Gewerbegebiet aufgrund der großflä- 
chigen Verkehrs- und Rangierflächen so nicht möglich. Damit jedoch auch im Gewerbegebiet 
eine Strukturierung durch Bäume erfolgt und die wegen der Bautätigkeit zu fällenden Bäume 
zwischen den Gebäuden an der Stresemannstraße ersetzt werden können, wird die Anpflan- 
zung von Einzelbäumen an dieser Stelle festgesetzt. Dort ist keine Zu- oder Abfahrt vorge- 
sehen. 

Für die festgesetzten Anpflanzungsgebote gelten folgende Vorschriften: 

Für festgesetzte Baumpflanzungen und für Ersatzpflanzungen sind einheimische Laubgehöl- 
ze zu verwenden und zu erhalten. Im Kronenbereich dieser Bäume ist eine offene Vegetati- 
onsfläche von mindestens 12 m^ anzulegen, (vgl. § 2 Nummer 27) 

Die im Gewerbegebiet zur Anpflanzung festgesetzten Bäume müssen einen Stammumfang 
von mindestens 20 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, aufweisen. Es sind 
großkronige Bäume zu verwenden, (vgl. § 2 Nummer 26) 

Die in § 2 Nummer 26 vorgegebene Mindest-Pflanzgröße von mindestens 20 cm Stammum- 
fang sowie die Verwendung von großkronigen Bäumen dient dem Ziel, dass die gewünsch- 
ten gestalterischen, ökologischen und klimatischen Wirkungen in angemessener Zeit erreicht 
werden. Die Verwendung von einheimischen Laubbäumen wird vorgeschrieben, damit sich 
die Anpflanzungen optimal entwickeln können und Nahrungsgrundiage sowie Lebensraum 
für die heimische Tierwelt bieten. Ferner dient die Verwendung von Laubgehölzen der Er- 
gänzung und langfristigen Sicherung des Charakters vorhandener Vegetation im Plangebiet 
und im Umfeld. Einheimische Laubgehölze benötigen zudem lediglich einen geringen Pfle- 
geaufwand. Sie sind an das Klima angepasst und brauchen demnach keinen Winterschutz, 
zudem sind sie robuster gegenüber Schädlingsbefall, und es gibt kaum Ausfall bei neuge- 
setzten Pflanzen. Die Bemessung der von Versiegelungen freizuhaltenden zu begrünenden 
Fläche im Kronenbereich anzupflanzender Bäume dient der Sicherung der Standortbedin- 
gungen, der Entwicklung und der langfristigen Erhaltung der Bäume. 

Im Hinblick auf die Minderung der Planfolgen für die Schutzgüter Luft, Klima, Wasser sowie 
Tiere und Pflanzen trifft der Bebauungsplan darüber hinaus die folgende Festsetzung: 

In den Baugebieten mit Ausnahme des mit „Ml 1" bezeichneten Mischgebiets sind die Dach- 
flächen von Gebäuden mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren Substratauf- 
bau zu versehen und extensiv zu begrünen. Von einer Begrünung kann in den Bereichen 
ausnahmsweise abgesehen werden, die als Terrassen hergerichtet werden oder der Belich- 
tung, der Be- und Entlüftung oder der Aufnahme von technischen Anlagen dienen, (vgl. § 2 
Nummer 23) 

Dachbegrünungen wirken stabilisierend auf das Kleinklima, da sich Dachflächen weniger 
aufheizen. Außerdem binden sie Staub und fördern die Wasserverdunstung. Der verzögerte 
Regenwasserabfluss entlastet die Oberflächenentwässerung. Sie bilden außerdem einen 
vom Menschen kaum gestörten Lebensraum für spezielle Insekten, Vögel und Pflanzen. Zur 
nachhaltigen Sicherung der ökologischen und visuellen Auswirkung der extensiven Dachbe- 
grünung sind Substratstärken von mindestens 8 cm vorgeschrieben. Mit der Begrünung wird 
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außerdem das Erscheinungsbild einsehbarer Dachflächen belebt und eine einheitliche Ge- 
staltung angestrebt. 

Es müssen jedoch nur solche Dachflächen begrünt werden, die nicht anderweitig sinnvoll 
genutzt oder für technische Aufbauten zwingend benötigt werden. Dadurch werden Spiel- 
räume für die Anlage von Dachterrassen zur Verbesserung der Wohnqualität und Versor- 
gung mit privaten Freiflächen geschaffen. Zudem soll zur Vermeidung unnötiger Härten die 
Möglichkeit zur Errichtung von - häufig aus technischen Gründen erforderlichen - Dachauf- 
bauten zur Aufnahme technischer Anlagen erhalten bleiben. Durch die zwingend vorge- 
schriebene Dachbegrünung können nur begrünbare Dachformen errichtet werden. 

Die Dachbegrünung wird im Bereich des Gewerbegebiet, der allgemeinen Wohngebiete und 
des Mischgebiets Ml 2 festgesetzt. Für das Hybridgebäude ist derzeit ein Dach mit differen- 
zierten Höhen vorgesehen; die Begrünung dieses Daches wäre mit einem hohen Aufwand 
verbunden bzw. unmöglich. Daher wird auf die Festsetzung einer Dachbegrünung verzichtet. 

Weitergehende Begrünungseffekte werden mit der Festsetzung zur Berankung von Außen- 
wänden getroffen: 

Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand mehr als 6 m beträgt sowie fensterlose 
Fassaden sind mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist minde- 
stens eine Pflanze zu verwenden, (vgl. § 2 Nummer 29) 

Mit dieser Festsetzung soll die visuelle Einbindung der Gebäude in das Umfeld von den öf- 
fentlichen Straßen sowie in den Baugebieten selbst verbessert werden. Die Berankung der 
Schutzwände trägt zur raschen Einbindung der baulichen Anlagen bei und ist eine wirkungs- 
volle Maßnahme zur gestalterischen Aufwertung. Darüber hinaus ergeben sich die bei der 
Begrünung der Schutzwand aufgeführten weiteren positiven Effekte für die Fauna und das 
Kleinklima. 

Aufgrund der zulässigen Unterbaubarkeit von Grundstücksflächen wird die folgende Festset- 
zung getroffen: 

Nicht überbaute Tiefgaragen sind mit einem mindestens 80 cm starken, durchwurzelbaren 
Substrataufbau zu versehen und zu begrünen. Hiervon ausgenommen sind die erforderli- 
chen Flächen für Terrassen, Stellplätze, Wege und Freitreppen sowie Kinderspielflächen, 
(vgl. § 2 Nummer 24) 

Ziel der Festsetzung ist es, auf den mit Tiefgaragen unterbauten Grundstücksflächen die 
Anpflanzung ökologisch und gestalterisch wirksamer Vegetation sicherzustellen. Die Fest- 
setzung ist zur Verbesserung des Wohnumfeldes sinnvoll und kommt dem städtischen Orts- 
bild, der Flora und Fauna als auch dem Wasserhaushalt zugute. 

Die Festsetzung einer Mindestandeckung für den Substrataufbau von 80 cm ist erforderlich, 
um Bäumen und Sträuchern geeignete Wuchsbedingungen für eine langfristige Entwicklung 
bereitzustellen, indem die Rückhaltung pflanzenverfügbaren Wassers ermöglicht und damit 
Vegetationsschäden in Trockenperioden vermieden werden. Um den vielfältigen funktionalen 
Anforderungen dieser Bereiche Rechnung zu tragen, sind von dieser Regelung Flächen für 
Terrassen, Stellplätze, Wege und Freitreppen sowie Kinderspielflächen ausgenommen. 

5-7.3 ArtsnsCÜUiS 
Im Dezember 2009 sowie im Januar 2010 wurden Ortsbegehungen mit Besichtigung der 
bestehenden Gebäude durchgeführt. Die darauf folgende Analyse ergab das Vorkommen 
von neun potentiellen Brutvogelarten. Fledermäuse haben potentiell keine bedeutenden 
Quartiere im Untersuchungsgebiet, lediglich Tages verstecke. Die im Untersuchungsgebiet 
vorkommenden Brutvogelarten sind voraussichtlich keine Arten vom Verlust eines ganzen 
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Brutreviers und damit einer Zerstörung ihrer Fortpflanzungsstätte durch das Vorhaben betrof- 
fen. Alle Arten können ausweichen. Auch im Hinblick auf Fledermäuse sind Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten voraussichtlich nicht betroffen. Dennoch wird in § 2 Nummer 30 folgende 
Festsetzung getroffen, um potentielle (Ersatz-)Lebensräume für Tiere zu schaffen: 

Im Gewerbegebiet ist an den nach Süden oder Osten gerichteten Wänden der Neubauten je 
angefangene 15 m Wandlänge mindestens eine künstliche Höhle für Fledermäuse und je 
angefangene 10 m Wandlänge eine künstliche Höhle für Mauersegler an geeigneten Stellen 
baulich in die Wand zu integrieren und zu unterhalten. Im Mischgebiet sind 10 Nistkästen an 
naturschutzfachlich geeigneten Stellen für Halbhöhlen- und Höhlenbrüter anzubringen. 

Eine ökologisch sinnvolle Ausgleichsmaßnahme ist die Verbesserung der Situation vor Ort 
für den Mauersegler sowie für Fledermäuse. Diese Arten könnten im Gebiet mit zukünftig 
höheren Gebäuden potentiell Vorkommen und würden gut mit den neuen Bedingungen zu- 
rechtkommen, sind allerdings aufgrund eines Mangels an Nistmöglichkeiten dort aktuell nicht 
verbreitet. Es wird daher in den Durchführungsvertrag eine Regelung über die Anbringung 
von Nistkästen bzw. Höhlen im Gebiet aufgenommen. 

6 IVlaßnahmen zur Verwirklichung 
Enteignungen können nach den Vorschriften des Fünften Teils des Ersten Kapitels des 
BauGB durchgeführt werden, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen. 

7 Aufhebung bestehender Pläne 
Für das Plangebiet werden die bestehenden Bebauungspläne aufgehoben. Es handelt sich 
um den Baustufenplan Bahrenfeld, festgestellt am 14.01.1955 sowie den Teilbebauungspian 
84, festgestellt am 21.09,1954. 

8 Flächen- und Kostenangaben 
Das Plangebiet ist etwa 4,06 ha groß. Hiervon werden für öffentliche Straßen etwa 9.092 qm 
(davon neu: 414,4 qm) benötigt. 

Der Freien und Hansestadt Hamburg entstehen durch den Bebauungsplan Kosten durch die 
Verbreiterung der Stresemannstraße. Der Umbau des Celsiusweges durch das Verlegen des 
Wendehammers sowie weitere durch dieses Vorhaben verursachte, notwendige Umbau- 
maßnahmen im öffentlichen Raum geht zu Lasten des Investors für das Neubauvorhaben. 
Gleiches gilt für die Umsetzung und Unterhaltung des festgesetzten Gehrechts. Dies wird 
vertraglich gesichert. 
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Verordnung 

überden Bebauungsplan Bahrenfeld 62 

Vom  

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Baugesetzbuchs in der Fas- 

sung vom 23. September 2004 (BGBl. I S, 2415), zuletzt geändert am 11. Juni 2013 (BGBl. I 

S. 1548), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsge- 

setzes in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBI. S. 271), zuletzt geändert am 5. 

April 2013 (HmbGVBI. S. 142, 147), § 4 Absatz 3 des Hamburgischen Gesetzes zur Ausfüh- 

rung des Bundesnaturschutzgesetzes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBI. S. 350, 402), geändert 

am 23. Dezember 2011 (HmbGVBI. 2012 S. 3), in Verbindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Num- 

mer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2542), zuletzt geändert 

am 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95, 99), sowie § 1 und § 2 Absatz 1 der Weiterübertragungs- 

verordnung-Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBI. S. 481), zuletzt geändert am 5. April 2013 

(HmbGVBI. S. 142,147), wird verordnet: 

(1) Der Bebauungsplan Bahrenfeld 62 für den Geltungsbereich südlich der Stresemann- 

straße und östlich des Celsiuswegs (Bezirk Altona, Ortsteil 215) wird festgestellt. 

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt: 

Stresemannstraße - Stahltwiete - Bahrenfelder Steindamm - Celsiusweg 

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die ihm beigegebene Begründung 

sowie die zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs 

werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt. 
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(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die Zusammenfassende Erklä- 

rung können beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden ko- 

stenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt vor- 

handen sind, können sie gegen Kostenerstattung erworben werden. 

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichneten Vermögens- 

nachteile eingetreten sind, kann ein Entschädigungsberechtigter Entschädigung 

verlangen. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er 

die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen be- 

antragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jah- 

ren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 bezeichneten Vermö- 

gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

3. Unbeachtlich werden 

a) eine nach § 214 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 des Baugesetzbuchs beacht- 

liche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs be- 

achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs- 

plans und des Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Mängel des 

Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Bebauungs- 

plans schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung 

des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
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§2 

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachstehende Vorschriften: 

1. Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe unzulässig. Ausnahmsweise können Ver- 

kaufsstätten zugelassen werden, die ln einem unmittelbaren räumlichen und funktionalen 

Zusammenhang mit einem Gewerbe- oder Handwerksbetrieb stehen (Werksverkauf), 

wenn die jeweilige Summe der Verkaufs- und Ausstellungsfläche nicht mehr als zehn 

vom Hundert (v.H.) der Geschossfläche des Betriebs beträgt. Verkaufs- und Ausstel- 

lungsflächen für zentrenrelevante Sortimente dürfen 200 m^ je Betrieb nicht überschrei- 

ten. Zentrenrelevante Sortimente sind (Anlage 1 zu den „Leitlinien für den Einzelhandel 

im Rahmen der Hamburger Stadtentwicklungspolitik'' vom 15. Februar 1996): Nahrungs- 

und Genussmittel, Drogerien, Parfümerien, Textilien, Bekleidung, Schuhe, Lederwaren, 

Uhren. Schmuck, Foto. Optik, Spielwaren, Sportartikel, Bücher, Papier- und Schreibwa- 

ren, Kunstgewerbe, Geschenkartikel, Unterhaltungselektronikartikel (sog. braune Ware), 

Haushaltselektroartikel, Bild- und Tonträger, Kommunikationselektronik (sog, weiße Wa- 

re), Haushaltswaren, Glas. Porzellan, Fahrräder, 

2. Im Gewerbegebiet werden Ausnahmen für Vergnügungsstätten ausgeschlossen. Tank- 

stellen, gewerbliche Freizeitbetriebe, Versammlungsstätten, Schank- und Speisewirt- 

schaften sowie Prostitutionsbetriebe und prostitutionsähnliche Nutzungen jeder Art sind 

unzulässig. 

3. In den Gewerbegebieten sind solche Anlagen und Betriebe unzulässig, die hinsichtlich 

ihrer Luftschadstoffe- und Geruchsemission das Wohnen in den angrenzenden Gebieten 

wesentlich stören, wie regelhaft Lackierereien, Tischlereien, Brotfabriken, Fleischzerle- 

gebetriebe, Räuchereien, Röstereien, kunststofferhitzende Betriebe oder in ihrer Wirkung 

vergleichbare Betriebe. Ausnahmen können zugelassen werden, wenn im Genehmi- 

gungsverfahren eine immissionsschutzrechtliche Verträglichkeit mit der Nachbarschaft 

nachgewiesen wird. Zudem sind im Gewerbegebiet Betriebe unzulässig, in deren Be- 

triebsbereichen gefährliche Stoffe nach § 1 in Verbindung mit Anhang I der Störfall- 

Verordnung (12. BImSchV) in der Fassung vom 8. Juni 2005 (BGBl. 1 S. 1599), zuletzt 

geändert am 26. November 2010 (BGBl. I S. 1643,1691), vorhanden sind, die den Ab- 

standsklassen I bis IV nach dem Leitfaden der Kommission für Anlagensicherheit (KAS): 

„Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfallverordnung 

und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung — Umsetzung § 50 des 
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Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung vom 17. Mai 2013 (BGBl, i S. 1275“ 

zugeordnet werden. Ausnahmen sind zuiässig, wenn ein geringerer Achtungsabstand 

nachgewiesen werden kann, zum Beispiei aufgrund besonderer, über den Stand der Si- 

cherheitstechnik hinausgehender, technischer oder organisatorischer Maßnahmen zur 

Verhinderung von Störfällen oder zur Begrenzung deren Auswirkungen. 

4. Im Gewerbegebiet wird für die mit „(1)" bezeichnete Fiäche zugunsten des vorhandenen 

Zweiradfachmarkts ein erweiterter Bestandsschutz nach § 1 Absatz 10 Baunutzungsver- 

ordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geän- 

dert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), festgesetzt. Erneuerungen und Änderungen 

der baulichen Anlagen können im Erdgeschoss zugelassen werden, wenn damit keine 

Erweiterung der Verkaufsfläche einhergeht. Als Folgenutzung des Betriebs können im 

Erdgeschoss ausnahmsweise Einzelhandelsbetriebe zugelassen werden, sofern diese 

eine Verkaufsfläche von 400 m^ nicht überschreiten. 

5. Die festgesetzten Gebäudehöhen können in den Baugebieten für Dachzugänge und 

technische Anlagen (wie zum Beispiel Aufzugsüberfahrten, Zu- und Abluftanlagen, Anla- 

gen zur Gewinnung der Solarenergie) um bis zu 2 m überschritten werden. Diese techni- 

schen Anlagen müssen mindestens 2 m von der Traufkante abgerückt werden und dür- 

fen maximai ein Drittel der jeweiligen Dachfläche bedecken. 

6. Im mit „Ml 1“ bezeichneten Mischgebiet sind Wohnungen im Erdgeschoss und in dem mit 

„(I)" bezeichneten Teilbereich unzulässig. 

7. In den Mischgebieten sind Gartenbaubetriebe, Tankstellen, Vergnügungsstätten sowie 

Prostitutionsbetriebe und prostitutionsähnliche Nutzungen jeder Art unzulässig. Einzel- 

handelsbetriebe sowie Schank- und Speisewirtschaften sind nur als Ausnahme zulässig. 

8. Im mit „Ml 1" bezeichneten Mischgebiet ist die als Höchstmaß zulässige Gebäudehöhe 

nur dann zulässig, wenn sie von der mit „(F)" bezeichneten Baugrenze oberhalb der dort 

festgesetzten Traufhöhe in einem Winkel von maximal 70 Grad zurückgesetzt ist. 
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9. In den allgemeinen Wohngebieten sowie den mit „Ml 2“ bezeichneten Mischgebieten 

kann eine Überschreitung der Baugrenzen durch Terrassen bis zu einer Tiefe von 4 m 

zugelassen werden. An den mit „(2)“ bezeichneten Fassaden ist eine Überschreitung der 

Baugrenzen durch Baikone bis zu einer Tiefe von 2 m auf insgesamt 50 v.H. der über al- 

le Obergeschosse, die Vollgeschosse sind, aufsummierten Fassadenlänge zulässig. An 

der mit „(3)" bezeichneten Fassaden ist eine Überschreitung der Baugrenzen durch Bal- 

kone bis zu einer Tiefe von 1,5 m auf Insgesamt 50 v.H. der über alle Obergeschosse, 

die Vollgeschosse sind, aufsummierten Fassadenlänge zulässig. 

10. In den mit „Ml 2“ bezeichneten Mischgebieten, in dem mit „WA T' bezeichneten allge- 

meinen Wohngebiet sowie auf den im allgemeinen Wohngebiet befindlichen Flurstücken 

1906, 1907, 1908, 2602 und 2603 kann die festgesetzte Grundflächenzahl für Tiefgara- 

gen bis zu einer Grundflächenzahl von 1,0 überschritten werden. 

11. Das festgesetzte Gehrecht umfasst die Befugnis der Freien und Hansestadt Hamburg, 

einen allgemein zugänglichen Weg anzulegen und zu unterhalten. 

12. in den allgemeinen Wohngebieten sowie in den Mischgebieten sind Stellplätze nur in 

Tiefgaragen zulässig. Tiefgaragen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücks- 

flächen zulässig. 

13. In den allgemeinen Wohngebieten werden Ausnahmen für Gartenbaubetriebe und Tank- 

stellen ausgeschlossen. 

14. In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Baugesetzbuchs als „Erhaltungsbe- 

reich'' bezeichneten Gebiet bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Ge- 

biets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der Rückbau, die Änderung, die Nut- 

zungsänderung oder die Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und zwar 

auch dann, wenn nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften eine Genehmigung nicht er- 

forderlich ist. Die Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsände- 

rung darf nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein oder im Zusammenhang 

mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild 

prägt oder sonst von städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer 

Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage darf nur versagt 

werden, wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets durch die beabsichtigte bauliche 

Anlage beeinträchtigt wird. 
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15. In dem mit „(E)" bezeichneten Fassadenabschnitt ist die Außenfassade mit Ausnahme 

von Türen und Fenstern ab einer Höhe von 25 cm über dem Schnittpunkt der Außenfas- 

sade mit dem Gelände bis zu einer Höhe von 5.5 m als schallabsorbierende Fassade 

hinsichtlich der Verkehrsgeräusche mit einem Schailabsorptionsgrad von mindestens 

cis~0,8 auszuführen. 

16. In dem mit „{B)‘‘ bezeichnetem Bereich des allgemeinen Wohngebiets und des Mischge- 

biets sind einseitig zur Stahltwiete ausgerichtete Wohnungen unzulässig. An den mit 

„(G)“ gekennzeichneten Gebäudeseiten sind entweder 

a. vor den Aufenthaltsräumen verglaste Vorbauten (zum Beispiel verglaste Loggien, 

Wintergärten, verglaste Laubengänge) oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maß- 

nahmen vorzu- sehen oder 

b. Fenster von Aufenthaitsräumen als nicht zu öffnende Fenster auszuführen und die 

ausreichende Belüftung sicherzustellen oder 

c. in den Aufenthaltsräumen durch geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen wie 

zum Beispiel Doppelfassaden, verglaste Vorbauten, besondere Fensterkonstruktio- 

nen oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen sicherzustellen, dass durch 

diese baulichen Maßnahmen insgesamt eine Schallpegeldifferenz erreicht wird, die 

es ermöglicht, dass in Aufenthaltsräumen ein Innenraumpegel von 40 dB(A) bei teil- 

geöffneten Fenstern während der Tagzeit nicht überschritten wird. 

Außenwohnbereiche (zum Beispiel Baikone, Loggien, Terrassen) der Wohnungen sind 

nur auf der lärmabgewandten Seite zulässig. Schlafräumen sind zwingend zu der mit 

ji(H)" gekennzeichneten Fassade auszurichten. Wohnräume in Einzimmerwohnungen 

und Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen. Ausnahmsweise kann die An- 

ordnung von Schlafräumen auch an anderen als der mit „(H)" gekennzeichneten Fassa- 

de zugelassen werden, wenn der Schlafraum über ein Fenster an der mit „(H) gekenn- 

zeichneten Fassade verfügt. 

17. In dem mit „(C)“ bezeichneten Bereich des allgemeinen Wohngebiets sind Schlafräume 

zur lärmabgewandten Gebäudeseite zu orientieren. Wohnräume in Einzimmerwohnun- 

gen und Kinderzimmer sind wie Schiafräume zu beurteilen. Wird an Gebäudeseiten ein 

Pegel von 70 dB(A) am Tag erreicht oder überschritten, sind vor den Fenstern der zu 

dieser Gebäudeseite orientierten Wohnräume bauliche Schalischutzmaßnahmen in Form 

von verglasten Vorbauten (zum Beispiel verglaste Loggien. Wintergärten) oder ver- 

gleichbare Maßnahmen vorzusehen. Für einen Außenbereich einer Wohnung ist entwe- 

der durch Orientierung an lärmabgewandten Gebäudeseiten oder durch bauliche Schall- 

schutzmaßnahmen wie zum Beispiel verglaste Vorbauten mit teilgeöffneten Bauteilen si- 
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cherzustellen, dass durch diese baulichen Maßnahmen insgesamt eine Schaüpegelmin- 

derung erreicht wird, die es ermögiicht, dass in dem der Wohnung zugehörigen Außen- 

bereich ein Tagpegel von kleiner als 65 dB(A) erreicht wird. 

18. Gewerbiiche Aufenthaitsräume und Betriebswohnungen sind entiang der Stresemann- 

straße und des Bahrenfeider Steindamms durch geeignete Grundrissgestaltung der 

lärmabgewandten Gebäudeseite zuzuordnen. Soweit die Anordnung an den vom Ver- 

kehrsiärm abgewandten Gebäudeseiten nicht möglich ist, muss für diese Räume ein aus- 

reichender Schailschutz an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der Ge- 

bäude durch bauiiche Maßnahmen geschaffen werden. 

19. In den mit „(D)“ gekennzeichneten überbaubaren Flächen des allgemeinen Wohngebiets 

„WA 1“ ist eine Wohnnutzung erst dann zulässig, wenn in dem Mischgebiet „Ml 1" ein 

Baukörper über die gesamte Breite der überbaubaren Fläche mit mindestens gleicher 

Höhe wie das Gebäude im allgemeinen Wohngebiets „WA 1“ im geschlossenen Rohbau 

(einschließlich Fenstereinbau) fertig gestellt wurde. 

20. Im mit „Ml 1" bezeichneten Mischgebiet sind einseitig zum Gewerbegebiet orientierte 

Wohnungen unzulässig. Wohn- und Schlafräume sind zur vom Gewerbegebiet abge- 

wandten Fassade (Süd, Ost, West) anzuordnen. Haben die Wohn- und Schlafräume zu- 

sätzlich Fenster an der dem Gewerbegebiet zugewandten Gebäudeseite, so müssen 

diese nicht öffenbar ausgeführt werden. Sofern die Fenster öffenbar ausgeführt werden 

sollen oder eine Anordnung aller Wohn- und Schlafräume einer Wohnung an den lärm- 

abgewandten Gebäudeseiten nicht möglich ist, ist vor den Fenstern der Wohn- und 

Schlafräume durch bauliche Schallschutzmaßnahmen in Form von einzelnen baulichen 

Maßnahmen, wie zum Beispiel verglasten Vorbauten, Vorhangfassaden oder vergleich- 

bare Maßnahmen oder einer Kombination mehrerer Maßnahmen sicherzustellen, dass 

0,5 m vor dem geöffneten Fenster die Immissionsrichtwerte der TA Lärm sowie die zu- 

lässigen Spitzenpegel nicht überschritten werden. 

21. Im Mischgebiet „Ml 2“ ist die Anordnung von Schlafräumen an der mit „(A)“ gekennzeich- 

neten Fassade unzulässig. Wohnräume in Einzimmerwohnungen und Kinderzimmer sind 

wie Schtafräume zu beurteilen. Ausnahmsweise kann die Anordnung von Schlafräumen 

an der mit „(A)“ gekennzeichneten Fassade zugelassen werden, wenn der Schlafraum 

über ein Fenster an einer anderen, nicht mit „(A)“ gekennzeichneten Fassade verfügt. 
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22. im allgemeinen Wohn- und im Mischgebiet ist in den Schlafräumen durch geeignete bau- 

liche Schallschutzmaßnahmen wie zum Beispiel Doppeifassaden, verglaste Loggien, 

Wintergärten, besondere Fensterkonstruktionen oder in ihrer Wirkung vergleichbare 

Maßnahmen sicherzustellen, dass ein innenraumpegel bei gekipptem Fenster von 30 

dB(A) während der Nachtzeit nicht überschritten wird. Erfolgt die bauliche Schallschutz- 

maßnahme in Form von verglasten Loggien oder Wintergärten muss dieser Innenraum- 

pegel bei gekippten beziehungsweise teilgeöffneten Bauteilen erreicht werden. Wohn- 

räume in Einzimmerwohnungen und Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen. 

23. In den Baugebieten mit Ausnahme des mit „Ml 1“ bezeichneten Mischgebiets sind die 

Dachflächen von Gebäuden mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren Sub- 

strataufbau zu versehen und extensiv zu begrünen. Von einer Begrünung kann in den 

Bereichen ausnahmsweise abgesehen werden, die als Terrassen hergerichtet werden 

oder der Belichtung, der Be- und Entlüftung oder der Aufnahme von technischen Anlagen 

dienen. 

24. Nicht überbaute Tiefgaragen sind mit einem mindestens 80 cm starken, durchwurzelba- 

ren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen. Hiervon ausgenommen sind die erfor- 

derlichen Flächen für Terrassen, Stellplätze, Wege und Freitreppen sowie Kinderspielflä- 

25. In den Mischgebieten sowie in dem mit „WA 1“ bezeichneten allgemeinen Wohngebiet ist 

je 350 m^ nicht überbaubarer Grundstücksfläche ein kleinkroniger Baum mit einem 

Stammumfang von mindestens 16 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, zu 

26. Die im Gewerbegebiet zur Anpflanzung festgesetzten Bäume müssen einen Stammum- 

fang von mindestens 20 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, aufweisen. Es 

sind großkronige Bäume zu verwenden. 

27. Für festgesetzte Baumpflanzungen und für Ersatzpflanzungen sind einheimische Laub- 

gehölze zu verwenden und zu erhalten. Im Kronenbereich dieser Bäume ist eine offene 

Vegetationsfiäche von mindestens 12 m'' anzulegen. 

chen. 

pflanzen. 
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28. Für die zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind bei Abgang Ersatzpflanzungen so vor- 

zunehmen, dass der jeweilige Charakter und der Umfang der Pflanzung erhalten bleibt, 

Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Geländeaufhöhungen oder Ab- 

grabungen im Kronenbereich festgesetzter Bäume unzulässig. 

29. Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt sowie fenster- 

lose Fassaden sind mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist 

mindestens eine Pflanze zu verwenden. 

30. Im Gewerbegebiet ist an den nach Süden oder Osten gerichteten Wänden der Neubau- 

ten je angefangene 15 m Wandlänge mindestens eine künstliche Höhle für Fledermäuse 

und je angefangene 10 m Wandlänge eine künstliche Höhle für Mauersegler an geeigne- 

ten Stellen baulich in die Wand zu integrieren und zu unterhalten. In den Mischgebieten 

sind 10 Nistkästen an naturschutzfachlich geeigneten Stellen für Halbhöhlen- und Höh- 

lenbrüter anzubringen. 

§3 

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebauungspläne aufgehoben. 
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DATUM; UNTERSCHRIFT: 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 
Lange Straße 1a 
18055 Rostock 

ARCHITEKT: 

DATUM: 

UNTEKäCHRIFT: 

S C H E N K + 

WAIBLINGER 

ARCHITEKTEN 

Schenk + Waiblinger Architekten 
Palmaille 96 

22767 Hamburg 
Tel.: 040-8515 8510 
Fax: 040-8515 8134 

TRAGWERKSPLANUNG: 
Ingenieurbüro Gerhard Abel GmbH -i- Co. KG 

Palmaille 124 b 
22767 Hamburg 

Tel.: 040. 88 88 98 - 0 
Fax.: 040.88 88 98-44 

GEBÄUDETECHNIK: LANÜSCHArrSPLANUhigr © 
energie & technik GmbH 

Am Sportplatz 4 
27419 Sittensen 

Tel.: 04282/ 59 30 69 3 
Fax.: 04282/ 59 30 69 9 

Breimann & Bruun 
Borseistrasse 18 
22765 Hamburg 

Tel.: 040/822 777-0 
Fax.: 040/822 777-0 

PLANINHALT: INDEX iM/JlSTAB: GEZ.: 

Anlage 5c zum Städtebaulichen Vertrag 

Fassaden 

F C 1 : 200' div 

^ BLATT FORMAT- D.^TUMJ  

0,930 XL.,594 02.10.12 
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BAUNULL = OKFF EG HAUS 1,2 und 3 = ±0,00 

Entspricht +24.65m üNN 

Alle Höhenkoten ohne die Angabe üNN beziehen sich auf ± 0,00 

± 0.00 = 24.65 m üNN 

Ansicht Südost (Stahltwiete) 

Haus 3 

Stand Genehniigungsplanung, Nachforderung Stadtplanung 

Ansicht Südost (Stahltwiete) 

Hybrid 

Stand Genehmigungsplanung 

Ansicht Nordwest (Celsiusweg) 

Hybrid 

Stand Genehmigungsplanung 

1. 

Ansicht Südwest (Wohngasse) 

Haus 3 

Stand Genehmigungsplanung 
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PROJEKT: 

Quartiersentwicklung Stahltwiete 
Neubau von 128 Wohnungen rnit Tiefgarage und einem Hybridgebäude in Hamburg - Bahrenfeld 

LEISTUNGSPHASE; 

Genehnnigungsplanung 

Bebauungsplan Bahrenfeld 62 

FREIE UND HANSESTADT HAMBURG: 

Bezirksamtsleiter 
Herr Jürgen Warmke-Rose 

Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 
Herr Frank Conrad 

VORHABENTRÄGER: 

DATUM: UNTERSCHRIFT: 

DATUM: 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co, KG 
Lange Straße 1a 
18055 Rostock 

ARCHITEKT: 

S C H E N K + 

WAIBLINGER 

ARCHITEKTEN 

TRAGWERKSPLANUNG: 

Ansicht Nordost 

Hybrid 

Stand Gefiehmiyutiyspianuny 

Ingenieurbüro Gerhard Abel GmbH + Co. KG 

Palmaille 124 b 
22767 Hamburg 

Tel.: 040. 88 88 98 - 0 
Fax.: 040.88 88 98-44 

PLANINHALT;   

Schenk + Waiblinger Architekten 
Palmaille 96 

22767 Hamburg 
Tel.:040- 8515 8510 
Fax: 040- 8515 8134 

GEBAUDETECHNIK: 

UNTERSCHRIFT; 

DATUM: 

UNTERSCHRIFT: 

LANDSCHARTSPLANUNG: 

i 

energie & technik GmbH 
Am Sportplatz 4 
27419 Sittense 

Tel.: 04282/59 30^3 
Fax,: 04282/59 30 ^ 

INDEX: 

Breimann & Bruun j 
Borseistrasse 18 ^ 
22765 Hamburg [ 

Tel.; 040/822 777-0 
Fax.: 040/822 777-0 j 

TMAßSTÄB: GEZ.' 

Anlage 5d zunn Städtebaulichen Vertrag 

Geänderte Fassaden gern. Umplanung 

D 

BLATTFORMAT: 

0,930 x0,594 

1 : 200 

DATUM: 

ak 

21.05.13 

AJMJi«Eli«rTv0711 ?013 LLf 611 'hru|>MpMaci «UtiHnNtaMOOl Ziidh[iuno»n'/,nl«g«n kMcDti VertiHiMOOl^G kkM.4,|iMa»i 6i«|lttatia|j| Vrtrwu P<r 
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Ansicht Nordost, Zufahrt Gewerbehof 

Stand Vorentwurfsplanung 
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Ansicht Südwest, Gewerbehof 

Stand Vorentwurfsplanung 
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Ansicht Südost (Stahltwiete) 

Stand Vorntwurfsplanung, Materialität 

Ansicht Nordwest, Gewerbehof 

Stand Vorentwurfsplanung 

BAUNULL = OKFF EG HAUS 1,2 und 3 = ±0,00 

Entspricht +24.65m üNN 

Alle Höhenkoten ohne die Angabe üNN beziehen sich auf ± 0.00 

± 0.00 = 24.65 m üNN 

INDEX: ANDERUNGSINHALT: 

FB Beschriftung Klinker-/ Putzfassade ergänzt 

DATUM: 

06.11.1;! sd 

PROJEKT: 

Quartiersentwicklung Stahltwiete 
Neubau von 128 Wohnungen mit Tiefgarage und einem Hybridgebäude ln Hamburg • Bahrenfdd 

LEISTUNGSPHASE: ~ 

Genehmigungsplanung 

Bebauungsplan Bahrenfeld 62 

FREIE~UND HANSESTADT HAMBURG: DATUM: UNTEKSCHRIFTT 

Bezirksamtsleiter 
Herr Jürgen Warmke-Rose 

DATUM:~ ' UNTERSCHRIFT: 

Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 
Herr Frank Conrad 

VORHABENTRAGER: DATUM: 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 
Lange Straße 1a 
18055 Rostock 

I UNTEFfSCHRIFT; 

ARCHITEKT: 

5 C H E N K + 

WA I B L I N G E R 

ARCH ITEKTEN 

TRAGWERKSPLANUNG: 
Ingenieurbüro Gerhard Abel GmbH + Co. KG 

Palmaille 124 b 
22767 Hamburg 

Tel.: 040. 88 88 98 - 0 
Fax.: 040.88 88 98 - 44 

Schenk + Waiblinger Architekten 

Palmaille 96 
22767 Hamburg 

Tel.:040-8515 8510 
Fax: 040-8515 8134 

"GEBÄUDEtECHNTK: LrjsIDSCHAFTSPLANUNG: 
energie & technik GmbH 

Am Sportplatz 4 
27419 Sittensen 

Tel.: 04282/59 30 69 3 
Fax.: 04282/ 59 30 69 9 

Breimann & Brunff 
Borseistrasse 18 
22765 Hamburg 

Tel.: 040/822 777-0 
Fax.: 040/822 777-0 

PLANINHALT:      

Anlage 5e zum Städtebaulichen Vertrag 

Fassaden Werkhof 2, 

Vorentwurf 

INDEX MAßSTAB: GEZ.: 

B 

BLATTFORMAT 

0,930 X < ,594 

1 : 200 div 

D’.TUM: 

05.11.13 



BAUNULL = OKFF EG HAUS 1,2 und 3 = ±0,00 

Entspricht +24.65m ÜNN 

Alle Höhenkoten ohne die Angabe üNN beziehen sich auf ± 0.00 
±0.00 = 24.65 m ÜNN 

LEGENDE BEFESTIGTE FLÄCHEN / MÖBLIERUNG 

LS5SJ Granitkleinsteinpfiaster Porto Black; 9/11 
anthrazitfarben 

I I Betonsteinplatten Nuevo Pur Lichtgrau 30/60, 50/70 als Rinnenstein 
Ortbeton mit Dehnungsfugen, Farbe/Oberftäche gern. Betonsteinplatten 

pfM Betonsteinpflaster 20/20, Nuevo Pur Grigio 

I I Asphaltfläche [temporär] 

I I Kies Färbung gemäß Ortbeton 

1 -J Kies Färbung gemäß Terrassenplatten , Nuevo Pur Lichtgrau 30/60 

' ' Mauerwerk, Lüftungselement / Klinker (Gewerk Hochbau) 

I I Hochbeet mit Stahlbandeinfassung 

Entwässerungsrinne 

■ Papierkorb 

\ 

Pollerleuchte hoch / niedrig 

Mastleuchte 

Absperrpoller überfahrbar 

Bank Holz / TG Lüftung 

Bank Stein / TG Lüftung 

Fahrradständer 

LEGENDE FUNKTIONEN 

r '1 Müllcontainer 

r '1 I r 

II II Trafostation 

L  4 

LEGENDE PFLANZUNGEN 

O 

+ 

-f 

EI7T] 

Baum Bestand 

Baum Pflanzung auf öffentlichem Grund 
(Robinia pseudoaccacia; Quercus robur) 

Pflanzung auf privatem Grund 
6 Quercus robur 

Pflanzung auf privatem Grund auf Tiefgarage 
18 Malus 'Everest', Malus 'Finkenwerder 
Herbstprinz’ 16/18 

Pflanzung auf privatem Grund mit 
Bodenanschluss 
3 Acer campestre „Elsri]k"20/25 

Pflanzung auf privatem Grund auf Tiefgarage 
23 Acer campestre „Elsrijk“ 20/25 

Wurzelbereich, 12 m3 

Hecke Carpinus betulus 100/120 

Rasen 

Extensive Dachbegrünung [Gewerk Hochbau] 

Flächige Bepflanzung mit Stauden/ Gräsern 
Thalictrum delavayi 'Hewitts Double', Hakonechloa macra 

Flächige Bepflanzung 

  Entwässerungslinien 

00.00 Höhe Planung 

00 00 Höhe Bestand 

INDEX: ÄNDERUNGSINHALT; DATUM: 

Aktualisierung Planstand. AMB 07.11.2013 

Aktualisierung Planstand.Baumart "Acer campestre". AMB 24.10.2013 

Aktualisierung Planstand. AMB 22.05.2013 

B AktualisierungPlanstand. Baumstandorte, Straßenbäume. SP 22.11.2012 

Planerstellung. SP 04.10.2012 

PROJEKT: 

Quartiersentwicklung Stahltwiete 

Neubau von 128 Wohnungen mit Tiofgarago und einem Hybhdgebäude in Hamburg - Bahrenfeld 

LEISTUNGSPHASE: 

Genehmigungsplanung 

Bebauungsplan Bahrenfeld 62 

FREIE UND HANSESTADT HAMBURG: DATUM: UNTERSCHRIFT: 

Bezirksamtsleiter 
Herr Jürgen Warmke-Rose 

DATUM: UNTERSCHRIFT: 

Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 
Herr Frank Conrad 

VORHABENTRAGER: DATUM: 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 
Lange Straße 1a 
18055 Rostock 

UNTERSCHRIFT 

ARCHITEKT: 

S C H E N K + 

WA I B L I N G E R 

ARCHITEKTEN 

Schenk + Waiblinger Architekten 
Palmaille 96 

22767 Hamburg 
Tel.:040-8515 8510 
Fax: 040-8515 8134 

GEBAUDETECHNIK:' TRAGWERKSPLANUNG: LAN DSCHAFTSPLANUNG: 
ngenieurbüro Gerhard Abel GmbH + Co. KG 

Palmaille 124 b 
22767 Hamburg 

Tel.: 040. 88 88 98 - 0 
Fax.: 040.88 88 98 - 44 

energie & technik GmbH 
Am Sportplatz 4 
27419 Sittensen 

Tel.: 04282/ 59 30 69 3 
Fax.; 04282/ 59 30 69 9 

Breimann & Broun 
Borseistrasse 18 
22765 Hamburg 

Tel.: 040/822 777-0 
Fax.: 040/822 777-0 

INDEX: PLANINHALT: MABSTAB GEZ.: 

Anlage 6.1 zum Städtebaulichen Vertrag 

Freiflächenplan 

1 : 250 div 

BLATTFORMAT: DATUM: 

1,189x0,841 07.11.13 



BAUNULL = OKFF EG HAUS 1,2 und 3 = ±0,00 

Entspricht +24.65m üNN 

Alle Höhenkoten ohne die Angabe üNN beziehen sich auf ± 0.00 
± 0.00 = 24.65 m üNN 

LEGENDE 

BILANZIERUNG FREIFLÄCHENVERSORGUNG 

Wohneinheiten WE im Quartier: ca. 187 WE 

WE mit privat nutzbaren Freiräumen; ca. 28 WE 

BEDARF ÖFFENTLICH NUTZBARER SPIEL UND FREIZEITFLÄCHEN 
( gern. HBauO § 10) 

187 WE - 28 WE = 159 WE X lOm^ = 

ÖFFENTLICH NUTZBARE FREIRÄUME GEPLANT 

Spiel- / Bewegungs- / Aufenthaltsflächen für Kinderspiel 

1590 m" 

810 m" 

^ Spiel- / Bewegungs- / Aufenthalt auf befestigten Flächen 2495 m" 
für Feuerwehrnutzung geeignet 

Gewerblich nutzbare Flächen 

PRIVAT NUTZBARE FREIRÄUME GEPLANT 

Privat nutzbare Freiflächen 1145 m" 

INDEX: 

D 

B 

ÄNDERUNGSINHALT: 

Grenzmarkierung entfernt. AMB 

Aktualisierung Planstand. Baumart "Acer campestre”. AMB 

Aktualisierung Planstand. AMB 

Aktualisierung Planstand. Baumstandorte, Straßenbäume SP 

Planerstellung SP 

DATUM; 

07.11.2013 

24.10.2013 

22.05.2013 

22.11.2012 

04.10,2012 

PROJEKT: 

Quartiersentwicklung Stahltwiete 

Neübsu von 128 Wohnungen mit Tiefgarage und einem Hybridgebäude in Hamburg - Bahrenfeid 

LEISTUNGSPHASE; 

Genehmigungsplanung 

Bebauungsplan Bahrenfeld 62 

FREIE UND HANSESTADT HAMBURG: 

Bezirksamtsleiter 
Herr Jürgen Warmke-Rose 

Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 
Herr Frank Conrad 

VORHABENTRÄGER: 

DATUM: 

DATUM: 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 
Lange Straße 1 a 
18055 Rostock 

ARCHITEKT: 

S C H E N K + 

WAIBLINGER 
ARCHITEKTEN 

Schenk + Waiblinger Architekten 
Paimaille 96 

22767 Hamburg 
Tel.: 040-8515 8510 
Fax; 040-8515 8134 

TRAGWERKSPLANUNG: 
ngenteurbüro Gerhard Abe! GmbH + Co. KG 

Palmaille 124 b 
22767 Hamburg 

Tel.: 040. 88 88 98 - 0 
Fax.: 040.88 88 98 - 44 

-RtANfNlHÄLT: 

GEBAUDETECHNIK: 
energie & technik GmbH 

Am Sportplatz 4 
27419 Sittensen 

Tel,: 04282/ 59 30 69 3 
Fax.: 04282/ 59 30 69 9 

UNTERSCHRIFT. 

UNTERSCHRIFT: 

DATUM: 

UNTERSCHRIFT: 

LANDSCHAFTSPLANUNG; 
Breimann & Bruun 

Borseistrasse 18 
22765 Hamburg 

Tel.; 040/822 777-0 
Fax.: 040/822 777-0 

INDEX; 

Anlage 6.2 zum Städtebaulichen Vertrag 

Nachweis Spielflächen 
BLATTFORMAT: 

1,189x0.841 

1 : 250 div 

DATUM: 

07.11.13 



n 
BAUNULL = OKFF EG HAUS 1,2 und 3 = ±0 00 

Entspricht +24.65m ÜNN 

Atle H6henkaten ohna dia AngalH ÜNM beziehen sich auf ±0.00 *0.00 »24.65 müNN 

Pi^öWi*gvriff Cusrller 

UWEfc AMKhU>IC±NhtU,r 

Gjenzirajklcftjncaritfann AMB Aktüalielmxirifl PtatHtaod. Bdüman Vaaf camtMwiM", WB _ 
_Aktuafelarun<a Plartatmd. AWB AWijaii;^sfiti~iB $ira&ftribiimrieSP Pierei^wIkitwSf* 

Quartiersentwicklung Stahltwiete 

Genehmigungspianung 
BabauungsplsnBatirenfsrtl 62 

PrciAkigafia^haftSuhlnvIfU 15-2^ mBH & C« KG UihgA ävfiS« ia 16355 RciiscM 

SCH E N K + 
WA I B LI N G E R ARCH ly ?KTSti 

ScniM + WMlio^r ArcfiiiMin Pain&tiia 9€ 2ZTS7 hantburg T«t!O40'a$1ä Säto FbcM0~!51S61S4 
ilmitJMQoi'lvrd AMlCjnan *Cn htO PalmalllB 124 b 22767 HinbjB T4l.'04C Be»9A'D BRftSsa-41 
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Anlage 7 zum Städtebaulichen Veilrag 
Übersichtskarte öffentliche 
Durchwegung  
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Projekt: Quartiersentwicklung Stahitwiete Quartiersgasse 

Kostenberechnung (Stand: 09.03.2012) 
Fortschreibung vom 31.08.2012 
Auf Quartiersgasse reduziert: 06.05.2013 

Auftraggeber; 
Projektgesellschaft Stahltwiele 13-21 mbH 4 Co.KG 
Langestraße 1a, 18055 Rostock 

Landschaftsarchitekten; 
Breimann & Bruun 
Borserstraße 18. 22765 Hamburg. Tel,: 040/Ö22 777-0, Fax; 040/B22 777-17 

llif 
tÜi 

EREIMANN 
& ERUUN 

HINWEIS: Es sind keine Abbruchkosten enthalten! 

Kosten- 
gruppe 

Leistung 

FlächengröEe: ca. 2.600 m’ 

Menge Einheit Einheitspreis, 
netto € 

Gesamtprels 
netto € 

SOO 

510 
520 

621 
521.01 

521.02 

521.03 

521.05 

521.06 

521.07 

521.12 

521.14 

521.16 

521.17 

521.18 

640 

641 
551.01 

551.02 

551.03 

551.04 

551.05 

eso 

AuSenanlagen 

Geländeflächen 
Befestigte Flächen 

Wege 
Wurzelschutzfolie für intensive Dachbegrünung tiefem u. mit Überiappung 
von SOcm auf der Tiefoaraaendecke ausiegen; an aufgehenden Bauteiien 
hochführen. 
Bautenschutzmatte liefern u. auf den Flächen der Tiefgarage mit ca. 30cm 
Überlappung auslegen.  
Dainageschicht aus Schüttgut (Kjes, Rundkorn, Körnung 16/32), 
Einbaustärke ca. IScm, liefern u. einbauen f3.690m^: 1.80to/m^ 
(als Ersatz für Drainagebahn (zB. Tensar TNT) gern. Abstimmung 
Besprechung vom 02.08.2012) 
Trennvlies zw. Orainagekies und Tragschicht liefern u. mit ca. 30cm 
Überlappung auslegen.  
Geogitter zur Überspannung der Tiefgaragen-Kanten zur Minimierung von 
Setzungen (Hersteller: z.B. Tenax) 
Ungebundene Frostschutzschichlaus F1-Malerial faufunterfaauten Flächen, 
Quartletagasse) In einer Schichtdicke von ca. 45 cm liefern, einbauen u, 
lagenweise verdichlen (2.60Dm‘: Leistung in Kubikmetern) 
U ngebundene Tragschichl aus BRC in einer Schichtdicke von I. M. 30 cm 
liefern, auf der gesamten VerkehrsOächen (Wege u. Straßen) einbauen u. 
verdichten (4.850m°).  
Kleinsteinpflaster (10x10x12cm) aus Granit, anthrazit, farblich changierend, 
Oberfläche: bmchrauh. liefern u. im Halbsteinverband in Reihe inkl. 
Bettungmaterial 0/4 einbauen u. einschlämmen. 
Ortbetonflächen Wohnoasse / Quartiersaasse Einbaustärke 1 Sem, liefern u. 
mit Dehnungsfugen einbauen; mehrere Teilfelder  
Betonplatten (80x3Dx12om), Färbung gern. Ortbeton, 
liefern u. einbauen 
Betonplatten f90x60x12cm). Rinnenform. als Wasserfauf, Färbung gern. 
Ortbeton, liefern u. einbauen 

Technische Anlagen in Außenanlagen 

Abwassers ftlagen 
Eodenabläufe Wohngasse (Trummen gern. 2TV-Siele), mit zwei 
Entwässerungsebenen liefern, einbauen und an die bauseits gestellte 
Anschlussleitung anschließen (DN 150)  
Fassadenrinne für das Gewerk Hochbau an den Zugängen u. bodentiefen 
Fenstern. DN 100, Abdeckung fvz. Stahl, liefern u. einbauen: inkl. 
Drainagerohr-Abzweig  
Kastenrinne, Gussabdeckung, DN 100, an derüstl. Grundstücksgtenze, 
liefern u. einbauen: inkl. Anschluss  
Graben für Entwässerungsrohre hersteilen 
(Breite = 40em Tiefe = 90cm) 
Entwässerungsrohre (DN 150] liefern u. in zu lieferndes Sandbett verlegen 

Einbauten In AuEenanlagen 

2.600,00 

535,00 m’ 

390,00 m’ 

3.690,00' m“ 

400,00 m' 

1.170,00 m‘ 

2.600,00 m’ 

2.075, DC m= 

340.0C m- 

lOO.OC m- 

70,0C! n? 

7,00 5tk 

90,00 lfm 

52,50 lfm 

50,00 lfm 

50,00 lfm 

Kostenberechnung 
Stahitwiete, HH Seite 1 von 3 



Risikozuschlag (5%) 

Zwischensumme 

19% MwSt 

Bausumme BRUTTO 

aufgestellt: 
Breimanrt Broun Simons Landsoape Engineering GmbH 
i.A. B.Eng. Nicolai Schmuck 

Kostenberechnung 
Stahltwiele, MH Seite 3 von 3 
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BAUNULL = OKFF EG HAUS 1,2 und 3 = ±0,00 
Entspricht +24.65m ÜNN 

Alle H^henhoten ohne äie Angahs üNN beziehan sich auf ± Q.QO 
10^00«« 124.65 m ÜNN 

ANDERUNGStHtULT: 
EJnökA^n G1i 3? Mnd Gä ^-BaurrshAtLrig, Ai^saing K*^UViil 
GrenzM «khiaktj'in 

Quartiersentwicklung Stahltwiete _ I p 4 ijq b A WjCi J0.U.31 

Genehmigungsplanung 
Bebauungsplan Bahrenfeld B2 

PBElg UMl HAHS6*T*DTliAMBLlBQ: [ I 
BezfrksaTnlsleller Htnr Jürgan Warmke-Flosa 
Fachaml Stadt-und LarbdschaflsplBnunf . Hp{t Frank Cpnrail 

VQRHABgNTftASEft: 
Pro^ktg^ellsdiäCt SldhlfAieb 13-21 mbH & Ca. KG Lgnga Slraße 1a raass RösiPCl! 

S C H E N K + 
WAIBLINGER 

AICHITEKTEN 

Schank t WaitHthgerArchileklcn 
PatmaifleSS 

22767 Ksmhuig 
Tel.'. 040 - 8515 S5in 
Fan: 04D-8B15 3134 

TRAPWEnKaOMiKiGL M0BrKurbO(oGarhätdAl»!GribH +Co. KO 
Palmallb 124 b 

22767 Hatnbutg 
Tel.: 040. B3 a8 00->0 

Fax.:(MD.3BBaS8-44 

"^gauesTa&iHigf 
enargle & lechhlKGlTtbH 

Am Sparlplatz.4 
27413 SiMctisen 

Tef.: 04202/5030 63 3 
Fax.: 04202/59 30 339 

Anlage 9 zum Städtebaulichen Vertrag 
Kindertagesstätte 

IjMfeSQcHRIFr 

LANDSCHAFTSPLAWUNB: _ 
Breimarrn 3. Bruun 

BoracLstraoso 13 
22765 Hamburg 

Tei.: 040/322 777-0 Fax^ 04 D/B22 777-0 
~fxwiaTAB' sa± 
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Grundriss Erdgeschoss Hybrid 

Fläche unterhalb der Auskragung 

schallabsorbierend verkleidet 

Beispiele Akustikziegel 

21,79^ OKFF «,460»t0e6^ 

m 
CO 
LO 

LO 
d 

0 ® 

Hybrid 

K» K» KH BKai S, . - 

4344^ uNN ^.41-aNW- :■> -71; 

Ä-> f-. •. ■■ '_'i' 
P&;rf-7..T- 

42.64^ 17.99^ OKFF 

K« mea sam waai 1. > « >->1 

ri- 

K« seai K» K 

iwS VaK« 

33.15 ii^ OKFF 

83a mal ik« b« sm / • 

4.90» OKFF 
* *" 8 

i 

it'- 1.^ ■: *.-■ 
^S3*OKFF 

v_Ä2r' 

1.52 4 3.13 

Bereich der Schallschutzmaßnahmen 

Hybrid 

i T 

1 -f* 
‘r^j^a mtitM 
^i 3* rvL 

I 

BAUNULL = OKFF EG HAUS 1,2 und 3 = ±0,00 

Entspricht -r24.65m üNN 

Alle Höhenkoten ohne die Angabe üNN beziehen sich auf ± 0.00 

I ± 0.00 = 24.65 m üNN 

Gewerbe 2 

5^4- 
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U t-.v. 1. X 
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Flächenverteilung Ansicht Stahltwiete 

INDEX: 

B 

ÄNDERUNGSINHALT: 

Eintragung Höhe schallabs. Fassade 

DATUM; 

04.10.13 ssch 

AJ{ 

PROJEKT: 

Gewerbe 2 

Ansicht Stahltwiete 

Quartiersentwicklung Stahltwiete 
Neubau von 128 Wohnufigen mrl Tie^ar^e ur>d einem Hybridgebäude in Hambiii^ - Bahrenfeld 

LEISTUNGSPHASE: 

Genehmigungsplanung 

Bebauungsplan Bahrenfeld 62 

FREIE UND HANSESTADT HAMBURG: 

Bezirksamtsleiter 
Herr Jürgen Warmke-Rose 

Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 
Herr Frank Conrad 

VORHABENTRÄGER: 

DATUM: UNTERSCHRIFT: 

DATUM: UNTERSCHRIFT: 

DATUr^: 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 
Lange Straße 1a 
18055 Rostock 

ÜNTERSCHRfFT: 

ARCHITEKT: 

I I 

F 

S C H E N K + 

WAIBLINGER 

ARCHITEKTEN 

Schenk + Waiblinger Architekten 
Palmaiile 96 

22767 Hamburg 
Tel.: 040-8515 8510 
Fax; 040-8515 8134 

TFJAGWERKSPLANUNG; GESAUDETECHNIK: LANDS CHÄFTSPLANÜNgr 
Ingenieurbüro Gerhard Abel GmbH + Co. KG 

Palmaille 124 b 
22767 Hamburg 

Tel.: 040. 88 88 98 - 0 
Fax.: 040.88 88 98 - 44 

PLANINHALT; 
L 

energie & technik GmbH 
Am Sportplatz 4 
27419 Sittensen 

Tel.: 04282/ 59 30 69 3 
Fax.: 04282/ 59 30 69 9 

Breimann & Bruun 
Borseistrasse 18 
22765 Hamburg 

Tel.: 040/822 777-0 
Fax.: 040/822 777-0 

INDEX; 

Anlage 11 zum Städtebaulichen Vertrag 

Schallabsorbierende Fassaden 

B 

'm,'4STAB: GEZ.: 

1 : 500 div 

J I 

BLATTTORMAT 

0,930 X 0,594 

DATUM: 

02.10.12 



-^Liösemannstraße 

I 

V 

I 
I 

r 
UJ 

3085 

4065 

370 

1 968 
Ui 

I o 
'' 1 971 

74 
/ 

O, / 

/ 
866 

/ 

30 

^/ 

3084 

967 3* 
ge 

% 

/ 
/ 

Sp tz a / 
/ m 

% 

s / 

/ h. vv 
/ m 

966 u 3% 
% 

/ X 

4-. Hi 

/ä 

if 
O/ 

91- 3* 
% 

964 

4- 

T' 

© 
4^ 24 

c 874 
% N 0-4 

% 

% 
X 

X X X 

<?A 
& 

h VA 
rr: °4i N 

9 
m 

4582 
ketn 
mögl 

\ 

/ 

4- X 
% 

X- 'a 
'^1 

°4i 
cjf, 

/ / 
© X 

© 
9 6 

9 0 

9 © 

4 / 
4 

/ © 
© 

908 CZ 
© 

09 2756 

90/ 
06 

BAUNULL = OKFF EG HAUS 1,2 und 3 = ±0,00 

Entspricht +24.65m üNN 

Alle Höhenkoten ohne die Angabe üNN beziehen sich auf ± 0.00 

± 0.00 = 24.65 m üNN 

INDEX: 

FB 

FC 

FD 

ÄNDERUNGSINHALT: DATUM: 
Einrticken G1, G2 und G3 wg. Baumerhaltung 21,05.13 
Lageplan aktualisiert 10.09.13 
Grenzen aktualisiert 07.11.13 

sd 

ak 

ssch 

PROJEKT: 

Quartiersentwicklung Stahltwiete 
Neubau von 128 Wohnungen mit Tiefgafage und einem Hybridgebäude in Hamburg - BahrenfeJd 

LEISTUNGSPHASE: 

Genehmigungsplanung 

Bebauungsplan Bahrenfeld 62 

FREIE UND HANSESTADT HAMBURG: 

Bezirksamtsleiter 
Herr Jürgen Warmke-Rose 

Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 
Herr Frank Conrad 

“VÖRHÄBENTRAGER: 

DATUM: 

DATUM: 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 
Lange Straße 1a 
18055 Rostock 

ARCHITEKT: 

S C H E N K + 

WAIBLINGER 

ARCHITEKTEN 

Schenk + Waiblinger Architekten 
Palmaille 96 

22767 Hamburg 
Tel.: 040-8515 8510 
Fax:040-8515 8134 

TRAGWERKSPLANUNG; 
Ingenieurbüro Gerhard Abel GmbH + Co. KG 

Palmaille 124 b 
22767 Hamburg 

Tel.: 040. 88 88 98 - 0 
Fax.: 040.88 88 98 - 44 

GEBÄUDETECHNIK: 
energie & technik GmbH 

Am Sportplatz 4 
27419 Sittensen 

Tel.: 04282/ 59 30 69 3 
Fax.: 04282/ 59 30 69 9 

PLANINHALT: 

Anlage 12 zum Städtebaulichen Vertrag 

Lageplan 

UNTERSCHRIFT; 

UNTERSCHRIFT 

DATUM: 

önTERSöRRIFT 

LANDSCHAFTSPLANUNG; 
Breimann & Bruun 

Borseistrasse 18 
22765 Hamburg 

Tel.: 040/822 777-0 
Fax.: 040/822 777-0 

INDEX; 

F D 

BLATTFORMAT 

.M/JiSTAB: GEZ; 

1 ; 500 div 

DATUM: ' 

0,930 X 0,594 02.10.12 /X r\r\ [z 



Quartiersstraße 

1 

f 

Gewerbegasse 

I.M 1 
1 

1 

V ■ 1 

[Tiefgarage WERKHOf| 

Hybrid Gewerbe 1/ Gewerbe 2 

Schnittauszug EG 

BAUNULL = OKFF EG HAUS 1,2 und 3 = ±0,00 

Entspricht +24.65m üNN 

Alle Höhenkoten ohne die Angabe üNN beziehen sich auf ± 0.00 
± 0.00 = 24.65 m ÜNN 

INDEX; 
FB 

Irl 

ANDERUNGSINHALT: 
Höhen Hybrid aktualisiert 

DATUM: 
10.09.12 ak 

Quartiersentwicklung Stahltwiete 
Neubau von 128 IMihnungen mit Tlal^iniga und tfn«m H^brli:lgel>ai»de h HainbUrg • BahnnTeld 

LEISTUNGSPHASE; 

Genehmigungsplanung 
Bebauungsplan Bahrenfeld 62 

FREIE UND HANSESTADT HAMBURG: 
BezirKsamtsleiter 
Herr Jürgen Warmke-Rose 

Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 
Herr Frank Conrad 

VORHABENTRAGER: 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co, KG 
Lange Straße 1a 
18055 Rostock 

S C H E N K + 
WAIBLINGER 

ARCHITEKTEN 

Schenk + Waiblinger Architekten 
Palmaille 96 

22767 Hamburg 
Tel.; 040-8515 0510 
Fax:040-8515 8134 

TRAGWERKSPLANUHG; 
Ingenieurbüro Gerhard Abel GmbH + Co. KG 

PalmaiSe 124 b 
22767 Hamburg 

Tel.; 040. 68 86 98 - 0 
Fax.: 040.83 88 98-44 

PLANINHALT: 

~GlBAUULIlit;iTOr 
energie & (echnik GmbH 

Am Sporlplalz 4 
27410 Sittensen 

Tel.: 04282/ 59 30 69 3 
Fax.; 04282/ 59 30 69 9 

Anlage 13 zum Städtebaulichen Vertrag 

Höhen EG -überhöhtes eg im Hybrid/G1/G2 

UNTERSCHRIFT’ 

UNTERSCHRIFT: 

UNTERSCHRIFT: 

LANDSCHAFTSPLANUNG: 
Breimann & Bruun 

Borseistrasse 18 
2276S Hamburg 

Tel.: 040/822 777-0 
Fax.: 040/822 777-0 

MAftSTAB: GEZ.: 

B 
atATTFORMAT: 

0,60x0,35 

1:500 div 

21.05.13 
aeilpn HI31S£1£m4ett|ttHI9lAKMdiLlä01 VirfeagLK01,^J.r,aJ^A«4iaen aifttruTQ 



Quarliersentwicklung 
Slahltwiete/CeJsiusweg 

Wohnungsverteilung 
stand: 06.05.13 

Haus 1 
Plansfand: 08.05.13 

EG 
1.0G 
2.0G 
3.0G 
4.0G 
5.0G 

1-Zimmer 
0 
0 
0 
0 
0 
0 

2-Zimmer 2.5-Zimmer S-Zimmer 3.6-2immer 4-Zimmer 6-Zimmer 
1 
3 
3 
3 
3 
3 

3 
2 
2 
2 
1 
1 

TT 

gesamt 
5 
6 
6 
6 
5 
4 

Haus 2 
Pianstand: 08.05.13 1-Zimmer 2-Zimmer 2.5-Zimmer 3-Zimmer 3,5-Zimmer 4-Zlmmer 5-Zimmer gesamt 

EG 
1.0G 
2.0G 
3.0G 
4.0G 
5.0G 

4 
4 
4 
4 
2 
1 

7 
6 
7 
6 
5 
4 

Haus 3 
Pianstand: 08.05.2013 1-Zimmer 2-Zlmmer 2.5-Zimirier 3-Zimmer 3.5 Zimmer 4-Zimmer 5-Zimmer gesamt 

EG 
1.0G 
Z.OG 
3.0G 
4.0G 
5.0G 

3 
2 
2 
0 
3 
3 

"TF 

4 
4 
4 
5 
4 
2 

IT 

10 
9 

10 
6 
6 

51 

Stadthäuser 
Pianstand: 12.09.12 1-Zimmer 2-Zimmer 2.5-Zimmer 3-Zimmer 3.5 Zimmer 4-Zimfner 5-Zimmer 

g 
gesamt 

Gesamt 
1- Zimmer 
2- Zimmer 
2.5- Zimmer 
3- Zimmer 
3.5- Zimmer 
4- Zimmer 
5- Zlmmer 
Stadthäuser 

0 
33 
4 

53 
8. 

20 
0 
9 

0% 
26% 
3% 

42% 
6% 
16% 
0% 
7% 

127 100% 
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BAUNULL = OKFF EG HAUS 1.2 und 3 = ±0,00 
Entspricht +24.65m üNN 

ADe H5henko!en ohna die Angabe üNN beziehen sich auf ± 0.00 
t0.0a = 24.€5m(iNN 

INPEX AhpERUNG3INH#iLT- 

Quartiersentwicklung Stahltwiete 
'L'eiafOtjÖä^A^E;     

Genehmigungsplanung 
Bebauungsplan BahrenTeid 62 

FRFlg UW3 UAftSESTADTHAHBUeia   
Bezirks amtsl'siler Herr JQr3«n Wamtkt'Ri»« 
FächärnlStadt-- und Larulschanaptanuivg Hen* Frank Cohtad 

VOffHADeNY6Ati£fe- 

r^^Wi£ts_ 

-4 
i 

rCffSCHRlFT? 

ProiektgasellschattSiaWtwiBie 13-21 inbH &Co. KG Lange SIrafie 1a 10065 Rostock 

SCH E N K + 
WAIBLINGER 

ARCHITEKTEN 
YRÄbWfeRKBPUWUNä~ 

Schank + WaihllngerAichltekle;) 
Pafmadlo 9G 

Z2161 Häittburg 
TeL:O40-S515Ei510 
Fax:M0*&515&134 

logeriottfbDta GarfwiriAttsI GribH -‘-Co. KG 
Palmlilie 124 b 

22767 Hamburg 
TeLli;40. aa 06 98-0 

Fan.: (Mb.eeaa 98-44 
jmfcÄi 

GESAUDETlCi^^i 
«ner^e 4 lacbnIK GmbH 

Am Sportplatz A 
27419 Siltsnson 

Td.: 042027 5930 69 S 
Fax.: D42B2/ 59 30 69 9 

Anlage 14a zum Städtebaulichen Vertrag 
Grundrissstruktur EG 

WjQSCHAFTsMAhliWB: 
Brdmann & Bmun 

6orsel6U@S£e18 22765 Hamburg 
TÖ.I 04CMB22 777-0 

Fax.:04Wfl22 77T-0 
iTAhräTAB: 

bATllH 
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BAUNULL = OKFF EG HAUS 1,2 und 3 = ±0.00 
Entspricht +24.65m üNN 

Alle Hühenkclen ohne die Angabe ÜNM beziehen sich aul ± 0.00 
t a.OO = 24.es m üNN 

StNtlFRUNfiSIMHBiT, 

Quartiersentwicklung Stahitwiete 
TbittUHUtlWUiJL: 

Genehmigungsplanung 
Bebauungsplan Bahrenfeld 62 

FREJE UKD HAhSESTAPT HAMBUSS: 
BQzir1i£amtsle[i9f Harr JOrgon Warmk^Rose 
Fach amt Stadt- und LandachaR»p!anpng Herr Frank Conrad 

t^rof^klgesettschaflStaiiltwl 4« 13-21 mbH & Co. Klä Lang« Strafts ta ISD55 Rnstoch 

SC H H N K + 
WA I B LJ N C E R 

ARCHtTfKTtN 

lng«n>Hiib(mOgituud/äiol8frbH •■Co.KG 
PalmalllB 124 t» 

22747 Haniburg 
m:(M0. BS83SB -Ü 

F3X.:b4e.8B BB 3^-44 
PLAmtwaT~ 

Schenk ± Wdlblln^ärArfhKakteh 
Paimallte ae 

227ST Hamburg 
Td.t 040^8515 B510 
Fax: MO - 8515 8134 

"gE13töagT*gcldjlK; ' 
erergla & tachnfh GmbH 

Am Spar^^laCz 4 
27419 Sltlenun 

TQt.;042B2/ 59 3069 3 
Fsx.i042a2/59 30 6g9 

Anlage 14b zum Städtebaulichen Vertrag 
Grundrissstruktur Regelgeschoss 

LAbPSCHÄFf^PLflhlüHG' 
SreEmann & Brunn 

Bi>rulslras3B 1B 
227B5 Homburg 

Td„- M0/82Z 
Fax.-M0/a22 T77-0 

afA6: QFj’.. [MAiafA 
11 :20 B h:ai5o 

arATTFORÜAT: pÄnÄl. _ 
ü,93Dx 0,594 27.05.13 
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BAUNULL = OKFF EG HAUS 1,2 und 3 = ±0.00 
Enispricht +24.65m üNN 

Alle Höh^nkcten ohne die Angabe DNN beziehen eich auf ± D.OO 
±0.00« 24.65 mtiNN 

AMDERUNaSIMHW-T 
Grenzen eVIualLUErl 

hhiUJtfvl: 
Quartiersentwickfung Stahltwiete INUmhlinJ r>tleniHLM^Whtfjtrt'9Miie>'>i kMKnl -W.pZ4< 

LEISTUNS5PHASe.~ 
Genehmigungsplanung 
Bebauungsplan Bahrenleid B2 

FfiEigLNmTOi5£5VADThlAl.ffl^jto: 
Bezirkssmfsleiter Herr JOrs^n Warrnke-Rose 
Fachaml Sl»dt-urc) LHndschBllBplBnung Herr Frank Cocirad 

"WiKHABEHTRAGKH. ' ' 
ProjoktaeselJEchaASIakitwieie 13-21 mbH & Ca. KG Lähga Olraßs 1a 1B055 Aoalock 

ÄRöTlfg^ 
S C H E N K + 

WAIBLINGER 
AECHITEKTEN 

Schenk + WaFbllfigo; Archüokten 
PalmaiflQ SB 

22767 Hamburg 
T0llfMQ-B5JSB51O 
FBk:040-35T5Bl34 

TBAGWBffÜSiOfiOB'gi" IngtnkitirbCim eaduidAt»9l0inbH + Co, KG 
PalcnaiiLl24b 

22767 Hamburg 
Tel: (MD. 83 BB«‘0 

Fan.:0<1?.£a 6a08'44 

gebaupoecFtoc- 
energle & iBchnik GmbH 

Am Spartplatz 4 
27419 Sm^sen 

Td.: 04282/69 30 69 3 
Fa>:.; 04262/ 59 30 69 9 

PLrJjiM-lALTr ~ 
Anlage 14c zum Städtebaulichen Vertrag 
Grundrissstruktur Dachgeschosse 

[wo^eHAFTg>LAMtHa 
Breimarn & Bruun 

Bm?ct&lrss&s 13 
22765 Hamburg 

Tef,: 04WB22 777-0 
FaK.:04WB22 777-0 

fcjggfAa G^" 

F B 1'200 



NOTARIAT AM ALSTERTOR 

DR. ROLF-HERMANN HENNIGES DR. WOLFGANG ENGELHARDT JOHANN JONETZKI 
DR. ROBERT DIEKGRÄF DR. ARNE HELMS, LL.M. DR. MICHAEL VON HINDEN 

NOTARE 

Urkundenrollen-Nr. 2327/2016 VH 

Verhandelt 
in der 

Freien und Hansestadt Hamburg 

am 
23. Dezember 2016 

Vor mir, dem Hamburgischen Notar 
Dr. Michael von Hinden 

mit dem Amtssitz in Hamburg, 

erschienen heute in meinen Amtsräumen, Alstertor 14, 20095 Hamburg: 

handelnd seiner Erklärung nach 

a) in seiner Eigenschaft als gemeinsam mit einem Geschäftsführer oder Prokuristen 

der Gruppe B und einem Geschäftsführer oder einem Prokuristen der Gruppe C 

vertretungsberechtigter und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Ge- 

schäftsführer der Gruppe A, zugleich handelnd aufgrund der von der Geschäftsfüh- 

rerin der Gruppe B Frau Petra Wernst sowie der von dem Geschäftsführer der 

Gruppe C Herrn Andreas von Bargen jeweils erteilten notariell beglaubigten Er- 

mächtigungen, wobei die Übereinstimmungen der dieser Urkunde als Anlajyf^n- 

konvolut Rl beigefügten Ablichtungen mit den bei Beurkundung vorgelegten Ori- 

ginalen der notariell beglaubigten Ermächtigungen hiermit beglaubigt wird, für die 

Verwaltungsgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH 

mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße la, 18055 Rostock, 

(Amtsgericht Rostock, HRB 10633) 

diese wiederum handelnd ihrer Erklärung nach im eigenen Namen und in ihrer Ei- 

genschaft als einzelvertretimgsberechtigte und von den Beschränkungen des 

§ 181 BGB befreite persönlich haftende Gesellschafterin der und für die 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

mit dem Sitz in Rostock, 
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Geschäftsanschrift: Lange Straße 1 a, 18055 Rostock, 

(Amtsgericht Rostock, HRA 2647) 

b) in seiner Eigenschaft als einzelvertretungsberechtigter und von den Beschränkim- 

gen des § 181 2. Alt. BGB befreiter Geschäftsführer für die 

DSR Immobilien GmbH 

mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße la, 18055 Rostock 

(Amtsgericht Rostock, HRB 13565), 

- diese lediglich hinsichtlich Abschnitt VII der hiesigen Urkunde mitwirkend - 

c) in seiner jeweiligen Eigenschaft als jeweils von den Beschränkungen des § 181 BGB 

befreiter Bevollmächtigter - die Übereinstimmungen der als Anlap;enkonvolut R2 

beigefügten Ablichtungen mit den bei Beurkundung vorgelegten Originalen der 

notariell beglaubigten Vollmachten wird hiermit beglaubigt - für 

aa) 

bb) 

cc) 

dd) 

ee) 

- die zu aa) bis ee) Vertretenen lediglich 

hinsichtlich Abschnitt VH der hiesigen Urkunde mitwirkend - 
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2. 

von rerson bekannt, 

handelnd seiner Erklärung nach in seiner Eigenschaft als einzelvertretungsberechtigter 

und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer für die 

Achtzehnte PMB Management GmbH 

mit dem Sitz in Hamburg, 

Geschäftsanschrift: Neuer Jungfernstieg 5,20354 Hamburg, 

(Amtsgericht Hamburg, HRB 133735), 

diese wiederum handelnd ihrer Erklärung nach in ihrer Eigenschaft als einzelvertre- 

tungsberechtigte und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreite persönlich haf- 

tende Gesellschafterin der und für die 

Werkhof 2 Bahrenfeld Projeki^esellschaft mbH & Co. KG 

mit dem Sitz in Hamburg, 

Geschäftsanschrift: Neuer Jungfernstieg 5, 20354 Hamburg 

(Amtsgericht Hamburg, HRA 120370). 

Hiermit bescheinige ich, der Notar, nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 BNotO die vorgenannten Ver- 

tretungsberechtigungen, und zwar aufgrund Einsichtnahme in die betreffenden elektroni- 

sche Handelsregister vom 23. Dezember 2016. 

Zudem bescheinige ich, der Notar, hiermit nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 BNotO, dass die Unter- 

zeichner der Ermächtigungen (Anlagenkonvolut Rl), 

der vorgenannten Verwaltungsgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH mit dem Sitz in Rostock 

sind und auch am Tage der jeweiligen Ermächtigungsimterzeichnung waren, und zwar auf- 

grund Einsichtnahme in das betreffende elektronische Handelsregister vom 23. Dezember 

2016. 

Zunächst wurde erklärt, dass ausreichend Gelegenheit bestanden habe, sich mit dem Gegen- 

stand der Beurkundimg auseinanderzusetzen. 

Sodann wurde Folgendes zu meinem Protokoll erklärt: 

Kaufvertrag 
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I 
V ertragsparteien 

1. Vertragsparteien sind 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

als Verkäufer 

- in dieser Urkunde auch "der Verkäufer” genannt - 

und 

Werkhof 2 Bahrenfeld Projektgesellschaft mbH & Co. KG 

als Käufer 

- in dieser Urkunde auch "der Käufer" genannt - 

2. Die Vertragsparteien wünschen die Korrespondenz an die aus dem Urkundseingang 

ersichtlichen Anschriften. 

II 
Sachstand 

1. Der Verkäufer ist Eigentümer des im Gnmdbuch des Amtsgerichts Hamburg-Altona 

von 

Ottensen Blatt 6124 

verzeichneten Grundstücks der Gemarkung Ottensen, lfd. Nr. 13, Flurstück 5190, be- 

legen laut Grundbuch südlich Celsiusweg 5 südlich Stahltwiete 32, mit einer Größe von 

4.037 m2. 

Im Folgenden werden das vorgenannte Grundstück auch "der Vertragsgegenstand" 

oder "Grundstück Gewerbe" und das vorgenannte Grundbuch auch "das Grundbuch" 

genannt. 

Das Grundstück Gewerbe ist Teil einer größeren Quartiersentwicklung "Quartier 

Stahltwiete", auf dem unterschiedliche Nutzungsarten realisiert werden. Für das 

Grundstück Gewerbe ist eine gewerbliche Nutzung vorgesehen. Südlich angrenzend an 

das Gnmdstück Gewerbe ist auf dem Flurstück 5191 ein sog. Hybridgebäude mit ge- 

mischter Wohn- und Gewerbenutzung entstanden. 

Im Hinblick auf den Quartierscharakter dieser Quartiersentwicklung und die in diesem 

Zusammenhang teilweise erforderliche Nutzung von Einrichtungen oder Flächen auf 

benachbarten Flurstücken wurden im Rahmen einer Nachbarschaftsvereinbarung Rege- 

lungen über die Abstimmung der Baumaßnahmen und eine Definition der Schnittstel- 
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len getroffen sowie ferner (teils wechselseitige) Grundbuchbelastungen im Verhältnis zu 

Nachbargrundstücken bestellt. Bei den Grundbuchbelastungen handelt es sich betref- 

fend das Grundstück Gewerbe insbesondere um die Urktmde ''Grundbuchbelastungen 

im Zusammenhang mit der Projektentwicklung Stahltwiete" vom 15. April 2014 (UR- 

Nr. 727/2014 VH des Hamburgischen Notars Dr. Michael von Hinden) sowie die Ur- 

kunde zur Bestellung von weiteren Dienstbarkeiten vom 25. März 2015 (UR-Nr. 

973/2015 HL des Hamburgischen Notars Dr. Arne Helms), vom 31. März 2015 (UR- 

Nr. 704/2015 VH des Hamburgischen Notars Dr. Michael von Hinden) sowie vom 1. 

April 2015 (UR-Nr. 714/2015 VH des Hamburgischen Notars Dr. Michael von Hin- 

den). Die vorgenannten Urkunden sind dem Käufer vollinhaltlich bekannt. 

2. Im Grundbuch sind folgende Belastungen eingetragen: 

Abteilimg II 

lfd. Nr. 7 Grunddienstbarkeit (Geh- und Fahrrecht an der sog. Gewerbegasse) 

für den jeweiligen Eigentümer des Grundstücks eingetragen in 

Ottensen Blatt 14584 

lfd. Nr. 8 

lfd. Nr. 9 

lfd. Nr. 10 

Grunddienstbarkeit (Überbaurecht Fassadenrecht) für den jeweiligen 

Eigentümer des Grundstücks eingetragen in Ottensen Blatt 14584 

Grunddienstbarkeit (Müllplatznutztmgsrecht) für den jeweiligen Ei- 

gentümer des Grundstücks eingetragen in Ottensen Blatt 14584 

Gnmddienstbarkeit (Leitungs- und Anschlussrecht/Entwässerung) 

für den jeweiligen Eigentümer des Grundstücks eingetragen in 

Ottensen Blatt 14584 

lfd. Nr. 11 Grunddienstbarkeit (Dachbenutzungsrecht für Wartungsarbeiten) für 

den jeweiligen Eigentümer des Grundstücks eingetragen in Ottensen 

Blatt 14584 

lfd. Nr. 12 Grunddienstbarkeit (Abrissverbot gemeinsam genutztes Fundament) 

für den jeweiligen Eigentümer des Grundstücks eingetragen in 

Ottensen Blatt 14584 

lfd. Nr. 13 Verzicht des jeweiligen Eigentümers des Grundstücks Blatt 14584 auf 

Überbaurente betr. Recht Abt. II Nr. 11 dort (Tiefgaragenwand) 

- vorstehende Rechte lfd. Nrn. 7 bis 13 im gleichen Rang untereinander sowie jeweils 

im Range vor Abteilung in lfd. Nrn. 22 bis 27 sowie 30 und 31 - 

lfd. Nr. 14 Gnmddienstbarkeit (Duldungsrecht Regenwasser Loggien) für den 

jeweiligen Eigentümer von BVNr. 1 des Grundstücks eingetragen in 
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Ottensen Blatt 14584 im Range vor Abteilung III lfd. Nrn. 22 bis 27 

sowie 30 und 31 

Abteilung III 

24 

- vorstehende Rechte lfd. Nrn. 22 bis TI sowie 30 und 31 jeweils im Range nach Abtei- 

lung n lfd. Nrn. 7 bis 14 - 

3. Der Notar hat sich am 23. Dezember 2016 über den Grundbuchinhalt unterrichtet. 

4. Eine Maklervermittlung hat nicht stattgefunden. 

III 
Kaufvertrag 

§1 
Verkauf 

(1) Der Verkäufer verkauft hiermit den Vertragsgegenstand mit allen gesetzlichen Bestand- 

teilen und sämtlichem Zubehör an den Käufer. Das Eigentum Dritter ist vom Verkauf 

ausgenommen. 

(2) Die Abtretung des Anspruchs auf Übereignung wird ausgeschlossen. 
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§2 
Kaii^teis 

(1) Der Kaufpreis beträgt 

Der Kaufpreis versteht sich Netto. Maßgebend für die Umsatzsteuer sind die Regelun- 

gen des § 2a. 

Der Kaufpreis ist innerhalb von sieben Bankarbeitstagen zur Zahlung fällig, nachdem 

die folgenden Fälligkeitsvoraussetzungen eingetreten sind: 

Die nachstehend bewilligte Vormerkung ist eingetragen. 

Dem Notar liegt die schriftliche Zustimmung der Freie und Hansestadt Ham- 

burg (FHH) zur Veräußerung des Vertragsgegenstandes an den Käufer vor 

oder die FHH hat den in § 5 Ziffer (1) genannten Nachtrag zum Städtebauli- 

chen Vertrag gegengezeichnet. 

Dem Notar liegen sämtliche zur Rechtswirksamkeit und zum Vollzug dieses 

Vertrages etwa erforderlichen Unterlagen in grundbuchtauglicher Form vor, 

ausgenommen die gnmderwerbsteuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung. 

Dem Notar liegen sämtliche Unterlagen auflagenfrei oder unter auf dem 

Kaufpreis erfüllbaren Auflagen vor, um den Vertragsgegenstand von Grund- 

buchbelastungen freizustellen, die von dem Käufer nicht übernommen wer- 

den. 

Der Notar hat an den Käufer eine schriftliche Mitteilung über den Eintritt der 

vorliegenden Voraussetzungen abgesendet rFälhVkeitcmirtpilunvV wnbfii eine 

Für die Rechtzeitigkeit der Zahlung kommt es auf deren Eingang an. 

Der Käufer ist berechtigt, auch vor Fälligkeit zu zahlen. 

Der Verkäufer erhält eine Abschrift der Fälligkeitsmitteilung. 

(2) Zahlungen an den Verkäufer sollen auf folgendes Konto erfolgen: 

Kontoinhaber: Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

IBAN: DE85 2005 0550 1254 1243 06 

BIG: HASPDEHHXXX 
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(3) Der Käufer gerät ohne Mahnung in Verzug, wenn er bei Fälligkeit nicht vertragsgerecht 

zahlt. Die Vertragsparteien werden etwaige Verzugszinsen direkt abrechnen. 

§2a 
Steuern 

(1) Die Parteien gehen davon aus, dass der vorliegende Verkauf keine Geschäftsveräuße- 

rung im Ganzen i. S. d. § 1 Abs. 1 a UStG darstellt. 

(2) Der Verkäufer verzichtet hiermit unbedingt auf die Umsatzsteuerbefreiung gemäß §§ 9 

Abs. 1 imd 3, 4 Nr. 9 Buchst, a) UStG für den Verkauf des Vertragsgegenstandes und 

verpflichtet sich, diesen Verzicht nicht zu widerrufen. 

Der Käufer ist nach § 13 b Abs. 5 Satz 1, Abs. 2 Nr. 3 UStG Schuldner der Umsatzsteu- 

er. 

Der Verkäufer ist verpflichtet, dem Käufer vmverzüglich eine ordnungsgemäße Rech- 

nung nach § 14 Abs. 4 UStG auszuhändigen, in der auf die Steuerschuldnerschaft des 

Leistungsempfängers hingewiesen wird (§ 14a Abs. 5 UStG). Die Parteien stellen klar, 

dass dieser Vertrag noch keine entsprechende Rechnung darstellt. 

(3) Der Käufer und der Verkäufer erklären, dass sie jeweils Unternehmer im Sinne des 

Umsatzsteuergesetzes sind. Darüber hinaus erklärt der Käufer, dass er den Vertragsge- 

genstand für sein Unternehmen erwirbt. 

(4) Sollte die Finanzverwaltung diesen Erwerbsvorgang entgegen der gemeinsamen Über- 

zeugung der Parteien als einen Anwendungsfall der nicht umsatzsteuerbaren Geschäfts- 

veräußerung i.S.d. § 1 Abs. la UStG oder aus anderen Gründen als umsatzsteuerfrei be- 

trachten, gilt Folgendes: 

a) Käufer und Verkäufer verpflichten sich gegenseitig zur Mitwirkung an einem Be- 

richtigungsverfahren gemäß § 14 c UStG. 

b) Sollte die Käuferin von der Finanzverwaltimg gemäß § 75 AO in Anspruch ge- 

nommen werden, hat die Verkäuferin die Käuferin von allen Verbindlichkeiten, 

gleich welcher Art und unabhängig von deren Entstehungszeitpunkt, freizuhalten 

und der Käuferin auf Verlangen umgehend alle Informationen zu geben, die der 

Käuferin eine Verteidigung gegenüber der Finanzverwaltung ermöglichen. Diese 

Freistellungsverpflichtung gilt jedoch nur, sofern die Verbindlichkeiten einen Zeit- 

raum vor dem Übergabetag des Grundstücks Gewerbe betreffen. 

c) Der Verkäufer ist verpflichtet, dem Käufer auf dessen Anfordern unverzüglich 

sämtliche für die Durchführung etwaiger Vorsteuerberichtigungen nach § 15a 

UStG erforderlichen Angaben schriftlich zu machen und Kopien sämtlicher ent- 

sprechenden Unterlagen (u. a. § 22 UStG) unverzüglich herauszugeben. 
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d) Der Verkäufer erklärt, dass der von ihm vorgenommene Vorsteuerabzug für in Be- 

zug auf den Vertragsgegenstand empfangene Leistungen und im Übrigen unter der 

Annahme einer vollständig umsatzsteuerbaren und -pflichtigen Vermietung durch 

den Käufer nicht gemäß § 15a UStG zu berichtigen ist und dies auch nicht sein 

wird. Falls das Finanzamt gleichwohl eine Berichtigung gemäß § 15a UStG für von 

der vom Verkäufer geltend gemachte Vorsteuer verlangt und der den Käufer dafür 

in Anspruch nimmt, hält der Verkäufer den Käufer von wirtschaftlichen Nachtei- 

len frei und trägt im Innenverhältnis zum Käufer etwaige zurückzuzahlende Vor- 

steuer. 

e) Die Vertragsparteien werden in gegenseitig zumutbarer Weise kooperieren, um so 

bald wie möglich und sinnvoll eine abschließende und verbindliche Stellungnahme 

der Finanzverwaltung zur umsatzsteuerlichen Behandlung der aufgrund dieses 

Kaufvertrags zu bewirkenden Leistungen zu erlangen. Die Vertragsparteien werden 

sich auch ggf. bei Anträgen, Rechtsbehelfen und weiteren Maßnahmen gegenüber 

den Finanzbehörden und im Rahmen einer Hinzuziehung von rechtlichen und 

steuerlichen Beratern in diesem Zusammenhang abstimmen. 

(5) Sollte der Käufer von der Finanzverwaltung gemäß § 11 Abs. 2 GrStG in Anspruch 

genommen werden, hat der Verkäufer den Käufer von allen Verbindlichkeiten, gleich 

welcher Art und imabhängig von deren Entstehungszeitpunkt, freizuhalten und dem 

Käufer auf Verlangen umgehend alle Informationen zu geben, die dem Käufer eine Ver- 

teidigung gegenüber der Finanzverwaltung ermöglichen. Diese Freistellungsverpflich- 

tung gilt jedoch nur, sofern die Verbindlichkeiten einen Zeitraum vor dem Übergabetag 

des Grundstücks Gewerbe betreffen. 

(6) Ansprüche des Käufers nach diesem § 2a werden fällig mit Zugang des Bescheides bei 

dem Käufer, aus dem sich eine Inanspruchnahme des Käufers ergibt, und narhdem der 

Verkäufer schriftlich von dem Käufer über die Entstehung der Ansprüche des Käufers 

nach diesem § 2a informiert worden ist, spätestens jedoch mit der Inanspruchnahme des 

Käufers durch das Finanzamt. 

(7) Die Ansprüche des Käufers nach diesem § 2a und sonstige Ansprüche des Käufers auf 

Freistellung oder Erstattung von Steuern verjähren - abweichend von § 438 BGB - frü- 

hestens sechs Monate nach formeller und materieller Bestandskraft des dem jeweiligen 

Anspruch zugrunde liegenden Steuer- oder Haftungsbescheides. Etwaige Ausschlussvor- 

schriften und Beschränkungen, die in diesem Vertrag für Garantien des Verkäufers vor- 

gesehen sind, gelten nicht für Ansprüche nach diesem § 2a. 

§3 
Gtundbuchbelastungen 

(1) Der Vertragsgegenstand ist in den Abteilungen II und DI des Grundbuches lastenfrei zu 

liefern. 
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Ausgenommen sind 

die Rechte Abteilung II lfd. Nrn. 7 bis 14, 

die der Käufer übernimmt. 

Der Verkäufer ist verpflichtet, die Löschungsbewilligungen bzw. Pfandhaftentlassungen 

der Hamburger Sparkasse AG zur Löschung der Grundschulden auf dem Vertragsge- 

genstand gemäß Abschnitt II Ziffer 2. in grundbuchtauglicher Form beizubringen, über 

die der Notar auflagenfrei verfügen kann und dem beurkundenden Notar unverzüglich 

zur Einreichung beim Grundbuchamt zu übergeben. 

(2) Sämtliche Eigentümerrechte an Grundbuchbelastungen werden hiermit aufschiebend 

bedingt durch die Eigentumsumschreibung entschädigungslos an den Käufer abgetreten, 

(3) Dem Käufer ist bekannt, dass die Eintragimg weiterer Belastungen in Abt. II des 

Gnuidbuchs erforderlich werden kann. Der Käufer wird an der Bestellung solcher Be- 

lastungen mitwirken, sofern die jeweilige Maßnahme dem Käufer zumutbar ist und der 

Wert und die Gebrauchsfähigkeit des Vertragsgegenstandes hierdurch nicht beeinträch- 

tigt werden. Dies gilt entsprechend für Baulasten. 

§4 
Übergabe- und Vetrechnungstag 

(1) Übergabetag ist der auf die vollständige Kau^reiszahlung folgende Kalendertag. 

Der Verkäufer hat dem Käufer bis zum Übergabetag alle den Vertragsgegenstand betref- 

fenden Unterlagen auszuhändigen, sofern er sie besitzt. 

Der Vertragsgegenstand ist am Übergabetag vollständig geräumt und frei von Nut- 

zungsrechten Dritter zu übergeben imd zu übernehmen. 

(2) Verrechnungstag ist der Übergabetag. Im Verhältnis zum Verkäufer übernimmt der 

Käufer mit diesem Verrechnungstag alle mit dem Eigentum am Vertragsgegenstand 

verbundenen Rechte und Pflichten, alle Nutzungen, Lasten und Kosten (einschließlich 

Steuern). Die zeitanteilige Verrechnung und ein etwaiger Ausgleich werden von den 

Vertragsparteien direkt vorgenommen. 

Erschließungs- und Anliegerbeiträge für den heutigen Ausbauzustand trägt im Verhält- 

nis der Vertragsparteien der Verkäufer, und zwar auch dann, wenn die Beiträge erst 

künftig festgesetzt oder erhoben werden. Wird der Käufer für solche Beiträge herange- 

zogen, hat der Verkäufer ihn freizustellen. Der Verkäufer erklärt, dass seiner Kenntnis 

nach alle bisherigen Arbeiten abgerechnet und alle Beiträge vollständig gezahlt sind. 

(3) Die Gefahr des zufälligen Unterganges oder der zufälligen Verschlechterung geht mit 

der Übergabe auf den Käufer über, der sodann auch die Verkehrssicherungspflicht und 
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das Haftpflichtrisiko trägt. Der Käufer hat für seine entsprechende Versicherung selbst 

zu sorgen. 

§5 
Übernahme von Verpflichtungen, 

Bindung der Rechtsnachfolger 

(1) Der Verkäufer hat mit der Freie und Hansestadt Hamburg am 7./13./16, November 

2013 einen öffentlich-rechtlichen Vertrag (nachfolgend auch "Städtebaulicher Vertrag" 

genannt) abgeschlossen. Dem Käufer ist der Inhalt des Städtebaulichen Vertrages be- 

kannt; auf eine Beifügung aus Beweiszwecken wird verzichtet. 

Der Käufer verpflichtet sich gegenüber dem Verkäufer, die sich auf den Vertragsgegen- 

stand beziehenden Verpflichtungen vollständig zu erfüllen, soweit dieser Rechtspflich- 

ten zur Bebauung und Bebaubarkeit des Vertragsgegenstandes festlegt. Dies sind insbe- 

sondere in Bezug auf den Vertragsgegenstand aber nicht nur 

die Bauverpflichtung für Gewerbe (2) 

die Gestaltungsverpflichtung Fassaden 

die Verpflichtung zur Einhaltung der lichten Deckenhöhe 

die Verpflichtung zur Einhaltung der Mietpreisbindung für den Zeitraum von 

10 Jahren 

die Verpflichtimg zur Einhaltung der Nutzimgsbeschränkungen (nachts Schließimg 

der Gebäudeöffnungen an der Ostfassade sowie Beschränkungen zur NachtanUefe- 

rung) 

die Übernahme der Duldungsverpflichtung hinsichtlich der Immissionen der be- 

nachbarten Flurstücke 2756, 2757,2758, 5034 (Stahltwiete 14-16) 

die Übernahme der Beschränkungen zur Weiterveräußerung 

Abschluss eines Erschließimgsvertrages, soweit von der zuständigen Behörde im 

Zusammenhang mit dem Bauvorhaben des Käufers auf dem Vertragsgegenstand ge- 

fordert. 

Der Käufer übernimmt darüber hinaus ab dem Übergabetag mit schuldbefreiender 

Wirkung sämtliche Rechte und Pflichten aus dem Städtebaulichen Vertrag, die sich auf 

den Vertragsgegenstand beziehen, und tritt diesem insoweit bei. 

Der Käufer verpflichtet sich weiterhin mit Wirkung ab dem Übergabetag zur schuldbe- 

freienden Übernahme der Bürgschaft zur Absicherung der Vertragsstrafen bzgl. der 

subventionierten Vermietung in Höhe von 300.000,00 Euro sowie der Bürgschaft in 

Höhe von 400.000,00 Euro für die Errichtung des Gewerbebausteins 2. 
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Der Käufer und der Verkäufer stehen derzeit in Verhandlung zu einem Nachtrag zum 

Städtebaulichen Vertrag mit der Freie und Hansestadt Hamburg. Inhalt des Nachtrags 

ist neben der teilweisen Überleitung des Städtebaulichen Vertrages auf den Käufer: 

o Bauantrag bis 31. März 2017 

o Baubeginn spätestens 6 Monate nach Erteilung der Baugenehmigung 

o Baufertigstellung 24 Monate nach Baubeginn 

Der aktuelle Entwurf des Nachtrags ist als verlesene Anlage .4.1 (ohne dessen Anlage 1) 

beigefügt. Beide Parteien verpflichten sich zum Abschluss eines solchen Nachtrags, des- 

sen Inhalt sinngemäß dem Entwurf der Anlage 5.1 entsprechend muss, sofern es zur Ei- 

nigung mit der Freie und Hansestadt Hamburg kommt. Sollte es nicht zum Abschluss 

des Nachtrags kommen, verpflichten sich die Parteien im Innenverhältnis so zu stellen, 

wie in diesem Absatz 1 geregelt. Insbesondere hat der Käufer den Verkäufer von einer 

Inanspruchnahme durch die Freie tmd Hansestadt Hamburg aus dem Städtebaulichen 

Vertrag freizustellen, soweit sich diese Inanspruchnahme auf den Vertragsgegenstand 

bezieht. Es wird klargestellt, dass Verpflichtungen und Kosten die durch eine erforder- 

liche Anpassung der Erschließung wegen der Baumaßnahme auf dem Vertragsgegen- 

stand entstehen, atisschUeßlich durch den Käufer zu tragen sind. Dies gilt auch für Kos- 

ten, die ggf. durch die Herstellung der Erschließimg gemäß §§ 123 - 135 BauGB wegen 

der Baumaßnahme auf dem Vertragsgegenstand dem Verkäufer oder /und dem Eigen- 

tümer des Nachbar-Flurstücks 5191 entstehen. 

Der Käufer verpflichtet sich hiermit, weder den Bauantrag noch den Baubeginn von ei- 

ner Vorvermietung abhängig zu machen. Er wird seine Finanzierungsdispositionen so 

treffen, dass eine spekulative Errichtung des Gebäudes möglich ist. 

(2) Dem Käufer obliegen ab dem Übergabetag die Erfüllung der Vorgaben aus dem rechts- 

kräftigen Bebauungsplan Bahrenfeld 62, insbesondere 

die Erfüllung der Verpflichtungen in Bezug auf den Umbau des Celsiusweg gemäß 

in der Begründimg zum Bebauungsplan dargelegtem Erschließungskonzept. 

Dem Käufer ist der Inhalt des Bebauungsplan Bahrenfeld 62 bekannt. Der Käufer ver- 

pflichtet sich gegenüber dem Verkäufer, die sich aus dem vorgenannten Bebauungsplan 

Bahrenfeld 62 ergebenden Verpflichtungen zu erfüllen, soweit sich diese auf den Ver- 

tragsgegenstand beziehen. Dem Käufer ist bekannt, dass in der „Schalltechnische Unter- 

suchung zum Bebauungsplan Bahrenfeld 62 in Hamburg-Altona, LÄRMKONTOR 

GmbH, LK 2012.045, Hamburg, 2. August 2013“, unter Bezugnahme auf die in der Un- 

tersuchung fiktiv angenommenen Lärmwerte, die Errichtving der Überdachung der 

Durchfahrt der Gewerbegasse zwischen dem Hybridgebäude (Flurstück 5191) und dem 

Gewerbegebäude (Flurstück 5190) zur Vermeidung von Lärmkonflikten empfohlen 

wird. Sofern die zuständige Behörde die Überdachung als Lärmschutz für die Wohnun- 
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gen im Hybridgebäude fordern kann und kein alternativer Lärmschutz mit der zustän- 

digen Behörde abgestimmt wird, wird der Käufer seiner entsprechenden Verpflichtung 

nachkommen. 

(3) Der Käufer übernimmt ab dem Übergabetag sämtliche Rechte und Pflichten aus der 

Urkxmde "Grundbuchbelastungen im Zusammenhang mit der Projektentwicklung 

Stahltwiete" vom 15. April 2014 (UR-Nr. 727/2014 VH des Hamburgischen Notars Dr. 

Michael von Hinden) sowie der Urkunde vom 25. März 2015 (UR-Nr. 973/2015 HL 

des Hamburgischen Notars Dr. Arne Helms), vom 31. März 2015 (UR-Nr. 704/2015 

VH des Hamburgischen Notars Dr. Michael von Hinden) sowie vom 1. April 2015 

(UR-Nr. 714/2015 VH des Hamburgischen Notars Dr. Michael von Hinden), die sich 

auf den Vertragsgegenstand beziehen. Soweit nach diesem Vertrag die Verpflichtung 

zur Übernahme etwaiger Dienstbarkeiten besteht, gilt das ebenso für etwaige entspre- 

chende Baulasten. Bereits eingetragene Baulasten sind dem Käufer bekannt und er über- 

nimmt die daraus resultierenden Rechte imd Pflichten ebenfalls. 

(4) Der Käufer verpflichtet sich, sämtliche in diesem Vertrag übernommenen Rechte und 

Pflichten, insbesondere die sich aus den vorstehenden Ziffern (1) bis (3) ergebenden 

Rechte und Pflichten, etwaigen Rechtsnachfolgern im Eigentum aufzuerlegen, und 

zwar mit der Verpflichtung, diese auch an deren Rechtsnachfolger weiterzuleiten, so- 

dass eine ununterbrochene Kette entsteht. Soweit Rechtsnachfolger eine Wohnungsei- 

gentümergemeinschaft ist, ist diese Verpflichtung der gesamten Wohnungseigentümer- 

gemeinschaft als solcher aufzuerlegen mit der Verpflichtung, Rechtsnachfolger einzel- 

ner Wohmmgseigentumsrechte zu verpflichten, soweit diese nicht erloschen sind. 

(5) Der Notar soll die Zustimmung der FHH zur Veräußerung sowie zur Unterzeichnung 

des Nachtrags zum Städtebaulichen Vertrag nicht anfordern. Der Verkäufer wird dies 

veranlassen. 

§6 
Vetkäuferhaftung 

(1) Der Vertragsgegenstand wird in seiner gegenwärtigen Beschaffenheit verkauft. Alle 

Rechte des Käufers wegen eines Sachmangels des Grundstücks, des Bauzustands beste- 

hender Gebäude und Anlagen und etwa mitverkaufter beweglicher Sachen werden aus- 

geschlossen. Der Verkäufer haftet nicht für die Bebaubarkeit des Grundstücks. 

Der Haftungsausschluss gilt jedoch nicht für vorsätzlich zu vertretende oder arglistig 

verschwiegene Sachmängel oder für solche Sachmängel, die zwischen Beurkundung und 

Übergabe entstehen, sofern sie nicht auf gewöhnlicher Abnutzung beruhen. 

Der Verkäufer erklärt, dass ihm 

gegenwärtiger oder früherer Hausschwamm- oder Hausbockbefall, 
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Stoffe mit einem erheblich gesundheitsgefährdenden Potenzial (z. B. Asbest) im 

Vertragsgegenstand, 

gegenwärtige oder frühere schädliche Bödenveränderungen oder Altlasten im Sinne 

des BBodSchG mit Ausnahme solcher, die in dem Gutachten des Dipl. Ing. Rainer 

J. Pingel vom 18.10.2013, welches dem Käufer bekannt ist, aufgeführt sind, 

Mängel, die seit der letzten Besichtigung durch den Käufer neu aufgetreten sind, 

versteckte Mängel, die bei einer Besichtigung nicht erkannt werden können, 

nicht bekannt sind. 

Dem Käufer ist bekannt, dass die bereits erstellte Tiefgaragenkonstruktion mit der dar- 

über liegenden Anliefergasse nicht durch eine Baugenehmigung genehniigt ist. Die 

Entwässerung dieser baulichen Anlage erfolgt derzeit provisorisch über das angrenzen- 

de Flurstück 5191. Die Entwässerung ist im Zuge der Bebauimg des Flurstücks 5190 neu 

zu regeln. 

Der Haftungsausschluss gilt auch für einen Energieausweis. 

Der Notar hat über die Bedeutung des Haftungsausschlusses belehrt. Er hat insbesonde- 

re darauf hingewiesen, dass der Käufer etwaige Sachmängel grundsätzlich auf eigene 

Kosten beseitigen müsste. 

Aufschiebend bedingt durch die Zahlung des Kaufyreises werden an den dies anneh- 

menden Käufer alle Pflichtverletzungsansprüche abgetreten, die dem Verkäufer wegen 

Leistungen am Vertragsgegenstand gegen Dritte (z. B. Handwerker) zustehen. 

(2) Der Verkäufer erklärt, dass ihm außer den allgemeinen öffentlichen Abgaben und Las- 

ten (z. B. Grundsteuer) keine weiteren Lasten und Beschränkungen bekannt sind, insbe- 

sondere hat er keine Kenntnis von altrechtlichen Dienstbarkeiten. 

(3) Ausgenommen von der Haftungsbeschränkung gemäß vorstehender Ziffer (1) sind An- 

sprüche des Käufers auf Schadensersatz aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder 

der Gesundheit, wenn der Verkäufer oder einer seiner Erfüllungsgehilfen bzw. gesetzli- 

chen Vertreter die Pflichtverletzung zu vertreten hat, und auf Ersatz sonstiger Schäden, 

die auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Verkäufers oder 

eines seiner Erfüllungsgehilfen bzw. gesetzlichen Vertreter beruhen. 

§7 
Umweltlaslen 

(1) „Umweltlasten'* im Sinne dieses Vertrages sind Belastungen des Bodens, der Bodenluft, 

des Sickerwassers, der Oberflächengewässer oder des Grundwassers, Abfälle oder 

Schadstoffe aller Art in und an baulichen Anlagen (wie z.B. Asbest), im Boden einge- 

schlossene bauliche oder technische Anlagen oder Teile davon, Kampfstoffe oder 
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Kampfmittel. Umweltlasten sind insbesondere schädliche Bodenveränderungen und 

Altlasten im Sinne von § 2 BBodSchG und im oder am Gebäude vorhandene gefährli- 

che oder umweltgefährliche Stoffe oder Zubereitungen im Sinne von § 3a ChemG, in 

beiden Fällen ergänzt durch die am Tag der Beurkundung dieses Kaufvertrages gelten- 

den einschlägigen Rechtsverordnungen, Verwaltungsvorschriften und technischen 

Richthnien. 

Dem Käufer ist bekannt, dass der Vertragsgegenstand in der Vergangenheit industriell 

genutzt wurde, der Baugrund kontaminiert ist und ggf. ein Kampfmittelverdacht auszu- 

räumen ist. 

Auch für diese Umweltlasten gilt der Haftungsausschluss des Verkäufers gemäß vorste- 

hend § 6 Ziffer 1. 

(2) Sollte der Verkäufer nach dem Übergabetag wegen etwaiger Umweltlasten des Ver- 

tragsgegenstandes öffentlich-rechtlich oder privatrechtUch in Anspruch genommen wer- 

den, hat der Käufer den Verkäufer von den Kosten einer solchen Inanspruchnahme un- 

eingeschränkt und umfassend freizustellen bzw. alle verauslagten Kosten zu ersetzen. 

Einen etwaigen Ausgleichsanspruch gemäß § 24 Abs. 2 BBodSchG wird der Käufer ge- 

genüber dem Verkäufer nicht geltend machen; auf einen solchen verzichtet der Käufer 

hiermit unwiderruflich gegenüber dem diesen Verzicht hiermit annehmenden Verkäu- 

fer. 

§8 
Kosten und Grunderwetbsteuer 

(1) Alle mit diesem Vertrag und seiner Durchführung verbundenen Kosten (z. B. Notar- 

kosten, Gerichtskosten) trägt der Käufer. Die Kosten der nachfolgenden Gesellschafter- 

versammlung des Verkäufers trägt der Verkäufer. 

Der Verkäufer trägt die Kosten Dritter für die Lastenfreistellung (insbesondere Ge- 

richts- und Beglaubigungskosten). 

Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten sowie die Kosten der von ihr gegebenenfalls einge- 

schalteten rechtlichen, steuerlichen oder sonstigen Berater. 

Die Kosten etwaiger erforderlicher Vollmachtsbestätigungen bzw. Genehmigungserklä- 

rungen trägt der jeweilige vertretene Beteiligte selbst (einschließlich der Vollzugsge- 

bühr, soweit diese hierdurch entsteht oder erhöht wird). 

(2) Die Grunderwerbsteuer trägt der Käufer. 
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§9 
Gesetzliche Vorkaufsrechte 

(1) Wenn ein gesetzliches Vorkaufsrecht für den gesamten Vertragsgegenstand ausgeübt 

wird, ist jede Vertragspartei zum Rücktritt berechtigt. Wird das Vorkaufsrecht nur an 

einem Teil ausgeübt, ist der Käufer zum Rücktritt berechtigt. Tritt der Käufer in die- 

sem Fall nicht zurück, ist er verpflichtet, den Kaufpreis bei Vorliegen der übrigen Fäl- 

ligkeitsvoraussetzungen ungemindert zu zahlen. Der Rücktritt ist innerhalb eines Mo- 

nats nach Ausübung des Vorkaufsrechts zu erklären. 

Soweit Zahlungen auf den Kaufpreis geleistet werden, tritt der Verkäufer hiermit seine 

Ansprüche gegen den Vorkaufsberechtigten an den Käufer ab. Weitergehende Ansprü- 

che sind wechselseitig ausgeschlossen. 

(2) Der Notar soll von der zuständigen Behörde die Verzichtserklärung oder ein Negativ- 

zeugnis einholen, ggf. unter Übersendung einer Ausfertigung dieser Urkunde. 

§10 
Sonstige Regelungen 

(1) Sollte eine in dieser Urkunde enthaltene Bestimmung unwirksam sein oder werden, so 

soll die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon imberührt bleiben. Die betref- 

fende Bestimmung ist vielmehr so auszulegen oder zu ersetzen, dass der mit ihr erstreb- 

te wirtschaftliche Zweck nach Möglichkeit erreicht wirdj sie gilt als entsprechend neu 

vereinbart. Dasselbe gilt sinngemäß für die Ausfüllung von Regelungslücken. 

(2) Die Vertragsparteien bestätigen hiermit, dass alle vorbereitenden Absprachen durch die 

in dieser Urkunde vereinbarten Regelungen ersetzt werden. Der zwischen den Ver- 

tragsparteien für notwendig erachtete Regelungsbedarf wird durch diese Urkunde voll- 

ständig festgelegt. 

IV 
Einreichung und Hinweise 

1. Der Notar darf eine mit der Auflassung versehene grundbuchtaugliche Abschrift beim 

Grundbuchamt erst einreichen, wenn ihm die Kaufpreiszahlung nachgewiesen ist und 

ihm die Unbedenklichkeitsbescheinigung vorliegt; etwaige Zinsansprüche berühren die 

Durchführung des Vertrages nicht. Zuvor sind grundbuchtaugliche Abschriften ohne 

Auflassung zu erteilen. 

Der Verkäufer hat dem Notar den Erhalt des Kau^reises unverzüglich zu bestätigen 

und ihm die Löschungsbewilligung .bzw. Pfandhaftentlassung unverzüglich zur Verfü- 

gung zu stellen. 

2. Der Notar soll die Eintragung der Vormerkung unverzüglich beantragen. 
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Der Notar wird unwiderruflich angewiesen, die Grundbucherklärungen zur Löschung 

der Vormerkung einzureichen, und zwar 

a) entweder zusammen mit dem Antrag auf Eigentumsumschreibung 

b) oder wenn entweder 

aa) der Verkäufer dem Notar mitgeteilt hat, dass er vom Kaufvertrag zurückgetre- 

ten ist, und der Käufer nicht innerhalb von vierzehn Tagen nach der Absen- 

dung einer schriftlichen Aufforderung des Notars nachweist, dass kein wirk- 

samer Rücktritt erfolgt ist, oder nachweist, dass ein gerichtliches Eilverfahren 

anhängig ist, um die Löschung der Vormerkung zu untersagen, und dann in- 

nerhalb von weiteren vier Wochen eine solche Entscheidung vorgelegt wird. 

oder 

bb) der Käufer gegenüber dem Notar oder dem Verkäufer eine schriftliche Erklä- 

nmg abgegeben hat, die auf eine Nichtdurchführung oder Rückabwicklung 

dieses Kaufvertrages abzielt (z. B. Rücktritt oder Anfechtung), und der Ver- 

käufer zustimmt. 

Ist dem Notar bekannt oder weist der Käufer nach, dass ein Teil des Kaufpreises 

gezahlt ist, darf die Einreichung nur Zug um Zug gegen Hinterlegimg des bereits 

gezahlten Betrages beim Notar erfolgen. 

Bis zur Einreichung sind gnmdbuchtaugliche Abschriften ohne die Grundbucherklä- 

rungen zur Löschtmg zu erteilen. 

3. Den Beteiligten ist bekannt, dass 

der Käufer erst mit Eigentumsumschreibung im Grundbuch Eigentum erwirbt. 

für diese die Unbedenklichkeitsbescheinigung für die Grunderwerbsteuer vorliegen 

und die Gerichtskosten bezahlt sein müssen. 

sie für Gnmderwerbsteuer, Notar- und Gerichtskosten gesetzlich als Gesamt- 

schuldner haften. 

der Vertragsgegenstand für öffentlich-rechtliche Abgaben und Lasten (z. B. Grund- 

steuer, Erschließungs- und Anliegerbeiträge) haftet und dass Erschließungs- und 

Anliegerbeiträge u. U. noch Jahre nach Durchführung der jeweiligen Maßnahme 

festgesetzt werden können. 

der Notar keine steuerliche Beratung vornimmt und für die steuerlichen Auswir- 

kungen dieses Vertrages nicht haftet. 
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der Abschluss dieses Kaufvertrages und dessen Erfüllung der Zustimmung der Ge- 

sellschafterversammlung des Verkäufers bedarf. Der Vertreter des Verkäufers er- 

klärt hierzu, auf jeden Fall über die erforderliche gesellschaftsrechtliche Verfü- 

gungsmacht zu verfügen und durch alle etwa erforderlichen gesellschaftsrechtlichen 

Handlungen ordnungsgemäß ermächtigt zu sein. 

der Gemeinde u. U. ein gesetzliches Vorkaufsrecht zusteht. 

alle Vertragsvereinbarungen beurkundungspflichtig sind und Nebenabreden au- 

ßerhalb dieser Urkunde zur Nichtigkeit des gesamten Vertrages führen können. 

V 
Vollmachten 

1. Der Notar wird mit dem Vollzug dieser Urkunde beauftragt. Er wird bevollmächtigt, 

die Beteiligten im Grundbuchverfahren vollumfänglich zu vertreten, insbesondere in 

Form der Eigenurkunde sämtliche grundbuchlichen Erklärungen abzugeben; dies gilt 

auch für seine Sozien tmd seine bzw. deren amtlich bestellte Vertreter. Grunderwerb- 

steuerbescheide und ablehnende Bescheide außerhalb des Grundbuchverfahrens sind 

den Beteiligten selbst zuzustellen. Im Übrigen sind dem Notar sämtliche Bescheide und 

Unbedenklichkeitsbescheinigungen zu übersenden. Sie und alle etwa noch für die 

Wirksamkeit oder Durchführung ausstehenden Erklärungen gelten mit dem Eingang 

beim Notar allen Beteiligten gegenüber als zugegangen. 

Erklärungen gegenüber dem Notar sind schriftlich abzugeben, wobei eine Übermitt- 

lung durch Telefax oder als Scan ausreicht. Entsprechendes gilt für Nachweise, die ge- 

genüber dem Notar zu führen sind. 

2. Die Beteiligten beauftragen und bevollmächtigen hiermit die Angestellten des Notars, 

und zwar einzeln und unter Befreiung vom Verbot der Mehrvertretung, 

für sie alle Erklärungen abzugeben und entgegenzunehmen, die zur Durchführung die- 

ser Urkunde erforderlich sind, insbesondere Grundbucheintragungen, Rangänderungen 

und Löschungen zu bewilligen und zu beantragen. 

Diese Vollmacht wird unabhängig von der Wirksamkeit der übrigen Erklärungen und 

dem Fortbestand des Vertrages erteilt (sie gilt also z. B. auch bei etwaigen Anfechtungs- 
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oder Rücktrittserklärungen); sie ist unwiderruflich und gilt für etwaige Erben und bis 

zur vollständigen Durchführung dieser Urkunde, mindestens jedoch bis vier Wochen 

nach Eigentumsumschreibung. 

3. Es ist Sache des Käufers, dafür zu sorgen, dass der Kaufpreis und etwa benötigte Finan- 

zierungsmittel rechtzeitig zur Verfügung stehen. Der Käufer erklärt, dass der Kaufpreis 

nicht über den Vertragsgegenstand finanziert werde und eine Vorwegbeleihungsvoll- 

macht daher nicht benötigt werde. Der Notar hat entsprechend belehrt. 

4. Der Verkäufer bevollmächtigt mit sofortiger Wirkung den Käufer, die Bauakten einzu- 

sehen imd bei etwaigen Abriss- und Bauanträgen bzw. Bauvorbescheidsanträgen sowie 

Anträgen auf Erteilung von Abgeschlossenheitsbescheinigvmgen des Käufers für den 

Verkäufer die Eigentümerzustimmung zu erklären. Dies berechtigt auch, alle Register 

(Grundbuchamt, Katasteramt, Baulastenverzeichnis) und dort geführte Akten, die den 

vorgenannten Grundbesitz betreffen, einzusehen, entsprechende Auszüge und Unterla- 

gen anzufordern und die Erteilimg von Anliegerbescheinigungen zu beantragen. Kosten 

dürfen dem Verkäufer daraus nicht entstehen. 

VI 
Auflassung und Gtundbuchetklätungen 

1. Der Verkäufer bewilligt und der Käufer beantragt die Eintragung einer Vormerkung 

zur Sicherung des in dieser Urkunde begründeten Anspruchs des Käufers auf Übertra- 

gung des Eigentums in das Grundbuch, und zwar mit dem Vermerk, dass die Abtretung 

des gesicherten Anspruchs ausgeschlossen ist. 

2. Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass das Eigentum an dem Vertragsgegen- 

stand von dem Verkäufer auf den Käufer übergeht (unbedingte Auflassung). Der Ver- 

käufer bewilligt und der Käufer beantragt, die Eigentumsänderimg im Grundbuch ein- 

zutragen. 

3. Der Käufer bewilligt und beantragt, die für ihn einzutragende Vormerkung zu löschen. 

Der Verkäufer schließt sich diesem Antrag an. 

Wird dieser Antrag zusammen mit der Eigentumsänderung gestellt, ist ihm nur stattzu- 

geben, wenn keine Zwischeneintragungen erfolgt oder beantragt sind, an deren Eintra- 

gung der Käufer (oder ein von ihm Bevollmächtigter) nicht mitgewirkt hat oder die er 

nicht zu übernehmen hat. 

4. Es wird hiermit die Löschung bzw. Pfandhaftentlassung der im Grundbuch in Abtei- 

lung in eingetragenen Belastungen bewilligt und beantragt. 
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VII 
Zustimmungsbeschluss der Gesellschaftervetsammlung des Verkäufers 

Unter Verzicht auf alle Formen und Fristen wird hiermit eine Gesellschafterversammlung 

der im Handelsregister des Amtsgerichts Rostock unter HRA 2647 eingetragenen Komman- 

ditgesellschaft in Firma 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

mit dem Sitz in Rostock 

abgehalten, bei der sämtliche Gesellschafter der Gesellschaft vertreten sind, und mit allen 

Stimmen beschlossen: 

Dem Abschluss und der Erfüllung des hiesigen Kaufvertrages einschließlich sämtlichen 

dort enthaltenen Erklärungen, Vereinbarungen und Verträgen wird hiermit ausdrück- 

lich imd vorbehaltlos analog § 179 a AktG zugestimmt. 

VIII 
Schlussvetmerk 

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben: 

L. S. not. (Dr. von Hinden) 
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ERMÄCHTIGUNG 

I 
V ertretungs ermächtigung 

Hiermit ermächtige ich, 

in meiner Eigenschaft als gemeinsam mit einem Geschäftsführer oder Prokuristen der 

Gruppe A und einem Geschäftsführer oder einem Prokuristen der Gruppe C vertretungsbe- 

rechtigte und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreite Geschäftsführerin der Grup- 

pe B der 

Verwaltungsgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH 

mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße la, 18055 Rostock 

(Amtsgericht Rostock, HRB 10633), 

- im Folgenden auch "der Vollmachtgeber" genannt -, 

in seiner Eigenschaft als gemeinsam mit einem Geschäftsführer oder Prokuristen der Grup- 

pe B und einem Geschäftsführer oder einem Prokuristen der Gruppe C vertrettmgsberech- 

tigter vmd von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer der Gruppe A 

der vorgenannten 

Verwaltungsgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH 

mit dem Sitz in Rostock, 

- im Folgenden auch "dei Bevollmächtigte" auch "der Ermächtigte" genannt - 

die Verwaltungsgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH mit dem Sitz in Rostock in ihrer Eigen- 

schaft als einzelvertretungsberechtigte und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreite 

persönlich haftende Gesellschafterin der 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße 1 a, 18055 Rostock 

(Amtsgericht Rostock, HRA 2647), 

Seile 1 von 3 



im Zusammenhang mit der im nachfolgenden Abschnitt II näher bezeichneten Veräußerung 

von Grundbesitz (i) gemeinsam mit einem Geschäftsführer oder Prokuristen der Gruppe C 

alleine oder (ii) im Falle einer entsprechenden Ermächtigung/Bevollmächtigung durch einen 

Geschäftsführer oder Prokuristen der Gruppe C auch alleine zu vertreten und in diesem 

Zusammenhang sämtliche dort genannten erforderlichen oder zweckmäßigen Vereinbarun- 

gen zu schließen, Erklärungen abzugeben oder entgegen zu nehmen. 

II 
Veräußerung von Grundbesitz 

Der Bevollmächtigte ist vom Vollmachtgeber ermächtigt/bevollmächtigt, alle Rechtsge- 

schäfte abzuschließen und Erklärungen abzugeben und entgegenzunehmen, die sich auf die 

Veräußerung des im Eigentum der Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

mit dem Sitz in Rostock befindlichen Grundstücks, eingetragen im Grundbuch des Amtsge- 

richts Hamburg-Altona von Ottensen Blatt 6124, der Gemarkung Ottensen, lfd. Nr. 13, 

Flurstück 5190, belegen laut Grundbuch südlich Celsius weg 5 südlich Stahltwiete 32 

(im Folgenden auch "der Grundbesitz" oder "das Grundstück" genannt) beziehen oder 

Teile hiervon im weitesten Sinne berühren, insbesondere den schuldrechtlichen und dingli- 

chen Vertrag. 

Dies umfasst - bezogen auf den vorgenannten Grundbesitz - insbesondere, aber nicht ab- 

schließend, 

einen Kaufvertrag abzuschließen oder mehrere, soweit sich diese jeweils auf Teilflächen 

des Grundstücks beziehen, den Inhalt des Kaufvertrages frei festzulegen einschließlich 

der Übertragung von Verpflichtungen aus dem das Grundstück betreffenden Städtebau- 

lichen Vertrag, die Auflassxmg zu erklären und entgegenzunehmen und alle sonstigen 

Erklärungen abzugeben, die zur vertragsgemäßen Eintragung des Eigentumswechsels in 

das Grundbuch imd zum Vollzug des Vertrages erforderlich oder zweckmäßig sind. 

Dies schließt den Abschluss von Kaufvertragsnachträgen sowie von Nachträgen zum 

Städtebaulichen Vertrag ein; 

die Bewilligung und Beantragung von Baulasten sowie sonstigen Rechten aller Art nach 

Abt. II, insbesondere Auflassungsvormerkungen, Grunddienstbarkeiten, beschränkt 

persönlichen Dienstbarkeiten und Reallasten, sowie alle Erklärungen, die zum Vollzug 

und insbesondere zur Eintragung in das Grundbuch, der Übertragung und/oder der 

Pfandfreigabe von solchen Rechten und/oder der Löschung von solchen Rechten erfor- 

derlich sind, einschließlich der Bewilligimg von Rangänderungen; 

Erklärungen zu Grundbucheintragungen, Rangänderungen, Löschungen und Pfandfrei- 

gaben sowie ganz allgemein alle Erklärungen in der Form des § 29 GBO, insbesondere 

auch Abschreibungs-, Zuschreibungs-, Teilungs-, und Vereinigungsanträge gegenüber 

dem Grundbuchamt abzugeben bzw. zu stellen und diese zurückzunehmen. 
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Die Ermächtigung/Vollmacht erstreckt sich auch auf alle weitergehenden Vereinbarungen, 

Erklärungen und Rechtshandlungen, die im Zusammenhang mit den vorstehenden Sachver- 

halten notwendig, zweckmäßig und/oder sinnvoll sind und die von dem Bevollmächtigten 

für erforderlich gehalten werden, insbesondere die Bedingungen des dafür erforderlichen 

Vertrages festzulegen. 

III 
Allgemeine Regelungen 

Der Ermächtigte ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Er ist zudem berech- 

tigt, Untervollmacht zu erteilen. 

Die Ermächtigung ist bis zu ihrer Verwendung jederzeit widerruflich. 

Der Notar hat über die Bedeutung dieser Erklärungen belehrt. 

IV 
Keine Bindungswitkung 

Der Vollmachtgeber erklärt zudem, dass er sich mit der Erteilung dieser Vollmacht weder 

dem Bevollmächtigten noch dem künftigen Vertragspartner gegenüber bindet, kein beson- 

deres Rechtsverhältnis besteht (etwa ein Auftragsverhältnis) und er sich bis zur Verwendung 

der Vollmacht den freien Widerruf vorbehält. 

Hamburg, den ^ ^ 

als gemeinsam mit einem Geschäftsführer oder Prokuristen der Gruppe A und 

einem Geschäftsführer oder einem Prokuristen der Gruppe C vertretungsberechtigte und 

von den Beschränkungen des § 181 BGB befreite Geschäftsführerin der Gruppe B 

der Verwaltungsgesellschaft Stahitwiete 13-21 mbH 
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Urkundenrollen-Nr. 2278/2016 VH 

Hiermit beglaubige ich, 

der Hambutgische Notar 
Dt. Michael von Hinden 

mit dem Amtssitz in Hamburg, 

Notariat am Alstertor, Alstertor 14, 20095 Hamburg, 

die vorstehende, heute vor mir vollzogene Unterschrift von; 

von rerson bekannt, 

handelnd ihrer Erklärung nach in ihrer Eigenschaft als gemeinsam mit einem Geschäfts- 

führer oder Prokuristen der Gruppe A und einem Geschäftsführer oder einem Proku- 

risten der Gruppe C vertretungsberechtigte und von den Beschränkungen des § 181 

BGB befreite Geschäftsführerin der Gruppe B der 

Verwaltungsgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH 

mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße la, 18055 Rostock 

(Amtsgericht Rostock, HRB 10633), 

Hamburg, 19. Dezember 2016 

Notar 



ERMÄCHTIGUNG 

I 
V ettretungsermächtigung 

Hiermit ermächtige ich, 

in meiner Eigenschaft als gemeinsam mit einem Geschäftsführer oder Prokuristen der 

Gruppe A und einem Geschäftsführer oder einem Prokuristen der Gruppe B vertretungsbe- 

rechtigter und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer der Grup- 

pe C der 

Verwaltungsgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH 
mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße la, 18055 Rostock 

(Amtsgericht Rostock, HRB 10633), 

- im Folgenden auch "det Vollmachtgeber*’ genannt -, 

m seiner Kigenschatt al^ememsanwni^inen^Geschäftsfiihre^ode^rokuristei^e^Grup- 

pe B und einem Geschäftsführer oder einem Prokuristen der Gruppe C vertretungsberech- 

tigter und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer der Gruppe A 

der vorgenannten 

Verwaltungsgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH 

mit dem Sitz in Rostock, 

- im Folgenden auch "der Bevollmächtigte" auch "der Ermächtigte" genannt - 

die Verwaltungsgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH mit dem Sitz in Rostock in ihrer Eigen- 

schaft als einzelvertretungsberechtigte und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreite 

persönlich haftende Gesellschafterin der 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße 1 a, 18055 Rostock 

(Amtsgericht Rostock, HRA 2647), 
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im Zusammenhang mit der im nachfolgenden Abschnitt II näher bezeichneten Veräußerung 

von Grundbesitz (i) gemeinsam mit einem Geschäftsführer oder Prokuristen der Gruppe B 

alleine oder (ii) im Falle einer entsprechenden Ermächtigung/Bevollmächtigung durch einen 

Geschäftsführer oder Prokuristen der Gruppe B auch alleine zu vertreten und in diesem Zu- 

sammenhang sämtliche dort genannten erforderlichen oder zweckmäßigen Vereinbarungen 

zu schließen, Erklärungen abzugeben oder entgegen zu nehmen. 

II 
Veräußerung von Grundbesitz 

Der Bevollmächtigte ist vom Vollmachtgeber ermächtigt/bevollmächtigt, alle Rechtsge- 

schäfte abzuschließen und Erklärungen abzugeben- und entgegenzunehmen, die sich auf die 

Veräußerung des im Eigentum der Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

mit dem Sitz in Rostock befindlichen Grimdstücks, eingetragen im Grundbuch des Amtsge- 

richts Hamburg-Altona von Ottensen Blatt 6124, der Gemarkung Ottensen, lfd. Nr. 13, 

Flurstück 5190, belegen laut Grundbuch südlich Celsiusweg 5 südlich Stahltwiete 32 

(im Folgenden auch "der Grundbesitz" oder "das Grundstück" genannt) beziehen oder 

Teile hiervon im weitesten Sinne berühren, insbesondere den schuldrechtlichen und dingli- 

chen Vertrag. 

Dies umfasst - bezogen auf den vorgenannten Grundbesitz - insbesondere, aber nicht ab- 

schließend, 

einen Kaufvertrag abzuschließen oder mehrere, soweit sich diese jeweils auf Teilflächen 

des Grundstücks beziehen, den Inhalt des Kaufvertrages frei festzulegen einschließlich 

der Übertragung von Verpflichtungen aus dem das Grundstück betreffenden Städtebau- 

lichen Vertrag, die Auflassung zu erklären und entgegenzunehmen und alle sonstigen 

Erklärungen abzugeben, die zur vertragsgemäßen Eintragung des Eigentumswechsels in 

das Grundbuch und zum Vollzug des Vertrages erforderlich oder zweckmäßig sind. 

Dies schließt den Abschluss von Kaufvertragsnachträgen sowie von Nachträgen zum 

Städtebaulichen Vertrag ein; 

die Bewilligung und Beantragung von Baulasten sowie sonstigen Rechten aller Art nach 

Abt. n, insbesondere Auflassungsvormerkungen, Grunddienstbarkeiten, beschränkt 

persönlichen Dienstbarkeiten und Reallasten, sowie alle Erklärungen, die zum Vollzug 

und insbesondere zur Eintragung in das Grundbuch, der Übertragung und/oder der 

Pfandfreigabe von solchen Rechten und/oder der Löschung von solchen Rechten erfor- 

derlich sind, einschließlich der Bewilligung von Rangänderungen; 

Erklärungen zu Grundbucheintragungen, Rangänderungen, Löschungen und Pfandfrei- 

gaben sowie ganz allgemein alle Erklärungen in der Form des § 29 GBO, insbesondere 

auch Abschreibungs-, Zuschreibungs-, Teilimgs-, und Vereinigungsanträge gegenüber 

dem Grundbuchamt abzugeben bzw. zu stellen und diese zurückzunehmen. 

Die Ermächtigung/Vollmacht erstreckt sich auch auf alle weitergehenden Vereinbarungen, 

Erklärungen und Rechtshandlungen, die im Zusammenhang mit den vorstehenden Sachver- 

halten notwendig, zweckmäßig und/oder sinnvoll sind und die von dem Bevollmächtigten 
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für erforderlich gehalten werden, insbesondere die Bedingungen des cl^für erforderlichen 

Vertrages festzulegen. 

III 
Allgemeine Regelungen 

Der Ermächtigte ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Er ist zudem berech- 

tigt, Untervollmacht zu erteilen. 

Die Ermächtigung ist bis zu ihrer Verwendung jederzeit widerruflich. 

Der Notar hat über die Bedeutung dieser Erklärungen belehrt. 

IV 
Keine Bindxmgswirkung 

Der Vollmachtgeber erklärt zudem, dass er sich mit der Erteilung dieser Vollmacht weder 

dem Bevollmächtigten noch dem künftigen Vertragspartner gegenüber bindet, kein beson- 

deres Rechtsverhältnis besteht (etwa ein Auftragsverhältnis) und er sich bis zur Verwendung 

der Vollmacht den freien Widerruf vorbehält. 

Hamburg, den ^ 

als gemeinsam mit einem Geschäftsführer oder Prokuristen der Gi^pe A und 
einem Geschäftsführer oder einem Prokuristen der Gruppe B vertretungsberechtigter und 

von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer der Gruppe C 

der Verwaltungsgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH 
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Urkundenrollen-Nr. 2258/2016 VH 

Hiermit beglaubige ich, 

der Hambutgische Notar 
Dt. Michael von Hinden 

mit dem Amtssitz in Hamburg, 

Notariat am Alstertor, Alstertor 14, 20095 Hamburg, 

die vorstehende, heute vor mir vollzogene Unterschrift von: 

von Person bekannt, 

handelnd seiner Erklärung nach in seiner Eigenschaft als gemeinsam mit einem Ge- 

schäftsführer oder Prokuristen der Gruppe A und einem Geschäftsführer oder einem 

Prokuristen der Gruppe B vertretungsberechtigter und von den Beschränkungen des 

§181 BGB befreiter Geschäftsführer der Gruppe C der 

Verwaltungsgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH 

mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße la, 18055 Rostock 

(Amtsgericht Rostock, HRB 10633). 

Hamburg, 15. Dezember 2016 

// ■ic 
L 

\ m, 

liCCS' 

, Notar 



Anlagenkonvolut R2 



VOLLMACHT 

Hietmit erteile ich. 

dem Bevollmächtigten 

- im Folgenden auch "der Vollmachtgeber" genannt 

- im Folgenden auch "der Bevollmächtigte" genannt 

dem Bevollmächtigten folgende Vollmacht zur Fassung eines Gesellschafterbeschlusses: 

Vollmacht zur Fassung eines Gesellschafiterbeschlusses 

im Namen und auf Rechnung des Gesellschafters Hans-Joachim Hasse. 

Der Bevollmächtigte ist vom Vollmachtgeber bevollmächtigt, unter Verzicht auf alle gesetzlichen 
und vertraglichen Frist- und Fo^voraussetzungen in notariell beurkundeter Form einen Gesell- 
schafterbeschluss der Kommanditgesellschaft in Firma 

ProjektgeseUschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 
mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße 1 a, 18055 Rostock 
(Amtsgericht Rostock, HRA 2647), 

- im Folgenden auch "die Gesellschaft" genannt -, 

zu fassen, aus dem sich ergibt, dass die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft analog § 179a 
AktG dem Abschluss und der Erfüllung des Kauftrertrages über den Verkauf des im Eigentum der 
Gesellschaft befindlichen Grundstücks, eingetragen im Grundbuch des Amtsgerichts Hamburg- 
Altona von Ottensen Blatt 6124 der Gemarkung Ottensen, lfd. Nr. 13, Flurstück 5190, belegen 
laut Grundbuch südHch .Celsiusweg 5 südhch Stahltwiete 32, an die Werkhof 2 Bahrenfeld Pro- 

jektgesellschaft mbH & Co. KG mit dem Sitz in Hamburg, Geschäftsanschrift: Neuer Jungfern- 
stieg 5,20354 Hamburg (Amtsgericht Hamburg, HRA 120370), als Käufer zustimmt. 

Der Bevollmächtigte ist berechtigt, das Stimmrecht des Vollmachtgebers insoweit nach seinem 
freien Ermessen auszuüben. 

Der Bevollmächtigte ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befteit. 

Die Vollmacht ist bis zu ihrer Verwendung jederzeit widerruflich. 

. . ^ 21. DEZ. 2016 
Rostock, den   
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/Mummer 2378 

der Urkundenrolle 2016 

P:\A709\69\Entwurf.doc 

Vorstehende, vor mir vollzogene Unterschrift von 

von Person bekannt 

NS 

nX 
vj^glaubige ich hiermit 

Rosft$^, den 21. Dezember 2016 

X 
\\ 

\ 

\\ 
w 

■Notar 

mit dem Amtssitz in der Hansestadt Rostock 



VOLLMACHT 

Hiermit erteilt die 

WVF-Beteiligungsgesellschaft Stahltwiete GmbH & Co. KG 

mit dem Sitz in Hamburg, 

Geschäftsanschrift: Drehbahn 9, 20354 Hamburg 

(Amtsgericht Hamburg, HRA 114798), 

- im Folgenden auch "der Vollmachtgeber" genannt -, 

dem Bevollmächtigten 

- im Folgenden auch "der Bevollmächtigte" genannt 

folgende Vollmacht zur Fassung eines Gesellschafterbeschlusses: 

Vollmacht zur Fassung eines Gesellschafterbeschlusses 

im Namen und auf Rechnung des Gesellschafters WYB-Beteiligungsgesellschaft Stahltwiete 

GmbH & Co. KG. 

Der Bevollmächtigte ist vom Vollmachtgeber bevollmächtigt, unter Verzicht auf alle gesetz- 

lichen und vertraglichen Frist- und Formvoraussetzungen in notariell beurkundeter Form 

einen Gesellschafterbeschluss der Kommanditgesellschaft in Firma 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße 1 a, 18055 Rostock 

(Amtsgericht Rostock, HRA 2647), 

- im Folgenden auch "die Gesellschaft" genannt -, 

zu fassen, aus dem sich ergibt, dass die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft analog 

§ 179a AktG dem Abschluss und der Erfüllung des Kaufvertrages über den Verkauf des im 

Eigentum der Gesellschaft befindlichen Grundstücks, eingetragen im Grundbuch des Amts- 

gerichts Hamburg-Altona von Ottensen Blatt 6124 der Gemarkung Ottensen, lfd. Nr. 13, 

Flurstück 5190, belegen laut Grundbuch südlich Celsius weg 5 südlich Stahltwiete 32, an die 

Werkhof 2 Bahrenfeld Projektgesellschaft mbH & Co. KG mit dem Sitz in Hamburg, Ge- 

schäftsanschrift: Neuer Jungfernstieg 5, 20354 Hamburg (Amtsgericht Hamburg, 

HRA 120370), als Käufer zustimmt. 
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Der Bevollmächtigte ist berechtigt, das Stimmrecht des Vollmachtgebers insoweit nach sei- 

nem freien Ermessen auszuüben. 

Der Bevollmächtigte ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. 

Die Vollmacht ist bis zu ihrer Verwendung jederzeit widerruflich. 

Hamburg, den ^0- 02.2.0 4^ 

als einzelvertretungsberechtigte und von den Basr.hränlfnngPTi 
des § 181 BGB befreite Geschäftsführerin der WVF-Verwaltungsgesellschaft Projekt Stahltwiete 

mbH, diese wiederum in ihrer Eigenschaft als einzelvertretungsberechtigte und von den Beschrän- 

kungen des § 181 BGB befreite persönlich haftende Gesellschafterin der 

WVF-Beteiligungsgesellschaft Stahltwiete GmbH & Co. KG 
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Urkundenrollen-Nr. 2279/2016 VH 

Hiermit beglaubige ich, 

der Hamburgische Notar 
Dr. Michael von Hinden 

mit dem Amtssitz in Hamburg, 

Notariat am Alstertor, Alstertor 14, 20095 Hamburg, 

die vorstehende, heute vor mir vollzogene Unterschrift von: 

von l-'erson bekannt^ 

handelnd ihrer Erklärung nach in ihrer Eigenschaft als einzelvertretungsberechtigte und 

von den Beschränkungen des § 181 BGB befreite Geschäftsführerin für die 

WVF-Verwaltungsgesellschaft Projekt Stahltwiete mbH 
mit dem Sitz in Hamburg, 

Geschäftsanschrift: Drehbahn 9, 20354 Hamburg 

(Amtsgericht Hamburg, HRB 121851), 

diese wiederum handelnd ihrer Erklärung nach in ihrer Eigenschaft als einzelvertre- 

tungsberechtigte und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreite persönlich haf- 

tende Gesellschafterin der und für die 

WVF-Beteiligungsgesellschaft Stahltwiete GmbH & Co. KG 
mit dem Sitz in Hamburg, 

Geschäftsanschrift: Drehbahn 9, 20354 Hamburg 

(Amtsgericht Hamburg, HRA 114798). 

Ferner bescheinige ich, der Notar, hiermit nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 BNotO die vorgenannten 

Vertretungsberechtigungen, und zwar aufgrund Einsichtnahme in die betreffenden elektro- 
nischen Handelsregister vom 19. Dezember 2016. 

Hamburg, 19. Dezember 2016 

D Notar 



VOLLMACHT 

Hiermit erteilt die 

P.M.F. Beteiligungs-GmbH 

mit dem Sitz in Wohltorf, 

Geschäfoanschrift: Billtal 24, 21521 Wohltorf 

(Amtsgericht Lübeck, HRB 1222 SB), 

- im Folgenden auch "der VoIImach^eber" genannt -, 

dem Bevollmächtigten 

- im Folgenden auch "der Bevollmächtigte" genannt -, 

folgende Vollmacht zur Fassung eines Gesellschafterbeschlusses; 

Vollmacht zur Fassung eines Gesellschafterbeschlusses 

im Namen und auf Rechnung des Gesellschafters P.M.F. Beteiligungs-GmbH. 

Der Bevollmächtigte ist vom Vollmachtgeber bevollmächtigt, unter Verzicht auf alle gesetz- 

lichen und vertraglichen Frist- und Formvoraussetzungen in notariell beurkundeter Form 

einen Gesellschafterbeschluss der Kommanditgesellschaft in Firma 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße 1 a, 18055 Rostock 

(Amtsgericht Rostock, HRA 2647), 

- im Folgenden auch "die Gesellschaft" genannt -, 

zu fassen, aus dem sich ergibt, dass die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft analog 

§ 179a AktG dem Abschluss und der Erfüllung des Kaufvertrages über den Verkauf des im 

Eigentum der Gesellschaft befindlichen Grundstücks, eingetragen im Grundbuch des Amts- 

gerichts Hamburg-Altona von Ottensen Blatt 6124 der Gemarkung Ottensen, lfd. Nr. 13, 

Flurstück 5190, belegen laut Grundbuch südlich Celsiusweg 5 südlich Stahltwiete 32, an die 

Werkhof 2 Bahrenfeld Projektgesellschaft mbH & Co. KG mit dem Sitz in Hamburg, Ge- 

schäftsanschrift: Neuer Jungfernstieg 5, 20354 Hamburg (Amtsgericht Hamburg, 

HRA 120370), als Käufer zustimmt. 

Der Bevollmächtigte ist berechtigt, das Stimmrecht des Vollmachtgebers insoweit nach sei- 

nem freien Ermessen auszuüben. 
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Der Bevollmächtigte ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. 

Die Vollmacht ist bis zu ihrer Verwendung jederzeit widerruflich. 

. den 2^4 

als alleiniger und darmnilemvertremrigsbe^chti^^ Beschränkungen 

des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer der P.M.F. Beteiligungs-GmbH 
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Urkundenrollen-Nr. 2321/2016 VH 

Hiermit beglaubige ich, 

der Hamburgische Notar 
Dr. Michael von Hinden 

mit dem Amtssitz in Hamburg, 

Notariat am Alstertor, Alstertor 14, 20095 Hamburg, 

die vorstehende, heute vor mir vollzogene Unterschrift von: 

von Person bekannt, 

handelnd seiner Erklärung nach in seiner Eigenschaft als alleiniger und damit alleinver- 

tretungsberechtigter und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Geschäfts- 

führer für die 

P.M.F. Beteiligungs-GmbH 

mit dem Sitz in Wohltorf 

Geschäftsanschrift: Billtal 24, 21521 Wohltorf, 

eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Lübeck unter HRB 1222 SB. 

Ferner bescheinige ich, der Notar, hiermit nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 BNotO die vorgenannte 

Vertretungsberechtigung, und zwar aufgrund Einsichtnahme in das betreffende elektroni- 
sche Handelsregister vom 22. Dezember 2016. 

Hamburg, 22. Dezember 2016 

Dr, Notar 



VOLLMACHT 

Hiermit erteilt die 

Köhler & von Bargen Projekte GmbH 

mit dem Sitz in Oststeinbek, 

Geschäftsanschrift: Möllner Landstraße 65, 22113 Oststeinbek 

(Amtsgericht Lübeck, HRB 12943 HL), 

- im Folgenden auch '*det Vollmachtgeber” genannt -, 

dem Bevollmächtigten 

- im Folgenden auch "der Bevoihnächtigte” genannt -, 

folgende Vollmacht zur Fassimg eines Gesellschafterbeschlusses: 

Volhnacht zur Fassung eines Gesellschafterbeschlusses 

im Namen und auf Rechnung des Gesellschafters Köhler & von Bargen Projekte GmbH, 

Der Bevollmächtigte ist vom Vollmachtgeber bevollmächtigt, unter Verzicht auf alle gesetz- 

lichen und vertraghchen Frist- und Formvoraussetzungen in notariell beurkundeter Form 

einen Gesellschafterbeschluss der Kommanditgesellschaft in Firma 

Projektgesellschafc Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße 1 a, 18055 Rostock 

(Amtsgericht Rostock, HRA 2647), 

- im Folgenden auch "die Gesellschaft” genannt -, 

zu fassen, aus dem sich ergibt, dass die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft analog 

§ 179a AktG dem Abschluss und der Erfüllung des Kaufvertrages über den Verkauf des im 

Eigentum der Gesellschaft befindlichen Grundstücks, eingetragen im Grundbuch des Amts- 

gerichte Hamburg-Altona von Ottensen Blatt 6124 der Gemarkung Ottensen, lfd. Nr. 13, 

Flurstück 5190, belegen laut Grundbuch südlich Celsiusweg 5 südlich Stahltwiete 32, an die 

Werkhof 2 Bahrenfeld Projektgesellschaft mbH & Co. KG mit dem Sitz in Hamburg, Ge- 

schäftsanschrift: Neuer Jungfernstieg 5, 20354 Hamburg (Amtegericht Hamburg, 

HRA 120370), als Käufer zustimmt. 

Der Bevollmächtigte ist berechtigt, das Stimmrecht des Vollmachtgebers insoweit nach sei- 

nem freien Ermessen auszuüben. 

Sehe i von 2 



Der Bevollmächtigte ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. 

Die Vollmacht ist bis zu ihrer Verwendung jederzeit widerruflich. 

n. 
Hamburg, den ^ 

als einzelvertretungsberechtigter und von den Beschränkungen 

des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer der Köhler & von Bargen Projekte GmbH 

Seite 2 von 2 



Urkundenrollen-Nr. 2259/2016 VH 

Hiermit beglaubige ich, 

der Hamburgische Notar 
Dr. Michael von Hinden 

mit dem Amtssitz in Hamburg, 

Notariat am Alstertor, Alstertor 14, 20095 Hamburg, 

die vorstehende, heute vor mir vollzogene Unterschrift von: 

von Person bekannt. 

handelnd seiner Erklärung nach in seiner Eigenschaft als einzelvertretungsberechtigter 

und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer für die 

Köhler & von Bargen Projekte GmbH 

mit dem Sitz in Oststeinbek, 

Geschäftsanschrift: MÖliner Landstraße 65, 22113 Oststeinbek 

(Amtsgericht Lübeck, HRB 12943 PIL). 

Ferner bescheinige ich, der Notar, hiermit nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 BNotO die vorgenannte 

Vertretungsberechtigung, und zwar aufgrund Einsichtnahme in das betreffende elektroni- 

sche Handelsregister vom 15. Dezember’2016. 

Hamburg, 15. Dezember 2016 

Qr-?s m 
m TW! 

m 

Notar 



VOLLMACHT 

Hiermit erteilt die 

Köhler & von Bargen Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH 

mit dem Sitz in Oststeinbek, 

Geschäftsanschrifc: Möllner Landstraße 65, 22113 Oststeinbek 

(Amtsgericht Lübeck, HRB 12873 HL), 

“ ini Folgenden auch "der Vollmachtgeber" genannt -, 

dem Bevollmächtigten 

- im Folgenden auch "der Bevollmächtigte" genannt 

folgende Vollmacht zur Fassung eines Gesellschafterbeschlusses: 

Vollmacht zur Fassung eines Gesellschafterbeschlusses 

im Namen und auf Rechnung des Gesellschafters Köhler & von Bargen Vermögensverwal- 

tungsgesellschaft mbH. 

Der Bevollmächtigte ist vom Vollmachtgeber bevollmächtigt, unter Verzicht auf alle gesetz- 

lichen und vertraglichen Frist- und Formvoraussetzungen in notariell beurkundeter Form 

einen Gesellschafterbeschluss der Kommanditgesellschaft in Firma 

Projektgesellschaft Stahltwiete 13-21 mbH & Co. KG 

mit dem Sitz in Rostock, 

Geschäftsanschrift: Lange Straße 1 a, 18055 Rostock 

(Amtsgericht Rostock, HRA 2647), 

- im Folgenden auch "die Gesellschaft" genannt-, 

zu fassen, aus dem sich ergibt, dass die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft analog 

§ 179a AktG dem Abschluss und der Erfüllung des Kaufvertrages über den Verkauf des im 

Eigentum der Gesellschaft befindlichen Grundstücks, eingetragen im Grundbuch des Amts- 

gerichts Hamburg-Altona von Ottensen Blatt 6124 der Gemarkung Ottensen, lfd. Nr. 13, 

Flurstück 5190, belegen laut Grundbuch südlich Celsiusweg 5 südlich Stahltwiete 32, an die 

Werkhof 2 Bahrenfeld Projektgesellschaft mbH & Co. KG mit dem Sitz in Hamburg Ge- 

schäftsanschrift: Neuer Jungfernstieg 5, 20354 Hamburg (Amtsgericht Hamburg, 

HRA 120370), als Käufer zustimmt. 
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Der Bevollmächtigte ist berechtigt, das Stimmrecht des Vollmachtgebers insoweit nach 

nem freien Ermessen auszuüben. 

Der Bevollmächtigte ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. 

Die Vollmacht ist bis zu ihrer Verwendung jederzeit widerruflich. 

Hamburg, den 
B *. 

20i6 

als einzelvertremngsbereaitigtenin^or^ei^eschräiikungen 

des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer 

der Köhler & von Bargen Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH 
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Urkvtndenrollen-Nr. 2260/2016 VH 

Hiermit beglaubige ich, 

der Hamburgische Notar 
Dr. Michael von Hinden 

mit dem Amtssitz in Hamburg, 

Notariat am Alstertor, Alstertor 14, 20095 Hamburg, 

die vorstehende, heute vor mir vollzogene Unterschrift von: 

von Person bekannt. 

handelnd seiner Erklärung nach in seiner Eigenschaft als einzelvertretungsberechtigter 

und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer für die 

Köhler & von Bargen Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH 

mit dem Sitz in Oststeinbek, 

Geschäftsanschrift: Möllner Landstraße 65, 22113 Oststeinbek 

(Amtsgericht Lübeck, HRB 12873 HL). 

Ferner bescheinige ich, der Notar, hiermit nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 BNotO die vorgenannte 

Vertretungsberechtigung, und zwar aufgrund Einsichtnahme in das betreffende elektroni- 

sche Handelsregister vom 15. Dezember 2016. 

Hamburg, 15. Dezember 2016 

'S 

Notar 



Anlage 5.1 



Bbtr Nr. 

Ov 
Dieses Blatt ist bei der Umstellung auf EDV an die Stelle 
des Blattes Ottensen Blatt 6124 getreten, 
Im bisherigen Blatt enthaltene Rötungen sind schwarz sichtbar. 
Freigegeben zum 22.07.1997. Bruhn 

A m fs g e ri ch t  

Grundbuch 

von 

 Ottensen  

Band 16 0 Blatt 00 6 12 4 

r 

L 

DIesBS B)aU Ist bei der Umstellung 
gemaB 5 70a GBVerf aut das Losebtatt' 
Grundbuch an die Stelle des bisherigen 
Blattes mit der gleichen Bezeichnung 
getreten. 
Die Im bisherigen Blatt enthaltenen 
Rötungen sind schwarz, Insbesondere 
als schwarze Unterstreichung, sicht* 
bar. 
Eingetragen em 8. Juli ISS't 

n 

> 13t Gfunrfriiirhhintt. Tiiitl^gfln 
Ph Schacf^r GmbH, Offcnboeli (Main) - 9, 70 
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Blatt  

Amtsgericht Hamburg- Altionft 

Grundbuch 

von 

Ottensen 
D 

Band 
160 

Blatt 0124 

Dieses Blatt ist an üie Stelle des wegen 
Suf Maschinane^ragung geschlossenen 
Blatt 3807Eingetragen am 29.Sep^"der 1901. 

i 

Die Oberelnstlmmung de* vo^ 
stehenden Inhalts dieses Be- 
standsverzeichnisses (dieser 
Abteilung) mH dem bisherigen 
Inhalt wird bescheinigt. _ 
Hamburg, den 8. 

and Nr. /it>D 
•Jaj Gr'.'ndbuohblalt mit den Reiten _ 
ist aus dem aufgetrenntert festen Band Nr. 
des Grundbuches 

von Ottensen 

vollständig hierher umgeheftet worden, 

Hamburg, den 22. APR. 1985 

. 
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Blatt l) i 

Bestand und Zuschreibungen Abschreibungen 

Zur liuf«nc!en 
Numn^r 

der 
Grundstücke 

Zurlftiifend.l 
Nummer 

der 
Grimdstücke 

II 
8.10 

11 

Kr.6)10 bei Umschreibung des Rlettes ottanse 
Blatt JBOT Bestand eingetragen ya 2$. 
Septeno» \)i^l. / 

13 

13 

Bestände allgaben berichtigt auf Grund des 
Auszuges aus deia VerftnderungenaehweltS Hr, 
3/1965 am-*0. April 1965. // 

^ a r- r «• ' “rt t • M -I « • 

Mr.ll und 12 der Kr.10 als Besta^tsH äuge 
•ohrlstsn und Hr.lO alt Kr.11 und 12 nnlaP 
Kr ,13 neu vorgatragen am l4. >ntra 1969 

Von Ottensen Blatt 4386 nach hier übertragei 
am l4. Mära 1969. 

Von Hr. S das PlurstUok Kr. 1919A SfOB 
1362 OB Übertragen naoh Ottanson Blatt 
626LaB 5- Mars 1^5. Rast Ifd.^r. 11. 

13 'onNr.13 ist das Fluratock Mr.2869 (321qni) 
luf Blatt 6269 des Grundbuches von otten- 
len cbertragen ay .Novamber 

/ 
Dis Obereinstimmung des vot^ 
stehenden Inhalts dieses Be- 
standsverzeichnisses (dieser 
Abteilung) mit dem bisherigen 
Inhalt ivird bescheinigt. 
Hamburg, den 8. JulM934 

Die Bestandsangaben sind nsoh der Fortführ 
iglttellung vom 4 .Dezember 1975 (FN 134/13 
bericht gt am 29.teaBmber 1975 

.ngS“ 
/75) 

■fl 

Ansehlleßandcr Elntragunusrautn gesperrt 
Im Hinblick auf naehtoigcndc Elntragunfi 

Die Obereinstimmung des vor- 
stehenden Inhalts dieses Be- 
standsverzeichnisses (dieser 
Abteilung) mit dem bisherigen 
Inhalt wird besche^ljll^j 
Hamburg, den Iburg, den / 

AnschlleftsnilBr Elntranungsraum gesperrt 
Im Hinblick auf nachfolgende Eintragung 

OSensen ßlatt'6124 
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64 
Bl^ Erste Abteilung 

Laufende 
Kumtner 

4cr 
Eintragungen 

i 

Eigentümer 

Laufend« NummcT der Grundslücke im Bestands« vereelchnls 

({•ICfOht 
iBgenlanr Werner B » ■ n ■ e h,Hamburg-Altona, 

Paul Klinge GmbH, Hamburg 

Hannelore Ursula Reich, 
geborene Mever, 

2. Karin Edith Lux. 
Thanheuser 

ieboren am 14.Jvt  
-ln Geselleehaft bürgerlichen Rechtst 

Reimund Christian Reich 
~cieTr!TTsiv-. November 1931 

8, 10 

12 

JLL Auflassung vom 16. Juni 1586 ^OM 66); 

iufginintl der Auflaissun^ vorri-6.Dezember 
iö05--;^Q]jj72) j eingetragen am lA.Mal 

1990. 

"n" 

, 2 Karin Edith Lux 
geborene Thanheuser, 
geboren em 1ü, Juni 

in Gesellschaft bürgerlichen Rechts* 

Ole Ober ili 
stehendet> 
etandsve 
Abtellunoi 
Inhalt wir t 

netlmm^n 
Inhalts 

ibelchnlsab! 
mit den 
besehe! Ii 

Hamburg den g 

AnschlleBencter 
tm HinblicK aul 

Elniragun 
naeblol; 

64 

Grundlage der Eintragung 
V 

UJ 

0> 

Auf Antrafi des SrundstaolrselgenttliiierB vom   
4. Februar 1069 ohne Elgentumsveranderting 
nach hier übertragen am 14. Mära iq6q 

eingetragen am 5. Oktober 1?8c. 

W^ililun 

“AüTgrlininrea^rTEr'lcrit HjungsHnträges vom ft, 
Dorember/9, Dezember 1991 und des Erbscheine 
vom 17. September 1991 (Amtegericht Hamburg- 
Blankeneee, 5D7 lU-Vi 783/91) -DN 78- einge- 
tragen am 31. März 1992. 

g des vo^ 
dieses Be- 
s (dieser 
bisherigen 

igb 

Juli 1994 

/ 

i^raurn* gesperrt 
igmde Eintragung 

Oftinseft Blatt'6 1 2 4 

I 

Hamburg-Altona Ottensen 6124 - Geändertem 10.03.2017 - Abdruck vom 14.03.2017 - Seite 9 von 25 Seiten 
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